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Erste Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf, Sonntag, den 12. März 1905, mittags 12 Uhr.

Nach Beendigungdes in den Hauptkirchcnbeider Bekenntnisse abgehaltenenGottesdienstes
versammeln sich um 12 Uhr die Mitglieder des Landtages im Sitzungssaale des Standehauses.

Um 12 Uhr 20 Minuten eröffnet der stellvertretendeLandtagskommissarius,Königlicher
Regierungs-Präsidcnt,Herr Wirklicher GeheimerOberregierungsrat von Hartmann, den 45, Pro-
vinziallcmdtagmit folgender Ansprache, welche die Mitglieder stehend entgegennehmen:

Hochgeehrte Herren!
Nachdem Seine Majestät der Kaiser und König durch Allerhöchsten Erlaß vom 9. Januar

d. Is. geruht haben, die Berufung des Rheinischen Provinziallandtages nach Düsseldorf auf den
heutigenTag zu genehmigen, habe ich die Ehre in Vertretung des leider durch eiu Unwohlsein
behinderten Herrn Ober-Präsidenten der Rheinprovinz als Königlicher KommissariusSie namens
der Stantsregierung hier herzlich willkommen zu heißen.

Zu neuem reichem Glück für unser Herrscherhausist in dem vergangenenJahr der Grund
gelegt durch die Verlobung Seiner Kaiserlichen und Königlichen Hoheit des Kronprinzen mit einer
Tochter aus deutschem Fürstengeschlecht,Mit dem ganzen Vaterlande hat die Rheinprovinz, deren
aliua, inatLr den durchlauchtigstenErben der Krone noch bis vor kurzem zu den ihrigen zählen
durfte, das Herzensbündnis des Hohen Paares begrüßt, Ihrer freudigstenZustimmung durfte sich
der Provinzilllausschuß gewiß halten, als er aus diesem Anlaß die ehrerbietigsten Glückwünsche
der Provinz an den Stufen des Thrones niederlegte. (Beifall.)

Im Herbste dieses Jahres steht uns, so Gott will, die hohe Freude bevor, Seine Majestät
den Kaiser und König auf Rheinischem Boden in Ehrfurcht zu bewillkommnen. Möge der Besuch
unserer Provinz Seiner Majestät wie von der Waffenbereitschaftder Rheinischen Jugend, so von
der unwandelbaren Liebe und Treue der ganzen rheinischenBevölkerung erneut untrügliches
Zeugnis geben.

In Ihren Beratungen wird diesmal die Erörterung des von der Verwaltung und dem
Provinzilllausschußmit gewohnter Sorgfalt ausgearbeitetenHaushaltsplanes wohl die Hauptstelle
einnehmen.

Von der Fürsorge für die Ihrer Obhut anvertrauten Aufgaben geben feiner die Vorschläge
zur Verbesserungder Lage des Pflegepersonals an den Provinzial-Heil- und Pflegeanstalten, die
einen weiteren Schritt zur Hebung der Irrenpflege bedeuten, und die Anträge auf Vergrößerung
der Taubstummenanstaltenberedte Kunde.
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Auch die Gewährung fernerer Beihilfen zur Errichtungum: kommunalen Wasserversorgungs-
cmstcilteuwird Sie in dieser Tagung beschäftigen, nachdem die veranstalteteneingehenden Erhebungen
die Versorgungweiterer zahlreicherbedürftiger Gemeindenmit reinem Trink- und Gebrauchswasser
zur Verhütung von Krankheiten und im Landeskulturinteresseals unabweisbares Bedürfnis
erwiesen haben.

Des Ferneren wird uon Ihnen die Bereitstellungvon Mitteln zur Verstärkungdes Klein-
bahnfonds erbeten werden.

An Ihre so oft erprobte Fürfolge für die ideellen Aufgaben der Provinz wendet sich
unter anderem der Antrag, die Wiederherstellungdes kunst- und baugcschichtlich einzigartigen
Wetzlcirer Domes zu fördern und dadurch das stolze Bauwerk vor dem ihm fönst drohenden
Verfall zu retten.

Mögen Sie mit altbewährtem Eifer an die Lösung der gestellten Aufgaben herantreten,
möge Gottes Segen allzeit Ihre Arbeit geleiten.

Auf Allerhöchsten Befehl erkläre ich den 45. Piovinziallandtag für eröffnet. (Beifall.)
Das an Jahren älteste Mitglied des Landtages hat nach § 32 der Provinzialordnung

zunächst den Vorsitz zu übernehmen. Soweit ich habe feststellen können, ist das älteste anwesende
Mitglied Herr Theodor Dietze, der am 13. Dezember 1824 geboren ist.

Es meldet sich kein Älterer, demnach wird Herr Dietze den Vorsitz zu übernehmenhaben.
Alterspräsident Dietze: Meine Herren! Ich übernehme den Vorsitz als Alterspräsident

in der Unterstellung,daß sich kein älteres Mitglied hier meldet.
Ich frage also, ob ein Älterer auf diesen Sitz Anspruch macht. Es ist nicht der Fall!

Dann übernehme ich den Altersvorsitz und bitte die beiden jüngsten Herren Abgeordneten,den
Herrn Landrat Freiherr« von Hcnnmerstein und den Herrn Landrat Dr. zur Niedcn, mich gütigst
zu unterstützen.

Meine Herren! Wir kommen dann zum Namensaufruf zur Feststellung der anwesenden
Mitglieder. Ich bitte einen der Herren, jetzt die Namen aufzurufen, und bitte, mit einem ver¬
nehmlichen„Hier" antworten zu wollen.

(Schriftführer AbgeordneterFreiherr von Hammerstein vollzieht den Namensaufruf.)
Alterspräsident Dietze: Meine Herren! Der Namensaufruf hat ergeben, daß von 155

Mitgliedern 120 anwesendsind. Der Landtag ist also beschlußfähig.
Wir kämen nnnmehr zu der Aufgabe des Alterspräsidenten,die Wahlen des Vorsitzenden

und seines Stellvertreters in zwei getrennten Wahlgängen vorzunehmen.
Ich frage nun zunächst:Wollen die Herren eine Akklamationswahlvornehmen? (Rufe: Ja!)
Es ist also Akklamationswahlvorgeschlagen. Sie kann erfolgen, wenn sich dagegen kein

Widersprucherhebt. Ich frage, ob widersprochen wird. — Es ist nicht der Fall.
Dann werden wir also durch Akklamationzur Wahl des ersten Präsidenten schreiten. Ich

bitte also, aus dem Gremium des Hauses, Vorschlägezu machen. (Abgeordneter Friederichs:
Ich bitte ums Wort:)

Herr AbgeordneterFriederichs hat das Wort.
AbgeordneterFliederichs: Ich bringe in Vorschlagdie Wiederwahl des bewährten bis¬

herigen Vorsitzenden, des Herrn OberbürgermeistersBecker aus Cöln. (Lebhafter Beifall.)
Alterspräsident Dietze: Meine Herren! Es ist dnrch Herrn Friederichs Herr Ober¬

bürgermeister Becker-Cöln zum Vorsitzendenvorgeschlagen. Wird dagegen Einspruch erhoben?
(Rufe: Nein!)
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Das ist nicht der Fall. Dann erkläre ich den Herrn OberbürgermeisterBecker-Cölnzum
ersten Vorsitzenden dieses Landtags gewählt und erlaube mir die Anfrage an ihn, ob er die Wahl
annimmt.

AbgeordneterBecker: Meine Herren! Ich nehme die Wahl an, indem ich Ihnen für
das durch Ihre Wiederwahl mir erwiesene Vertrauen meinen aufrichtigenDank sage. Ich werde
nach Kräften bemüht sein, den Pflichten meines Amtes mit Treue, Gewissenhaftigkeit und Objektivität
zu entsprechen und erbitte dazu Ihre allseitige freundliche Unterstützung. (Lebhafter Beifall.)

Alterspräsident Dietze: Meine Herren! Wir kommen nun in gleicher Weife zu der
Wahl des stellvertretendenVorsitzenden. WünschenSie auch dafür Akklamationswahl? (Rufe:
Ja!) Ich frage, ob dagegen Widersprucherhoben wird. (Rufe: Nein!) Das ist nicht der Fall.
Dann bitte ich um einen Vorschlag aus der Mitte des Hauses. (AbgeordneterFriederichs: Ich
bitte ums Wort.)

Herr AbgeordneterFriederichshat das Wort.
Abgeordneter Friederichs: Meine Herren! Wir sind in der angenehmenLage, auch

in diesem Falle die Wiederwahl einer bewährten Kraft vollziehenzu können, und ich schlage Ihnen
dazu vor, den Freiherr« von Schorlemer,den früheren stellvertretenden Vorsitzenden, (Lebhafter Beifall.)

Alterspräsident Dietze: Meine Herren! Es ist durch Herrn AbgeordnetenFriederichs
als stellvertretender VorsitzenderHerr Freiherr von Schorlemer-Lieservorgeschlagen. Erhebt sich
Widerspruchdagegen? (Rufe: Nein.)

Das ist nicht der Fall. Dann erkläre ich den Herrn Freiherr« von Schorlemer-Lieser
zum stellvertretenden Vorsitzendendieses Landtags für gewählt. Ich frage denselben, ob er die
Wahl annimmt.

Abgeordneter Freiherr von Schorlemer-Lieser: Ich nehme die Wahl mit bestem
Dank und mit der Bitte um Nachsicht an, falls ich zur Amtsführung berufen weiden sollte.

Alterspräsident Dietze: Meine Funktion ist damit erledigt, meine Herren. Ich danke
für Ihre gütige Nachsicht (Beifall.)

(Abgeordneter Becker begibt sich zum Platze des Vorsitzenden, um den Vorsitz zu
übernehmen.)

Vorsitzender Becker: Meine hochverehrten Herren! Indem ich hiermit den Vorsitz übel¬
nehme, erlaube ich mir, zunächst in Ihrer Aller Namen dem Herrn Alterspräsidentenfür die um¬
sichtige Weise, in der er die Konstituierungunseres Hauses herbeigeführthat, den aufrichtigen Dank
zu sagen (Lebhafter Beifall,) und ich bitte Sie, diesen Dank zu bestätigen, indem Sie sich von
Ihren Sitzen erheben. (Geschieht unter Beifall.)

Wir haben sodann die Wahl der Schriftführer vorzunehmen. In der letzten Tagung
waren es die Herren Negierungsrat Schrakamp, Landrat von Groote, Landrat Dr. Momm,
Landrat Snethlage.

Ich bitte um Vorschläge.
Herr AbgeordneterFriederichs hat das Wort.
AbgeordneterFriederichs: Ja, meine Herren, ich bin nicht ganz unterrichtet, ob die

Herren alle wieder anwesend sind; sonst würde ich mir auch hier erlauben, Wiederwahl in
Vorschlagzu bringen, und zwar Wiederwahl der vier Schriftführer in einem Gange und auch
durch Zuruf. (Beifall.)

VorsitzenderBecker: Die Wahl kann durch Zuruf erfolgen, wenn von keiner Seite
Einspruch erhoben wird. — Da« ist nicht der Fall.
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Ich kann damit feststellen, daß die Herren die Wiederwahl der Schriftführer per
Akklamation beschlossenhaben. (Zustimmung) Dann bitte ich die beiden Herren Dr. Momm
und Snethlage, hier am Schriftführertische Platz zu nehmen. (Geschieht.)

Dann habe ich die Ehre, dem Herrn Stellvertreter des KöniglichenKommissarius zu
melden, daß der 45. Rheinische Provinziallandtag seinen Vorstand gebildet hat.

Ehe wir nun, meine hochverehrten Herren, in die Geschäfte eintreten, lassen Sie uns den
Gefühlen (die Mitglieder erheben sich), welche uns jedesmal in diesem Hause bei unserer
Konstituirung beseelen, den Gefühlen der innigen Liebe, der hohen Verehrung gegen unseren
erhabenenKaiser und König Ausdruckgeben, indem Sie begeistertin den Ruf einstimmen:

Se. Majestät unser teurer Kaiser und König, er lebe hoch und nochmals hoch und
nochmals hoch! (Die Mitglieder stimmen begeistertin das dreimalige Hoch ein.)

Wie Sie Alle, meine Herren, bereits wissen, ist Se. Exzellenz der Herr Ober-Präsident
leider durch ein Unwohlsein verhindert, an der heutigen Tagung in der gewohnten Weise teil¬
zunehmen. Es wird nur Ihrer Aller Wünschenentsprechen, wenn wir unserm lebhaften Bedauern
darüber und unserm herzlichen Wunsch ans recht schnelle Wiederherstellung durch folgendes Telegramm
Ausdruck geben:

„Der 45. Rheinische Provinziallandtag, welcher sich soeben konstituirt hat, gibt ein¬
stimmig dem aufrichtigen Bedauern Ausdruck, daß Ew. Exzellenz verhindert sind,
persönlich an seinen Verhandlungen teilzunehmen und daß er deshalb die gewohnte
fördernde Mitarbeit des langjährigen KöniglichenKommissariusentbehren muß.

Er sendet Ew. Exzellenz ehrerbietigen und herzlichen Gruß mit den besten
Wünschenfür baldige völlige Genesung." (Lebhafter Beifall.)

Ich darf wohl ohne besondere Abstimmung feststellen,daß Sie dieses Telegramm ein¬
stimmig genehmigthaben. (Zustimmung und Beifall)

Desgleichen,meine verehrten Herren, haben wir auch diesmal wieder, wie in den letzten
Jahren, lebhaft zu beklagen, daß Se. Durchlauchtder Fürst zu Wied noch immer durch Krankheit
verhindert ist, an unseren Beratungen sich zu beteiligen. Er hat sich aus dem Grunde in einem
freundlichenSchreiben entschuldigt. Ich möchte auch hier bitten, daß Sie sich, dem Wunsche
Ihres Herzens entsprechend, mit folgendemTelegramm an Se. Durchlaucht den Fürsten zu Wied
einverstandenerklären:

„Der 45. Rheinische Provinziallandtag hat mit herzlichemBedauern vernommen,
daß Euer Durchlaucht Gesundheit die Teilnahme an den Sitzungen nicht gestattet.
Er sendet dem langjährigen Landtagsmarschall, dem bewährten Leiter so vieler
Landtage verehrungsvollenGruß mit den besten Wünschen für baldige Genesung."
(Bravo.)

Ich darf auch wohl hier ohne besondere Abstimmung Ihre einstimmige Zustimmung
feststellen. (Bravo.)

Meine Herren! Wir haben leider seit dem letzten Landtage nachstehende Mitglieder des
ProvinzillUandtagesdurch den Tod verloren:

Herrn Eduard Moog-Mülheim a. d. Mosel,
„ Friedlich von Kühlwetter-Düsseldorf,
„ Heinrichvon Waldthausen-Essen,
„ Matthias Esser-Rodderhof und
„ Friedrich Leopold Freiherr von Geyr»Schweppenburg-Müddersheim.
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Meine Herren! Die verstorbenenHerren haben sämtlich lange Jahre dem Provinzialland-
tagc angehört, mit regem Interesse an den Beratungen desselben sich beteiligt und sich dadurch
hohe Verdiensteum die Provinz erworben. Wir werden ihrer nie vergessen. Ich bitte Sie, sich
zum ehrenden Andenkenzu erheben. (Geschieht.)

Als Ersatzmännerfür die verstorbenenMitglieder sind gewählt:
Herr Freiherr von Hammerstein, Königlicher Landrat, Bernkastel,

„ Hermann Heye, Fabrikant, Haus Glbroch bei Holthausen,
„ Karl Funke, Kommerzienrat,Essen,
„ Landrat Minten-Cöln und
„ RittergutsbesitzerEmil Schwecht-Sievernich.

Außerdem sind durch Mandatsniederlegung ausgeschieden:
Herr Polizei-Präsident Scherenberg-Frankfurt a. Main,

„ Bcrgrat Ernst Wiggert-Grube Heinitz,
„ Bürgermeistera. D. Ferdinand Fischer-Eschweiler,
„ GutsbesitzerJohann Peter Limbourg-Bitburg,
„ Regienmgs-Präsident Freiherr von Coels van der Vrügghen-Arnsbcrg und
„ Rentner Vieb ahn-Bonn.

Durch die stattgehabten Ersatzwahlensind gewählt:
Herr Landrat Dr. Walther zur Nicden-Vohwinkcl,

„ KöniglicherBergrat Diedrich-Neunkirchen,
„ Bergassessor Stanislaus Klemme-Kohlscheid,
„ Reichstags- und LandtagsabgeordneterPeter Wallenborn - Bitburg,
„ Geheimer KommerzienratAdolf Kirdorf-Aachen und
„ Fabrikant Bernhard Krawinkel-Volmerhausen.

Meine Herren! Ich heiße die Herren, die hier neu in den Landtag eingetreten sind,
herzlich willkommen,hoffe, daß sie an den Beratungen sich möglichst regelmäßig und fleißig be¬
teiligen werden, und spreche den Wunschaus, daß ihr Eintritt der Rheinprovinz zum Segen, und
ihnen allen zur vollen Befriedigung gereichen möge.

Wir kommen dann, meine Herren, zu den Eingängen.
Von Seiner Exzellenz dem Herrn Ober-Präsidenten sind die Verhandlungenüber die in

den WahlkreisenAachen-Land, Düren, Cöln-Land, Gummersbach, Düsseldorf-Land, Essen-Stadt,
Mettman, Bernkastel,Bitburg und Ottweiler infolge Mandatsniederlegung und Ablebens von Ab¬
geordnetenvorgenommenen11 Erfatzwahlenüberfandt worden. Diese Verhandlungen werden zu¬
nächst der Wllhlprüfungskommission zu überweisen sein.

Der 44. Provinziallandtag hat in der Plenarsitzung vom 12. März 1904 nach dem
Antrag der Wllhlprüfungskommission die im WahlbezirkMülheim a. Rh. vorgenommeneErsatzwahl
für den Provinziallandtag mit der Maßgabe für gültig erklärt, daß innerhalb der gesetzlichen Frist
von zwei Wochen ein Ginspruch nicht erhoben sein werde. Nach einer Bescheinigung des Vorsitzen¬
den des Wahlvorstandes ist innerhalb der gesetzlichen Frist ein Einspruch gegen die Ersatzwahl
nicht erfolgt, so daß also die Wahl gültig ist.

Nach einer Mitteilung Seiner Exzellenz des Herrn Oberpräsidentenwerden die Herren
Piovinzillllandtagsllbgeordneten
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Geheimer KommerzienratConze in Langenberg,
KöniglicherLandrat, Geheimer Regicrungsrat Freiherr von Ayx in Euskirchen,
LederfabrikantEduard Nels in Prüm,
Oberstleutnant a. D. GutsbesitzerSchmidt von Schwind zu Eschberg,
Bergrat Emil Krens er in Mechernich,
GutsbesitzerGottfried Cla essen in Isencroidt,
Geheimer KommerzienratW egeler in Coblenz,
Landrat Pastor in Aachen,
Geheimer KommerzienratOtto Böninger in Duisburg

aus Gesundheitsrücksichten verhindert sein, den Sitzungen dieses Landtags beizuwohnen.
Der Geheime Beigrat Hilger in Charlottenburgist nach einem dem Herrn Ober-Präsidenten

zugegangenen Schreiben wegen des zur gleichen Zeit tagenden Schlesischen Provinziallandtags
ebenfalls nicht in der Lage, an den Sitzungen des Rheinischen Provinziallandtags teilzunehmen.

Ferner haben der Gutsbesitzer Tillmann Bönniger in Hüls und der Landrat von Guörard
in Montjoie angezeigt,daß sie der Eröffnung des Landtags nicht beiwohnenkönnen. Die Herren
hoffen am 13., spätestensaber am 14., in Düsseldorf eintreffenzu können.

Herr Fabrikant Nels teilt in einem Schreiben an den Herrn Landeshauptmann mit, daß
sich sein Zustand immer noch nicht so gebessert habe, daß er den Sitzungen des Landtags bei¬
wohnen könne; es sei dies das erstemal seit 27 Jahren, daß er an den Sitzungen des Provinzial¬
landtags nicht teilnehmenkönne.

Nach einem Schreiben Seiner Exzellenzdes Herrn Ober-Präsidenten hat der Provinzial-
lcmdtagsabgeordneteHerr Freiherr von Diergardt in Morsbroich telegraphisch angezeigt, daß er
infolge Influenza vorläufig verhindert sei, den Sitzungen beizuwohnen,und ferner hat Seine
Durchlauchtder Prinz von Nrenberg telegraphischangezeigt, daß es ihm infolge eines akuten
Rheumatismusanfalles nicht möglich sei, an den ersten Sitzungen des Provinziallandtaa.es teilzu¬
nehmen; er hoffe indessen, im Verlaufe der Woche erfcheinen zu können.

Es sind eingegangen Berichte über die Tätigkeit der Provinzialkommission für die Denkmal¬
pflege in der Rheinprovinz und der Provinzialmufeen zu Bonn und Trier für das Jahr 1904.
Die Herren Abgeordnetenwerden diefe Berichte auf ihren Plätzen vorgefundenhaben.

Der Vorstand der stiidtifchen Kunsthalle hierselbst hat für die Herren AbgeordnetenEin¬
trittskarten zum Befucheder Kunsthalleübersandt. Auch diese Karten habe ich auf Ihren Plätzen
verteilen lassen.

Der Zentralgewerbeverein bittet die Herren Mitglieder des Provinziallandtags um
Besuch des Kunstgewerbemuseums. Die vom Verein zugesandtenEintrittskarten sind auf Ihren
Plätzen verteilt.,

Endlich, meine Herren, teilt das Komitee für Massenverbreitungguter Volksschriften mit,
daß heute nachmittag 4^2 Uhr im Rathaussaal eine Versammlungstattfindet, die mit Rücksicht
auf den Provinziallandtag grade auf diefe Zeit anberaumt fei.

Wir kommen zu den geschäftlichenMitteilungen.
Die Herren Abgeordneten werden gebeten, die bei den geschäftlichenMitteilungen —

diefelben liegen auf den Platzen — befindlichenAnzeigen über die hiesige Wohnung baldigst
(möglichstschon heute) ausgefüllt an das Landtagsbureau (Zimmer XV) zurückgeben zu wollen,
da davon die baldige Herstellung des Wohnungsverzeichnisses und die pünktliche Zustellung der
Einladungen zu den Sitzungen und der Drucksachen abhängt.
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Auch bitte ich die Herren, an der Rücklehne ihres Sitzes, wo dies noch nicht geschehen
ist, den Namen anzubringen,damit der Situationsplan des Saales bald fertig gestellt werden und
in ihre Hände gelangen kann.

Infolge der in der vorigen Tagung des Provinziallandtages getroffenen Dispositionen
wird während der diesjährigen Session wieder das seither übliche Festessen stattfinden, zu welchem
die Spitzen der Militär- und Zivilbchörden der Provinz Einladungen erhalten. Mit Rücksicht
darauf, daß die Beendigung der Session am kommenden Samstag schon erwartet werden kann,
ist als Zeitpunkt für dieses Festessen Donnerstag der 16. dss. Mts. nachmittags5 Uhr wie früher in
der städtischen Tonhalle hierselbst in Aussichtgenommen. Eine entsprechende Mitteilung lasse ich
auf Ihren Plätzen verteilen und bitte Sie, die daran befindlichen Anmeldungender Gedecke sobald
als tunlich, spätestens aber bis Mittwoch mittag 12 Uhr, an das Landtagsbureau gelangen zu lassen.

Ich weiß nicht, ob die Herren das alle verstandenhaben. (Wird verneint.) Also das
Ständeessen soll am Donnerstag nachmittag um 5 Uhr in der Tonhalle stattfinden, und die Herren
werden gebeten, ihre Beteiligung, resp, wenn sie Gäste einladen wollen, die Anzahl der von ihnen
gewünschten Gedecke bis spätestens am Mittwoch mittag 12 Uhr in das Landtagsbureau gelangen
zu lassen.

Meine Herren! Die Toilette bei dem Ständeessenist wie bisher Frack mit großen Orden
und kleine Uniform.

Meine Herren! Ich erlaube mir dann den Vorschlag,am Schlüsse der Sitzung die Ver¬
losung des Provinziallandtages in fünf, der Zahl nach möglichst gleiche Abteilungen — jetzt
werden es 31 Mitglieder jeder Abteilung werden — vorzunehmenund ersuche die Mitglieder der
zu verlosenden Abteilungen am nächsten Vormittag, also morgen vormittag 10'/v Uhr, zur
Konstituierung und Wahl der Kommissionen — jede Abteilung wählt je 3 Mitglieder in die zu
bildenden 4 Fachkommissionen, die Geschäftsordnungskommission und die Wahlprüfungskommission
— und zwar Abteilung I auf Zimmer XXII, Abteilung II auf Zimmer XX, Abteilung III auf
Zimmer XVII, Abteilung IV auf Zimmer XIX und Abteilung V auf Zimmer X — zu¬
sammenzutreten.

Die gewählten Kommissionenwerden dann um 11 ^2 Uhr zu ihrer Konstituierungzu¬
sammentreten, und zwar die I. Fachkommission in Zimmer XXII, die II. in Zimmer XX, die
III. in XVII, die IV. in XIX, die Geschäftsordnungskommiffion in IX — Sitzungssaal des
Provinzilllausschusscs — und die Wahlprüfungskommissionin Zimmer X.

Meine Herren! Einladungen dazu werden Ihnen aber noch gedruckt zugehen, auch mit An¬
gabe der Zimmer, der Zeit usw. Sie weiden Sie also morgen früh jedenfalls,wenn Sie Ihre
Wohnung angegebenhaben, dort finden.

Ich erlaube mir nun den Vorschlag, daß wir die nächste Plenarsitzung morgen Mittag
um 12 Uhr mit folgenderTagesordnung abhalten:
1. Eingänge.
2. Belicht des Prouinzialausschussesüber die Ergebnisse der Provinzialverwaltungin dem Rechnungs¬

jahre 1903..
3. Vorberichtzu dem Haupt'Haushaltsplcmder Provinzialverwaltungfür das Rechnungsjahr1905.
4. Haupt-Haushaltsplan für die Provinzialverwaltung für das Rechnungsjahr 1905.
5. Bericht des Provinzilllausschusscs,betreffend den Vermögensstanddes Rheinischen Prouinzml-

uerbandes und
6. Entscheidung über die geschäftlicheBehandlung der bis jetzt eingegangenenVorlagen.
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Wenn hiergegen keine Bedenken laut werden, dann möchte ich Ihnen schließlich noch
vorschlagen,meine Herren, wie im verflossenen Jahre, übermorgen, am Dienstag den 14. März
keine Plenarsitzung zu halten, diesen Tag vielmehr sür die Kommissionsarbeitensrei zu lassen. Die
nächste Plenarsitzung würde dann am Mittwoch mittag 12 Uhr anzuberaumen und es würde —
darum möchte ich bitten — mir zu überlassensein, je nach den Komissionsarbeiten,die wir ja
noch nicht übersehen können, die Tagesordnung aufzustellen. (Zustimmung.)

Wenn Sie mit diesen Vorschlägeneinverstandensind — die übrigens den Vorgängen
auf früheren Landtagen entsprechen— dann würde ich danach verfahren und würde mich für
ermächtigthalten, ohne Ihre Mitwirkung die Tagesordnung für den Mittwoch festzustellen.

Die Tagesordnung für morgen haben Sie ja bereits genehmigt.
Meine Herren! Damit wären wir am Ende unserer Sitzung, und es wird nun die

Verlosung in die 5 Abteilungenbeginnen, der beizuwohnenniemand von Ihnen verpflichtet ist.
(Heiterkeit.)

(Schluß 1 Uhr 10 Minuten.)

Zweite Sitzung
im Ständehausezu Düsseldorf am Montag, den 13. März 1905.

Beginn 12 Uhr 22 Minuten.

Tagesordnung:
1. Gingänge.
2. Bericht des Provinzialausschussesüber die Ergebnisseder Provinzialvcrwaltung für das Rech»

nungsjahr 1903.
3. Vorbericht zu dem Haupt-Haushaltsplan der Provinzialuerwaltung der Rheinprovinz sowie zu

den zu demselbengehörendenHaushaltsplänen der einzelnenVerwaltungszweigeund Anstalten
und

Haupt-Haushaltsplan der genannten Verwaltung sowie die zu demselben gehörendenHaushalts¬
pläne der einzelnen Verwaltungszweigeund Anstalten für das Rechnungsjahrvom 1. April 1905
bis 31. März 1906.

4. Belicht des Provinzialausschusses,betreffend den Vermögensstand des RheinischenProvinzial-
verbandes.

5. Entscheidung über die geschäftlicheBehandlung der eingegangenenVorlagen.
Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Sitzung.
Pas Protokoll über die Plenarsitzungvom 12. d. M liegt auf dem Tische des Hauses offen.
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Als Schriftführer für die heutige Sitzung werden die Herren AbgeordnetenSchrakamp
und von Groote funktionieren.

An Eingängen sind folgende zu verzeichnen:
Auf das mit Ihrer Zustimmungan Se. Exzellenzden Herrn Ober-Präsidenten abgegangene

Telegramm ist gestern Nachmittag folgende Antwort eingegangen:
„Die mir durch Ew. Hochwohlgcboren übermittelten gütigen Wünschedes Provinzial-
landtages haben mich hoch erfreut. Wenn ich auch meine Vertretung in guten Händen
weiß, so bcdaurc ich doch lebhaft, den Verhandlungen fern bleiben und damit auf die
mir besonders wertvolle persönliche Begegnung mit den Mitgliedern des Landtages
verzichten zu müssen. Gottlob schreitetmeine Besserungfort, so daß ich zuversichtlich
hoffen darf, bald wieder ganz der Arbeit mich widmen zu können. (Lebhafter Beifall.)

Mögen auch die heute begonnenenBeratungen unter Ihrer bewährtenLeitung
für unsere liebe Heimatprovinz reichsten Segen zeitigen.

Nasse, Ober-Präsident."
(LebhafterBeifall.)

Desgleichenhat Seine Durchlauchtder Fürst zu Wied auf die gestrige Depesche wie folgt
geantwortet:

„DankeIhnen und den Mitgliedern des Provinziallandtaa.es bestens für die mich sehr
erfreuendenguten Wünsche. Fürst Wied."

Der Herr Stellvertreter des Königlichen Landtagskommissariushat mir mitgeteilt, daß er
den Kgl. Regierungsrat Dr. Schultz am Ober-Präsidium der Rheinprovinz als seinen Kommissa-
rius zu den Sitzungen des Provinziallandtages und der von diesem zur Vorbereitung seiner Be¬
schlüsse gewählten Kommissionen anmelde.

Die Direktion der Gesellschaft „Verein" beehrt sich, die Mitglieder des Provinzialland¬
tages zum Besuche der Gesellschaft einzuladen.

Eben ist noch eingegangen eine Eingabe einer Reihe von Kommunalförstern, welche
darum bitten, daß der Provinziallandtag dahin wirken möge, daß ihre Einkommcnsverhältnisse
gesetzlich geregelt würden.

Die Angelegenheitwird nach meiner Auffassungin der ersten Fachkommission zunächst
vorzuberatcn sein, und wenn kein Widersprucherfolgt, dann werde ich sie dieser Kommission über¬
weisen (Zuruf).

An geschäftlichen Mitteilungen habe ich dann noch folgendezu machen. Das Verzeichnis
der Abteilungen ist Ihnen zugestellt. Heute Vormittag haben sich die Abteilungen wie folgt
konstituiert:

Schriftführer von Groote: (liest):

I. Abteilung.
Vorsitzender:vom Rath; stellvertretenderVorsitzender:Barthcls; Schriftführer: Krawinkel;

stellvertretenderSchriftführer: Freiherr von Hammerstcin.

II. Abteilung.
Vorsitzender: Michels; stellvertretender Vorsitzender:von Wätjcn; Schriftführer: Dr. Kaufmann;

stellvertretenderSchriftführer: Freiherr von Scheibler.
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III. Abteilung.
Vorsitzender: Freiherr von Solemacher-Antweiler; stellvertretenderVorsitzender: Marx;

Schriftführer: Dr. Sartorius; stellvertretenderSchriftführer: I)r. Lembke.

IV. Abteilung.
Vorsitzender: Quack; stellvertretenderVorsitzender:von Niescwand; Schriftführer: Linz; stell¬

vertretender Schriftführer: von Hagen.

V. Abteilung.
Vorsitzender: Fricderichs (Remscheid); stellvertretenderVorsitzender: Dr. Ing. Karl Lucg;

Schriftführer: Kötter.

VorsitzenderBecker: Dann, meine Herren, hat die Zusammensetzung und Konstituierung
der Kommissionen stattgefunden. Der Herr Schriftführerwird die Güte haben, Ihnen das
Resultat mitzuteilen.

Schriftführer AbgeordneterSchrakamv: (liest):

Wllhlplüfungslommission.
Vorsitzender: Dr. Ing. Lueg; Schriftführer: von Watjen; Mitglieder: Blank, Brücker, Corty,
Eroon, Freiherr Clemens von Hövel, Huesgen, Laeis, Freiherr von Loö, Molenaar,

Oster, Rand, Snethlage, Vopelius.

Geschllftsoldnungslommifsion.
Vorsitzender: I)r. Klein; stellvertretender Vorsitzender: von Hagen; Schriftführer:Dr. Sartorius;
stellvertretenderSchriftführer:Freiherr von Hammerstein; Mitglieder: Caspers, Gauhe,
Dr. Hammelschmidt, Iörissen, Kirdorf, Lehr, Lekebusch, Leverkus, Robinson, Schulz-

Briesen, Wilkes.

I. Fachtommission.
Vorsitzender:Michels; stellvertretender Vorsitzender: Spiritus; Schriftführer: Kötter; stell¬
vertretenderSchriftführer: von Laer; Mitglieder:Barthels, Dciub, Friderichs (Glberfeld),
von Groote, Hueck, Dr. Kaufmann, Marx, Minten, Moritz, Dr. Neven Du Mont,

Veltman.

II. Fachtommission.
Vorsitzender: Friederichs (Remscheid); stellvertretender Vorsitzender: Dr. Kirchartz; Schriftführer:
O. von Nell; stellvertretenderSchriftführer:vi-, zur Rieden; Mitglieder:Baumann, van
Becrs, Gfroerer von Ehrenberg, Gessert, Dr. Ioesten, Kyll, Laeis, Freiherr von Loe,

Dr. Lucas (Erkelenz), Dr. Stratmann, Dr. Venn.

III. Fachkommission.
Vorsitzender: von Stedman; stellvertretenderVorsitzender:Freiherr von Scheibler; Schrift¬
führer: Klotz; stellvertretender Schriftführer:Snethlage; Mitglieder: Dr. von Beckerath,
Freiherr von Dalwigk, Eckhardt, Hardt, Heye, Krawinkel, von Kruse, Dr. Lucas

(Solingen), H. Lucg, Dr. Momm, Dr. A. von Nell.
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IV. Fachkommission.
Vorsitzender:Dr. Freiherr von Schorlemer; stellvertretenderVorsitzender:Heising; Schrift¬
führer: Engels; stellvertretenderSchriftführer: Zanders; Mitglieder: Böcking, von Breuning,
Dick, Herriger, Freiherr August von Hövel, Freiherr Clemens von Hövel, Huth-

macher, Keller, Kirchmann, Schneemann, Walbröhl.

Vorsitzender Becker: Meine Herren! Die Wahlprüfungskommissionhat keinen Stellver¬
treter des Vorsitzendenund keinen Stellvertreter des Schriftführers gewählt. Ich möchte anheim¬
geben, bei der nächsten Tagung das noch nachzuholen.

Die anderen Kommissionen sind vollständigkonstituiert.
Das Verzeichnis der Kommissionen wird Ihnen ja noch gedruckt zugehen.
Weitere geschäftlicheMitteilungen hätte ich nicht zn machen.
Wir treten in die Tagesordnung ein.
Der erste Gegenstand „Eingänge" hat bereits seine Erledigung gefunden.
Wir kommen zum zweiten Gegenstande:

Bericht des Provinzialausschusses über die Ergebnisse der Provinzial-
verwaltung für das Rechnungsjahr 1903.

Berichterstatterist der Herr AbgeordneteNeigeordneteDietze, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneterDietze: Meine Herren! Sie wissen, daß nach § 102 der

Provinzialordnung über das abgelaufene Jahr vom Provinzmlausschuß Ihnen ein Bericht
erstattet werden soll. Dieser Bericht ist wie alljährlich auch in diesem Jahre gedruckt schon seit
mehreren Wochen ihn Ihren Händen. Er umfaßt die Zeit vom 1. April 1903 bis zum 31. März 1904.
Das Jahr 1903 liegt nun schon so lange hinter uns, daß die meisten Zahlen, die in diesem Bericht
vorkommen,schon längst durch das Jahr 1904 überholt sind, und über diese Periode wird uns
heute der Herr Landeshauptmann in seinem Finanzberichtja weiteres auseinandersetzen. Ich habe
deshalb diesem Bericht sehr wenig hinzuzufügen, und frage nur, ob aus Ihrer Mitte über das
eine und das andere Auskunft gewünscht wird.

Die Beschlüsse, die Sie im Jahr 1903 gefaßt haben, finden Sie in diesem Schriftstücke
auf den Seiten 4—26. Dort ist jede einzelne von Ihnen in Auftrag gegebene Angelegenheit
beantwortet und erledigt.

Ich hätte denn nur noch hinzuzufügen, daß wir durch die Provinzialumlage im Jahre 1903
11°/« aus den direkten Staatssteuern 6 710 000 Mark erhaltensollten, daß wir tatsächlich aber nur
eine Einnahme von rund 6 486 950 Mark hatten, also schon ein Defizit von 223 000 Mark damals
gehabt haben. Über die augenblickliche Finanzlage wird Ihnen, wie schon gesagt, nachher Näheres
mitgeteilt werden. Es hat der vorgenannte Betrag im ganzen mit den von früher zu deckenden
221900 Mach also schon ein Defizit von 444 900 Mark ergeben.

Dann, meine Herren, hätte ich Ihnen noch mitzuteilen, daß bei den Zahlen über die
Fürsorgeerziehung Minderjährigerauch Illusionen bis dahin vorgeherrschthaben, daß am 31. März 1904
die Zahl der zu Erziehendenaber bereits 2053 betragen hat.

Eine erfreulichere Erscheinung ist es, daß 1903 zum ersten Male seit langen Jahren der
für das Landarmenwesen etatsmäßig vorgeseheneProvinzialzuschußnicht ganz in Anspruch genommen
zu werden brauchte.

Dann hätte ich noch mitzuteilen, daß zwei neue Anstalten im Laufe des Geschäftsjahres
1903 eröffnet worden sind, und zwar wurde die Taubstummenanstaltin Cüln in die Verwaltung
der Provinz übernommenund ebenso die Wein- und Obstbauschule in Ahrweiler eröffnet.
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Ich möchte nun bitten zu fragen, ob noch eine nähere Auskunft gewünscht wird.
Vorsitzender Becker: Wünscht einer von den Herren noch eine nähere Auskunft oder sonst

das Wort?
BerichterstatterAbgeordneterDietze: Wenn das nicht der Fall ist, meine Herren, dann

stelle ich namens des Provinzialausschussesden Antrag, den vorliegenden Geschäftsberichtdurch
Kenntnisnahme als erledigt erklären zu wollen.

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung— und schließe dieselbe, da sich niemand
zum Wort meldet.

Ich darf wohl ohne besondere Abstimmungfeststellen, daß das hohe Haus dem Antrag
des Berichterstattersseine Zustimmung gegeben hat.

Wir kommen zum dritten Gegenstand der Tagesordnung:
Vorbericht zu dem Haupt-Haushaltsplan der Provinzinzialverwaltung
der Rheinprovinz sowie zu den zu demselben gehörenden Haushaltsplänen
der einzelnen Verwaltungszwcige und Anstalten

und
Haupt-Haushaltsplan der genannten Verwaltung sowie die zu demselben
gehörenden Haushaltspläue der einzelnen Verwaltungszweigc und An¬
stalten für das Rechnungsjahr vom 1. April 1905 bis 31. März 1906.

Berichterstatterist der Herr Landeshauptmann, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterLandeshauptmann Dr. von Nenvers: Meine hochverehrten Herren! Ehe

ich an die Besprechung des eigentlichen Haushaltsplans herantrete, bitte ich, mir zu gestatten, daß ich
einige Worte über die allgemeineVermögenslagedes Provinzialuerbandes vorausschicke. In dieser
Beziehung liegt Ihnen ein besonderes Druckstück vor, und weiter ist diese Vermögenslagebehandelt
auf Seite 21 des Vorberichtes. Ich darf wohl annehmen, daß die Herren diese Druckstückeein¬
gehend durchgesehen und zu ihrem geistigen Eigentum gemacht haben, (Sehr richtig!)

Ich brauche daher wohl hier nur die Hauptzahlen hervorzuheben und kann mich aus
diesem Grunde möglichst kurz fassen.

Meine Herren! Das Vermögen des Provinzialvcrbandes ohne das Vermögen der Sozietät,
der Landesbank und des Meliorationsfonds beträgt 41 674 931 Mark,

In dieser Summe steckt aber eine Reihe von durchlaufendenPosten, die eigentlich der
Provinz nicht gehören; es ist das Vermögender verschiedenen Pensions-, Witwen- und Waisen¬
kassen sowie einiger Stiftungen. Die Gesamtsumme dieses durchlaufendenVermögens beträgt
5108 306 Mark. Wir müssen diese Summe absetzen von den ebengenannten41 Millionen, und
es bleiben dann 36 566 625 Mark als reines Vermögen.

Meine Herren! Auf der anderen Seite sind aber die Feuer-Versicherungsanstaltund die
LandesbankInstitute, die von der Provinz gegründet worden sind und unterhalten werden und
für die die Provinz im gegebenen Falle mit ihren Mitteln auch eintreten muß. Das Vermögen
dieser beiden Anstalten ist also auch als Provinzialvermögen anzusprechen und muß der eben-
genannten Summe zugesetzt werden. Dasselbe gilt von dem seitens des Staates seinerzeit als
Dotation überwiesenen Meliorationsfonds.

Wir dürfen jedoch diesen Meliorationsfonds der Substanz nach nicht erschöpfen, wir
verfügen nur über die Zinsen.

Meine Herren! Das Vermögen der Feuer-Versicherungsanstaltbeträgt 7 586 000 Mark,
und das der Landesbank7 730 000 Mark, das des Meliorationsfonds 2 003 800 Mark. Meine
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Herren! Diese drei Positionen zusammengenommenergeben ein Vermögen uon 53 886 425 Mark.
Im letzten Jahre betrug das Vermögen 52 196 325 Mark. Es ist also ein Plus von 1 690 100
Mark zu konstatieren. Worin dieses Plus, dieses Anwachsendes Vermögens besteht, das ist in
den Details, in der Denkschrift, der Druckschrift,die den Herren vorliegt, zahlenmäßig ausgeführt.
Es besteht hauptsächlich in dem Zuwachs an einzelnen Anstalten, z. B. in Süchteln, in Fichtenhain,
in der Zunahme der Gebäude in einzelnen Anstalten, kurz, es ist mehr oder weniger Immobiliar¬
besitz und Zuwachs zum Immobiliarbesitz,der diese Steigerung cmsmacht.

Meine Herren! Dem Vermögen stehen nun auch Schulden gegenüber. Die Schulden
betragen im Moment 19154 884 Mark, Meine Herren! Woraus sich diese zusammensetzen, das
ist in dem Ihnen vorliegendenDruckstück auch im einzelnen aufgeführt, es ist das hauptsächlich die
alte Irrenhausschuld, es ist die 8 Millionen-Anleihe, die 6 Millionen-Anleihe, es sind die be¬
kannten vier Anleihen ^., L, <ü und 0 für Wegebauzwecke uon 2 000 000 Mark, 1231 000 Mark,
2 400 000 Mark und, wie ich glaube, von 530 000 Mark. Dazu kommen noch einige kleinere
Positionen, z. B. die Vorschüsse, die wir bei der Lcmdesbank entnommen haben zur Bezahlung des
Grundbesitzes in Fichtenhain, Vorschüsse, die wir für die Einrichtungen in Vrauweiler entnommen
haben, und für Urft, worüber Ihnen ja eine besondere Druckschrift vorliegt, die allerdings nicht sehr
erfreulich ist, — kurz, noch einige kleinere Positionen kommen dazu.

Meine Herren! 1903 betrug die Schuldenmassenur 17 079 956 Mark. Es ist also ein
Mehr zu konstatierenvon 2 074 92? Mark.

Meine Herren! Ich muß einige Worte darüber verlieren, wie dieser Zuwachs zu erklären
ist. Das hängt so zusammen: Sie haben die eben erwähnten Dahrlehnssummenbewilligt. Diese
sind natürlich nicht auf einmal in Anspruch genommen und aufgenommen worden, sondern sie
weiden erst aufgenommenje nachdem das Bedürfnis bei den Baute« usw. sich herausstellt. In
diesem Jahre sind aus den offenenKrediten diese 2 074 92? Mark entnommen und sie müssen
nun definitiv als Schulden der Provinz verrechnet weiden.

Meine Herren! Während das Vermögen, wie ich eben sagte, um 1 690100 Mark ge¬
stiegen ist, sind die Schulden um 2 074 927 Mark gestiegen. Es ergibt sich also hieraus, daß
eine Schuldenzunahmevon 707 000 Mark mehr als der Vermögenszuwachsbesteht. Aber, meine
Herren, das muß doch in etwas anderem Lichte als lediglich im Zahlenlichte betrachtet weiden.
In diesem Zuwachs der Schulden sind nicht weniger als 700 000 Mark enthalten, die im letzten
Jahre für neue Brücken, für Brückenbesserungen, für Straßenverlegungen, für Großpflaster und
Kleinpflaster aufgewandt sind. Es ist also damit diese Summe nicht einfach verschwunden,
sondern es ist auch eine Besserungder Substanz des Provinzialvermögens eingetreten,die auch zur
Folge haben wird, daß in Zukunft die Unterhaltung dieser verschiedenen Bauwerke nicht nehr so¬
bald wieder in Erscheinung treten wird.

Meine Herren! Wenn ich diese Summe von rund 700 000 Mark von den Schulden ab¬
ziehe, dann bleibt immerhin noch eine Zunahme des Vermögens uon 384 824 Mark zu konstatieren.

Meine Herren! Die Summe dieser Schuldenlast der Provinz ist ja in einer Weise ver¬
wandt worden, die anderenProvinzen gegenüberweit hervorragt; sie ist verwandt worden zur Er¬
bauung unserer großen Anstalten, zur Verbesserungunserer Wege, sie ist also eine nutzbringende
Anlage gewesen.

Zu erschrecken brauchen wir vor diesen 19 Millionen auch nicht; die Verzinsungund
Amortisierung dieser Summe wird rund vielleicht 1'/2 "/« der Provinzialsteuern ausmachen.
Damit ist nun nicht ein Zuwachs der Schulden für das nächste Jahr ausgeschlossen.Ich muß
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darauf aufmerksammachen, daß im vorigen Jahre die nötigen Mittel zur Herstellungder neuen
Anstalt für Fürsorgezöglingein Fichtenhain und für die Erweiterung des Museums in Trier
bewilligt worden sind, daß Ihnen heute eine Vorlage über Erweiterung und Umbau einiger Taub¬
stummenanstalten vorliegt, und daß beantragt ist, die Summen für die Erweiterung der Taub¬
stummenanstaltenanzuweisenauf Vorschüsse der Landesbcmk,die dann, wenn die Gebäude soweit
hergestellt sind, durch eine Anleihe gedeckt werden sollen. Wir werden also entsprechend den
Beschlüssendes Hauses im nächsten Jahr eine Vorlage über eine weitere Anleihe von etwa
1 Million zur Deckung der bereits aufgewandtenBaukostenin Vorschlagbringen müssen.

Meine Herren! Das ist im großen ganzen das, was ich über die Vermögenslagezu
sagen habe.

Ich darf nun wohl übergehenzur eigentlichen Besprechung unseres Etats.
Meine Herren! Wenn Sie den Schluß unseres Hauptetats ansehen, so schließt dieser

pro 1905 mit einer Ausgabe von 24 264 929 Mark.
Meine Herren! 1904 waren nur 23 379 384 Mark eingestellt, das ist also ein Mehr

von 885 545 Mark. Meine Herren! Von dieser Mehreinstellungwerden aber auch durch eigene
Mehreinnahmen bei den Anstalten usw. 503 545 Mark gedeckt, so daß anderweit nur noch zu
decken sind 382 000 Mark.

Meine Herren! Es wird nun meine Aufgabe seiu, Ihnen zunächst nachzuweisen,daß
diese 382 000 Mark, für die sich keine Deckung findet, wirklich in den Etat eingestellt werden
mußten, weiter, daß wir zur Deckung dieser Summe disponible Mittel nicht haben, und drittens
Ihnen Vorschlägezu machen, wie die Summe von 382 000 Mark aufgebrachtwerden kann.

Meine Herren! Wenn ich zu dem ersten Punkt übergehendarf, daß 382 000 Mark in
den Etat einzustellen waren, so kann ich das wohl am besten in der Weise tun, daß ich an den
einzelnenTiteln des Haushaltsplans nachweise, was mehr hier eingestellt worden ist und weshalb
dies geschehen ist.

Meine Herren! Ich glaube, es wird wohl genügen, wenn ich bei den einzelnenTiteln
die Hauptpunkte herausgreife, die die Mehrbelastung ergeben,aber die kleinen Nebenforderungen,
die bei jedem Titel nur ein paar hundert Mark betragen, übergehe und in der Kommission
Rechenschaft darüber ablege.

Meine Herren! Es ist mehr eingesetzt zunächst bei Titel II No. 1 des Haupt-Haushaltsplans
„Zuschuß zum Haushaltsplan des Provinziallandtagcs, des Prouinzialausschussesund der Zentral-
veiwaltung" der Betrag von 20 500 Mark. Meine Herren! Ich muß hier gleich bemerken, was
auch für alle anderen Titel gilt: In diesem Jahre treten die besoldungsplanmäßigenErhöhungen
der Beamtengehälter in der Provinz ein. Das macht im großen und ganzen eine Summe zwischen
60 und 70 000 Mark, die sich auf die einzelnen Etatstitel verteilt und dort wieder zur
Erscheinungkommt.

Meine Herren! Bei diesem eben genannten Titel „Provinziallandtag, Ausschuß, Zentral-
Verwaltung" fallen allein 14 000 Mark auf reglementsmäßigeBesoldungserhöhungen,so daß von
den mehreingestellten 20 500 Mark eigentlich nur 6000 Mark anderweitig zur Verwendungkommen
und zwar hauptsächlich dadurch hervorgerufen,daß zwei oder drei neue Kanzlei- und Vureaustellen
geschaffen, daß ein Lcmdesratsgehalt, das bisher noch aus dem Verfüguugsfondsgezahlt worden
ist, hier auf den Haushaltsplau gebracht, und daß eine neue Stelle für einen Hochbauinspektor
eingesetzt worden ist.
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Meine Herren! Wir haben demgegenübereine Reihe von Ersparnissenbei diesem Haus¬
haltsplan, und daher kann hier eine Aufrechnungin der Weise stattfinden, daß in Wirklichkeit über
die eben genannte Summe von 14 000 Mark hinaus nur noch 6000 Mark mehr eingestellt werden
mußten.

Bei II 7 „Taubstummenwesen" haben wir 13140 Mark mehr eingestellt. Auch hier
wird es für die Verhandlungen im Hause wohl genügen, wenn ich darauf hinweise, daß in dieser
Summe allein 7450 Mark besoldungsplanmäßigeZulagen und 1368 Mark Seiviserhöhungen für
Coln und Trier, im ganzen also 9000 Mark enthalten sind, die 4000 Mark, die darüber hinaus-
gehen, werden durch zwei neue Lehierstellenund einige Kleinigkeiten absorbiert.

Meine Herren! Bei Titel II 8 „Bandenwesen" haben wir nur einen Betrag von
2150 Mark mehr eingestellt. Auch davon fallen allein 1595 Mark auf die reglcmentsmiißigen
Besoldmigserhöhuugeu. Was darüber hinaus verlangt wird — es sind ja nur ein Paar hundert
Mark —, wird in der Kommissioneinzeln belegt werden können.

Meine Herren! Bei II 9 „Zuschuß zum Haushaltsplan des Hebammenwesens"haben wir
11620 Mark mehr eingestellt. Meine Herren! Wir haben ja jetzt zwei Anstalten, Cöln und
Glberfeld. Auf die große Cölner Anstalt fällt davon nur der minimale Betrag von 2590 Mark,
und dieser setzt sich auch wieder zusammen aus den reglementsmäßigenBesoldungserhöhungen,aus
kleineu Zuschüssenfür die Assistenzärzteund für den katholischen Geistlichen. Damit ist Cöln
abgefunden. Der andere Teil dieser Summe, 9000 Mark, fällt auf Elberfeld. Meine Herren!
Im vorigen Jahre ist für diese neue Anstalt nur ein halbjährigerHaushaltsplan aufgestellt worden.
In diesem Jahr muß der Haushaltsplan für das ganze Jahr aufgestellt werden, und daher kommt
diese Mehifurderung von 9000 Mark.

Meine Herren! Der folgendeTitel II 10, das Fürsorgewesenbetreffend, erscheint mit
einer großen Mehrforderung und zwar mit 69 200 Mark.

Meine Herren! Wir hatten gedacht, in das neue Haushaltsjahr übergehenzu können mit
etwa 3900 Zöglingen. Das hat sich aber schon von vornherein als unmöglich herausgestellt.
Wir werden in das neue Haushaltsjahr mit rund 4300—4400 Zöglingenhineingehen. Die Zahlen,
wie sie im Vorbericht stehen, sind schon längst überholt, und wir werden wohl am Ende des
Jahres auch auf 4600 oder 4700 Zöglinge angewachsen sein. Meine Herren! Je mehr Zöglinge,
desto mehr Kosten! Und es werden uns in großer Zahl Zöglingeüberwiesen,die nicht in Familien
oder im Handwerk untergebrachtwerden können, sondern in Anstalten, und deren Unterhaltung ist
recht teuer. Im Durchschnitt kostet uns jetzt das Kind anstatt 250, 260 Mark. Meine Herren!
Auf Grund dieser Zahlen sind in den Haushaltsplan im ganzen mehr eingestellt 214 000 Mark, aber
davon trägt oder soll vielmehr tragen die Königliche Staatsregierung ^/« und die Provinz nur ^8.
Wir haben infolgedessen nur die ebengenannteSumme von 69 200 Mark, entsprechend dem auf
die Provinz entfallendenDrittel, einstellen müssen.

Meine Herren! Bei dem folgendenTitel II 11 „Heil- und Pflegeanstalten" erscheint
eine Mehlforderung von 58 000 Mark. Die alten Anstalten kosten keinen Heller mehr als
früher. Sie verlangen keinen weiteren Zuschuß. Was hier eingestellt ist, das ist lediglichder
Betrag, der nötig ist, um die im Mai zu eröffnende Anstalt bei Süchteln, „Iohannisthal", in
Betrieb zu setzen. Es müssen für diesen Zeitpunkt die Gehälter, die Pflegekosten,die Kosten
für die sächliche Unterhaltung usw. bewilligt weiden. Wir haben den Haushaltsplan aufgestellt
an der Hand der alten Haushaltspläne und an der Hand des Haushaltsplanes, der s. Zt. bei der
Eröffnung von Galkhausen entworfen worden ist. Wir find so zu dieser Summe von rund
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59000 Mark gekommen. Ob diese Summe reicht oder nicht reicht, das laßt sich bei der Neu¬
einrichtungeiner Anstalt kaum vorhersagen. Wir haben nach bestem Wissen diese Summe kalkuliert
und eingesetzt.

Meine Herren! Vei II 12 „Landarmenwesen"freue ich mich, wie eben schon Herr Bei¬
geordneterDietze bemerkte, sagen zu können, daß wir zum erstenmal seit vielen Jahren weiterer
Zuschüsse nicht bedürfen. Ich komme vielleicht noch spater auf diese Position zurück.

Bei II 14 „Erweiterte Armenpflege"haben wir noch einen weiteren Zuschuß von 4? 000
Mark nötig. Meine Herren! Es steht statistischfest, wie viele Kranke uns in jedem Jahre zu¬
wachsenund wir haben die Zahlen dieser Kranken zu den Pflegetagen des vorhergehendenJahres
gezählt und kommen dann zu der Berechnung,daß wir eigentlich159000 Mark mehr nötig haben.
Davon werden aber 30000 Mark aus den Mehrbeiträgen,aus dem Vermögen der Kranken und der
Drittverpflichtetenund 82000 Mark aus den Mehrbeträgen der Kreise und der Gemeinden gedeckt,
sodaß wir für die Provinz mit 47000 Mark auskommenzu können glauben.

Meine Herren! Bei dem folgenden Titel II 15 „Brauweiler" brauchen wir keine neuen
Zuschüsse, obwohl der Haushaltsplan ja auch um mehr als 40000 Mark in die Höhe gegangen ist.
Der Mehrbetrug deckt sich aus dem eigenen Erwerb der Anstalt.

Bei II 1? „Leitung und Beaufsichtigung baulicher Unterhaltungsarbeiten sowie Ab¬
schreibungenauf Maschinen" werden Sie eine bedeutendeMehrforderung finden und zwar von
60000 Mark. Meine Herren! Das hängt so zusammen: Wir haben in den AnstaltenMaschinen,
Röhren-Kessel,elektrischeAnlagen :c. im runden Wert von 3 bis 4 Millionen Mark. Bisher ist
nun noch kein Fonds vorhanden gewesen, aus dem für Ersatz dieser maschinellen Anlägen gesorgt
weiden konnte. War ein Ersatz nötig, dann wurde diese Summe genommen, entweder durch
Überschreitung des Haushaltsplans, die später dann gerechtfertigt wurde, oder aus anderen Mitteln
oder aus Überschüssen.

Meine Herren! Das ist nun kein richtiges Verfahren. So gut wie der Kaufmann und
Industrielle auf seine FabrikanlagenAbschreibungen macht, so gut muß das auch eine Verwaltung
tun, die Maschinenim Werte von 3—4 Millionen Mark hat. Wir haben also vorgeschlagen,in
diesem Jahre 60 000 Mark hier einzustellen, damit wir dadurch eine Grundlage zu einem
Amortisationsfondsfür die Maschinenanlagenerhalten.

Meine Herren! Wir waren im Ausschuß uns vollständigdarüber klar, daß dieser Betrag
von 60 000 Mark zu niedrig gegriffensei. Die Herren, die in der Praxis stehen, wissen, daß
eine Abschreibungin der Höhe auf ein Kapital von 8—4 Millionen ungenügendist, daß wir
eigentlich vielleicht den doppelten Betrag hier einstellen müßten. Wir haben uns zunächst aber
einmal mit diesen 60 000 Mark begnügt, um überhaupt einen Anfang mit der Schaffung eines
derartigen Fonds zu macheu.

Meine Herren! Vei II, 19, Straßen-Haushaltsplan, erscheinen mehr nur 21 000 Mark,
und das, meine Herren, entspricht einem Beschlusse, den das hohe Haus im vorigen Jahre gefaßt hat.
Wir haben bisher die Beträge, die wir für Renten der Straßenwärter :e,, ihrer Witwen und Hinter¬
bliebenen, auf Grund des Beschlusses des 42. Landtages zahlten, beim Haupthaushaltsplan ausgebracht.
Ihre Kommission wünschte im vorigen Jahre, daß sie auch bei dem Straßenbauhanshaltsplan zur
Erscheinung kämen, und wir haben den entsprechenden Betrag von 21 000 Mark diesem Wunsche
entsprechend hier zum ersten Male eingesetzt.

Meine Herren! Bei II, 20, Landwirtschaft,ist eine Erhöhung von rund 20 000 Mark
vorgesehen. Wir haben in diesem Jahre mehr zu zahlen — um nur die Hauptzahlen herauszu-
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greifen — für eine neue Winterschulein Morbach einschließlich der Pensionsbeträge 3000 Mark.
Wir haben mehr aufzuwendenfür die drei Weinbauschulenin Ahlweiler, Trier und Kreuznach
3000 Mark! Das sind 6000 Mark. Dann hat der Provinzialausschuß den Beschlußgefaßt, zur
Hebung des Notweinbaues an der Uhr und in den verwandten Rheingebieten 20 000 Mark auf
die nächsten10 Jahre zur Verfügung zu stellen, nachdemzugleichdie Königliche Staatsregierung
30 000 Mark und die Landwirtfchaftskammer10 000 Mark hergegebenhaben. Meine Herren!
Diese 20 000 Mark haben wir aus dem gewöhnlichen landwirtschaftlichen Fonds entnommen. Dieser
reicht aber schon jetzt nicht für die Anforderungenaus, die an ihn gestellt werden, und der Provin¬
zialausschußhat den Beschluß gefaßt, diese 20 000 Mark hier wieder als Mehrforderung beim
Landwirtschafts'Hllushaltsplcmvorzubringen.

Meine Herren! Titel IV, 1, d, h. der Haushaltsplan für Kunst und Wissenschaft, ist sehr
knapp ausgefallen. Ein Mehrbetrag ist nicht eingestellt. Aber, meine Herren, ich darf da auf eine
besondere Ihnen zugegangeneDenkschrift über die Erhöhung der Besoldung einzelnerBeamtenkate¬
gorien verweisen. Da werden Sie auch eine Position finden, wonach aus den 22 000 Mark für
das Denkmälerarchiveine etatsmäßige Stelle auf Kosten dieses Fonds ohne weitere Erhöhung
desselbengeschaffen weiden soll. Wir kommen in der Kommissionauf diesen Punkt ja wohl noch
zurück.

Meine Herren! Bei IV, 4, gewerblicherHaushaltsplan, sind 6000 Mark mehr ein¬
gestellt. Darunter sind 3000 Mark, die für das Museum in Crefeld schon seit längeren Jahren
bewilligt worden sind und zwar aus dem Ständefonds. Da das eine dauernde Ausgabe ist und
das Museum in Crefeld gerade für die Ausbildung der HandwerkerHervorragendes leistet, hat
der Ausschuhbeschlossen, diese Summe vom Ständefonds wegzunehmenund hier bei dem ordent¬
lichen Haushaltsplan für Gewerbe einzustellen.

Meine Herren! Dann haben wir noch bei V, 3, Zinsen und Amortisationsmten,
42 000 Mark mehr einstellen müssen. Meine Herren! Das ist ja garnicht zu umgehen. Je
mehr die offenen Kredite für die Bauten in Anspruch genommen werden, um so höher wird
auch auf der anderen Seite der Betrag der zu zahlenden Zinsen und der Amortisationsquote.

Endlich haben wir unter V, 5 — worüber Ihnen noch eine besondere Vorlage zuge¬
gangen ist, auf die ich eben schon einging, zwecks Erhöhung der Besoldungenfür einige wenige
Beamten-Kategorien,wo das unbedingt erforderlicherschien, etwa 10 000 Mari eingestellt. Meine
Herren! Diese Besoldungserhühungen sind im ordentlichen Haushaltsplan bei den einzelnen
Titeln nicht vorgesehen,es wird deshalb ein Pauschquantum von 10 000 Mark von dem hohen
Hause erbeten.

Meine Herren! Diese Zahlen, die ich eben nannte, machen zusammen385 87? Mark
aus. Es steht dem eine Minderausgabe bei I, 2, II, 2 und IV, 4 mit 387? Mark gegenüber.
Werden diese Minderausgaben abgezogen, dann bleiben 382 000 Mark, — die Summe, von der
ich zuerst mitteilte, daß wir sie mehr in den Haushaltsplan hätten einstellen müssen.

Meine Herren! Wenn ich noch kurz auf diese eben genannten Zahlen zurückgreifen darf
— es sind rund 60 000 Mark für Gehaltserhöhungen, 60 000 Mark für Maschinenanlagen,
42 000 Mark für Verzinsung, 20 000 Mark für Landwirtschaft, 21000 Mark für Straßen,
vielleicht 11000 Mark für das Hebammenwesen,— meine Herren, wenn Sie nur diese Zahlen
zusammenzählenund die kleinen Erhöhungen ganz weglassen, dann werden Sie wohl schon sagen
müssen, daß sich au diesen eingestelltenPositionen garnicht rütteln läßt, daß wir sie unbedingt
einstellen und zahlen müssen.
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Meine Herren! Ich komme damit zu dem zweiten Teile meiner Aufgabe, nachzuweisen,
daß wir zur Zahlung dieser 382 000 Mark disponible Mittel nicht mehr zur Verfügung haben.
Für 1903 standen uns zur Verfügung aus den Überschüssen der Steuern der Jahre 1897
bis 1902 700 722 Mark. Dann ist im Jahre 1903 noch hinzugekommen aus den Überschüssen
der Landesbank ein Betrag von 100 000 Mark. Und endlich hat die Ausstellungskommission einen
Betrag von 100 000 Mark der Provinz zurückgezahlt,so daß wir mit 900 722 Mark in 1903
hereingingen. Meine Herren! Dieser Betrag ist aber 1903 zum größten Teil absorbiert worden.
Sie haben beschlossen,daß zur Balanzierung des Haushaltsplans für 1903 221 900 Mark aus
den Überschüssen in den Haushaltsplan direkt eingestellt werden sollten. Sie hofften damals,
daß der bewilligte Steuersatz von 11 Prozent auch genügen werde, um die übrigen Ausgaben
zu decken. Meine Herren! Die Steuern haben aber 223 048 Mark weniger eingebracht. Diese
Mindereinnahme aus den Steuern, dieses Defizit, mußte natürlich auch aus dieser Reservesumme
gedeckt weiden.

Meine Herren! Dann sind wir weiter von einer Reihe von Kreisen auf Herauszahlung
angeblich zuviel erhobener Steuern verklagt worden. Das hat uns 28 252 Mark gekostet,die
auch aus dem Reservefondszu entnehmen gewesen sind.

Meine Herren! Von den 100 000 Mark, die die Ausstellungskommission uns zurück¬
gezahlt hat, muhten 50 000 Mark an zwei Städte bestimmungsmäßigabgeführt weiden. Das ist
geschehen. Die weiteren 50 000 Mark hat der letzte Provinziallandtag als Beitrag zu den Kosten
des Erweiterungsbaues beim Museum in Trier bestimmt. Damit ist aus dem Reservefondsvon
rund 900 720 Mark 1903 die Summe von 573 200 Mark entnommen worden, so daß nur
327 520 Mark übrig blieben. Meine Herren! Die Summe ist nun etwas verstärkt worden, und
zwar um rund 15 000 Mark aus dem Bestand der laufenden Verwaltung für 1903 und weiter
um 200 000 Mark, die die Landesbank aus den Überschüssen uns noch abgeführt hat, so daß die
Summe beim Beginn 1904 wieder 542 559 Mark betrug.

Meine Herren! Mit dieser Summe gingen wir in das Jahr 1904 hinein. Aber es
muß aus diesem Reservefondszunächst gedeckt weiden Ihre Bewilligung von 230 000 Mark für
die Siegregulierung. Diefe Summe ist vor zwei Jahren bewilligt worden mit der Bestimmung,
daß sie aus bereiten Mitteln zu zahlen sei. Wir haben jetzt schon weit über 100 000 Mark —
ich glaube 170 000 Mark sind es — aus den bereiten Mitteln gezahlt. Wir müssen jetzt endlich
die Summe definitiv decken, und es ist deshalb dem Hause eine Vorlage gemacht worden, die
230 000 Mark nun definitiv hier aus dem Überschuß zu zahlen.

Meine Herren! Sie haben im vorigen Jahre für das Siebengebirge 120 000 Mark
bewilligt. Auch diese Summe muß nun abgeführt werden, und da wir andere Mittel nicht haben,
muß sie aus diesem Reservefondsgedeckt weiden.

Meine Herren! Dann haben wir weiter an Kosten der Fürsorgeerziehungvorschußweise
210 000 Mail gezahlt. Es ist ja den Heuen bekannt, daß der Fiskus zwei Drittel der Kosten
der Fürsorge decken soll. Aber bisher hat dieser sich geweigert,die zwei Drittel in vollem Umfange
zu zahlen. Er behauptet: „die allgemeinen Vcrwaltungskostenund weiter die Kosten der Verzinsung
und Amortisieiungder Gebäude gehen mich nichts an." (Oho!) Infolgedessenhaben die Provinzen
gemeinschaftlich beschlossen, klageweisevorzugehen und vorderhand diese Kosten vorschußweise zu
zahlen. Der Prozeß ist noch nicht erledigt. Wir müssen die Gelder also eventuell in Reserve
behalten, und der vorige Provinziallandtag hat beschlossen, diese Summe von 210 000 Mark aus
dem Reservefondsdisponibel zu halten.
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Meine Herren! Das macht im ganzen 560 000 Mark. Werden diese von 542 558 Mark
abgezogen,dann bleibt ein Defizit von 1? 500 Mark.

Nun, meine Herren, weiden wir aus den Steuern für 1904 voraussichtlichein Plus
von 84 000 Mark erzielen. Daraus wird zunächst aber das Defizit von 1? 500 Mark zu decken
sein. Dann ist mit Bestimmtheit zu erwarten, daß der Haushaltsplan der Fürsorge etwa um
30 000 Mark überschritten werden wird. Es ergibt sich das ja schon aus der höheren Einstellung,
die wir für das folgendeJahr auf Grund der Erfahrungen haben machen müssen. Es weiden
auch hier und da bei den einzelnenHaushaltsplänen sich ja wohl noch kleine Überschreitungen
finden, so daß dieser Steuer-Überschußvon 84 000 Mark zum weitaus größten Teile schon wieder
in Anspruchgenommenist.

Meine Herren! Ein Reservefonds ist also nicht mehr vorhanden, woraus wir diese
382 000 Mark decken könnten. Nun werden Sie mir sagen, meine Herren, es ist ja möglich, daß
wir größere Summen aus den Überschüssen der Landesbank heranziehen können. Meine Herren!
Wie Sie aus dem Haupt-Haushaltsplan ersehen, ist die Landesbank in diesem Jahre schon mit
584 000 Mark an Zuschüssenzum Haupt-Haushaltsplan eingesetzt, 10 500 Mark mehr wie im vorigen
Jahre. Aber, meine Herren, wenn die Landesbankvielleicht auch noch etwas mehr abführen könnte, so
ist doch auch schon nach den Vorlagen, die Ihnen gemacht worden sind, über Mehr verfügt; es liegt
Ihnen eine Vorlage vor, betreffend die Darbringung eines Geschenkes gelegentlich der Hochzeit
Sr. KöniglichenHoheit des Kronprinzen. Es wird gebeten, die dort vorgesehene Summe aus
Überschüssen der Landesbank mit 30 000 Mark entnehmen zu dürfen. Weiter lieg Ihnen vor
eine Vorlage, worin gebeten wird, aus den Überschüssen der Landesbank 20 000 Mark für die
Herstellung des Domes in Wetzlar auf die nächsten fünf Jahre zu bewilligen.

Feiner, meine Herren, sind noch 8000 Mark für ein Bild des Herrn Gehemmt Klein
zu bezahlen, und endlich hat die Landesbank auch für sich durch Ankauf zweier Häuser, die zu ihrer
Vergrößerung erforderlichwaren, disponible Gelder nötig.

Meine Herren! Es ist also abgesehen von den 584 000 Mark, die im Haushaltsplan
stehen, schon eine Mehrheranziehung der Überschüsse von rund 70 000 Mark vorgesehen. Wir
kommen also auf sechshundertund so und soviel tausend Mark, die die Landesbank in diesem
Jahre unter allen Umständen uus geben muß.

Meine Herren! Ich nehme nun an, die Geschäfte der Landesbank gehen in derselben
günstigen Weise fort, wie sie bisher gegangen sind. Daraus schlußfolgereich aber nicht, daß der
kleine Rest, der dann noch übrig bleibt, auch zu Zwecken der Zentralverwaltung verwandt werden
kann, sondern es ist unbedingt nötig, daß der Reservefondsder Landesbankerhöht wird, entsprechend
den wachsendenGeschäftender Landesbank. Ich glaube also, aus der Landesbank werden wir
weiteren Sukkurs für unseren Haushaltsplan uicht erwarten können.

Meine Herren! Sie werden dann vielleicht weiter sagen: „Warum habt Ihr denn nicht
die Gewinne der Provinzial-Feuerversicherungsanstaltherangezogen, die in Wirklichkeit vorhanden
sind?" 150 000 Mark soll die Sozietät in diesem Jahre schon an den Haupt-Haushaltsplan
für Wasserleitungszweckeabliefern. Meine Herren! Weitere Mittel können wir erst nehmen,
wenn eine Statutenänderung für die Feueruerstcherungsanstaltdurchgegangenist, die im vorigen
Jahre angeregt worden ist. Es hat aber das Kuratorium der FeuerversicherungLanstaltund
mit ihm auch der Ausschußsich dahin schlüssig gemacht, daß jetzt der Zeitpunkt zur Änderung des
Statuts der Feuerversicherungsanstaltnoch nicht gekommen sei. Es steht das Privatversicherungs-
gesetz bevor, und wenn direkt auch, soweit man bis jetzt weiß, die Sozietäten vielleicht nicht davon
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umfaßt werden, einige Änderungen wird das Gesetz auch für unsere Sozietät bringen, wenn vielleicht
auch nicht das Gesetz selbst, so doch durch die Schlußfolgerungen, die wir aus dem Gesetz ziehen
müssen. Und dann müssenwir im nächsten Jahre ohnehin eine Statutenänderung machen. Es
ist nicht zweckmäßig, in diesem Jahre, nachdemwir vor kurzem erst eine Statutenänderung gemacht,
schon wieder uud im nächsten Jahre noch einmal eine Statutenänderung vorzunehmen; denn jede
Statutenänderung bringt eine gewisse Unruhe in die Kreise der Versicherten hinein, und es weiden
sehr viele abspenstig. Eins darf ich ja hier im Hause auch wohl bemerken! Allein die Mitteilung,
daß im vorigen Jahre hier beschlossenworden ist, die Erträge der Sozietät zu Zentralzwecken
höher heranzuziehen,hat Freude bei den Privatversicherungsgesellschaftenhervorgerufen. Allent¬
halben in den Veisicherungszeitschriften heißt es: „Versicherte! Ihr seht, die Provinz will diese
Gelder haben; Ihr werdet von ihr nie eine Erleichterungzu erwarten haben." Gut ist das für
die Sozietät eigentlich nicht gewesen. Wir haben uns so gut gewehrt, wie wir konnten. Auf
jeden Fall konnten wir ruhig sagen: „Es wird nichts mehr herangezogenals bisher."

Also auf die Frage der Abänderung der Statuten der Sozietät werden wir vielleicht,
wenn das Gesetz erlassen ist, nochmals zurückkommen können.

Ich glaube also, auch aus dieser Quelle ist für den laufenden Haushaltsplan auf mehr
als diese 150 000 Mark — 120 000 Mark stehen im Haushaltsplan, 30 000 Mark sind in der
besonderen Vorlage noch erbeten — nicht zu rechnen.

Damit wäre ich zu dem dritten Teile gekommen und hätte Ihnen namens des Ausschusses
Vorschläge zu machen über die Art und Weise, wie denn die Summe von 382 000 Mark gedeckt
werden kann. Meine Herren! Es kann das natürlich nur durch eine kleine Erhöhung der Abgaben
geschehen. Es sind im ganzen Abgaben nötig in Höhe von 7 609 000 Mark. Meine Herren!
Wenn ich 12 Prozent annehme — den bisherigen Satz — so setzt das ein berichtigtesSteuersoll
von 63 410 000 Mark voraus. Für das Jahr 1904 ist ein Steuersoll von 60 300 000 Mark
zu Grunde gelegt worden. Nach den jetzigen Aufstellungen soll aber 1904 ein Steuersoll von
61 Millionen ergeben. Ich will nun annehmen, daß sich die Verhältnissefortdauernd bessern wie
bisher und daß wir dem Steuersoll für 1905 getrost noch weitere 500 000 Mark zusetzen können.
Dann wären das 61 500 000 Mark. Mehr, glaube ich, können wir als vorsichtige Leute doch wohl
nicht annehmen. Wenn wir 61 500 000 Mark annehmen,so machen davon 12^2"/, ? 68? 500 Mark
— gegen den erforderlichenBetrag also ein Plus von 78 000 Mark. Meine Herren! Vor diesem
Plus von 78 000 Mark brauchten Sie wirklich nicht zu erschrecken. Es liegt Ihnen eine besondere
Vorlage vor, worin gebeten wird, die Gehälter der Pfleger und Pflegerinnen bei den Provinzial-
anstlllten, die weit hinter den Sätzen in anderen Provinzen zurückgeblieben sind, zu erhöhen. Das
kostet nach der Vorlage rund 30 000 Mark. Es ist der Antrag gestellt, wenn das hohe Haus
diese Erhöhung der Pflegegehälter beschließt, sie zu entnehmen aus den Überschüssen der Steuern,
die hier, wie gesagt, mit 78 000 Mark ungefähr berechnetsind.

Meine Herren! Wir weiden aber auch noch andere Ansprüche an dieses Plus machen
müssen. Es steht für den nächsten Herbst die Anwesenheit Seiner Majestät des Kaisers in Coblenz
bevor, und da ist bei früheren Gelegenheitenimmer seitens der Provinz ihr Eigentum, das deutsche
Eck, mit dem Denkmal und seiner Umgebungbeleuchtet worden. Wir werden, wenn Seine Majestät
auch lein Kaiscrfest annehmen sollte, auf jeden Fall dem Wunsche der Stadt Coblenz, auch in
diesem Jahre, dort die Beleuchtungvorzunehmen,entsprechen müssen, und diese hat bei der letzten
Gelegenheit etwa 14—15 000 Mark gekostet. Also wir haben hier schon wieder eine Position,
für die dieser Überschuß Verwendung finden wird.
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Meine Herren! Ich lann damit wohl sagen: Wir haben das halbe Prozent mehr an
Steuern nötig, wenn wir den Haushaltsplan in der Weise, wie er Ihnen vorgelegt wird, durch¬
führen sollen. Wir hoffen aber auch, da die Verhältnisse ja doch in einer gewissen Besserung
begriffen sind, daß wir dann in den nächsten Jahren uns mit der heute bewilligten Summe
behelfenkönnen. Ich sehe voraus, daß diese Erhöhung vielleicht bei den Vertretern der großen
Kommunen auf Bedenken stößt; denn diese müssen sie ja mehr oder weniger aufbringen. Aber,
meine Herren, das ist ja wirklich für die großen Kommunen, die für ihre eigenen Zwecke in so
hervorragenderund fo vornehmer Weife forgen, nicht fo schlimm. Ich glaube, daß auch bei diesen
großen Steuerzahlern das Gefühl, daß sie für die Kleinen mit eintreten müssen, durchschlaggebend
sein wird und daß sie es als nodils oklloium betrachten,den Armen hier auch aus ihren reichen
Mitteln zu helfen. (Beifall.)

Meine Herren! Ich könnte nun zu dem eigentlichenHaushaltsplan kaum noch etwas zufügen.
Aber gestattenSie mir, daß ich heute namens des Ausschusses Ihnen auch im allgemeinen über die
Verwaltung, über die Hauptpunkte unserer Verwaltung ein paar Bemerkungenmache und daß ich
das auch tue an der Hand der Titel unseres Haupt-Haushaltsplans. Ich werde mich sehr kurz fassen
und nur die Hauptpunkte, die uns interessieren,einmal kurz beleuchten.

Meine Herren! Da ist der erste Haushaltsplan der Haushaltsplan der Zentralverwaltung.
Das ist wesentlich ein Personal-Haushaltsplan und enthält nur einige sächliche Kosten. Da
sind Änderungen ja kaum vorgekommen,abgesehenvon ein paar Beamtenstelleu, die mehr ge¬
schaffen sind. Meine Herren! Daß einige Sekretär-, Kanzleistellen und auch einige Stellen
für die Zentralverwaltung im Laufe der Jahre neu geschaffenwerden müssen, ist selbstverständlich.
Das ist bei uns wie bei jeder anderen Verwaltung; die Geschäfte wachfen in ungeahnter Weife
heran. Meine Herren! Wir haben eine Reihe von neuen Aufgabenbekommen. Wir haben die
Witwen- und Waifenkasse, die Reliktenkasse, bekommen. Es werden statistischeAufgaben in größerem
Umfange als früher an die Provinzialuerwaltung gestellt. Wir haben das ganze Gebiet der
Wasserleitungdazu bekommen. Und endlich muß ich sagen: Auch die alljährlicheAufstellungdes
Haushaltsplans macht sowohl in den Lokalinstanzenwie an der Zentralstelle eine große, früher
nicht dageweseneArbeit. Ich darf darauf hinweifen,daß z. B. unsere Geschäftsnummernbei der
Zentralstelle jetzt rund 170 000 betragen (hört, hört!), bei den Versicherungsanstalten— wenn ich
diese noch herausgreifendarf — 264 000 Nummern. Also allein schon diese Nummern beweisen,
daß hier und da eine Erhöhung der Büreaubeamtenstellenusw. nicht zu umgehenist.

Meine Herren! Zu dem zweiten Haushaltsplan, Pensions'Haushaltsplan, habe ich eigent¬
lich nichts zu sagen. Es werden 15 Prozent des Durchschnittsgehalteserhoben,und die Höhe der
Pensionen richtet sich nach den reglementsmiißigenBestimmungen.

Der Haushaltsplan der Landes-Versicherungsanstaltund der Schiedsgerichte, meine Herren,
ist auch nur ein Personal-Haushaltsplan, zu dem die Provinz ja nichts beizutragen hat. Wir
stellen die Beamten, und die Versicherungsanstalt,die Schiedsgerichtebezahlensie. Also hier ist
nichts besondereszu bemerken.

Meine Herren! Anders ist es bei der landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft.Auch da
sind wir ja eigentlich nur diejenigen,die die Beamten stellen. Die eigentlichen materiellen Kosten
der landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaftdeckt die Genossenschaft in sich. Aber, meine Herren,
es ist doch interessant, einmal zu sehen, wie eigentlich die Kosten dieser Berufsgenofsenschaftim
Laufe der Zeit wachsen. Meine Herren! Die Gesamtkosten der landwirtschaftlichen Berufsgenossen¬
schaft betragen jetzt 2 300 000 Mark, davon entfallen 1425 000 Mark auf Sektionskostenund
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825 000 Mark auf Genossenschaftskosten.Meine Herren! Die Lasten sind ständig im Steigen be¬
griffen. Wir haben in diesem Jahre anstatt fünfzehn: siebzehnPfennig pro Mark der Grund¬
steuer ausschreiben müssen. Es ist das eine Erscheinung,die nicht nur hier in der Provinz, die
vielmehr in allen Provinzen hervorgetretenist und die eigentlich doch die Frage nahe legt, ob hier
nicht eine gesetzliche Änderung im Laufe der Zeit nötig wird. Die kleinen Renten erdrücken die
Sache. Früher machte ein Knecht auf dem Lande sich nichts daraus, wenn er sich einmal den
Finger quetschte; er arbeitete ruhig weiter. Heute ist das Erste was er tut, an die Bcrufsgcnossen-
schaft wegen einer Rente heranzutreten; es ist eine reine Wut auf Rentenbczugeingetreten.

Meine Herren! Der folgendeHaushaltsplan betrifft die Feuerversicherungsanstalt. Nach
der Neuorganisation dieser Anstalt ist die Versicherungsanstaltin einem erfreulichen Aufschwünge
begriffen. Die Personalorganisation an der Zentralstelle ist längst durchgeführt. Sie haben im
vorigen Jahre die nötigen Personaländerungen ja schon bewilligt. Die Änderung in der Lokal¬
verwaltung ist auch zum Teil durchgeführt. Es haben Versammlungenin jedem Kreise stattgefunden.
Die Vereinbarungensind mit den Bürgermeisternusw. getroffen. Meine Herren! Wir haben jetzt
im Kuratorium auch beschlossen,für die Kreise Saarbrücken, Merzig und Ottweiler eine Art Lokal-
verwaltungsstelle, eine Art Subdirektion mit besonderemPersonal und besonderenBeamten zu
gründen, damit die Verbindung zwischen den Versichertenund der Stelle, die die Verträge ab¬
schließt, erleichtert wird; und wir denken, in derselben Weise auch für den Industriebezirkvorzugehen
und vielleicht in Essen oder sonstwo eine weitere Art Subdirektion zu bilden.

Meine Herren! Der Versicherungsbestandist im Laufe der letzten beiden Jahre ziemlich
durchgearbeitetworden, wenigstens über die Hälfte ist bereits umgearbeitet. Meine Herren! Das
Resultat dieser Neuorganisationund dieser' regen Arbeit in der Feuerversicherungsanstaltist das,
daß wir auch einen Reingewinn von rund 700 000 Mark zu begrüßen haben. (Beifall.) Davon
sind ja, wie ich sagte, 150 000 Mark für die Wasserleitungsangelegenheitenin den Ientral-Haus-
haltsplan aufgenommenworden. Meine Herren! Sie haben vor 2 Jahren für die Wasserleitungs-
sachen ein Darlehen von 750 000 Mark bewilligt, das aus den Überschüssender Sozietät verzinst
und amortisiert werden soll. Diese Summe ist nun erschöpft, wir haben sie für etwa 160 Wasser¬
leitungen ausgegeben. — Das Genauere bitte ich aus der Ihnen mitgeteilten umfangreichen Denk¬
schrift zu entnehmen, — und ich darf wohl sagen, daß diese Einrichtung von allen Seiten mit
Freude und Genugtuung begrüßt worden ist. Die Landkreisesind der Provinzialverwaltung be¬
sonders in den Gegenden, wo sie durch Typhus usw. in Mitleidenschaft gezogen worden sind,
dankbar für das, was geschehen ist. Aber, meine Herren, es ist auf diesem Gebiete noch recht viel
zu machen. (Sehr richtig!) Und wir kommen daher mit der Bitte, in diesem Jahre nochmals ein
Dahrlehn von 500 000 Mark aufzunehmenund wiederum zu verzinsen aus den Überschüssen,
die uns die Provinzial-Feuer-Sozietät abwirft. (Bravo!) Wir wissen zwar, daß wir auch damit
lange nicht dem Bedürfnisse voll Rechnung tragen tonnen, denn es sind ja bereits Anträge für
viele MillionenMark angemeldet,aber etwas geschieht, und wir hoffen, daß durch diese Bewilligung
wenigstens der Sinn in den Gemeinden für die Einrichtung der Wasserleitunggeweckt und gehoben
wird. (Sehr richtig!)

Meine Herren! Wenn ich dann zum folgendenHaushaltsplan noch einiges sagen darf,
— es ist der Haushaltsplan der Landesbank— so sind wir auf die Landesbant ebenso stolz wie
auf die Landes-Feuerversicherungsanstalt. Auch da ist reges Leben und auch ersprießliches,
erfolgreiches Leben. Meine Herren! Die Landesbankhat im vorigen Jahr ihr 50jähriges Bestehen
jn aller Stille und Ruhe gefeiert. Es ist damals der Leute gedacht worden, die die Landesbank
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in die Höhe gebrachthaben, der Herren Küster, Klein, Freiherr von Solemacher und des jetzigen
Direktors der Anstalt, des Geheimrat Lohe. Meine Herren! Aus den kleinen Anfängen der
alten Hilfstasse ist im Laufe der Zeit das größte Hypothekeninstitutdes Westens herausgewachsen.
Meine Herren! Ich darf, um nur einiges hervorzuheben,sagen: Die ücmdesbank hat jetzt Dar¬
lehen im Betrage von rund 360 Millionen, wenn es nicht — ich weiß es nicht, bereits schon
etwas mehr geworden ist, — ausgegeben; und wie hoch das Vertrauen in die Landesbankist,
ergibt sich auch wohl daraus, daß wir nicht weniger als beinahe 140 Millionen fremder Wert¬
papiere in Verwaltung und Depot genommenhaben.

Sie werden aus dem neuen Haushaltsplan ersehen, daß auch einige organisatorische
Änderungen in der Anstalt für dieses Jahr in Aussicht stehen; wir wollen ein neues Effekten-
Bureau einrichtenzur Verwaltung der fremden Effekten und es wird auch beabsichtigt oder ist schon
ausgeführt, die Einrichtung einer neuen Rechnungsführungskontrollenach amerikanischem Muster.

Meine Herren! Auch auf anderen Gebieten hat die Landesbank nach Möglichkeit sich
betätigt. Ich darf darauf hinweisen, daß gerade für die Wasserleitungssachenebenso wie die
Feuerversicherungsanstaltdie Landesbank Darlehen zu billigem Zinsfuß in reichem Umfange
begebenhat.

Ferner hat die Landesbank mit Zustimmung des Kuratoriums und des Provinzial-
ausschusses sich bereit erklärt, wenn die Frage der Entschuldung des ländlichen Grundbesitzes
wirklich an uns ernstlich herantreten sollte, hierfür einzutreten.

Meine Herren! Der Reingewinn der Landesbank hat ja, wie Sie aus den Vorlagen
ersehen, im vorigen Jahr über 900 000 Mark betragen, wovon der weitaus größte Teil an die
Zentralstelle geflossenist. Ich sagte eben schon, für einen höheren Reservefondswerden wir bei
dem Umfange, den die Geschäfte der Landesbank angenommen haben, unter allen Umständen
Sorge tragen müssen.

Meine Herren! Zu dem folgendenHaushaltsplan „Taubstummenanstalten" liegt dem
Hause eine besondereVorlage vor, die auf einen früheren Beschlußdes Hauses sich gründet. Es
ist gesagt worden: Die Taubstummenanstaltensollen alle auf acht Klassen gebrachtwerden. Das
setzt natürlich voraus, daß wir zuerst die nötigen Gebäude aptieren und bauen. Es ist für die
achte Klasse gesorgt in Neuwied und in Trier, wo wir aus laufenden Mitteln die Anstalten um¬
gebaut haben, und es ist weiter die achte Klasse schon vorhanden in Cöln; für die anderen
Anstalten soll der Umbau in diesem Jahre vorgenommenwerden, und das Haus wird gebeten,
die Summe von 185 000 Mark für die Bauten zu bewilligen.

Zu dem Haushaltsplan der Blindenanstalten kann ich nur bemerken: Die Organisation
dieser Anstalten ist zu einem gewissen Abschluß gekommen. Wir haben die Blindenanstalten in
Neuwied und in Düren, welche der Fürsorge für die blinden Kinder dienen. Dank der Tätigkeit
des Blindenvereins haben wir in Düren die große Werkstätte, in der erwachsene Blinde im Hand¬
werk ausgebildet und in der ihnen die Möglichkeit einer Existenzgeschaffenwird.

Endlich haben wir für die, die in der Welt mit ihrem Hundwerknicht fortkommen, auch
wieder dank der Freigebigkeit der Familie Schöller in Düren das Annaheim. So ist also von
der Jugend bis zum Alter für die Blinden gesorgt. Ich glaube hier auf diesem Gebiete weiden
wir in den nächsten Jahren wenig mehr zu tun haben.

Ich darf noch dem besonderen Wohlwollen des Hauses die Vorlage empfehlen, in der
nir die Blindenlehrer, Taubstummenlehrer und die Lehrerinnen eine Gleichstellungder Gehälter
M't den Gehältern in anderen Provinzen vorgeschlagen wird.
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Meine Herren! Leider kann ich nicht mit derselbenGenugtuung wie auf die Blinden¬
anstalten auf unsere Hebammenanstalten zurückblicken.Wir haben deren jetzt zwei. Sie haben
ja vor einigen Jahren die Mittel bewilligt für die Anstalt in Elberfeld, Diese Anstalt ist
innerlich und äußerlich tadellos ausgefallen, es ist eine Freude sie zu sehen, und sie ist schon
vielfach auch von anderen Provinzen aus besichtigt und zum Muster genommenworden. Meine
Herren! Etwas anderes ist es — das muß ich hier hervorheben — mit der zweiten Anstalt,
unserer Cölner Anstalt. Diese ist uns — ich sage das offen — über den Kopf gewachsen.
Aus einer kleinen Anstalt ist daraus geworden eine Entbindungsanstalt für die Stadt Cöln
und zugleich eine Lehranstalt für Hebammen. Meine Herren! Räumlich reicht die Anstalt
nicht aus, und sie entspricht auch nicht den Anforderungen, die heutigen Tages in hygienischer
Beziehung an eine solche Anstalt gestellt werden müssen. Es ist in den letzten Jahren alles
geschehen, um in dieser Hinsicht zu bessern, zu machen, was möglich ist, es sind Baracken gebaut
und Häuser angemietetworden, aber auf die Dauer reicht dies nicht; die Königliche Staatslegierung
hat wiederholt schon darauf hingewirkt,die Anstalt in einer anderen Weise einzurichten,eine andere
an die Stelle zu setzen.

Meine Herren! Das läßt sich natürlich nicht von heute auf morgen machen, da die
Anstalt ja in der Stadt liegen soll, und wir unseren Grundbesitz zunächst auch dort verwerten
müssen. Aber es wird kommen, vielleicht schon im nächsten Jahre, daß wir uns mit dem Gedanken
entweder des Umbaues, wenn der überhaupt möglich ist, oder der Neuschaffung einer Anstalt
befreundenmüssen.

Eins möchte ich nur mit Rücksicht auf Prozesse, die ja in der Stadt Cöln vor der
dortigen Strafkammer geschwebt haben, hervorheben: Die Vorwürfe, die der Cölner Anstalt von
einem früheren Arzte der Anstalt gemacht worden sind, sind vollständig unberechtigtgewesen. Das
Erkenntnis der Strafkammer spricht es ausdrücklich aus, daß die Anstalt tadellos geleitet ist, daß
irgendwelche Mißstände, soweit sie nicht durch den Bau usw. gegeben sind, nicht zu konstatieren
seien, daß alles das, was der Anstalt vorgeworfen wurde, nur in der Phantasie desjenigenbesteht,
der die Strafklage gegen den Direktor in Cöln angestrengthat. Das möchte ich hier zu Ehren
des Direktors der Anstalt und auch zu Ehren der Provinzialverwaltung sagen! Es ist nichts
versäumt worden in der Anstalt. Aber ultra posse nsmo tsuswr, die Anstalt entspricht nicht
den heutigen Anforderungen.

Meine Herren! Dann darf ich wohl noch zum Fürsorge-Haushaltsplan einiges sagen.
Ich habe ja eben schon ausgeführt, daß die Zahl der Fürsorgezüglinge eigentlich unberechenbar
ist, daß sie uns die grüßten Rätsel vorlegt. Wir nehmen eine bestimmteSumme an: auf einmal
ist es eine viel höhere, eine ganz andere. Meine Herren! Wir haben einen Haushaltsplan
für die Fürsorgeerziehungvon 1 242 000 Mark in diesem Jahre, ein Plus von 213 000 Mark,
wovon allerdings die Provinz, wie ich ja schon bemerkte, nur '/» zu tragen hat. Meine Herren!
Wir gehen jetzt in das neue Jahr mit rund 4400 — vielleicht sind es noch mehr — Zöglingen
hinein, und wie wir aus dem Jahr herauskommen,ist nicht abzusehen. Meine Herren! Das ist
nun einerseits ein recht erfreuliches Zeichen. Es ist ein Zeugnis dafür, daß die Lokalbehürden
das Gesetz in dem Sinne auffassen, in dem es erlassen ist, daß sie die Kinder von der Straße
weg in eine ordentlicheErziehung bringen und zu ordentlichenMenschen bilden wollen. Und von
dem Gesichtspunkte aus hat auch die Provinzialverwaltung die Fürsorgeangelegenheitenbehandelt
und bearbeitet. Wir wehren uns nicht, die Kinder zu nehmen, wir nehmen sehr viele, von denen
Wir uns eigentlichsagen: Durch Beschwerden usw. könnten wir sie uns vom Halse schaffen
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und dem Ortsarmenverband zuweisen. Wir sagen uns aber: „Nehmenwir die Kinder jetzt nicht —
denn immer liegt ja, wenn so ein Beschluß gefaßt wird, etwas in der Familie vor —, dann
haben wir sie nach 2 bis 3 Jahren, und dann ist nichts mehr mit den Kindern zu machen," Also
besser sie ein Jahr früher nehmen als ein Jahr später. Der Kostenpunkt, wie gesagt, hat uns in
Anbetracht der Wichtigkeitdes Gesetzes wirklichnicht gehindert, vorzugehen. Aber die Sache hat
doch eine Schatteseiten: Wo sollen wir auf die Dauer mit den Kindern bleiben? Die Kinder,
die noch schulpflichtig sind, die noch ziemlich unverdorben sind, die wir etwa bei einem Handwerker
miterbringen können,machen uns nicht diese Sorge, die Sorge machenuns die Bengels, die über
18 Jahre alt sind, die 19, 20jährigen, die Sorge machenuns die Mädchen, die sich von einem
Haus zum anderen getrieben haben, und die wir nun auf einmal dort versorgensollen.

Meine Herren! Das ist eine Aufgabe, die bei der Zahl, wie wir sie jetzt haben, kaum
zu erfüllen ist. Wir haben uns genötigt gesehen, den „guten Hirten" in Anspruch zu nehmen, nnd
so unbequem,wie uns das auch ist, wir haben eine besondere Abteilung in Freimersdorf, vormals
Bmuweiler genannt, eingerichtet,um die Schlimmstendieser Sorte dort unterzubringen,uud wir machen
daraus gar kein Hehl: Es sind dort jetzt über 200 Zöglinge untergebracht, obwohl wir es nur
schweren Herzens tun; denn es bleibt immer an den Personen, wenn sie in ihren Papieren stehen
haben, daß sie in „Brauweiler gewesen", etwas hängen. Aber in der Not frißt der Teufel
Fliegen. Wir haben nichts, wir wissen nicht, wo wir sie unterbringen sollen. Sie haben im
Vorjahre die neue Anstalt Fichtenhain bewilligt, sie wird uns ja 1906 eine gewisse Erleichterung
schaffen, wir weiden aus Brauweiler vielleicht 180 bis 200 Mann herüber bringen, aber ein
geringer Teil wird noch in Brauweiler bleiben müssen. Es ist mir immer fraglich gewesen, ob
das Gesetz nicht einen Fehler begangen hat, wenn es Iungens, die Diebstahl, Raub, Brandstiftung
begangenhaben, und Frauenzimmer, die überhaupt verloren sind, uns noch mit 18 oder 19 Jahren
zur Erziehung überweist. (Sehr wahr!) Meiner Meinung nach können wir diese Personen
überhaupt nicht mehr erziehen. Wir müssen sie einfach festhalten, von der Menschheit fern
halten, bis sie nach dem 21. Jahr wieder losgelassenweiden. Ich weiß nicht, ob die Auffassung
allenthalben gebilligt wird; ich habe persönlich das Gefühl: Wir können mit diesen Personen nur
noch wenig machen. (Sehr richtig!)

Meine Herren! Ich darf dann noch einige Worte über den Haushaltsplan der Heil¬
anstaltenverlieren. Da kann ich sagen: Die alten Anstalten, die wir haben, sind gut in Ordnung,
sie werden von den Direktoren gut geleitet und sie brauchen für dieses Jahr keinen höheren Zuschuß.
Wir unterhalten durch höhere Belegung und höhere Einnahmen die Anstalten ohne neuere
Anforderungen. Meine Herren! Die älteren sind beinahe sämtlich umgebaut, es werden jedoch
noch zwei Jahre vergehen,ehe alle Anstalten soweit sind. Die Mittel haben Sie ja schon längst
zur Verfügung gestellt, Sie dürfen sich nicht wundern, daß das nicht in einem oder zwei Jahren
zu machen ist. Die Anstalten sind belegt bis zum letzten Platz, und wir können den Umbau nur
immer stückweise machen, wir müssen einen Flügel leeren, und die Kranken anderwärts unterbringen,
und dann erst kann gebaut werden. Daher verzögert sich die Sache unliebsam über Jahre hinaus.
Die neue Austalt in Süchteln wird ja jetzt im Frühjahr bezogen werden können. Ich kann den
Herren nur die Bitte vortragen, sich gelegentlich die neue Anstalt anzusehen; sie verspricht das zu
werden, was der Landtag von ihr erwartet hat.

Wir haben in den Anstalten etwa 4400 Personen untergebracht. Aber damit ist die Zahl
aller unserer Pfleglinge nicht erschöpft, wir haben noch weitere 6000 unterzubringen und unter¬
gebracht,und zwar nicht in den Prouinzialanstalten, sondern in Anstalten, die dnrch Vertrag uns
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zur Verfügung gestellt sind. Wir haben in Trier, Ncuß, Crcfcld, Waldbroel, St. Thomas usw.
derartige Anstalten gewonnen. Meine Herren! Das hat aber auch manche Bedenken. Wir bringen
dort nicht die Heilbaren, sondern nur die Pfleglinge unter, und von diesen werden die unruhigen,
die unbequemenElemente von den Anstalten nur ungern genommen, sie werden vielfach zurück¬
gewiesen. Dazu kommt, daß diese Anstalten immer bestrebt sind uud vielleichtauch bestrebt sein
müssen, ihre Vcrpflegungsgebührcnzu erhöhen. Meine Herren! Sind das nur 10 oder 20 Pfennig
pro Kopf und Tag, dann macht das im Haushaltsplan bei den 6000 Personen, die wir so unter¬
gebrachthaben, Hundcrttausendeaus. Ob wir auf die Dauer mit den Pflegcanstalten in dieser
Weise auskommenkönnen, das ist doch fraglich. Wir können jetzt schon zeitweise,wie gesagt, die
schlimmen, die unruhigen Elemente nicht unterbringen, und es fragt sich, ob es nicht auf die Dauer
doch für uns rentabler ist, eine eigene Pflegeanstalt zu gründen.

Meine Herren! Der folgendeHaushaltsplan betrifft das Landarmcuwesen. Hierzu habe
ich eben schon bemerkt: Infolge einer sehr genauen Kontrolle und vor allem infolge der auch schon
früher in den achtziger Jahren einmal üblich gewesenenKontrolle an Ort und Stelle ist es gelungen,den
Haushaltsplan ohne weiteren Zuschuß zu balanzieren.

Für die erweiterte Armenpflegeist uns das nicht gelungen. Wir haben da die Summe
von 47 000 Mark, wie ich eben bemerkte, aus den Gründen, die ich schon ausgeführt habe, ein¬
setzen müssen. Meine Herren! Mit diesen beiden Haushaltsplänen hängt Brauweiler zusammen.
Diese Anstalt in Brauweiler ist ja eigentlich uur für 1250 Köpfe berechnet, aber es ist eine sehr
elastische Anstalt. Wir können auch, dank der Geschicklichkcitdes Direktors, wenn es sein muß,
1500 unterbringen und — so viele sind jetzt auch dort — die Anstalt ist innerlich und äußerlich
in Ordnung, sie ist reinlich, und es wird auch versucht, in erzieherischerWeise durch den Direktor,
die Beamten und die Geistlichenauf die Leute einzuwirken.

Meine Herren! Wir haben da einen Mehrbedarf von 40 000 Mark. Aber wir decken
ihn aus den eigenen erhöhten Einnahmen der Anstalt, aus dem Arbeitsbetricbc,der Landwirtschaft, usw.
Meine Herren! Die Art uud Weise, wie die Leute dort beschäftigtwerden, macht die Anstalt
wirklich einer Besichtigungwert. Wir haben, abgesehen von den gewöhnlichen Handwerken,die dort
sind, vor allem jetzt auch eine große Wäscherei,die bis zu 800 Kunden aus Cöln und Düsseldorf
versorgt. Wir haben Nuchdruckerei, Photographie, kurz alles Mögliche eingeführt,und dadurch er¬
klärt es sich auch, daß wir ohne bedeutendeweitere Zuschüsse existieren können.

Über das Landarmcnhaus Trier brauche ich eigentlich nichts zu sagen, das ist ein Kind
gegenüber Brauweiler und erhält sich aus den Stiftungsgeldern selbst. Es wird nur in der
nächsten Zeit etwa um 120 Köpfe geleert werden, nämlich um die Epileptiker,die wir dort haben
und die wir beim Beginn des Frühjahrs nach Süchteln transferieren.

Meine Herren! Nun noch zur Straßenverwaltung! Sie haben in den letzten Jahren,
als sich herausstellte, daß durch Frost, durch Wind und Schnee größere Anforderungenan die
Straßenverwaltung gestellt weiden mußten, als sich herausstellte, daß Brückenergänzt, erneuert,
Straßen verlegt, Großpflaster und Kleinpflaster in größcremUmfange angelegt werden mußte,
vier Anleihen, ich glaube von 5 oder 6 Millionen Mark zur Verfügung gestellt. Meine Herren!
Drei dieser Anleihen sind jetzt verwandt, wir haben noch für fünf bis sechs Jahre 400 000
Mark jährlich für Pflasterung zur Verfügung.

Meine Herren! Diese Anleihen hatten nun zur Folge, daß zunächst die Einnahmen in
die Höhe gingen. Aus den Anleihen wurden die betreffenden Beträge für jedes Jahr in den
Haushaltsplan eingesetzt. Das hört ja nun für die Zukunft aus. Aber auf der anderen Seite,
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wachsen infolge der Anleihen die Ausgaben in den nächsten Jahren nicht unbeträchtlich,weil ja
nun die hohen Zinsen und Amortisationsquoteuaufgebrachtwerden müssen, meine Herren, da wird
es nun Aufgabe der Straßenverwaltung sein, dafür zu sorgen, daß wir diese Zinsen und Amorti-
sationsbeträge aus den laufenden Mitteln decken ohne besondere Provinzialzuschüsse.(Sehr richtig!)
Für dieses Jahr ist das gelungen, und wir hoffen auch, daß das im nächsten Jahr wohl gelingen
wird. Aber, meine Herren, eins ist unbedingt nötig bei der Straßenverwaltung: Wir müssen uns
hier einen Reservefondsschaffen,den wir jetzt entbehren, (Sehr richtig!) und in dieser Beziehung
liegt dem hohen Hause ja eine Vorlage vor über die Verwendung von Ersparnissenbei der
Straßcnbauverwaltung. Wenn wir keinen Reservefondshaben, dann kann uns das passieren, was
uns früher passiert ist, daß in einem einzigenFrostjahr uns für eine halbe Million Reparaturen
auf den Straßen entstehen,und daß wir gleich wieder zur Anleiheübergehen müsseu. Das möchten
wir doch nach Möglichkeit vermeiden. Ich möchte also diese Vorlage, die zum Teil ja auch
der Initiative der III. Fachkommissiondes vorigen Jahres entsprungen ist, Ihre»! Wohlwollen
empfehlen. (Beifall.)

Meine Herren! Noch einen Punkt aus der Straßenverwaltung: Die Vorausleistungen!
Meine Herren! Hier stehen 120 000 Mark im Haushaltsplan — wir werden sie ja auch voraus¬
sichtlich einnehmen,— aber bequem für die Provinzialvcrwaltung sind die beiden Gesetze über die
Vorausleistungen nicht. (Sehr richtig!) Wir müssen die Gesetzeaber nun einmal durchführen,
und wir tun es mit möglichsterSchonung und mit möglichstem Entgegenkommen. Aber es ist
schwer, zunächst diejenigen,die von dem Vorausleistungsgesetz betroffen werden, an den Gedanken,
daß sie für Straßenbenutzung noch etwas besonderesbezahlen müssen, zu gewöhnen. Ohne Klage
geht die Sache nicht ab. Wir haben eine Reihe von Klagen anstrengen müssen, sie sind aber
zum größten Teil — ich glaube bis auf 12 oder wieviel es sind — im Wege des Vergleichs
erledigt. Wir hoffen, daß in Zukunft auch dieses Gesetz sich mehr einbürgert nnd daß dann das
Odium, das der Provinzialverwaltung zur Last fällt, sich etwas verringert.

Meine Herren! Es gibt nun 3 Unter-Haushaltspläne zum Wegebau-Haushaltsplan:
Der Neubau-Haushaltsplan, zu dem ich nichts bemerken möchte, der Kleineisenbahn-Etatund der
Kommunalwegebau-Etat.

Bezüglich des Kleincisenbahn-Haushaltsplans liegt Ihnen eine besondere Vorlage vor.
In letzter Zeit sind recht zahlreiche Vomotierungen und Anmeldungenfür Kleinbahnen erfolgt.
Ich darf z. B. darauf hinweisen, daß für die Kreise Kirn, Bernkastelund Bitburg im ganzen 10
Millionen — so viel sind es, glaube ich — angemeldet siud. Natürlich kann diese Summe in
der angemeldetenHöhe ja garnicht bewilligt werden. Aber die zahlreichen Anmeldungennötigen
uns doch, Fürsorge zu treffen, daß wir Mittel zur Unterstützungdes Kleinbahnwesenszur Ver¬
fügung haben. Wir haben bisher 21 Millionen gehabt, von denen 19 ja darlchnsweiseausgegeben
sind. Mit der 1 Million und den Rückzahlungen,die ja erfolgen,können wir den Anforderungen,
die das nächste Jahr bringen wird, nicht genügen. Wir müssen daher bitten, uns zu ermächtigen,
den Kleinbahufonds je nach Bedarf um etwa 5 Millionen Myrk zu erhöhen; eine Vorlage in
dieser Beziehung liegt ja dem hohen Hause vor.

Auch der letzte Haushaltsplan der Straßenbauverwaltung, der Kommunalwegebau-Etat,
verdient einige Worte. Wir haben zwei Fonds in diesem Haushaltsplan, den ^,-Fonds von
100 000 Mark — ich nenne ihn den Rcpciraturfonds— und den Fonds Z von 250 000 Mark.
Das ist aber auch alles, was wir für den Kommunalwegebauin dem Haushaltsplan stehen
haben, während die Anforderungenkolossal groß sind.

4»
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Ich bitte hier nur einen Blick in den Haushaltsplan zu werfen. Bei diesem Unter-
Haushaltsplan ist am Rand das nötige Zahlenmaterial angegeben. Glücklicherweise hat die neue
Dotation uns hier etwas unterstützt. Sie werden aus dem Unter-Etat ersehen, daß 1902
aus der Dotation 120 000 Mark, 1903 188 000 Mark, 1904 157 000 Mark und 1905
120 000 Mark noch besonders gegeben worden sind oder noch gegeben weiden. Aber diese Summe
genügt doch eigentlich den Anforderungen gegenüberkaum. Wir hoffen, daß im nächsten Jahre
wenn das neue Reglement für die Nachtragsdotation zu machen ist — es ist ja auf drei Jahre
gemacht und wird in diesem Jahre zum letzten Mal benutzt, — die Dotation in einer anderen
Weise verteilt weiden kann und daß aus der Dotation ein größerer Fonds zur Verstärkungdes
Wegebauwesensreserviertwird. (Sehr richtig!)

Meine Herren! Zu dem Haushaltsplan „Landwirtschaft" habe ich eben schon gefügt,
daß wir für den Rotweinbau und für einige Schulen etwa 20 000 Mark mehr nötig haben.
Ich möchte hierzu nur eins noch bemerken. Unsere Weinbauschulenhaben sich jetzt, nachdemdie
Internate eingerichtet sind, vollkommenbewährt, sie sind hinreichend besucht; die Kurse, die dort
abgehalten werden, haben Anklang gefundenund, worauf der Ausschußvor allem Gewicht legt,
die Direktoren und die Lehrer der Anstalten haben in den weinbautreibendenKreisen, in den
Winzerkreiscn sich Vertrauen erworben. Sie werden zu Gutachten, zur tätigen Mitarbeit gerne
und freudig herangezogen,und damit ist eben ein besondererVorzug der Anstalten gewonnen
worden.

Meine Herren! Der Landwirtschafts - Haushaltsplan gibt mir noch zu einer kurzen
BemerkungVeranlassung. Es ist den Herren ja bekannt, daß der Herr Minister für Domänen
und Forsten eine Denkschrift über das landwirtschaftlicheWinterschulwesen veröffentlicht hat, in der
die Klage erhoben worden ist, daß seitens der Provinzen für das Winterfchulwefennur minimales
geschehensei. Die Rheinprovinz kommt in dieser Denkschrift von allen Provinzen am besten weg.
Es wird ausdrücklich da hervorgehoben,daß die Rheinprovinz ihre Aufgabe in dieser Beziehung in
einer anderen Weise aufgefaßt habe wie die östlichen Provinzen. Aber es wird doch die Herren
vielleicht interessieren, kurz zu erfahren, was denn die Provinz für Winterfchulen bekommen hat
und, was sie aufwendet. In der Dotation steht für Winterschulen die kolossaleSumme von
12400 Mark und die Provinz zahlt allein für Winterfchulen85200 Mark, für Pensionen usw. ihrer
Direktorenund Lehrer 22 l6? Mark, für die Schulen in Eleve und Bitburg 10 500 Mark, für die
Pensions-Haushaltspläne Cleve-Bitburg 8300 Mark, für Wcinbauwanderlehrer6850 Mark, für die
Inspektoren 4000 Mark und für die Winterfchulen42000 Mark, zusammen17851? Mark. Also,
meine Herren, gegenüberder Dotation von 12000 Mark konnte man uns auch wirklich nicht den
Vorwurf machen, daß wir zu wenig im Laufe der Jahre für die Winterfchulengetan hätten.

Meine Herren! Nun komme ich zu einem stiefmütterlich bedachten Haushaltsplan: „Kunst und
Wissenschaft." Wir haben eigentlich nichts neues in den Haushaltsplan eingesetzt,obwohl die
Summen, die dort stehen, nicht erschütternd sind. Früher hat in diesem Haushaltsplan noch eine
andere Summe gestanden,nämlich da standen noch 22000 Mark für das Denkmälerarchiu,Diefe
22000 Mark sind aus dem Haushaltsplan seit einigen Jahren verschwunden, und dem Ständefonds
zugeteilt worden; infolgedefsen ist der Haushaltsplan etwas mager gegen frühere Jahre.

In den Haushaltsplan für die Provinzialmuseenhaben wir nur 4 300 Mark mehr ein¬
gestellt. Das sind aber lediglich die normalmäßigen Gehaltserhöhungen der Beamten, 1000 Mark
für weitere Ausgrabungen, 1000 Mark für kleinere Ankaufe und ich glaube noch 300 oder
400 Mark, ich weiß es momentan nicht, Reisegelderfür die Direktoren, im ganzen 4300 Mark.
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Dieser Unter-Haushaltsplan ist seit vielen Jahren stabil geblieben. Wir werden auf die Dauer,
wenn die großen Ausgrabungen an uns heran treten, hier doch noch etwas mehr tun müssen.

In der besonderen Besoldungsvollage ist nun das Gehalt der Direktoren dieser Schulen
erwähnt. Wir haben gebeten, das Gehalt der Direktoren entsprechend den heutigen Verhältnissen
zu erhöhen. Die Direktoren dieser Museen beziehen heute ein Gehalt, das dem der Landessekretüre
gleichsteht, während sie ihrer ganzen sozialen und wissenschaftlichenStellung nach doch wenigstens
den Archiobeamtenund den Gumnasialdirektorengleichgestellt werden müßten.

Meine Herren! Zum Gewerbe-Haushaltsplan darf ich bemerken: Hier sind nur die 6000
Mark, die ich schon hervorgehobenhabe, mehr eingestellt. Es stehen jetzt hier im Haushaltsplan
-- ich glaube — 134000 Mark, während vor 15 Jahren von einem Gewerbe-Haushaltsplan
noch nicht die Rede war.

Damit hätte ich ja die einzelnen Haushaltspläne wohl durchgegangen,nur noch eine
Position möchte ich doch nicht unerwähnt lassen, und das ist der Ständefonds.

Meine Herren! Der Ständefonds hat früher 120 000 Mark betragen, und es war der
Stolz der Provinz, daß aus diesem Fonds in hervorragenderWeise der Denkmälerder Altvorderen
gedacht, die Kirchen, Denkmälerund Burgen unterhalten werden konnten. Vor 2 Jahren war der
Ständefonds um 30 000 Mark vermindert, beziehungsweise auf 90 000 Mark herabgesetzt worden.
Dann sind die 22 000 Mark für das Denkmäler-Archiv,wie ich eben erwähnte, auch auf den
Ständefonds gelegt worden, sodaß wir jetzt anstatt 120 000 Mark in Wirklichkeitnur einen
Betrag von 68 000 Mark im Ständefonds haben. Für dieses Jahr ist der Ständefonds durch
Mehlverpflichtungen,die von dem Landtag vor 2 Jahren eingegangensind, noch mit 30 000 Mark
in Anspruch genommen, was zur Folge hat, daß wir in diesem Jahre nur 30 000 Mark übrig
haben. Auf diese 30 000 Mark verteilen sich die 8 Anträge auf Bewilligung von Beihilfen,
welche in der Druckfache Nr. 12 einzeln aufgeführt sind. Der Provinzialausschußbittet dringend,
für die Herstellung und Unterhaltung des altehrwürdigen Domes in Wetzlar den Ständefonds
für die nächsten5 Jahre aus den Überschüssen der Landesbank um 20 000 Mark jährlich zu
erhöhen, denn ohne eine derartige Erhöhung müssen wir von dem Werke der Unterstützung und
Herstellungdieses Domes ja vollständig Abstand nehmen und hiermit würde auch eine Reihe von
Zusicherungen,die von anderer Seite gemacht worden sind, hinfällig weiden. Ich glaube auch
wohl der Hoffnung Ausdruck geben zu dürfen, daß in Zukunft, wenn unsere Finanzverhältnisse
sich einmal wieder gebessert haben, der Ständefonds auf die alte Höhe heranwachsen wird, damit
wir dann aus ihm die Herausgabe des Werkes „Kunstdenkmälerder Rheinprovinz", die für die
romanischenDenkmäler ja in diesem Jahre, Dank der Unterstützungvon Herren der Stadt Cöln,
erfolgt, auch für die gotischen Denkmäler weiter durchführenkönnen. (Beifall.)

Meine Herren! Ich hoffe, daß Sie aus dieser kurzen Zusammenstellungdie Hauptpunkte,
die die Provinzialverwaltung noch bewegenund Gegenstand ihrer Sorge sind, entnommen haben.
Meine Herren! Wir sind im Provinzialausschußnicht stehen geblieben, wir haben uns bemüht,
die Interessen der Provinz nach allen Seiten zu vertreten und die uns anvertrauten Ressorts nach
Kräften zu heben. Meine Herren! Es begreift das aber auch in sich, daß wir das Auge nicht
verschließen,wo es sich um offenbareMißstände handelt, und von dem Gesichtspunktaus habe
ich auch gar kein Hehl daraus gemacht, daß wir auf unsere Hebammenlehranstalt in Cöln nicht
sehr stolz sein können und daß wir in Zukunft auch vielleicht bei der einen oder anderen Anstalt
die bessernde Hand anlegen müssen.
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Ich hoffe mit dein Ausschuß, daß der Provinziallandtag uns in der Erfüllung dieser
Aufgaben nicht im Stiche lassen und uns die Mittel, die im Laufe der nächsten Jahre für diese
Aufgabennötig sind, zur Verfügung stellen wird.

Meine Herren! Prüfen Sie den Ihnen vorgelegtenHaushaltsplan und die Denkschriften
aufs peinlichste und gewissenhafteste.Ich glaube, Sie werden dem Ausschusse zustimmen, wenn
er Ihnen sagen läßt: es ist nur das hineingestelltworden, was hineingestelltwerden mußte; wir
sind in leiner Weise verschwenderischoder sorglos zu Werke gegangen. (Lebhafteranhaltender Beifall.)

Stellvertretender Vorsitzender Freiherr von Schorlemer°Lieser: Meine Herren! Ich
eröffnenunmehr die Diskusstonund gebe das Wort Herrn Fritzen.

AbgeordneterFritzen: Meine Herren! Nach den ausführlichen und gründlichenDar¬
legungen des Herrn Landeshauptmanns bleibt mir nur übrig, eine kurze Erwiderung darauf zu
geben. Denn es ist doch gewissermaßen eine Anstcmdspflicht, daß wir diese gründlichen Darlegungen
hier nicht klanglos verhallen lassen, sondern daß auch aus dem Schoße des Prooinzillllcmotaa.es
heraus einige Worte zu diesem Haushaltsplan gesprochen weiden.

Meine Herren! Der Haushaltsplan steht unter der Signatur einer Steuererhöhuug,
allerdings nur um ^2 Prozent, Der Herr Landeshauptmann hat nach meiner Auffassung zutreffend
nachgewiesen, daß diese Steuererhöhuug nicht zu umgehen ist, und ich kann mich in dieser Beziehung
seinen Darlegungen nur anschließen. Meine Herren! Dieses '/« Prozent ist ja auch nicht das
Bedenkliche in der Sache, Das Bedenkliche ist, daß wir schon seit mehreren Jahren in Bezug auf
den Steuerfuß in eiuer aufsteigenden Richtung uns befinden, und bedenklich ist ferner, daß alle
die Posten, welche in diesem Jahre zur Steuererhöhuug Anlaß gegeben haben, eine steigende
Tendenz besitzen und voraussichtlich auch für die nächsten Jahre noch in höherem Maße als heute
auf den Haushaltsplan drücken werden. Die Posten sind ja hauptsächlich: die neue Anstalt Iohannisthal,
Abschreibungen auf maschinelle Anlagen, erweiterte Armenpflege,Fürsorgeerziehungund Verzinsung
der Anleihen. Meine Herren! Ich glaube, daß alle diese Posten in den nächsten Jahren noch
viel schwerer den Haushaltsplan belasten weiden, als in diesem Jahre.

Nehmen Sie z. B. die Fürsorgeerziehung. Wir sind noch lange nicht im Beharrungs-
zustaud. Die Zahl der Fürsorgezügliuge— das hat der Herr Landeshauptmann auch anerkannt—
wächst zusehends. In diesem Jahre ist das Plus im ganzen über 200 000 Mark, wovon V» mit
67 000 Mark dem Provinzialverbande zur Last fallen. Im kommenden Jahre wird voraussichtlich
etwa ein gleiches Plus erforderlichwerden. Dazu brauchen wir ja nach dem uns vorliegenden
Referat eine neue Anstalt für schulentlassene männliche Zöglinge der Fürsorgepflege,und so ist mit
Sicherheit vorauszusehen,daß dieser Posteil auch in den nächsten Jahren in bedeutend größerer
Höhe als in diesem Jahre wiederum auf dem Haushaltsplan lasten wird.

Meine Herren! Dann kommt ferner die erweiterte Armenpflege. Auch hier siud wir
m. E. noch lange nicht am Ende unserer Ausgaben angelangt. Schon heute sieht der Haushalts¬
plan für diesen Zweck eine Summe von 1 157 000 Mark vor, eine Mehrausgabe von 4? 000 Mark.
Die Mehrausgabe ist nicht abzuweiscu. Sie beruht auf statistischen Nachweisen über die Zahl der
Kranken, Idioten usw. Aber dieselben statistischen Verhältnisse lassen uns erkennen, daß es mit
dieser Mehrausgabe nicht abgeschlossen ist, sondern daß wir auch in den folgenden Jahren jedesmal
ähnliche Mehrausgaben haben werden, welche vielleicht wiederum zur Erhöhung der Umlage
führen müssen.

Meiue Herren! Ich mache noch auf eine Position aufmcrkfam:auf das Landarmenwesen.
In diesem Jahre hat die Position glücklicherweiseund ich sage auch ausnahmsweiseeiner Erhöhung
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nicht bedurft. Ich erinnere mich aus meiner früheren Praxis nicht, daß jemals ein Jahr gewesen ist,
wo diese Position nicht erhöht werden mußte. Wenn sie nun auch in diesem Jahre nicht erhöht
zu werden braucht, so folgt daraus nicht, daß es so bleiben wird. Meine Herren! Wir können
nicht annehmen, daß mit der jetzigenPosition von 1 605 000 Mark nun ein für allemal die Kosten
der Landarmenpflegebefriedigtwerden. Die Kosten der Landarmcnpflege richten sich ja vielfach
nach den gewerblichen Konjunkturen. Sie sind steigendund müssen steigend sein wegen des jedes
Jahr hinzutretendenBevölkerungszuwachses.Allein dieser Bevölkerungszuwachs,der ja gerade in
der Rheinprovinz sehr groß ist, wird auch notwendigerweiseeine Vermehrung der Landarmenkosten
herbeiführen. Es kommt alles darauf an, wie der Herr Landeshauptmann auch betont hat, daß
in der Verwaltung mit Sorgfalt die einzelnen Fälle geprüft werden, und daß man mit der
Anerkennungder Landarmenqualität nur dann vorgeht, wenn die Beweise unbedingt und strikt
erbracht sind. Meine Herren! Ich glaube, daß man in dieser Beziehung auf die Herren in der
Verwaltung vollständig vertrauen darf. Fragen Sie nur herum bei den Gemeinden und bei den
Kommunen, dann werden Sie hören, daß das Verfahren der Provinzialuerwaltung in dieser
Beziehung mehr deshalb beklagt wird, weil es zu streng, zu bürokratisch ist, als deshalb, weil es
vielleicht zu lax wäre.

Nun, meine Herren, kommt ein Posten, der neu eingestelltist. Das ist die Abschreibung
von 60 000 Mark auf maschinelle Anlagen. Wir haben gehört, daß der Wert der Maschinen in
den Anstalten zwischen 3 und 4 Millionen Mark beträgt. Diese Abschreibung vou 60 000 Mark
ist also nur 1^/» Prozent des Wertes. Das ist sehr wenig. In industriellenBetrieben wird
überall 10 Prozent abgeschrieben. Wenn ich nun auch annehmen will, daß unsere maschinellen
Anlagen mit den Anlagen in eigentlichen Industriebetrieben nicht unbedingt in Parallele gestellt
weiden können, weil ja unsere Betriebsanlagen nicht so regelmäßig, nicht so oft und nicht so
durchgehend die ganzen Tage gebrauchtwerden, so ist doch — das liegt auf der Hand — ein
Betrag von 1"/» viel zu wenig, und ich bin fest überzeugt, daß wir in den nächsten Jahren
mindestens auf eine Abschreibung von 5 "/« kommen werden und kommen müssen.

Nun, meine Herren, ein anderer Posten, der ein Plus hervorgerufen hat, ist die Verzinsung
der Anleihen. Es liegt heute ein Plus von 42000 Mark vor. denn die ganze Anleihe, die
8000000 Mark beträgt, wird jetzt blos mit 147000 Mark gegen 105000 Mail im Vorjahre
verzinst und amortisiert. Dieser Betrag wird auch mit der Zeit wachsen; wenn die Anleihe einmal
ganz ausgegeben und ganz zu verzinsen und zu amortisieren ist, dann werden 400000 Mark
erforderlich weiden, und so können wir mit Sicherheit annehmen, daß auch dieser Posten steigen wird.

Also, meine Herren, ich kann nicht in die frohe Hoffnung des Herrn Landeshauptmanns
einstimmen,daß mit diesem Jahre die Erhöhungender Umlage ihren Abschluß erreicht haben. Im
Gegenteil, ich möchte beinahe die Befürchtungaussprechen, daß wir in wenigen Jahren weitere
Erhöhungen vornehmen müssen, wenn nicht eine ganz erheblicheSteigerung der Staatssteuern
eintreten und infolgedessen auch unsere Umlage in einem gleichen Prozentsätze steigen wird. Das
ist ja allerdings richtig: Die direkten Staatssteuern, nach welchen unsere Umlage erhoben wird,
haben auch eine steigende Tendenz. Sie schwankenja auch mit der auf- und absteigenden Konjunktur;
aber im allgemeinennimmt der Wohlstand zu, infolgedessen weiden auch die direktenStaatsteuern
regelmäßig höher werden, und so können wir hoffen, daß wir vielleicht, wenn die Staatssteuern
ganz erheblich in die Höhe gehen, in den nächste.« Jahren mit dem gleichen Prozentsatz auskommen.

Meine Herren! Die Provinzialverwaltung ist in allen diesen Beziehungennicht so glücklich
gestellt wie die Städte, Die Städte haben das Recht, auch indirekte Steuern zu erheben. Sie
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erheben Biersteuer, sie erhebenUmsatzsteuer,sie erheben Wertzuwachssteuerusw.; die Städte sind
im Besitz großer industriellerBetriebe, sie haben Straßenbahnen, sie haben Wasserleitungen,Gas¬
anstalten und elektrische Anlagen, welche alle nicht nur eine Verzinsung,sondern vielfach auch eine
große Dividende abwerfen und imstande sind, das Budget der Stadt ganz erheblich zu erleichtern.
Das hat die Provinz nicht. Was wir in dieser Beziehunghaben, ist unsere Landcsbank, die sowieso
schon ganz erhebliche Summen an den Zentral-Haushaltsplan abliefert, und unsere Provinzial-
Feuerversicherung.Wie das jetzige Statut ist, sind wir ja leider nicht in der Lage, die Reinerträge
der Prouinzial-Feuerversicherungfür unsere Zwecke zu verwenden. Nach dem jetzigen Statut müssen
sie verwendet weiden zum Reservefondsoder zur Minderung der Versicherungsprämienoder für
gemeinnützige Zwecke, welche mit der Feuerversicherung in irgend einer Beziehung
stehen. Hoffentlichwird es dem Herrn Landeshauptmann gelingen, in den nächsten Jahren eine
Abänderungdes Statuts herbeizuführen, so daß wir auch in dieser Beziehung etwas freier gestellt sind.

Meine Herren! Ich erlaube mir, nachdemich dieses hinsichtlich der Mehrausgaben aus¬
geführt habe, dann auch noch auf einige andere Haushaltspläne überzugehen,welche die Hauptbasis
die Hauptschwerkiaftin unserem Haushalte bilden, ohne jedoch, wie ich hier im voraus bemerken
will, irgendwie Ersparnisse vorzuschlagen,— das geht ja auch im Plenum nicht — sondern
wesentlichzu dem Zweck, um daran einige allgemeine wirtschaftlicheBemerkungenzu knüpfen,
welche vielleicht hier und da ein Mißverständnis zu beseitigen oder irgend einen Gegensatz auszu¬
gleichen imstande sind.

Meine Herren! Derjenige Haushaltsplan, der am wirksamstenauf deu ganzen Haushalt
drückt, ist der Straßen-Haushaltsplan. Das Gesamterfordernisbeträgt ungefähr 7 Millionen Mark,
davon Zuschüsseaus Dotatione» und Straßenrenten 2 600 000 Mark — ich nenne nur die
runden Zahlen — aus Umlagen 3 200 000 Mark, aus der Anleihe 400 000 Mark, also im
ganzen Zuschüsse: 6 273 000 Mark.

Nun, meine Herren, das liegt ja auf der Hand! Die materielleStraßenunterhaltung er¬
fordert etwa 4 Millionen Mark; wenn die Not unerbittlich zwänge, würde man ja wohl ein paar
HunderttausendMark davon abstreichen können. Aber das ist doch eine sehr gefährliche Prodezur.
Die materielle Unterhaltung der Straßen hat in ihren Erfordernissenwenig geschwankt; der Bedarf
ist jetzt so hoch, wie er vor 3 — 4 Jahren war, und daraus folgt, daß er — das ist ja auch be¬
kannt — auf ganz bestimmtenAnschlägen beruht, welche für die Unterhaltung der Straßen auf¬
gestellt sind. Wir können ja, wie ich schon gesagt habe, hier einmal, wenn Not am Mann ist, ein
paar Hunderttausend Mark streichen; dann werden unsere Straßen nicht zu Grunde gehen. Aber,
meine Herren, die Erfahrung ist überall gemacht worden, daß eine unzeitige Ersparung, welche bei
der Unterhaltung der Straßen vorgenommenwird, sich später bitter rächt und später mit doppeltem
Schwergewicht auf den Haushaltsplan zurückfällt. Wenn wir in einem Jahre einmal einen Schaden
nicht abstellen und eine Ausbesserungversäumen, dann liegt die Gefahr vor, daß nicht nur die
ganze Decke, sondern auch die Packlage der Straße zu Grunde geht und daß wir im Jahre darauf
doppelte und dreifache Kosten aufwendenmüssen.

Also, meine Herren, beim Straßen-Haushaltsplan ist meines Erachtens dasselbe Prinzip
anzuwenden,das jeder Hausvater bei der Unterhaltung seines Hauses anwendet, daß er zur rechten
Zeit die erforderlichen Reparaturarbeiten vornimmt, damit ihm in späterer Zeit nicht die Repara¬
turzeiten über den Kopf wachsen.

Dann möchte ich auch hervorheben,was der Herr Landeshauptmann auch schon gesagt hat:
Es ist unbedingt notwendig, darauf hinzuwirken, daß die Straßenverwaltung auch einen entsprechen-
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den Reservefondshat. Derselbe betrug anfangs der neunzigerJahre schon annähernd 1 Million.
Er ist seitdem nach und nach aufgezehrt,uud heute ist er verschwunden. Meine Herren! Eine der¬
artige Verwaltung, welche jährlich zwischen 6 und 7 Millionen Mark beansprucht,welche außerdem
so abhängig ist von der Witterung, von Überschwemmung, von Eisgang, von sonstigen klimatischen
Einflüssen,wo es möglich ist, daß nach der Erfahrung in einem Jahre extraordinär 4 — 500 000
Mark bewilligt werden müssen,kann nicht richtig geführt werden ohne einen entsprechendenReserve¬
fonds, und ich bin vollständigdamit einverstanden,daß dieser Reservefondsauf 20 Prozent bemessen
wird, und daß etwaige Ersparnisseder Straßenuerwaltnng nicht mehr dem allgemeinenFonds zu¬
fließen, sondern wieder zur Ansammlung eines Reservefondsverwendetwerden, (Sehr richtig.) Ich
halte dies für durchaus notwendig und volkswirtschaftlich für durchaus richtig. Nun, meine Herren,
in der Ausgabe für Straßenbauzweckeliegt diejenigeStraßenrente inbegriffen, welche die Provinz
an die Kommunen zu zahlen hat, welche die Unterhaltung der Straßen in eigene Verwaltung
übernommen haben. Es sind nach dem Haushaltsplan 549 Kilometer Straßen an Gemeinden
übergeben, und die Rente, welche wir dafür zu zahlen haben, beträgt ca. 518 000 Mark. Also
bekommen die Städte pro Kilometer ungefähr eine Rente von 94? Mark. Nun ist es interessant,
zu ermitteln, wie viel uns unsere eigenen Straßen kosten. Ich habe das aus dem letzten Ver¬
waltungsbericht für 1903 ermittelt. Danach betrugen die Unterhaltungskosten 4 764 000 Mark,
die Kilometerzahl war 6 399. Es kommenalso auf den Kilometer 744 Mark. Danach könnte es
nun scheinen, als ob die Städte ein glänzendes Geschäft gemacht hätten (Heiterkeit),weil sie etwa
200 Mark über den Durchschnitt bekommen. Das ist aber doch nicht der Fall, meine Herren,
(Zuruf: Im Gegenteil!) denn man muß bedenken,daß ja in den Städten der größte Verschleiß
der Straßen ist, daß in den Städten der größte Verkehr stattfindet, so daß meiner Überzeugung
nach die Städte geldlich ein schlechtes Geschäft machen. (Zuruf: So ist es richtig!) Man muß
auch bedenken,daß im Verlaufe der Jahre nicht allein die Kosten der Materialien, sondern auch
die Arbeitslöhne wachsen,daß der Verkehr gestiegenist, (Zustimmung) und ich bin fest überzeugt,
daß geldlich die Provinz ein gutes Geschäftgemachthat. (Sehr richtig!)

Aber, meine Herren, man muß die Sache nicht allein vom geldlichen Standpunkte aus
auffassen. Ich behaupte: wirtschaftlich genommenhaben auch die Städte ein ganz gutes Geschäft
gemacht, und zwar dadurch, daß sie jetzt Herr und Meister über die Straßen geworden sind.
(Sehr richtig!) Ich erinnere mich noch der Zeit, als die Provinz die sämtlichen Straßen auch
in den großen Städten wie Cöln, Düsseldorf, zu verwalten hatte. Das war eine Schreiberei, von
der Sie heute keinen Begriff mehr haben. So wie ein Wasser- oder Gasrohr gelegt werden
sollte, mußte um Erlaubnis geschrieben werden. Sie wurde erteilt. Dann kamen später Rekla¬
mationen, das Pflaster habe sich gesenkt und müsse wieder umgelegt werden usw. — kurz und
gut das war eine Schreiberei, welche nicht nur sehr viel Last und Arbeit verursachte, sondern auch
sehr viel Ärger, und welche in der Tat drohte, das gute und freundschaftliche Verhältnis, welches
zwischender Provinzialverwaltung und den Verwaltungen der Städte bestanden hat und auch
bestehen muß, ernstlich zu gefährden. Wir haben es daher mit Freuden begrüßt, daß zuerst die
Stadt Cöln sich erbötig zeigte, die Straßen in eigene Verwaltung zu nehmen, uud nachdem
einmal die Stadt Cöln den Anfang gemachthatte, kamen später alle anderen großen Städte; und
jetzt sind die Städte Herr und Meister über die Straßen, und die Folge ist, daß sie nicht mehr
mit der Provinz in Verhandlung zu treten brauchen, sondern tun und lassen können, was sie
wollen. Das ist um so wichtiger, als ja auch die Straßen Träger großer industrieller Betriebe
der Städte sind. Auf den Straßen rollen die Eisenbahnen,unter den Straßen ruhen die Spender
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elektrischer Kraft, die Gas- und Wasserrohren; kurz und gut große industrielleBetriebe ruhen im
Straßenkörper.

Meine Herren! Die Städte sind jetzt überhaupt viel freier gestellt. Wenn Sie jetzt einmal
die Grafenbergerchaussee herunter spazieren, so werden Sie eine Prachtstraße finden, eine Pracht¬
straße, die eine rührige Stadtverwaltung geschaffen hat, in dem schönen Villenviertel und zur Ver¬
bindung der Stadt mit dem schönstenErholungspark, den mau sich denken kann — und mit vollem
Recht. Meine Herren! Denken Sie sich, daß diese Straße in der Unterhaltung der Provinz geblieben
wäre. Es ist ja eine Staatsstraße. Die Provinz würde gar nicht in der Lage gewesen sein, eine
solche Luxusstraße zu schaffen. Die Provinz ist ja nur verpflichtet, eine Straße ordnungsmäßig
so zu unterhalten, daß sie dem Verkehr genügt. Die Provinz wird sich nie beikummenlassen,
irgendwie auf allgemeine Kosten eine Prachtstraße zu bauen. Das hat sie nicht getan und das
darf sie nicht tun.

Also, meine Herren, ich komme schließlich zu dem Resultat, daß dieser Gedanke, wie er
später allgemein ausgeführt worden ist, der Übergang der Straßen an die Städte in eigene Ver¬
waltung gegen eine Rente wenn auch geldlich vielleicht zum Nachteil der Städte doch wirtschaftlich zu
ihrem großen Vorteil ausgeschlagenist. (Sehr richtig!)

Meine Herren! Dazu kommt noch, daß die Städte sich ja auch dadurch schadloshalten
können, daß sie für die Unterhaltung der Straßen — was sie ja auch tun — bei Neubauten
ortsstatutarischBeiträge erheben, also gewissermaßen eine doppelte Rente bekommen.

Meine Herren! In der großen Summe für Straßenzwecke sind auch einbegriffen — worauf
auch schou hingewiesen worden ist — 350 000 Mark zur Unterstützungdes Kreis- und Kommunal-
Wegebaues. Diese Summe ist ja sehr hoch. Der Landtag von 1891 hat die Position, die vorher
250 000 Mark betrug, mit einem Schlage auf 350 000 Mark erhöht. Ich habe damals dagegen
gestimmt,und die Erhöhung ist damals auch nur mit eiuer geringen Majorität angenommenworden.
Aber, meine Herren, ich sage, ein anderes ist es, gegen eine Erhöhung zu stimmen, und ein anderes,
eine einmal seit langen Iahreu eingeführteErhöhung zu beseitigen. Meine Herren! Ich würde
jetzt nicht die Hand dazu bieten können, auf eine Verkürzung dieser Summe hinzuwirken. Es ist
und bleibt doch wahr, was ein preußischer Staatsmann gesagt hat, daß man eine gute Verwaltung
erkennt an dem Zustande der Wege und Straßen. Das bezieht sich grade auf die Straßen, welche
durch diesen Fonds nnterstütztwerden, die Straßen in gebirgigenund ärmeren Teilen der Nhcin-
provinz, wo man keine Eisenbahnen, keine Wasserläufezur Beweguug der Güter zur Verfügung
hat, fondern wo die alten, uralten Landstraßen allein das Verkehrsmittelsind.

Meine Herren! Es wird dadurch ein unglaublicherSegen gestiftet. Wenn Sie im Haus¬
haltsplan nachsehen, wie zahlreichdie Anträge sind, welche jedes Jahr zu dem Zwecke an uns
gestellt werden, und ein wie großer Prozentsatzdieser Anträge unberücksichtigt bleiben muß, und
wenn Sie ferner bedenken,daß jetzt schon 12, 15 Jahre diese hohe Summe besteht, und daß die
Kreise, die Gemeinden sich darauf eingerichtet haben, wenn Sie bedenken, daß der Fonds zum Teil
mit Bewilligungenbelastet ist, so würde es nach meiner Auffassungdurchaus ungerechtsein, hier
au dieser Position von 350 000 Mark rütteln zu wollen — und das sage ich, obschon ich damals
dagegen gestimmthabe. (Zustimmung und Beifall.)

Meine Herren! Ich will hiermit die Straßeuverwaltung verlassen und noch einiges über
den Haushaltsplan der landwirtschaftlichen Verwaltung äußern. Er ist ja äußerlichbetrachtetsehr
hoch. Der Zuschußbeträgt 386 860 Mark. Dazu kommen: Der Zinsgewinn des Meliorations-
fonds mit 52 000 Mark, aus dem Gewinn der Landesbank 303 000 Mark. Im ganzen erfordert
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der landwirtschaftliche Haushaltsplan — das finden Sie im Haupt-Haushaushaltsplan bei den be¬
treffendenPositionen nachgewiesen — Zuschüsse von 742 256 Mark.

Nun, meine Herren, wir wissen ja alle, daß die Landwirtschaftsehr harte und schwere
Zeiten durchgemacht hat, daß sie wirklich notleidend gewesen ist, und aus diesem Grunde hat ja
auch der Provinziallandtag in richtiger Erfassung der Zeitverhältnisse stets mit reicher Hand für
landwirtschaftliche Zwecke gespendet. Wir wollen hoffen, daß nachdemim nächsten Jahre die neuen
Handelsverträge in Kraft getreten sein werden, die landwirtschaftliche Lage sich allmälig bessern
wird. Aber darauf will ich doch aufmerksammachen — und das unterscheidet gerade die Land¬
wirtschaftvon der Industrie — die Landwirtschaftkann sich nicht von einer schlechten Periode so
rasch erholen wie ein industrieller Betrieb. Auch in der besten Zeit, in den günstigstenJahren
ist die Rente der Landwirtschafteine mäßige. Die Landwirtschaft kann sich in schlechten Fahren
nicht einschränken, sie kann sich in guten Jahren nicht ausdehnen, sie ist immer an die Scholle
gebunden. Wie anders steht da der industrielle Betrieb! Er kann sich in schlechtenJahren ein¬
schränken, er kann sich in guten Jahren ausdehnen; in einigen guten Jahren kann eine ungünstige
Periode überwunden werden. Er ist beweglicherund ist daher in dieser Beziehung weit, weit
besser gestellt als die landwirtschaftlichenBetriebe.

Nun, meine Herren, wenn Sie die einzelnen Posten näher betrachten, welche aus diesem
Fonds bezahlt werden, dann werden Sie doch mit mir in Übereinstimmungsein, daß hier gewiß
nicht zu viel gegeben ist, daß wir unmöglichhier irgend welche Beträge streichen können. Zunächst
wird für Schulzweckegegeben inkl. Wein- und Obstbauschulen209—210 000 Mark. Ja, meine
Herren, ich glaube bei der jetzt so schweren Konkurrenzdes Auslandes ist es für unsere Landwirt¬
schaft das Beste, was wir tun können, die Schulen nicht nur zu erhalten, sondern noch zu vermehren
(sehr richtig!) und unsere landwirtschaftlicheJugend mit den Ergebnissen der wissenschaftlichen
Forschungauf chemischem,ökonomischem Gebiet bekannt zu machen, (sehr richtig!) das ist das beste
Mittel, um den Bauernstand widerstandsfähigzu machen, ihn in die Lage zu setzen, eine sachgemäße
intensive Bewirtschaftungvorzunehmen. (Sehr richtig!) Wir müssen dem landwirtschaftlichen Berein
dankbar sein, daß er es gewesen ist, welcher seiner Zeit diese große Anzahl von Winterschulen
gestiftet und uns übergebenhat, und nachdemdiese Winterschulenin das Ressort der Provinzial»
Verwaltungübergegangensind, glaube ich, wäre es ein Verbrechen, wenn man daran rütteln wollte.
Ich erinnere mich noch sehr gut der Zeit, wo ich mit dem leider jetzt verstorbenen Präsidenten von
Bemberg-FlamersheimRevisionendieser Schulen vornahm, und kann Ihnen sagen, daß ich erst aunt
gewesen bin über die großen Fortschritte, welche die Schüler gemachthatten, über die Kenntnisse,
welche dieselben in chemischerund wirtschaftlicher Beziehung sich erworben haben.

Das ist der Weg, meine Herren, auf welchem unsere Landwirtschaftvorwärts schreiten
muß, und nichts würde mich mehr freuen, als wenn wir in jedem Jahre eine neue Winterschule
bekämen. (Zustimmung.)

Meine Herren! Ein zweiter Punkt ist der Veitrag zum Westfonds. Das sind allein
320 000 Mark. Dieser Fonds wird aber gegebenals Bedingung für einen gleich hohen Zuschuß
des Staates. Allein dadurch, daß wir die 320 000 Mark gaben, werden im ganzen 640 000 Mail
für die Provinz flüssig gemacht. Es wäre ja wahnsinnig, daran kürzen zu wollen, weil ja diesem
Zuschuß der Provinz ein gleich hoher Zuschuß des Staates gegenübersteht.

Dann kommt der Zinsgewinn aus dem Meliorationsfonds. Der Meliorationsfonds
ist gerade für landwirtschaftlicheZwecke,zur Beförderung der landwirtschaftlichenMeliorationen
bestimmt.
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Allerdings formell ist der Provinziallandtag berechtigt,über die Zinsen dieses Fonds frei
zu verfügen, der Zinsgewinn steht nach dem Statut zur Verfügung des Provinziallandtags. Aber,
meine Herren, ich meine, durch den ganzen Charakterund durch den ganzen Zweck des Meliorations¬
fonds ist doch auch für die Verfügung über Zinsgewinne schon eine gewisse Direktive gegeben, nur
da scheint es durchaus korrekt, diese Zinsgcwinne zur Beförderung landwirtschaftlicherZwecke in
den landwirtschaftlichenHaushaltsplan einzusetzen (Sehr richtig!) Wenn ich diese Summen
zusammen rechne, bekomme ich ungefähr 600 000 Mark, Damit ist der Zuschuß zu den land>
wirtschaftlichen Zwecken schon beinahe erschöpft.

Nun, meine Herren, will ich auf einen andern Fonds noch zu sprechen kommen, auf den
Fonds für gewerblicheAnlagen, Er beträgt 134 000 Mark, also verhältnismäßig wenig, ganz
bedeutend weniger als der landwirtschaftlicheFonds, und da liegt es wohl nahe, nach Gründen
zu forschen, warum dieser Fonds im Verhältnis zum laudwirtschaftlichenso geringfügigist. Diese
Gründe sind doppelter Art, Sie liegen zunächst in der Sache, weil die Industrie sich selbst besser
helfen kann als die Landwirtschaftund weil die Industrie nicht eine so langwierigeund andauernde
Periode des Notstands durchgemacht hat wie die Landwirtschaft. Das ist offenbar. (Sehr richtig.)
Ich habe vorhin auch schon nachgewiesen, in welcher Weise die Industrie besser steht als die Land¬
wirtschaft. Dann aber, meine Herren, kommt noch ein gesetzlicher Grund hinzu. Im Dotationsgesetz von
1875, worauf ja bis zum Jahre 1887, dem Jahre der Einführuug der Provinzialordnung, unsere
ganze Verwaltung beruhte, finden Sie die Pflicht des Provinzialverbandes ausgesprochen,für
landwirtschaftliche Angelegenheitenzu sorgen. Sie finden auch die Pflicht ausgesprochen, für Kunst
und Wissenschaft zu sorgen, für Landesmeliorationen,Anstalten aller Art usw. Aber, meine Herren,
von einer Sorge für gewerbliche oder Industriezweckesteht kein Wort drin. Der Provinzialverband
hatte also vor Erlaß der Provinzialordnung nicht das Recht, für industrielleZwecke aus den
Dotationsrenten und aus den Umlagen etwas zu geben. Dagegen stand ihm allerdings der Zins¬
gewinn der Provinzialhilfskassezur Verfügung. Darin war er unbeschränkt,und daher mußte in
früherenZeiten alles, was für gewerbliche Zweckegegeben wurde, nur aus dem so wie so überlasteten
Zinsgcwinn der Provinzialhilfskafse genommen werden. In den letzten Jahren ist dieser Zuschuß
ganz außerordentlich gewachsen. In früheren Jahren, noch Ende der achtziger Jahre bezog sich
der Fonds für gewerbliche Zwecke nur auf die Gebirgsgegenden der Nheinprovinz! Es war
eine Art Notstandsfonds. Man wollte den armen Bauern im Gebirge die Gelegenheit zur Stuhl-
flechterei oder auch zu anderen ähnlichengewerblichenBetrieben geben, wollte ihnen Gelegenheit
geben, ihre ökonomische Lage durch gewerblicheNebenbeschäftigung zu verbessern. Das war der
Anfang dieses Fonds für gewerbliche Zwecke, Im Jahre 1890/91 betrug er schon 38 000 Mark,
und seit der Zeit ist er jedes Jahr gestiegen und beträgt jetzt 134 000 Mark, also 300 "/« des'
jenigen Betrages, den er vor 12 Jahren ausgemachthat. (Hört, hört.)

Meine Herren! Ich komme nun noch zum letzten Haushaltsplan. Ich will doch auch
im Anschluß an die schönen Worte, die der Herr Landeshauptmann gesprochen hat, einige Worte
dazu sagen. Es ist das Stiefkind unferer Verwaltung, der Haushaltsposten für Kunst und Wissen¬
schaft. (Sehr richtig!) Meine Herren! Für Kunst und Wissenschaftstehen im ganzen inkl. der
Verwaltung der zwei großen bedeutenden Provinzialmuseen 56 000 Mark im Haushaltsplan.
(Hört, hört.) Und nun in diesem Jahre haben wir aus dem Ständefonds nur mehr 30 000 Mark
M Verfügung. Meine Herren! Da muß ich denn doch daranf hinweisen:unser rheinischer Landtag
hat es stets als nokile (Moiuin betrachtet, grade für Kunst und Wissenschaft eine freigebige Hand
zu haben. Es war ihm in früheren Jahren und auch jetzt keine größere Freude, als aus den
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Überschüssen des Ständefouds nach allen Seiten der Rheinprovinz mit freigebiger Hand beizutragen
zur Erhaltung der schönen Denkmäler, soweit dies notwendig war. Es gibt kaum eine Provinz
im preußischenStaate, wo ein so reges wissenschaftlichesLeben auf dem Gebiete lokalhistorischcr
Forschungherrscht wie in der Rheinprovinz Ganz sicher gibt es keine Provinz im ganzen Staate,
wo so viele Denkmäler, alte Burgen, schöne Kirchen, Perlen der gothischen und romanischenBau¬
kunst liegen, als wie in der Rhcinprovinz, in den Tälern des Rheines, auf den Höhen der Mosel.
Meine Herren! Wenn für diese Denkmäler, die uns eine altehrwürdige Zeit überwacht hat, keine
Bauverpflichtcten vorhanden sind, oder wenn solche Bauverpflichtetcleistungsunfähigwerden und
nicht imstande sind, die Denkmäler zu unterhalten, hat es stets der Provinziallandtag von den
ältesten ständischenLandtagen her bis heute als eine heilige Pflicht, als ein rwdils ossiowni
gehalten, dafür zu sorgen, daß diese Zeugen einer ehrwürdigen Vergangenheit der Nachwelt intakt
erhalten blieben. Meine Herren! Ich vertraue, daß der Provinziallandtag sich stets an dieses
nodilL ottwiurü erinnern wird, und ich schließe mit dem Wunsche,daß, wenn wir einmal wieder
in bessere Zeiten kommen, wenn wir einmal wieder etwas Geldüberfluß haben, wir dann den
Hanshaltsplan für Kunst und Wissenschaft etwas besser dotieren, als es heute der Fall ist. (Leb¬
hafte Zustimmung, Beifall) Ich schließe mit dem Wunsche, daß der Prouinzialausschuß und der
Herr Landeshauptmann dafür sorgen und dahin wirken mögen, daß dem Provinziullandtage in den
nächsten Jahren nicht wieder eine so kleine Summe zur freien Verfügung aus dem Ständefonds
überlassenwird, wie es in diesem Jahre ja leider geschehen mußte. (Lebhafter Beifall.)

Vorsitzender Becker: Es hat sich niemand weiter zum Wort gemeldet.— Es meldet sich
auch jetzt niemand. Dann kaun ich die allgemeineVerhandlung schließen.

Meine Herren! Damit sind wir am Ende dieses Beratungsgegenstandes, den wir wie in
früheren Jahren wohl der I. Fachkommission zur Vorprüfung überweisen.— Auch gegeu diesen
Vorschlagwird kein Bedenkenlaut. Dann stelle ich fest, daß Sie damit einverstandensind.

Damit ist dieser Gegenstand erledigt.
Der nächste Gegenstand ist:

Bericht des Provinzialausschusscs, betreffend den Vermögensstand des
Rheinischen Provinzialverbandes.

Ich glaube, den hat der Herr Landeshauptmann schou iu seinen einleitendenWorten mit
erledigt, wenigstenssoweit es sich um seine Ausführungen handelt. Er bestätigt das. Wünscht sonst
jemand aus dem Hause zu diesem Gegenstand das Wort? — Das ist nicht der Fall. —

Dann darf ich auch hier die Verhandlung schließen und feststellen, daß in gleicher Weise
auch dieser Bericht an die I. Fachkommission geht.

Meine Herren! Dann kommen wir zum letzten Gegenstand unserer Tagesordnung:
Entscheidung über die geschäftliche Behandlung der eingegangenen
Vorlagen.

Über die vom Provinzialausschußgemachten Vorlagen liegt Ihnen ein Verzeichnisin der
Drucksachen. Nr. 3l vor. Bei jeder dieser Vorlagen ist angegeben, welcher Kommission sie znr
Vorberatung zu überweisen sein wird. Ich schlage Ihnen vor, die Überweisung sämtlicher Vorlagen
wie angegebenmit Ausnahme des Geschäftsberichtes, welchen Sie eben durch Kenntnisnahme erledigt
haben, an die in dem VerzeichnisangegebenenFachkommissionen auszusprechen,die Vorlage unter
laufender Nummer 18 des Verzeichnisses,Drucksachen.No. 10, betreffend die Änderung der
Geschäftsordnung des Provinziallcmdtages, dagegen an die Geschäftsordnung-Kommission zu
überweisen. (Zustimmung.)
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Wünscht jemand zu diesen Vorschlägendas Wort? — Das ist nicht der Fall, Dann
schließe ich die Verhandlung und stelle Ihr Einverständnis fest.

Außer diesen Vorlagen ist nachträglich noch ein Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusseseingegangen,betreffendden Antrag der Gemeinde Monheim auf Ersetzung von Straßenbau-
kostcn, die ihr aus dem Betrieb einer gleislosen elektrischen Straßenbahn erwachsen, ans dem
Eisenbahnfonds— Drucksachen.Nr. 33.

Ich schlage Ihnen vor, diese Vorlage an die III. Fachkommission zu überweisen.(Zustimmung.)
Auch hier meldet sich niemand zum Wort, es wird auch kein Bedenkenlaut.
Dann schließe ich die Verhandlung und darf auch hier Ihr Einverständnis feststellen.
Aus dem an Sie verteilten Verzeichnisder Petitionen, Drucksachen. Nr. 32, haben Sie

ersehen, daß 6 Petitionen an den Provinziallandtag eingegangen sind. Diese Petitionen werden
nach dem Vorschlagim Verzeichnisse an die I. und IV. Fachkommission zu überweisensein.

Auch hiergegenwird kein Bedenkenlaut, es meldet sich auch niemand zum Wort. Dann
darf ich auch hier Ihr Einverständnis feststellen.

Ferner ist eingegangeneine Petition des früheren Straßenaufsehcrs Weber um Aufhebung
der Kündigung des Dienstverhältnissesund Wiederanstellungin dem Straßenaufsichtsdienst. Diese
Petition beschäftigte schon den vorigen Landtag und ist in der Sitzung vom 9. März 1904 nach
dem Antrag der I. Fachkommissionabgelehnt worden. Die jetzige Petition dürfte daher der
I. Fachkommission wiederum zu überweisensein.

Auch mit diesem Vorschlagescheint, da niemand das Wort ergreift, das hohe Haus ein¬
verstanden zu sein. Ich stelle das fest.

Meine Herren! Damit sind wir am Ende unserer heutigen Tagesordnung.
Die nächste Sitzung wird erst am Mittwoch stattfinden,
Sie haben mich ja ermächtigt, Zeitpunkt und Tagesordnung festzustellen,und ich hoffe,

daß unsere Kommissionen den morgigenTag und den Mittwoch Morgen reichlich benutzen und wir
eine recht ergiebigeTagesordnung bekommen.

(AbgeordneterFreiherr von Solemacher-Antweiler: Nicht vor II Uhr!)
Nein, meine Herren, in anderen Jahren haben wir sogar erst um 12 Uhr angefangen.

Ich müßte das abhängig sein lassen von dem Umfangedes Materials, welches aus den Kommissionen
zur Beratung im Hause reif wird.

Sonst meldet sich niemand zum Wort.
Dann schließe ich unsere Sitzung.

(Schluß der Sitzung 2°/ä Uhr.)
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Dritte Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf,am Mittwoch, den 15. März 1905.

Beginn gegen 12'/- Uhr.

Tagesordnung:
1. Eingänge.
2. Antrag der I. Fachkommissionzum Bericht und Antrag des Provinzialausschnsfes,betreffend

Abänderung einzelner Vorschriften des Reglements über die dienstlichen Verhältnisse und der
Bcstimmuugeuüber die Besoldung der Provinzialbeamten sowie des Besoldungsplanes und
zur Petition der Lehrkräfteder rheinischen Provinzial-Taubstummcnanstalten um Gleichstellung
in ihrer Besoldung mit den Lehrkräften der KöniglichenTaubstummenanstalt in Berlin und
um volle Aurechnungder zurückgelegten Dienstzeit bei Festsetzung des Dienstcmkommcns.

3. Antrag der II. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Verbesserung der Lage des Pflegepersonals an den Prouinzial-Heil- und Pflegccmstalten.

4. Antrag der II, Fachkommissionzu den Haushaltsplänen der Provinzial-Heil- und Pflege¬
anstalten zu Andernach,Bonn, Düren, Galkhcmsen, Grafenberg, Merzig und Iohannisthal für
das Rechnungsjahr vom 1. April 1905 bis 31. März 1906.

5. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Ersatzwahl eines bürgerlichen Mitgliedes der Ober-Ersatzkommission I im Bezirk der
27. Infanteriebrigade.

6. Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan für den Provinziallandtag, den Provinzinl-
ausschuhund die Zentralverwaltungsbehördefür das Rechnungsjahr vom 1. April 1905 bis
31, März 1906.

?. Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Besoldungenund anderen persön¬
lichen Ausgaben für die

^. bei der Landes-Versicherungsanstalt„Rheinprovinz",
L. bei den Schiedsgerichtenfür Arbeiterversicherungbeschäftigten Provinzialbeamten

für das Kalenderjahr vom 1. Januar 1905 bis 31. Dezember 1905.
8. Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan über die Verwaltungskostendes Genossen¬

schaftsvorstandesder Rheinischen landwirtschaftlichenBerufsgenossenschaft für das Kalenderjahr
vom 1, Januar 1905 bis 31. Dezember 1905.

9. Antrag der I Fachkommission zu dem Haushaltsplan über die Verwaltungskosten der Rheinischen
Provinzial-Feuerversicherungsllnstaltfür das Kalenderjahr vom 1. Januar 1905 bis 31.
Dezember l905.

10. Antrag der I. Fachtommissionzu dem Haushaltsplan über die Verwaltungskostender Landes¬
bank der Rheinprovinz für das Rechnungsjahr vom 1. April 1905 bis 31 März 1906.
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11. Antrag der III. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Verrechnungder beim Haushaltsplane der Straßenverwaltung sich ergebendenRechnungs¬
überschüsse.

12. Antrag der III. Fachkommissionzum Bericht des Provinzialcmsschussesüber die Verwendung
der vom 41. Provinziallandtag für Herstellungvon 180 tun Kleinpstasterauf den Provinzial-
straßen bewilligten Anleihe im Betrage von 2 000 000 Mark.

13. Antrag der III. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Übersicht über den Eisenbahnfondsund die Förderung von Bahnunternehmungen.

14. Antrag der III. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Antrag des Kreises Gummersbach auf Gewährung eines Darlehns aus dem Kleinbahnfonds
behufs Bestreitung der beim Bau der staatlichen NebenbahnOverath—Rösrath—Kalk auf ihn
entfallenden Grundeiwerbskosten.

15. Antrag der III. Fachkommission zum Bericht des Provinzialausschusses,betreffenddie sogenannten
gleislosen elektrischen Straßenbahnen.

16. Antrag der III. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
den Antrag der Gemeinde Monheim,Mehraufwendungenan Straßenbcmkosten,die ihr aus dem
Betriebe einer gleislosen elektrischenStraßenbahn erwachsen, aus dem Eisenbcchnfonds zu ersetzen.

17. Antrag der III. Fachkommission zu dem Haushaltsplan der Provinzial-Straßenverwaltung nebst
Anlage ^, Voranschlagüber die Verwendung des Fonds für den Neubau von Provinzial-

straßen,
Anlage L, Voranschlagüber die Verwendung des Eisenbahnfonds, ,
Anlage <ü, Voranschlagüber die Verwendung des Fonds zur Unterstützungdes Gemeinde-

und Kreiswegebaues
für das Rechnungsjahr vom 1. April 1905 bis 31. März 1906.

18. Antrag der IV. Fachkommission znm Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Gesuch des Ackerers Jakob Braun zu Silbereisenhaus bei Saarbrücken vom 2. April 1903
auf Abstandnahmevon der Verfolgung eines Regreßanspruchesder Rheinischenlandwirtschaft¬
lichen Berufsgenossenschaft gegen ihn.

19. Antrag der IV. Fachkommission znm Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Gesuch des Ackereis Ludwig Faulen in St. Jobs, LandkreisAachen, vom 20. September 1904
auf Abstandnahmevon der Verfolgung eines Regreßanspruchesder Rheinischenlandwirtschaft¬
lichen Berufsgenossenschaft gegen ihn.

20. Antrag der IV. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Gesuch des Ackerers Wilhelm Iansen zu Höfchen,Gemeinde Höhscheid, Kreis Solingen, vom
1. Dezember 1904, um Abstandnahme von der Verfolgung eines Regreßanspruches der
Rheinischen landwirtschaftlichenBerufsgenossenschaft gegen ihn.

21. Antrag der IV. Fachkommissionzu der Petition des Deichgräfs des Iluerich-Lanker Deich¬
verbandes, betreffend die Gewährung eines Zuschussesaus Provinzialfonds zur Verlängerung
des Ilverich-LankerDeiches bis nach Gellep.

Vorsitzender Becker: Ich eröffnedie Sitzung.
Das Protokoll über die Plenarsitzungvom 13. d. M. liegt auf dem Tische des Hauses

hier offen.
Als Schriftführer für die heutige Sitzung weiden funktionierendie Herren Abgeordneten

Dr. Momm und Snethlage.
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Wir treten sofort in die Tagesordnung ein,
Erster Gegenstand der Tagesordnung sind Eingänge.
Se, Exzellenz der Herr Graf von Fürstenberg-Stammheim teilt mit, daß ihm sein

Gesundheitszustandnicht gestattet, sich an den diesjährigen Verhandlungen des Provinziallandtags
zu beteiligen.

Nach einem von dem Herrn Landtagskommissariushierher mitgeteilten Schreiben des
Herrn Abgeordneten v. Gusrard ist dieser durch Erkrankung an Influenza verhindert, an den
Sitzungen teilzunehmen.

Der Herr AbgeordneteSchulz-Briesen teilt mit, daß er sich am Sonntag auf dem Heim¬
weg von der Tonhalle durch einen Fehltritt auf dem Trottoir eine kleine Sehnenzerrung des
Fußgelenks zugezogen habe und einige Tage das Zimmer hüten müsse.

(AbgeordneterSchulz-Briesen: Ich melde mich zur Stelle) Ich gratuliere Ihnen zu
Ihrer Wiederherstellung. (Heiterkeit.)

Der Herr Abgeordnete Klemme bittet, ihn wegen dringender Geschäfte für die weiteren
Sitzungen zu beurlauben.

Der Herr Abgeordnete Dr. Ing. Karl Lueg ist heute durch ein Familienfest verhindert,
an der Sitzung teilzunehmen.

Es ist feiner eingegangenein Antrag des Kirchenvorstandes der PfarrgemcindeKüdinghoven
um Bewilligung einer Beihilfe zur Erhaltung des Kirchturms der Pfarrkirche.

Diese Petition würde der I, Fachkommission zu überweisensein, —
Es scheint, daß dieser Vorschlagkein Bedenkenerregt.
Dann wird die Petition der I. Fachkommission überwiesen.
Damit sind die Eingänge erledigt.
Wir kommen zum zweiten Gegenstand der Tagesordnung:

Antrag der I Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzinl-
ausschusses, betreffend Abänderung einzelner Vorschriften des Reglements
über die dienstlichen Verhältnisse und der Bestimmungen über die Be¬
soldung der Provinzilllbcamten sowie des Besoldungsplanes und
zur Petition der Lehrkräfte der rheinischen Provinzial-Taubstummen-
anstalten um Gleichstellung in ihrer Besoldung mit den Lehrkräften
der Königlichen Taubstummenanstalt in Berlin und um volle Anrech¬
nung der zurückgelegten Dienstzeit bei Festsetzung des Diensteinkommens.

Berichterstatterist der Herr AbgeordneteDr. Neuen Du Mont, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneterDr. Neuen Du Mont: Meine Herren! Die Abänderungen

der Besoldungsvorschriftenfür die Pruvinzialbeamten, über die ich Ihnen hier Bericht zu erstatten
habe, zerfallen in zwei Teile, einmal in grundsätzliche Änderungen, und dann in Änderungen,
welche sich auf Einzelpositionenbeziehen.

Bezüglichder grundsätzlichen Änderungen kann ich mich ziemlichkurz fassen. Es waltet
ja bei den Besoldungsverhältnissender Prouinzialbeamten der Grundsatz ob, daß dieselben im
allgemeine»mit den unmittelbaren Staatsbeamten gleich gestellt sein sollen. Infolgedessen sind
zwei Änderungen in unseren Vorschriften notwendig. Einmal hat der Staat durch ein Gesetz,
welches 1902 erlassen worden ist, die Scrvisklasse V aufgehoben. Es ist daher auch notwendig,
daß bei unseren Beamten diese Servisklasse aufgehobenwird und diejenigen, die bis jetzt in diese
Klasse eingereihtwaren, in die nächst höhere Klasse IV versetzt werden.
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Alsdann hat die Stadt Cöln cs endlich erreicht, in die Servisklasse IH versetzt zu werden.
Die Staatsbeamten beziehen also dort das höhere Scruis. Die Stadt Cöln selbst hat auch ihre
sämtlichen Beamten in diese Servisklasse eingereiht. Und so wird auch die Provinz genötigt sein,
ihre Provinzialbeamten, welche sie in Cöln selbst beschäftigt, in diese Klasse einzurangieren,also die
Servisklasse IH, für die Provinz neu zu schassen,da wir bisher ja keine Stadt hatten, welche in
diese Servisklassegehörte.

Was die Änderung von Einzclbestimmungenangeht, so sind dort eine große Menge von
Anträgen an den Provinzialausschußeingegangen,in welchen bestimmte Bcamtcnklassenum andere
Regelung ihrer Bezüge vorstellig gewordensind. Der Provinzialausschußhat geglaubt, daß man,
besonders bei der jetzigen Finanzlage, an eine generelleNeuregelung der Bcsoldungsverhältnisseder
Beamten nicht herantreten könne, umsoweniger, da es ja erst wenige Jahre her ist, daß die
Besoldungsverhältnisse geregelt worden sind. Der Provinzialausschuß ist deshalb mit seinen
Vorschlägen, nur einzelneAnträge sich zu eigen zu machen, aus denen keine Konsequenzen für
ganze Beamtenklassenentstehen und bei denen es sich vielfach auch nur darum handelt, eigentlich
das zum Gesetz zu machen, was bis jetzt schon üblich gewesen ist. Es handelt sich um Schassung
einiger Stellen für Beamte, die jetzt schon als Hilfsarbeiter tätig gewesen sind. Und daher kommt
es auch, daß die große Reihe von Veränderungen, die ich Ihnen gleich vorschlagen werde, einen
verhältnismäßig kleinen Effekt haben. Einmal kommen die Veränderungen, die bei der Provinzial-
Feuerversicherungsanstaltund ebenso bei der Landesbank gemacht werden sollen, uur in dem
Haushaltsplan dieser Anstalten selbst zur Erscheinung. Wenn also durch sie auch eine geringe
Vermehrungder Unkosten entsteht, so wird doch nur der Überschußdieser Austalten in etwa verringert.
Sie haben aber auf den allgemeinenHaushaltsplan der Provinz keinen Einfluß. Daher kommt
es denn, daß alle diese Veränderungen nur einen Gesamtessekt von 8000 Mark rund gerechnet für
Gehalt mit sich bringen und daß die Summe, wenn man das Servis hinzuzieht, im ganzen auf
10000 Mark steigt. Alle diese Veränderungen sind aber in den Haushaltsplan 1905, den wir
diesmal ja zu beraten haben, noch nicht aufgenommen. Es wird vielmehr von Seiteu des
Provinzialausschusfesdarauf gerechnet, diese 10000 Mark dadurch zu bestreiten,daß die Provinzial-
steuern Überschüsse ergeben,die höher sind, als sie im Haushaltspläne bis jetzt eingesetzt waren.

Gehe ich nun in die Einzelheiten ein, so handelt cs sich zunächst darnm, daß bei der
Provinzial-Feucrvcrsicherungsanstalteingefügt werden muß anstelledes „Stellvertreters des Direktors
der Provinzial-Feuerversichcrungsanstalt"„Landesversicherungsräte", Das ist eine Veränderung,
die ohne jede Bedeutung ist, die auch schon im § 4 des neuen Reglements festgesetzt,also eigentlich
auch schon von Ihnen gebilligt worden ist.

Etwas anders steht es dann mit der nächsten Position, wo Landesbauinspektorenfür den
Hochbau geschaffen werden sollen. Diese sollen dotiert werden mit einem Gehalt von
4800-7500 Mark, die Steigerung soll jedesmal 300 Mark betragen und es soll außerdem
Wohnungsgeldzuschuß bewilligtwerden, Ihre Begründung findet die Schaffungdieser Stelle darin, daß
es notwendig werden wird, an die Seite des Landcsbaurats einen zweiten Oberbemnten zu stellen.
Durch die große Menge von neuen Anstalten, die die Provinz geschaffen hat, und durch die
weitere Ausgestaltung der vorhandenen Anstalten ist schon allein die Bauaufsicht so gestiegen,daß
cs notwendig ist, eine weitere etatsmäßige Stelle zu schaffen. Aber auch aus dieser Vermehrung
treten sehr große finanzielle Wirkungen nicht ein, weil der Herr Landesbaumeister Baltzer, der
diese Stelle bekommen soll, schon jetzt diese Funktionen ausübt, aber aus den allgemeinenFonds
bezahlt wird, welchen Sie auf Seite 30—31 des Haushaltsplanes finden. Er soll aber jetzt
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definitiv angestellt werden. Die Steigerung des Gehaltes wird geregelt, Wohnungsgeldzuschuh
bewilligt, uud man hofft so, weil man diese Stelle nun definitiv macht, bessere Kräfte in der
Zukunft heranziehenzu können.

Ich komme dann ferner zu der Schaffung von zwei neuen Stellen als Ober-Inspektoren
der Prouinzial-Feuerversicherungsanstalt.Die eine Stelle wird dazu geschaffen, um die Versicherungs¬
verträge abzuschließen, die andere, um die Entschädigungen zu regeln. Diese Stellen werden dotiert mit
3300—6000 Mark, die Steigerung beträgt 250 Mark, außerdemwird Wohuungsgeldzuschuß gewährt.

Auch hier handelt es sich um zwei neue Stellen, die Sie in dem Reglement für die
Feuerversicheriingsanstaltbereits genehmigt haben und die für die zeitgemäßeUmgestaltung dieser
ganzen Anstalt, die in einem scharfen Wettbewerb mit den Privatversicherungsanstaltcnsteht,
notwendig waren.

Ich komme dann zu zwei Stellen, welche geschaffen werden sollen bei der Landcsbcmk.
Dort handelt es sich darum, für das Rechnungs-Kontrollburcau und für die Esscktcnverwaltung
je einen besonderenBeamten anzustellen. Für die Laudesbank selbst ist ein besonderer Haushalts¬
plan aufgestellt. Bei Gelegenheit der Erörterung desfclben wird Ihnen der betreffendeReferent
über die Notwendigkeitdieser Stellen Vortrag halten.

Bei dem Feuerlöschwesen ist nur insofern eine Änderung eingetreten, als in Zukunft der
Feuerlöschrevisor auch im Besoldungsplan Löschinspektor genannt werden soll. In seinen Gehalts-
vcrhältnissenund seiner Tätigkeit tritt keine Änderung ein.

Bei den Kanzleibeamtenist das eigentümliche Verhältnis, daß sie die einzigen Beamten
der Provinz sind, welche schlechter gestellt sind als die Staatsbeamten, die dieselbenFunktionen zu
vollführen haben. Sie beziehen bis jetzt nur ein Gehalt von 1500—2400 Mark mit einer
Steigerung von 120 Mark. Sie follen in Zukunft aber ein Gehalt bekommen von 1500—2700
Mark und die Steigerung soll nnn 150 Mark betragen. Dabei soll gleichzeitig die Klasse der
Kanzleisekretäregeschaffen werden. Es soll möglichsein die Kanzlistcn,die sich bewährt haben, die
ein entsprechendes Dienstalter haben, in diesen amtlichen Titel aufrücken zu lassen. Die Beförderung
und Ernennung zu diesen einzelnenPosten wird nach wie vor der Verwaltung überlassen.

Bei der Museumsvcrwaltung soll eine wirkliche Steigerung des Gehaltes eintreten. Die
Museumsdirektorc»haben bis jetzt ein Gehalt bezogen von 3600—4800 Mark mit einer Steigerung
von 300 Mark. Sie sollen in Zukunft ein Gehalt bekommen von 4500—7200 Mark.

In der Kommissionhat man zunächstetwas Anstand genommen,diese große Vermehrung
des Gehaltes eintreten zu lassen. Die Herren von der Provinzialverwaltung haben aber nach¬
gewiesen, daß es doch zweckmäßig sein wird, diese Vermehrung eintreten zu lassen. Die Provinzial-
museen haben selbst ziemlich große Ausdehnung erfahren; und deshalb sind die beiden Direktoren
auch nicht mehr in der Lage, sich durch schriftstellerischeArbeiten und ähnliche Dinge soviel Neben¬
verdienst zu schaffen, wie es früher möglichwar. Sie müssen jetzt vollständig ihre Tätigkeit den
Museen selbst widmen. Die Herren sind bis jetzt aber nur in Gehaltsuerhältnissengewesen, welche
denen von Gymnasialoberlehrern entsprechen. Man hat das nicht für richtig gehalten, weil ihre
Stelle eine andere Bedeutung hat, und man hat sie jetzt in eine solche Gehaltsklasse einrangiert,
daß ihr Gehalt dem Gehalte eines Gymnasialdirektors entspricht. Die Kommission hat nach
längerer Beratung sich dem Vorschlagder Verwaltung angeschlossen.

Bei dem Denkmälerarchivsoll ebenfalls eine neue Stelle geschaffen werden, die eines
Direktors des Denkmälerarchivs,der ein Gehalt von 3600—6600 Mark bekommen soll mit einer
Steigerung von 300 Mark und außerdem Wohnungsgeldzuschuß.

6»
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Meine Herren! Auch bei diesem Posten handelt es sich eigentlich nicht um eine große
neue Ausgabe. Denn die Kosten selbst sind auch jetzt schon aufgewandt worden. Sie sind nur
entnommenworden dem Fonds für die Denkmälerstatistik,aus dem Ständefonds. Der betreffende
Beamte hat aus diesem Fonds bis jetzt sein Gehalt bezogen, und der betreffende Fonds wird auch
um das Gehalt des neuen Direktors des Dcnkmälerarchiusuermindert. Herr Professor Clemen
ist ja an der Spitze der Statistik des Denkmälerarchius. Er hat aber noch eine große Anzahl
anderer Beschäftigungen,er ist Professor in Bonn, er hält Vorlesungen in Düsseldorf und hat eine
ungeheuerangestrengteund reiche Tätigkeit. Grade aber um so hervorragendeLeute, wie wir sie
iu Professor Clemen besitzen,uns dauernd zu erhalten, ist es auch notwendig, daß ihm die
erforderlichenHilfskräfte an die Seite gestelltwerden, uud so hat der Prouinzialausschuß vorge¬
schlagen, ihm einen Direktor für das Archiv an die Seite zu setzen. Derselbe soll vom Prouinzial¬
ausschuß auf 12 Jahre gewählt werden und im übrigen in das Verhältnis eintreten, in dem die
höheren Beamten der Provinz stehen. Auch das Bedeukeu, daß er iu der Zukunft vielleicht
weniger Beschäftigunghaben würde, wurde ausgeräumt durch deu Nachweis, daß die Denkmäler¬
statistik noch 15 Jahre in Anspruchnehmen wird, ehe sie vollständigdurchgeführtsein kann, daß
aber bis dahin ein großer Teil der bis jetzt fertig gestellten Hefte gänzlich vergriffensein wird,
so daß an ihre Neubearbeitung gedacht werden muß, so daß also auch in dieser Beziehung die
Arbeit nicht abreißen wird.

Ganz ähnlich steht es dann um die folgende Position, die Assistenten an zwei Provinzial-
musccn. Wie schon vorher ausgeführt, haben die Prouinzialmusenms-Direktorenerhöhte Tätigkeit
bekommen. Und es ist deshalb notwendig, daß auch die Stellen ihrer Hilfskräfte in ordnungs¬
mäßige Stellen verwandelt werden, schon allein damit es möglich sein wird, tüchtige Herren für
diese Stellungen zu gewinnen. Sie sollen eingestellt weiden mit einem Gehalt von 1800 — 3300
Mark, einer Steigerung von 150 Mark und dem Wohnungsgeldzuschuß. Es wird dadurch auch
möglichwerden, einen ganz besonders tüchtigen Beamten der Provinz in dieser Stellung zu erhalten
und ihm selbst also eine gesicherte Stellung zu verschaffen.

Die nächste Kategorie bilden die gesamten Beamten der Provinzial-Taubstummen- und
Blindenanstalten. Da, meine Herren, wird eine wirkliche Erhöhung der Gehälter auf Kosten des
laufenden Haushaltsplans eintreten müssen. Die Taubstummen-Direktorenund Taubstummen-Lehrer
sind ja schon seit längerer Zeit in verschiedenen Petitionen, von denen auch eine heute wiederum
zur Erledigung hier vorliegt, vorstellig geworden, daß ihre Bezüge verbessert werden sollen. Sie
haben das motiviert einmal damit, daß in allen größeren Städten in den letzten Jahren die
Gehälter der Glementarlehrer bedeutend aufgebessertworden sind, und sie haben geltend gemacht,
daß gerade ihre Tätigkeit doch noch etwas höher einzuschätzen ist, als die sehr wertvolle Tätigkeit
unserer Volksschullehrer.

Der Provinzialausschuß hat deshalb vorgeschlagen,die Gehälter der Taubstummen-
Direktoren in Zukunft zu bemessenauf 3300-5000 Mark, statt 3300—4800 Mark, also das
Endgehali um 200 Mark steigen lassen. Dafür soll aber bei den Direktoren das feste Anrecht
auf einen Garten wegfallen. Man will allerdings den Herren, welche im Genuß einer solchen
Annehmlichkeit sind, sie ohne Not nicht wegnehmen. Man will aber andererseitsdoch über diese
Terrains freiere Verfügung haben, als es bis jetzt durch die Anstellungsbedingungenmöglich ist.
Die Steigerung wird alsdann 8 X 200 Mark nnd 1 X 100 Mark betragen, während sie jetzt
? X 200 Mark und 1 X 100 Mark betragen hat.
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Bei den Lehrern sollen die Gehälter aufgebessert werden von 1800—3500 Mark, auf
künftig 1800-8800 Mark, Die Steigerung wird dann 10X^00 Mark betragen, statt jetzt
4X200 und 6X 150 Mark.

Die erheblichste Verbesserungaber soll bei den Lehrerinnen eintreten. Diese sollen ein
Gehalt bekommen von 1350-2850 Mark, statt daß hente die Taubstummenlehierinnen1200—2100
Mark beziehenund die Blindenlehrerinnen sogar nur 700—1600 Mark. Die Steigerung soll
10X150 Mark betragen, statt früher jedesmal 100 Mark, Da, wo die Vlindenlehrerinnen,aus
Gründen der Zweckmäßigkeit freie Station erhalten, wird natürlich eine entsprechendeVerminderung
des Gehaltes eintreten müssen. Gerade bei den Lehrerinnen hat man es für zweckmäßig gehalten,
eine erhebliche Aufbesserungstattfinden zu lassen, weil sie in Bezug auf das Verhältnis ihres
Gehaltes zu dem der Lehrergehalter ganz erheblich schlechter stehen, als es bei den Volksschul-
lehreriuueu der Fall ist. Sie werden mir erlassen, die einzelnenZahlen hierfür anzuführen. Ich
komme nur auf das Schlußresullat, wonach jetzt im allgemeinendie Lehrerinnen drei Viertel der
Bezüge der Lehrer erhalten werden.

Mit dieser Aufbesserungder Gehälter der Direktoren, Lehrer und Lehrerinnen au den
Taubstummen- und Blindenanstalten soll dann gleichzeitig die Petition der Taubstummenlehrerals
teilweise erledigt und teilweiseabgelehnt betrachtet werden. Die Taubstummenlehrer haben immer
verlangt, daß sie iu ihrem Gehalt gleichgestelltwürdeu mit Berlin, und haben darauf ihre
Forderungen gerichtet, Aber, meine Herren, die Bezahlung aller Bcmuteu in Berlin ist etwas
höher, als sie in der Provinz ist, und das hat in dem Charakter der Hauptstadt doch auch seine
volle Berechtigung. Außerdem siud aber auch die Berliner Taubstummenlehrer nicht so hoch
bezahlt wie die Berliner Seminarlehrer, sondern die Berliner Taubstummenlehrer haben nur das
Gehalt, das die Scminarlehrer in der Provinz haben und auf eine solche Stufe werdeu wir sie
jetzt durch unsere neue Gehaltsregulierung ebenfalls bringen. Wir schlagen Ihnen deshalb vor,
daß dieser Teil der Petition als durch die Erhöhung der Gehälter erledigt betrachtet wird.

Der zweite Teil der Petition aber geht daraufhin, daß überhaupt die ganzen Taubstummen-
lehrergehalter in andere Skalen eingereihtwerden sollen. Zurückgreifendauf die Einleitung meines
Vortrages, muß man diesen Teil der Petition ablehnen, weil zu einer Neuregelung sämtlicher
Gehälter der Prouinzialbeamten wohl kaum der richtige Zeitpunkt gefunden fein wird, dieselbe
aber auch im Augenblick wenigstensnicht nötig erscheint.

Ich komme dann schließlichnoch zu den Beamten der Proviuzial-Wein- und Obstbauschulcn.
Dort sollen iu Zukuuft die Direktorenstellenmit 3300—5000 Mark statt 3300—4500 Mark
dotiert werden. Die Steigerung soll 8X200 Mark und 1X100 Mark betragen statt jetzt
150 Mark. Die Lehrer sollen 1800—3800 Mark erhalten statt jetzt 1200—2100 Mark, und
die Steigerung soll 200 statt 100 Mark betragen.

Meine Herren! Hier ist einmal die allgemeine Fürsorge für die Provinzial-Wein- und
Obstbauschuleuund ihre nützliche Tätigkeit leitend gewesen, dann hat aber auch mitgesprochen, daß
die Landwirtschastskammer für die Wintcrschülen Sätze für ihre Lehrer normierthat, die dem entsprechen,
was uns der Provinzialausschuß jetzt vorgeschlagenhat, Es ist noch zu bemerken, daß der
Obergärtuer abgeschafft und durch einen Lehrer ersetzt worden ist und daß die sämtlichen Lehrer
jetzt nicht mehr in die Dienstklasse V I, sondern in die Dienstklasse IV 2 einzureihensind.

Aus allen diesen Gründen schlägt Ihnen die I. Fachkommission vor, die Vorschlägedes
Piovinzilllausschusseszu genehmigenund im einzelnen zu beschließen:
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Der Provinziallandtag wolle
Die in der Dmcksache Nr. 3 angegebenenund in der Anlage dazu durch den Druck
erkennbar gemachten Abänderungenund Ergänzungen des § 2 des Reglements über die
dienstlichenVerhältnisse und des § 6 der Bestimmungen über die Besoldung der
Provinzialbeamteu sowie des Besoldungsplanes für die Proviuzialbeamtcu genehmigen
und den Prouinzialausschuß ermächtigen, die dementsprechendcnÄnderungen in den
einzelnenHaushaltsplänen vorzunehmen,
ferner den ersten Punkt der Petition der Taubstummenlehrer durch diesen Beschluß
als erledigt betrachtenund den zweiten Punkt dagegen ablehnen.

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung — meldet sich niemand zum Wort? —
Dann schließe ich die Verhandlung und darf wohl ohne besondereAbstimmung feststellen, daß Sie
dem Antrage Ihrer I. Fachkommission Ihre Zustimmung erteilt haben.

Wir gehen zum dritten Gegenstand der Tagesordnuug über:
Antrag der II. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend die Verbesserung der Lage des Pflegepersonals
an den Prooinzial-Hcil- und Pflegeanstalten.

Ich gebe Herrn AbgeordnetenDr. Stratmann als Berichterstatterdas Wort.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. Stratmann: Meine Herren! Vor meiner Bericht¬

erstattung habe ich mich namens der ganzen II. Fachkommissiondes angenehmen Auftrages zu
entledigen, von dieser Stelle aus dem Herrn Landeshauptmannunsern pflichtschuldigenund verbindlichsten
Dank auszusprechenfür die Überreichungder äußerlich ebenso schön ausgestatteten wie innerlich
interessanten und lehrreichenSchriften über die RheinischenProvinzial-Hcil- und Pflegeanstalten
Grafenberg, Merzig uud Andernachwährend der ersten 25 Jahre des Bestehens, die Provinziell«
Heil- und Pflegeanstalt in Galkhcmsenund die Provinzial-Hebammcnlehranstalt in Elberfcld.
Diese Schriften werden stets ein glänzendes und beredtes Zeugnis bleiben für die Art, wie die
Rheinische Provinzialvcrwaltung ihren hohen Humanitären Aufgaben stets nachgekommen ist und
unablässig weiter nachkommen wird.

Meine Herren! Für die gedeihliche Wirksamkeitder Irrenheilanstalten ist es eine Sache
von großer Bedeutung, ein möglichst zuverlässigesund seßhaftes Pflegepersonal zu haben.

Der 40. Provinziallandtag hat sich schon eingehend mit dieser Frage beschäftigtund
Maßregeln zur Verbesserungder materiellen Lage des Pflegepersonals getroffen.

In den ersten Jahren hatten sich diese auch als ihren Zweck erfüllend erwiesen; in den
letzten Jahren dagegen hat sich wieder ein bedauerlich starker Wechsel des Pflegepersonalsheraus¬
gestellt, nicht nur bei uns, sondern auch iu allen anderen preußischen Provinzen.

Man ist deshalb überall dazu übergegangen, das Ginkommen der Irrenpfleger und
Pflegerinnen zu verbessern.

Die der Vorlage beigefügtenÜbersichten, sowie noch weitere eingehendere,die gestern der
Kommissionunterbreitet worden sind, haben ergeben, daß die Rheinprovinz auf diesem Gebiete
hinter den von den anderen Provinzen neuerdings vorgenommenenVerbesserungenin Rückstand
gekommen ist.

Die Vorlage empfiehlt deshalb
1. eine Erhöhung des Bareinkommcnsdes ganzen Pflegepersonals und
2. die Gewährung von freier Wohnung an die verheirateten Pfleger.
In erster Beziehung werdeil vorgeschlagen
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a) für die Pfleger an Stelle des bisherigen Anfangsfatzes uon 360 Mark das von
450 Mark mit Aufsteigen bis zum Höchstgehalteuon 750 Mark, statt 600 Mark
bisher, neben freier Station,

d) für die Pflegerinnen das Anfangs-Einkommcnvon 300 Mark gegen bisher 240 Mark
mit dem höchsten Aufstieg zn 570 Mark gegen 480 Mark bisher; dabei ist jedoch
eine Probedienstzeit von 3 Monaten vorausgesetzt, für welche das Einkommen nach
den alten Sätzen berechnet werden foll. -

Für die verheiratetenPfleger wird die Gewährung freier Wohnung nebst Garten, Heizung,
Beleuchtung und Arznei zu dem Gesamtwert von 268 Mark empfohlen,soweit nicht Materialbczüge
dafür gewährt werden.

Nach den angestelltenBerechnungenwird die dadurch hervorgerufeneMehrbelastung sich
auf rund 30000 Mark beziffern,welche aus den zu erwartenden Mehrerträguifsen an Provinzial«
abgaben für 1905 entnommen werden sollen.

Die II. Fachkommissionempfiehltdeshalb dem hohen Hause einstimmig die in Nr. 24
der Drucksachen aufgeführtenAnträge zur Annahme:

Der Prouiuziallandtag wolle
1. sich mit den gemachtenVorschlägenzur Verbesserungder Lage des Pflegepersonals

an den Provinzial« Heil- und Pflegcanstalten einverstandenerklären;
2. den Landeshauptmann ermächtigen, zur Deckungder hierdurch gegenüberden Haus¬

haltsplänen dieser Anstalten entstehenden Mehrausgaben für das Pflegepersonal in
dem Rechnungsjahr 1905 einen Gesamtbetrag bis zu 30000 Mark aus dem zu
erwartenden Mehrerträgnis der Provinzialabgaben für 1905 zu verwenden.

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung — schließe dieselbe, da sich niemand
zum Worte meldet, und stelle fest, daß das hohe Haus die Anträge der II. Fachkommission
genehmigthat.

Wir gelangen zum vierten Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der II. Fachkommission zu den Haushaltsplänen der Provinzial-
Heil- und Pflegeanstalten zu Andernach, Bonn, Düren, Galkhausen,
Grafenberg, Merzig und Ioh annisthal.

Berichterstatter ist ebenfalls Herr AbgeordneterDr. Stratmann, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. Stratmann: Meine Herren! Sie finden eine Übersicht der

Haushaltspläne für die Provinzial-Heil- und Pflegeanstalten zu Andernach, Bonn, Düren, Galkhausen,
Grafenberg, Merzig und Iohannisthal bei Süchteln auf Seite 238/39 des Gesamt-Haushaltsplanes.

Neu ist darin der Entwurf zu einer Haushaltsplan-Aufstellung für die in diesem Früh¬
jahre zu eröffnendeAnstalt Iohannisthal.

Der gesamte Mehrbedarf der ? Anstalten beläuft sich auf die Summe von 29? 450 Mark,
wovon allein die neue Anstalt Iohannisthal 217 500 Mark in Anspruch nimmt.

Dieser Mehrbedarf soll gedeckt weiden wesentlich durch ciu Mehr au Wegegeldern uon
227 000 Mark und durch eine Erhöhung des Prouinzialzuschussesum 58 500 Mark, welcher
letzterer allein auf die neue Anstalt entfällt, die ja nach allgemeiner Erfahrung wegen der hohen
Generalkosten gegenüber einer noch geringen Einnahme an Pflcgegeldern unuerhältnismäßig un¬
günstig wirtschaftenmuß, was sich allmählig aber wieder ausgleichenwird.

Die alten 5 Anstalten treten mit einer unveränderten Velegungsziffer in die Haushalts-
Periode ein und erfordern deshalb auch keine höheren Bedürfniszuschüsse.
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Die Anstalt Galkhausen dagegen wird statt 650, künftig 800 Betten umfassen, nachdem
die letzten noch rückständigen Häuser im vorigen Jahre fertig gestellt und jüngst belegt worden sind.

Die neue Anstalt Iohcmnisthal, welche ebenfalls für 800 Betten bestimmt ist, soll inner¬
halb der Etats-Periode zunächst mit 400 Betten belegt werden.

Die Gesamtbilanz der sämtlichen? Anstalten stellt sich hiernach in Einnahme und Aus¬
gabe auf 2 718 350 Mark gegeu 2 420 900 Mark im Vorjahre.

In der sorgfältigen Prüfung der einzelnen Haushaltspläne, die in ihrer Rubrik „Be¬
merkungen" jede Auskunft über Veränderungen geben, hat die II. Fachkommission keinen Anlaß
zu Ausstellungengefunden.

Bei den Beratungen wurden auch noch allgemeineFragen verhandelt, besonders über die
Einführung der Familienpflege für die Geisteskranken.

Die damit angestelltenVersuche bei den Anstalten zu Andernach,Galkhausen nnd Merzig
haben noch nicht zu einem bestimmten Ergebnis geführt, werden deshalb noch weiter fortgesetzt werden.

Ebenso ist die sehr wichtigeFrage der Unterbringung der irren Verbrechernoch nicht zu
eiuem Abschluß gekommen; es haben schon zweimal Beratungen sämtlicherLandesdirektorender
Monarchie darüber stattgefunden; auch schwebt noch ein einschlägiger Prozeß, um die Frage ihrer
nötigen und sehr wünschenswertenLosung näher zu bringen.

Hiernach beehre ich mich, Namens der II. Fachkommission den Antrag zu stellen:
Der Provinzicillllndtag wolle die vorbezeichuetcn Haushaltspläne unverändert annehmen.

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung, — Es meldet sich niemand zum Wort.
Dann schließe ich dieselbe und stelle ohne besondere Abstimmungfest, daß das hohe Haus

dem Antrag seiner II. Fachkommission die Zustimmung erteilt hat.
Wir kommennun zum 5. Gegenstand der Tagesordnung:

Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Pro-
vinzialausschnsses, betreffend die Ersatzwahl eines bürgerlichen Mit¬
gliedes der Ober-Ersatzkommission I im Bezirke der 27. Infanteriebrigade.

Ich gebe dem Herrn BerichterstatterAbgeordnetenvon Groote das Wort.
BerichterstatterAbgeordnetervon Groote: Meine Herren! Das bürgerliche Mitglied

der Ober-Ersatzkommission I im Bezirke der 27. Infanteriebrigade, der Rentner Wilhelm Hosfeld
in Elberfeld ist am 22. November v. I. gestorben. Es ist infolgedessen eine Neuwahl vorzunehmen.

Die I. Fachkommissionschlägt Ihnen in Übereinstimmungmit dem Provinzialausschussc
vor, die Wahl derart zu tätigen, daß der bisherige 1., 2. und 3. Stellvertreter aufrückt,daß also
der Kaufmann Emil Hölterhoff in Lennep Mitglied der Oberersatzkommission wird, daß sodann
der Kaufmann und Fabrikant Gustav Paß in Remscheid erster Stellvertreter, und der Fabrik¬
besitzer Alexander Schlieper — nicht wie irrtümlich in der Vorlage steht „Schlinger" — auf
Villa Hammersteiu bei Vohwinkel zweiter Stellvertreter wird, und daß an dritter Stelle eine
Neuwahl vorgenommeu wird. Es wird hier vorgeschlagender Renter und Stadtverordnete
Dr. ^ur. Wilhelm de Weerth, Regierungsassessora. D. in Elberfeld. Herr dc Weerth hat sich
bereit erklärt, die Wahl anzunehmen.

Ich beantrage gleichzeitig, namens der I. Fachkommissiondie Wahl durch Zuruf
vorzunehmen.

Vorsitzender Becker: Die Alklamationswahlist zulässig, wenn von keiner Seite Wider¬
spruch erfolgt. — Ein solcher erfolgt nicht. Dann darf ich feststellen, daß das hohe Haus beschließt,
die Nkklmnationswllhleintreten zu lassen. — Auch sonst meldet sich niemand zum Wort.
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AbgeordneterFriederichs-Remscheid: Ich schlage vor, alle vier in einem Wahlgange
zu wählen.

Vorsitzender Becker: Sie beantragen, alle vier Herren in einem Wahlgange zu wählen,
dem Vorschlage der I. Fachkommissionentsprechend.— Auch hiergegen wird von keiner Seite
Einsprucherhoben. Dann stelle ich das ebenfalls als den Willen des Hauses fest und darf wohl
die vier Herren als durch Akklamationgewählt hiermit proklamieren. (Zustimmung.)

Damit ist der Gegenstand erledigt.
Zur Verhandlung kommt der 6. Punkt der Tagesordnung:

Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan für den Provinzial-
landtllg, den Provinzialausschuß und die Zentralverwaltungsbehörde
für das Rechnungsjahr vom 1. April 1905 bis 31. März 1906.

Berichterstatterist Herr AbgeordneterBarthels, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordnter Barthels: Meine Herren! Ich bemerke zunächst, daß der

jetzt zur Beratung stehende Haushaltsplan in Einnahme und Ausgabe mit einer Mehrsumme von
21500 Mark abschließt. Die Erhöhungen ergeben sich fast ausschließlich durch den Normal-
besoldungsplan, indem die betreffendenInhaber der Stellen in höhere Gehaltsklassen aufrücken.

Wenn wir nun zu den einzelnen Positionen übergehen, so ergibt sich zunächst eine
Abweichungbei der Position I in den Einnahmen aus dem Verkauf der Provinziallandtags»
Verhandlungen. Der Landtag hat vor 2 Jahren beschlossen, daß die sämtlichen Städte und
Ortschaften, welche dem Provinziallandtag angehören, die Berichte unentgeltlich erhalten sollen.
Infolge dessen ergibt sich eine Mindereinnahme von 750 Mark nach dem 3jährigen Durchschnitt.

Die Position Titel II ist unverändert geblieben.
Bei dem Titel III findet sich ein kleiner Mehrbetrag von 240 Mark, der dadurch hervor»

gerufen worden ist, daß die Verwaltungskostenselbst gestiegen sind und infolgedessenauch die
Summe des Verwllltungskostenbeitrag.es in der Höhe von 3 Prozent.

Bei Position IV ist eine Mindereinnahme von 3080 Mark eingesetzt.Sie wird dadurch
motiviert, daß in dem Haushaltsplan über die Verwaltung der Viehentschädigungsfondsdie
Kosten für die Zentraluerwaltung mit 4 Prozent der Einnahme dieser Fonds abzüglich der
Veranlagungs- und Hebegebühren mit 12 800 Mark berechnet werden. Mit Rücksichtauf die
früher nicht unerheblich gestiegenen Einnahmen erschien es zulässig, den Verwaltungskostenbeitrag
auf 4 Prozent zu ermäßigen.

Position V ist unverändert geblieben, ebenso Position VI.
Bei Position VII ist ein Zusatz von 4530 Mark zum Haushaltsplan erfolgt, weil die Miete

für die Benutzung des Hauses ElisabethstraßeNr. 10 zu Bureauzwecken hier eingesetztwerden mußte.
Diese Räumlichkeitenwaren notwendig zur Unterbringung der Beamten für die Fürsorgeerziehung,

Bei den Kosten des Provmziallaudtags sind eingesetzt48 000 Mark nach dem dreijährigen
Durchschnitt. Im Jahre 1904 haben die Kosten allerdings nur 40 931 Mark betragen, im
nächsten Jahre wird voraussichtlichder Landtag aber etwas länger zu tagen haben, Es ist
deshalb auf 2 Tage weiter Rücksicht genommen.

Die Tagegelder sind unverändert geblieben; dagegen sind die Tagegelder des Provinzial«
rares eine Kleinigkeit,um 150 Mark, erniedrigt worden.

Weiter finden wir dieselbe Position wie im Vorjahre unter Titel III, 1 während bei
Position 2 für 6 Landesräte eine Erhöhung von 2550 Mark stattgefunden hat, die auch in den
veränderten Gehaltssätzenihre Begründung findet.
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Ebenso verhält es sich bei den sämtlichen übrigen Posten für höhere technische Beamte,
für Büreaubeamte. Es sind nur Verschiebungen in höhere Gehaltsklassen. Desgleichenergebensich
bei den Positionen 9 und 10 Erhöhungen von 5400 Mark und 4020 Mark, auch diese Erhöhungen
ergeben sich aus dem Normalbesoldungsplan.

Das Gleiche ist der Fall bei den Positionen 11, 12,13 und 14, ebenso bei den Positionen
15, 16, I?, 18, 19, 20.

Eine erhebliche Verschiebung hat dann noch stattgefundenbei der Position in AusgabeIV
3, „Für Hilfsarbeiter im Büreaudienst einschließlich derjenigen im Rechnungs-Revisionsbürecm."
Es sind da wegen Vermehrung etatsmäßiger Stellen 5600 Mark weniger eingesetzt worden.

Für Hilfsarbeiter hat bei Position 4 der Ausgabe ein um 1100 Mark geringerer
Betrag eingestellt weiden können durch Verschiebungenin der Besetzung.

Weiter sind noch bei den Ausgaben kleine Veränderungen. Unter Titel V ist die
Feuerversicherungssummeetwas erhöht worden. Im übrigen sind die sämtlichenAusgaben nach
dem Durchschnittder letzten drei Jahre berechnet und deswegen auch als vollständig berechtigt
anzusehen.

Die I. Fachkommissionschlägt Ihnen deshalb vor, diesen Haushaltsplan vollständig in
der Ihnen vorliegendenWeife zu genehmigen,was ich hiermit beantrage,

Vorsitzender Becker: Auch hier meldet sich niemand zum Wort. — Dann schließe ich die
Verhandlung und stelle Ihr Einverständnis mit dem Vorschlageder I. Fachkommission fest.

Wir gehen zum ?. Gegenstand der Tagesordnung über:
Antrag der I. Fachkommission zum Haushalsplan über die Besoldungen
und anderen persönlichen Ausgaben für die

H.. bei der Landesversicherungsanstalt „Rheinprovinz",
L. bei den Schiedsgerichten für Arbeiterversichcrung beschäftigten

Provinzilllbeamten.
Berichterstatterist ebenfalls Herr Abgeordneter Barthels.
BerichterstatterAbgeordneterBarthels: Meine Herren! Der vorliegende Haushaltsplan

erfordert bekanntlich keinen Zuschuß seitens der Provinzialverwaltung, weil die sämtlichen Ausgaben
von der Versicherungsanstaltgetragen werden. Die Höhe der Ausgaben beträgt 485 900 Mark.
Das ergibt ein Mehr von 55 200 Mark. Von dem Mehr fallen auf die Versicherungsanstalt
selbst 41 500 Mark, auf die Schiedsgerichte13 700 Mark. Dieses Mehr setzt sich bei der Ver¬
sicherungsanstaltzusammen aus besoldungsplanmäßigenErhöhungen der Gehälter mit 15 100 Mark,
Zuschuß zum Pcnsious-Hllushaltsplan mit 4400 Mark, für Hilfsarbeiter in der Karteuregistratur
15 000 Mark, während bei allen anderen Positionen unter Anrechnungder Minderausgaben noch
eine Erhöhung von 702? Mark stattfindet.

Bei den Schiedsgerichtensetzt sich die Erhöhung wie folgt zusammen: Vesoldungsplan-
mäßige Erhöhungen 4560 Mark, Zuschuß an den Pensions-Haushaltsplan 1700 Mark, Erhöhung
des Wohnungsgeldzuschussesfür Cöln und Trier 1300 Mark und an funstigen Mehrausgabe«
6128 Mark.

Bei der großen Bedeutung, die die VersicherungsanstaltRheinprovinz für uns alle hat,
wird es Sie aber interessieren,auch etwas über die Anzahl der Beamten im Verhältnis zu der
Zahl der Versicherten zu hören. Wir haben in unserer VersicherungsanstaltRheinprovinz ungefähr
eine Million Versicherte und bedürfen dazu eines Beamtenpersonals von 168 Beamten, Die etwas
größere VersicherungsanstaltSchlesien, welche 1040 000 versicherte Mitglieder hat, hat dagegen
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ein Beamtenpersunalvon 425 Personen, also bei nur 5 Prozent höherer Summe der Versicherten
eine um 260 Personen höhere Beamtenzahl.

Wir haben zum Vergleich noch zwei andere Versicherungsanstalten herangezogen, die ungefähr
die Hälfte der Versichertenhaben wie unsere Anstalt Rhcinprovinz, und zwar Hannover mit
500 000 Versichertenhat 256 Beamte, und die VersicherungsanstaltBerlin mit 450 000 Ver¬
sicherten hat dafür 402 Beamte, wahrend wir also bei der doppelten Anzahl nur 168 haben.

Ich glaube, das ist der beste Beweis dafür, in wie tüchtiger Weise unsere Versicherung^
anstatt geleitet wird.

Es ergibt sich das auch noch aus anderen Zahlen. Ich kann hier anführen, daß der
Verwllltungskostcnbetragauf 1000 Mark hinsichtlich der Gesamteinnahmebei der Rheinprovinz 42,
hinsichtlichder Gesamtbcitrage 52, der Gesamtausgaben 76 und der Ausgabe an Renten,
Beitragserstattung und Heilverfahren 82 Pfennig auf Tausend Mark ausmacht, wahrend also,
wenn ich hierbei wieder die VersicherungsanstaltSchlesien in Betracht ziehe, die also nur 5 Prozent
Versicherte mehr hat, die Zahlen betragen in der ersten Kolonne bei uns 42, dort 126, in der
zweiten Kolonne bei uns 52 und dort 116, in der dritten Kolonne bei uns 130, dort 153, und
in der letzten Kolonne, also die Gesamtausgabe bei uns 82, während es in Schlesien 181 Pfennig
Ausgabe auf 1000 Mark sind.

Wenn wir nun zu den Einzelheiten übergehen, so ergeben sich auch hier die erfolgten
Erhöhungen des Haushaltsplanes fast ausschließlichaus dem Normalbesoldungsplane.

Ich glaube, ich kann Sie hier mit den Einzelheiten wohl verschonen, weil ja die
Versicherungsanstaltselbst die sämtlichen Kosten zu tragen hat.

Ich bemerke nur noch, daß die Gesamtmehrausgabegegen das Vorjahr, wie ich nochmals
wiederhole,41500 Mark beträgt.

Was die Schiedsgerichteanbelangt, so habe ich vorhin schon erwähnt, in welcher Höhe
sich die Mehrausgaben gestellt haben.

Die gesamten Mehrausgaben der Schiedsgerichte,die ich jetzt auch noch einmal wiederholen
möchte, belaufen sich gegen den vorhergehenden Haushaltsplan auf 13 700 Mark.

Die I. Fachkommission empfiehlt Ihnen auch hier, diese beiden vorliegenden Haushaltspläne
in unveränderter Weise zu genehmigen.

VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung — schließe dieselbe, da sich niemand
zum Wort meldet, und darf ohne besondere Abstimmung feststellen,daß das hohe Haus dem
Antrage seiner Fachkommission beigetreten ist.

Wir kommen zum Gegenstand Nr. 8 der Tagesordnung:
Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan über die Verwal-
tungskosten des Genossenschaftsvorstandes der Rheinischen landwirt¬
schaftlichen Berufsgenossenschaft.

Berichterstatterist der Herr AbgeordneteDaub, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter AbgeordneterDaub: Meine Herren! Der Haushaltsplan der landwirt¬

schaftlichenBerufsgenossenschllft schließt mit einer Ausgabe von 123 000 Mark, Gegen das Vorjahr
ist eine Erhöhung von 5979 Mark eingetreten, dagegen eine Verminderung der Ausgaben um
5679 Mark, so daß an Umlage zur Deckung der Verwaltungskostender Genossenschaft ein Mehr
von 300 Mark aufzubringenist, mithin ebenfalls insgesamt 123 000 Mark.

Die Mehrausgabe setzt sich zusammen aus den planmäßigen Gehaltserhöhungender unter
Titel I aufgeführtenBeamten. Neu hinzugekommen sind 4 Sekretäre mit zusammen 8000 Mark
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und ganz neu hinzugetreten ist eine Mehrausgabe uon 864 Mail infolge Vermehrung der etats-
maßigcn Stellen.

Die Minderausgabe ergibt sich aus dem Personenwechselin der Stelle des Landesmts
und durch die Verminderung der Asststentenstellen infolge Aufrückens uon 4 Assistenten in Sekretär-
stellen. Dagegen sind weggefallen2 Asststentenstellen.

In der Kommission wurde sodann hervorgehoben,daß es sich empfehlen würde, eine
schärfere Kontrolle bezüglich der Rentenempfänger eintreten zu lassen. Zwar hat der Genossen-
schaftsvorstllnd schon im Jahre 1904 durch seine Beamten eine derartige Revision in 820 Fallen
vornehmen lassen. Von diesen hat die Revision in 92 Fällen zu einer Einstellung der Rente
gefühlt, in 136 Fällen zu einer Verminderung der Rente und nur in einem Falle zu einer
Erhöhung. Da diese Revision indes nicht umfangreichgenug erschien, wurde seitens der I. Fach¬
kommission der Herr Landeshauptmann gebeten, in geeigneter Weise bei dem Genossenschaftsvorstande
darauf hinzuwirken, daß diese Revisionen künftig in größerer Ausdehnung stattfinden sollen und
gegebenenfallsauch eine Zuziehung der Kreisärzte erfolgen möge.

Im übrigen fand sich gegen den Haushaltsplan seitens der I. Fachkommission nichts zu
erinnern, und dieselbe stellt bei Ihnen den Antrag:

„der Provinziallandtag wolle den vorbezeichnetenHaushaltsplan unverändert an¬
nehmen." (Beifall)

Vorsitzender Becker: Es meldet sich niemand zum Wort. — Dann schließe ich die
Verhandlung und stelle fest, daß das hohe Haus dem Antrage der Fachkommission beigetreten ist.

Wir treten in die Verhandlung des Gegenstandes Nr. 9 der Tagesordnung ein:
Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan über die Verwal¬
tungskosten der Rheinischen Provinzial-Feuerversicherungsanstalt.

Berichterstatterist der Herr AbgeordneteSpiritus, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneterSpiritus: Meine Herren! Der Haushaltsplan der Pro-

Vinzial-Feuerueisicherungsanstaltfür die Rheinprovinz erfordert in diesem Jahre an Ausgaben ein
Mehr von 42 000 Mark. Die Ausgaben weiden aus der Prouiuzial-Feuciveistcheiung, also aus
eigenen Einnahmen bestritteu.

Die 42 000 Mark Mehrausgaben setzen sich im wesentlichenaus folgenden Positionen
zusammen: Für neue Stellen sind erforderlich13 394 Mark. Für Gehaltserhöhungensind ein¬
gesetzt 8365 Mark; darin ist enthalten eine Gehaltserhöhung für den verdienten Direktor der
Feneiveisicherungsauftlllt. Die weiteren Gehaltserhöhungen gründen sich auf die reglements-
mätzigenBestimmungen.

Ferner wird für Hilfskräfte mehr erfordert ein Betrag von 5971 Mark, für Porto,
Formulare und dergleichen sächliche Unkosten 7000 Mail und endlich ist eine besondere Position
in den Ausgaben unter VI 3 uon 7000 Mark für die Einrichtung einer Bezirksvertretungin
Saarbrücken. Nach den Satzungen der Provinzial - Feuerversicherungsanstalt ist nämlich das
Kuratorium befugt, Bezirksvertreter zu ernennen. Diese sind eine Art Subdirektoren, die der
Direktion in großen Bezirkendie Geschäfte in der Art erleichtern sollen, daß sie die Versicherungs¬
anträge von den Bürgermeisternund Geschäftsführernentgegen nehmen. Es können diese Bezirks¬
vertreter auch bevollmächtigtwerden, selbständig im Auftrage des Direktors Versicherungsverträge
abzuschließen.

Mit Rücksichtauf den Geschäftsumfangim Bezirk Saarbrücken hat das Kuratorium es
für angezeigt erachtet, eine solche Bezirksvertretung dort ins Leben zu rufen. Die persönlichen
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Ausgaben für den Bczirksuertreter werden unter den „Geschäftsführer-Provisionen"verrechnet werden;
die sächlichen Ausgaben finden Sie in dem Posten von 7000 Mark im Haushaltsplan cuthalten.

Meine Herren! Bei Gelegenheit der Gtatsberatung in der Fachkommission war es den
Mitgliedern der Kommission von Interesse, für die uicht unerheblicheVermehrung der Direktions-
ausgaben für Gehälter und dergleicheneine nähere Begründung zu erhalten. Der Herr Direktor
der Versicherungsanstalt hat dies in ausgiebigem Maße getan. Er hat uns als Gründe für
Vermehrung des Personals und für Vermehrung der sächlichenAusgaben nachgewiesen,daß
in den Jahren 1901—1904 das Versicherungskapitalder Sozietät um 18,88 Prozent gewachsen
ist, daß in demselben Zeitraum die Prämieu um 19,2? Prozent gestiegen sind, und daß allerdings
auch in diesem Zeitraum die Verwaltungskosteneine Vermehrung um 36,5 Prozent erfahren haben.
Die Gründe für die Vermehrung der Ausgaben an Verwaltungskosten (Unruhe, Glocke des
Vorsitzenden) liegen einmal darin, daß nach den neuen Bestrebungen der Versicherungsanstaltzur
Gewinuuug von Versicherungen vermehrte Ausgaben entstehen, um den Wettbewerb mit den
Privatversicherungen aushalten zu können. Ferner hat der neue Herr Direktor den ganzen
Versicherungsbestllnd einer Umarbeitung unterzogen, beziehungsweiseer ist hierin schon sehr weit
vorgeschritten.Es hat ferner eine Ginteilung der versicherten Objekte in neue Klassenstattgefunden,
und endlich ist eine eingehende Statistik unseres Versicherungswesens im Verhältnis zu den übrigen
öffentlichen Sozietäten und zu den Priuatversicherungscmstaltenaufgenommenworden.

Es ist uns ferner in der Kommissioneine Statistik aufgestellt worden, wie sich unsere
Ausgaben für das Feuerversicherungswesen zu den Ausgaben der größeren Privatversicherungsanstalten
und zu den Ausgaben anderer Provinzial-, also der öffentlichen Feuervcrsicheruugsaustalten
prozentualiterverhalten. Im Jahre 1904 hat die Rheinische Provinzial-Feuerversichcrungsanstaltfür
die Kosten der Direktion 385 000 Mark benötigt. Dazu kommen die Kosten, die aus der
Feuerversicherungskasse an die Bürgermeister, an die Geschäftsführerund an die Gemeindekasscu,
die die Versicherungsprämienerheben, mit rund eiuer halben Million gezahlt wurden, so daß an
persönlichen und sächlichenAusgaben für die Provinzial-Feuerversicherungsanstaltrund 900000 Mark
zu entrichtenwaren. Bei einer Prämien-Einnahme im Jahre 1904 von über 5 Millionen Mark
macht das abgerundet für Verwaltungskusteneinen Satz von 1? Prozent. Demgegenüberarbeiten
die großen Priuatversicheinngsgesellschaften nicht unerheblich teurer. Gegenüber diesen I? Prozent
der Prämieneinnahmen, die wir zu zahlen haben, zahlen die Priuntversicherungsanstaltendurchgängig
mehr als 20 Prozent, sogar zum Teil über 30 Prozent, so daß wir trotz der hohen Ausgaben für
die Verwaltung noch immer billig arbeiten. Auch im Vergleich zu den öffentlichenSozietäten
anderer Provinzen ist unser Prozentsatz für die allgemeinenUnkosten mäßig zu nennen. Es ist
uns eine Statistik darüber aufgemacht worden, welcherBetrag bei den einzelnen Provinzen auf
1000 Mark Versicherungssummean Ausgaben sür die Verwaltung entfällt Das macht bei der
Rheinprouinz 24 Pfennig auf 1000 Mark Versicherungssumme aus, bei der Provinz Westfalen
23 Pfennig, bei Hannover 24 Pfennig, bei Ostpreußen 52 Pfennig, bei Posen 34 Pfennig, bei
Schlesien-Land25 Pfennig usw. Die Ausgaben sind durchgängig höher als bei uns, einzelne
Provinzen sind gleich im Betrage mit uns und nur ganz verschwindend,in Schlesien-Stadt z. B.
ist der Prozentsatzauf Pfennige berechnet ein wenig geringer, so daß wir im allgemeinen in der
Kommission die Überzeugunggewonnenhaben, daß die Versicherungsanstalt,wenn auch die Kosten
für die Verwaltung recht erheblich ins Gewicht fallen, doch noch immer billig arbeitet.

Es war daher in der Kommission kein Bedenken, dem Antrage auf Vermehrung der
Ausgaben um 42 000 Mark stattzugeben. Die Kommission empfiehlt somit die Annahme dieses
Haushaltsplanes nach dem Vorschlagedes Provinzialausschusses.
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Meine Herren! Ich darf dann schließlich noch auf eine Frage zurückkommen, die in der
Kommissionzu einer BesprechungAnlaß gab. Es war dies' der Hinweis auf den Beschlußdes
letzten Prouinziallandtag.es vom 10. März 1904. Dieser Provinziallandtag beschloß eine Resolution
folgenden Inhalts:

„Der Provinziallandtag wolle beschließen, den Provinzialausschuß zu beauftragen,
die erforderlichen Schritte zu unternehmen,um einen Teil der jährlichen Überschüsse der
Provinzial-Feucrversicherungsaustaltder Verwendung durch den Provinziallandtag als
Gegenleistung für die von dem Provinzialverbande übernommeneGarantie zuzuführen."

Meine Herren! Sie haben in der Etats-Einführungsrede des Herrn Landeshauptmanns
bereits einen Hinweis auf diese Angelegenheit vernommen. Sie haben auch von dem Herrn Landes¬
hauptmann gehört, daß voraussichtlichder Überschuß,der Reingewinn der Rheinischen Feuer¬
versicherungsanstaltim Jahre 1904 sich auf 700 000 Mark belaufen wird.

Hieran anschließend hat die Fachkommission erneut daran erinnert, daß es sehr erwünscht
wäre, die Bestimmung unserer neuen Statuten zu ändern, wonach aus den Überschüssen nur für
solche Zwecke Beträge dem Prouinziallandtage zur Verfügung stehen, welche gemeinnützige zugleich
aber auch die Interessen der Anstalt fördernde sind.

Wir haben uns bereits im letzten Landtage gesagt, daß es sehr erwünscht sei, wenn der
Landtag auch weitergehendfür allgemein nützliche Zwecke über die Überschüsse der Sozietät ver¬
fügen könne, und dies umsomehr,als nach den neuen Satzungen der Feuerveisicherungsanstaltdie
Provinz mit ihrem Vermögen für die Verpflichtungen der Feuerversicherungsanstalthaftet, also
den Versichertendie weitgehendste Garantie bietet. Es wäre erwünscht, wenn die Provinz für
diese Haftung auch ein gewisses Äquivalent bekommenkönnte durch Zuweisung von weitergehenden
Überschüssen zur Verfügung des Provinziallandtags.

Der Provinzialausschußist der vom Landtag durch die Resolution vom vorigen Jahre
gegebenen Anregung insofern näher getreten, als er am 2. Mai 1904 beschlossenhat, sich über
weitere Vorschläge schlüssig zu machen, sobald das Gesetz über den Versicherungsvertragverabschiedet
sein wird. Dieser Zeitpunkt ist noch nicht gekommen,und es ist auch nicht abzusehen, ob und
wann ein solches Gesetz verabschiedet werden wird.

Die Fachkommission hat mich indes beauftragt, darauf hinzuweisen, daß, möge ein solches
Gesetz kommen oder nicht, es nach wie vor den Wünschender Kommissionund voraussichtlich auch
den Wünschen des Provinziallandtags entsprechen wird, daß ihm Gelegenheit geboten werde, aus
den erheblichen Überschüssen des Provinzial-Feuerversicherungswesensauch Beträge für weitergehende
gemeinnützige Zwecke verwenden zu können. (Beifall.)

Vorsitzender Becker: Da sich niemand zum Wort meldet, schließe ich die Verhandlung nnd
darf auch hier feststellen, daß das hohe Haas mit dem Antrage der I. Fachkommissioneinverstanden ist.

Wir kommen zum zehnten Gegenstande der Tagesordnung:
Antrag der I. Fachkommission zu dem Haushaltsplan über die Vcr-
waltungskosten der Landesbank der Rhcinprovinz.

Berichterstatterist Herr AbgeordneterHueck, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneterHueck: Meine Herren! Der Haushaltsplan der Landesbank

ist nach dem Vorschlagedes Provinzialausschussesin Einnahme und Ausgabe auf rund 283 000
Mark festgestellt, ein Plus gegen das Vorjahr von 21 900 Mark.

Neben den reglemeutsmäßigen Gehaltssteigerungen, die sich aus dem Nesoldungsplcm
ergeben und die in dem Haushaltsplan ihre Erläuterung gefundenhaben, sind es außerdem die
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unter Titel I No. 10, II, 12 ausgeworfenenGehälter für den Vorsteher des Rechnungs-Kontroll-
bureaus mit 3200 Mark, des Effcktenuerwaltersmit 3200 Mark nnd Gehalt für 5 Obersekretärc
nnd Oberbuchhalteranstatt bisher 10 000 Mark, heute 17 000 Mark, die diese Erhöhungenbedingen.

Die Geschäfte der Bank haben einen außerordentlichsteigendenUmfang angenommen, so
daß das Kuratorium und die Direktion sich entschlossenhaben, anstatt der bisherigenkameralistischcn
Buchführung, die amerikanische Buchführung, zuerst probeweise,und ab 1. April 1905 allgemein
einzuführen. Dieselbe ergibt eine große Übersichtlichkeit und setzt vor allem den Direktor in die
Lage, zu jeder Zeit den Stand jedes Kontos, sowie den gesamtenStand der Bank festzustellen.

Mit der Einführung dieser amerikanischen Buchführungist das Rechnungs-Revisions-und
Kontrollbureau eingerichtet,welches in außerordentlich sorgfältiger Arbeit in drei räumlich von
einander getrennten Abteilungen, die Revision jeder einzelnen Buchung vollzieht,wodurchauch die
Lcgung der Iahresrechnung sehr erleichtertwird.

Wenn Sie bedenken, daß augenblicklich zirka 13 000 Darlehnskonten vorhanden sind und
diese sich um 1500—2000 jährlich vermehren, so springt es in die Augen, wie außerordentlich
vorteilhaft es ist, jeder Zeit über den Stand der Konten und der Bank unterrichtet zu sein.

Dieses Bureau soll nun aus dem Vorsteher und 2 Beamten bestehen; für ersteren ist
das Gehalt von 3200 Mark ausgeworfen.

Ferner ist neu eingestellt: das Gehalt für einen Effektenverwalter!
Der steigende Verkehr auch im Depotgefchäft,welches auf zirka 140 Millionen angewachsen

ist, empfiehlt im Interesse des Geschäftesdringend die Anstellung eines eigenen Beamten, der für
diesen Posten verantwortlich ist.

Zur Bewältigung der stark gestiegenen laufenden Geschäfte ist die Ginstellung verschiedener
Oberbuchhalter und Obcrsekretäre erforderlich, die eine Mehrforderung vou 7000 Mark bedingen.
Wie sehr das Geschäft die fortlaufend steigende Tendenz beibehalten hat, zeigt, daß gegenüberden
pro 31. März 1904 festgestellten Gefamtdarlehnsfordemngen ein Plus von zirka 25 Millionen
vorhanden ist, damals rund 331 Millionen, heute resp. Mitte Februar 356 Millionen. Diese
Steigerung der Geschäfte erfordert neben der Vermehrung der Zahl der Beamten auch eine Ver¬
größerung des Arbcitsraumes und da sich nun Gelegenheit bot, zwei Nebenhäuserder Bank zu
normalen Preisen zu erwerben, so hat das Kuratorium solche angekauftund wird dieselben in den
kommenden Jahren für die Zwecke der Bank ausbauen lassen.

Wenn wir den Bericht des Provinzialausschussesüber die Ergebnisseder Verwaltung
durchblättern, so zeigt sich uns auf Seite 81, welche große Summe die Lcmdesbank in der Lage
war, im Laufe der Jahre an den Haupt-Haushaltsplan für allgemeineZwecke abzuliefern, und fo
erkennen wir, wie segensreich das Kuratorium und die Direktion gewirkt haben, wofür denselben
gewiß der allerherzlichste Dank des hohen Hauses gebührt.

Ich beantrage nunmehr im Namen der I. Fachkommission:
Das hohe Haus wolle den Haushaltsplan der Landesbankfür 1905 genehmigen.

Stellvertretender VorsitzenderFreiherr von Schorlemer-Lieser: Meine Herren! Es
hat sich niemand zum Wort gemeldet. Ich schließe die Verhandlung und darf wohl annehmen,
daß der Antrag ohne weitere Abstimmung genehmigtwird.

Wir gehen über zu Punkt 11 der Tagesordnung:
Antrag der III. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial¬
ausschusses, betreffend die Verrechnung der beim Haushaltsplane der
Straßenverwaltung fich ergebenden Rechnungsüberschüsse.
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Berichterstatterist Herr AbgeordneterDr. Momm. Ich erteile ihm das Wort.
Berichterstatter AbgeordneterDr, Momm: Der 44. Provinziallandtag hatte nach dem

Antrage der III. Fachkommission am 11. März vergangenenJahres beschlossen:
„Den Provinzialausschuß zu beauftragen, über die haushaltsplnumähigc Verrechnung
der bei dem Haushaltsplan der Provinzial-Straßenverwaltung erzielten Mehreinnahmen
und gemachtenErsparnissebestimmte Grundsätzeaufzustellenund zu denselbendie Zu¬
stimmung des Provinziallcmdtagesbei dessen nächstem Zusammentritt einzuholen,"

Der Provinzialausschußhat diese Grundsätze zusammengestellt und erläutert in dem Bericht,
der Ihnen unter Nr. 16 der Drucksachen vorliegt. In dem Bericht werden anschließendan die
Ausführungen des Berichterstattersbei der Begründung des Kommissionsantragesdrei Möglichkeiten
der Verrechnung erörtert: erstens die Abführung der Überschüsse an den Haupt-Haushaltsplan,
zweitens ihre Übertragung in das nächste Jahr bei den Titeln, bei denen sie entstehen, drittens
ihre Zuweisung an den Reservefondsder Straßenverwaltung,

Die erste Verrechnungsart,die Abführung der Überschüssean den Haupt-Haushaltsplan und
ihre Verrechnung mit den Überschüssen der anderen Verwaltungszweige erachtet der Provinzial-
ausschuß nicht für angängig. Er weist darauf hin, daß die Provinzial-Straßenverwaltung ihre
eigene Rechnung führt, und eine besondere Umlage nach einem besonderen Verteilungsmaßstab
erhebt, weil der Kreis Wetzlar an ihr nicht beteiligt ist, mit Rücksicht darauf, daß er die
Provinzialstraßen in eigene Verwaltung übernommenhat.

Unter diesen Umständen erachtet der Provinzialausschuß es für geboten, es bei dem
bisherigenVerfahren zu belassen, dahingehend,daß die Überschüsse der Provinzial-Straßenverwaltung
nur für die Zwecke dieser Verwaltung selbst Verwendung finden.

Die zweite Verrechnungsart,Übertragung der Überschüsse in's folgende Jahr, soll bei den
Beträgen stattfinden, die aus Anleihen in den Haushaltsplan eingestellt werden, ferner bei den
Beträgen, die in Titel I der außerordentlichenAusgaben zur Erneuerung und zum Umbau von
Provinzialstraßen, Umbau von Brückenusw. eingestellt sind, und endlich bei den Beträgen, die
vorgesehen sind in den drei Ncbenhaushaltsplänendes Provinzialstraßen-Haushaltsplanes^., L. und (ü.,
betr. Neubau von Provinzialstraßen und Unterstützungdes Kleinbahnwesens und des Kreis- und
Gemeindewegebaues. Hier handelt es sich um Beträge, die für Zwecke bewilligt sind, denen sie
richtiger Weise erhalten bleiben müssen. Bei diesen wird im Haushaltspläne die Bestimmung
vorzusehen sein, daß sie in das nächste Jahr übertragbar sind. Das gleiche gilt von denjenigen
Beträgen, die für Bauarbeiten vorgesehen sind, deren Ausführung in dem betreffendenJahre aber
nicht vollendet werden konnte. Auch sie sind für das nächste Jahr zurückzustellen.

Bei allen sonstigenÜberschüssen der Straßenverwaltung soll nach dem Vorschlagedes
Provinzialausschussesdie Überweisungan den Reservefondsfür außerordentlicheBedürfnissestatt¬
finden. Der Bericht hebt mit Recht hervor, wie es keines weiteren Nachweises bedarf, daß eine
so umfangreicheund bedeutendeVerwaltung wie die Sraßenuerwaltung einen besonderenReserve¬
fonds für außerordentlicheBedürfnissehaben muß. Gerade diese Verwaltung bedarf eines solchen
Reservefondsin besonderem Maße, da sie zu unvorhergesehenen Ausgaben durch Elementarereignisse
verschiedenster Art, durch Bergstürze, durch Überschwemmungen, durch Frostaufbrüche immer wieder
von neuem genötigt wird, zu Ausgaben, die aus den etatsmäßigen Mitteln nicht befriedigt werden
können.

Aus dem Reservefonds müssen ferner aber auch die Fehlbeträge des Haushaltsplans
gedeckt weiden, die sehr leicht in erheblichenMaße eintreten können, da ein größerer Teil der
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eigenen Einnahmen der Straßenverwaltung sehr schwankendist, und Mindereinnahmendaher vielfach
unvermeidlichsind.

Mit Rücksicht auf die große Inanspruchnahme, der unter diesen Umständen der Reserve¬
fonds ausgesetzt ist, schlägt der Provinzialausschuß vor, ihn auf 20 Prozent der Haushaltsplan-
mäßigen Ausgaben für die gewöhnliche Unterhaltung der Provinzialstraßen zu bemessen und ihm
die Überschüsse so lange zuzuführen, bis diese Höhe erreicht ist. Erst dann, wenn er diese Höhe
erreicht hat, sollen die Überschüsse als Ginnahmen in den Haushaltsplan der Straßenverwaltung
eingestellt werden.

Die vorgetragenen Grundsähe sind in dem Bericht des Provinzialausschusseswie folgt
zufammengestellt:

1. die Überschüsse der Straßenverwaltung dürfen nur für die Zwecke dieses Verwaltungs¬
zweiges verwendetweiden;

2. soweit im Haushaltsplan bei einzelnen Titeln oder Fonds vorgeschrieben ist, daß die
nicht verwendetenBeträge auf das folgende Jahr zu übertragen sind, ist hiernachzu
verfahren;

3. Beträge für Bauarbeiter!, welche für ein Rechnungsjahr vorgesehen waren, deren Aus¬
führung oder Vollendung sich aber verzögert hat, sind auf das folgende Jahr zu über¬
tragen (Titel IV Nr. 1 und 2 der Ausgabe);

4. die sonstigen Überschüsse der Straßenverwaltung fließen dem Reservefonds für außer¬
ordentlicheBedürfnisseder Straßenverwaltung zu und zwar so lange, bis dieser 20°/«
der für die gewöhnlicheUnterhaltung der Provinzialstraßen im Haushaltsplan vor¬
gesehenen Summe beträgt. Hat der Reservefonds diese Höhe erreicht, dann sind die
Überschüsse als Einnahme in den Haushaltsplan der Straßenverwaltung einzustellen.
Über den Reservefondsist im Vcrwaltungsberichtealljährlich Rechnung zu legen.

Meine Herren! Die III. Fachkommission hat diese Grundsätze vollauf gebilligt. Sie hat
sie den Regeln einer vorsichtigen Finanzgebahrung entsprechendgefunden und fchlägt Ihnen vor:

Der Provinzillllcmdtagwolle die vorgeschlagenen Grundsätzegenehmigen.
Stellvertretender Vorsitzender Freiherr von Schorlemer-Lieser: Meine Herren! Ich

eröffne die Verhandlung. — Meldet sich niemand zum Wort — so schließe ich die Verhandlung
und darf wohl ohne weitere Abstimmungannehmen, daß die Herren dem Antrage des Provinzial¬
ausschusses und der Fachkommission ihre Zustimmung erteilen.

Wir gehen über zum folgenden Gegenstand der Tagesordnung Nr. 12:
Antrag der III. Fachkommission zum Bericht des Provinzialausschusses
über die Verwendung der Anleihe für die Herstellung von Kleinpflaster.

Es ist ebenfalls BerichterstatterHerr AbgeordneterDr. Momm. Ich erteile ihm das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. Momm: Meine Herren! Der 44. Rheinische Pro-

vinziallandtag hat beschlossen, daß dem Provinziallandtage bei seinem nächsten Zusammentreten
eine Ncichwcisung vorzulegensei, in welcher über die Verwendung der vom 41. Provinziallandtage
bewilligten Anleihe von 2 Millionen Mark für die Herstellungvon Kleinpflasterauf deu Provinzial¬
straßen Bericht erstattet werde.

Dieser Bericht liegt jetzt vor in Nr. 1? der Drucksachen. Ich möchte aus demselben
Folgendes kurz hervorheben. Nach dem Voranschlägewar vorgesehen die Herstellungvon 180 lnu
Kleinpflastermit einem Kostenbetragvon drei Millionen Mark. Von diesen drei Millionen Mark
sollten aufgebrachtwerden zwei Millionen durch Anleihen, eine Million durch ordentliche Etcitsmittel.

8
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Wie die dem Berichte beigefügte Nachmessung ergibt, ist es nicht gelungen, für die drei
Millionen 180 Km herzustellen. Es sind vielmehr nur 167,919 Kin hergestellt. Das Kilometer
hat statt der planmäßig vorgesehenen16 666 Mark 17 866 Mark gekostet, das Quadratmeter statt
3,33 Mark 3,52 Mark. Die Preissteigerung ist verursacht worden einmal durch die Steigerung
der Arbeitslöhne und Materialpreise. In dieser Hinsichtwird nachgewiesen, daß in dem Zeitraum
von 1878 bis 1902 die Materialpreise sich erhöht haben um 26,6 Prozent, die Arbeitslöhne um
52,1 Prozent. Die Steigerung ist aber weiter auch hervorgerufendurch Verteuerungdes verwandten
Setzsteinmaterials. Die Erfahrung hat nämlich erwiesen, daß die anfänglich nur rohe Bearbeitung
der Kleinpflasterstcinenicht zweckmäßig war, daß es vielmehr geboten war, eine möglichstsorg¬
fältige und dadurch naturgemäß teuerere Bearbeitung der Steine eintreten zu lassen.

Meine Herren! Ich verweise auf die Nachwcisung, die dem Berichte beigefügt ist, die
des Näheren die hergestelltenStrecken und die entstandenen Kosten erläutert, und bemerke im
übrigen, daß die III. Fachkommission nichts zu erinnern gefunden hat und deshalb beantragt, den
Bericht nebst Nachwcisungdurch Kenntnisnahme für erledigt zu erklären.

Stellvertretender Vorsitzender Freiherr von Schorlemer-Lieser: Es hat sich niemand
zum Wort gemeldet. — Ich schließe die Verhandlung und nehme ohne weiteres an, daß der
Provinziallandtag den Bericht durch Kenntnisnahme für erledigt erklärt.

Meine Herren! Wir kommen nunmehr zu Punkt 13 der Tagesordnung.
Antrag der III. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses über die Förderung von Bahnunternehmungen.

Berichterstatterist Herr AbgeordneterKrawinkel. Ich gebe demselbendas Wort.
BerichterstatterAbgeordneterKrawinkel: Meine Herren! Der von den früheren Pro-

vinziallandtagen bewilligte Kredit zur Förderung des Kleinbahnwesensin Höhe von 21 Millionen
Mark ist nach dem Berichte des Provinzialausschusses,der in der Drucksache Nr. 18 enthalten ist,
bis auf rund 2 Millionen Mark erschöpft. Wenn nun auch zur Zeit keine Anträge auf Bewilli¬
gungen aus diesen: Fonds vorliegen und auch keine erheblichen Mittel mehr zugesagt sind, so ist
doch dem Provinzialausschuß bekannt, daß noch sehr beträchtliche,bedeutsameKlciubnhnprojektein
der Vorbereitungsind und demnächst mit Ansprüchen an die Provinzialverwaltungherantretenwerden.

Der Provinzialausschußbeantragt deshalb die Erhöhung des Kredits um weitere 5 Millionen
auf 26 Millionen Mark.

Die III. Fachkommission hat sich einmütig für diesen Antrag erklärt. Die Zweckmäßigkeit,
Nützlichkeit und Notwendigkeitdieses Fonds ist wohl auf keiner Seite des Hauses bcstrittcn.

Ich bitte dementsprechend,dem Antrage des Provinzialausschussesgemäß zum Beschluß
zu erheben:

Der Provinziallandtag wolle den bisherigen Kredit zur Förderung von Kleinbahn-
Unternehmungenunter Beibehaltung der geltendenBestimmungenüber die Gewährung
von Darlehen um 5 Millionen Mark, also auf 26 Millionen Mark erhöhen.

Stellvertretender Vorsitzender Freiherr von Schorlemer-Lieser: Ich schließe die
Verhandlung, da sich niemand zum Wort meldet, und darf wohl ohne weitere Abstimmungan¬
nehmen, daß auch dieser Antrag angenommenist.

Der folgende Gegenstand der Tagesordnung ist Nr. 14:
Antrag der III. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial¬
ausschusses, betreffend den Antrag des Kreises Gummersbach auf Ge¬
währung eines Darlehns aus dem Kleinbahnfonds zur Bestreitung der
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ihm zur Last fallenden Grunderwerbskosten beim Bau der staatlichen
Nebenbahn Overath-Kalk.

Auch hier hat Herr AbgeordneterKmwinkel das Wort.
BerichterstatterAbgeordneterKrawinkel: Meine Herren! Der Antrag des Prouinzial-

ausschusses in dieser Sache, der Ihnen auf Drucksache Nr. 5? vorgelegt ist, lautet:
„Der Provinziallandtag wolle dem Kreise Gummersbach zur Deckung der Grund¬
erwerbskostenfür die staatliche Nebenbahn Overath-Rösrath-Kalk aus dem Keinbahn-
fonds ein Darlehn von 93 233 Mark gewähren zu dem für ländliche Darlehen zur
Zeit der Abhebung geltenden Zinsfüße (wovon '/ü °/„ seitens der Straßenverwaltung
getragen wird), sowie gegen 1«/« jährliche Tilgung uud einen einmaligen, von der
Lcmdesbcmk bei der Abhebung naher festzusetzenden, zur Deckung der Unkosten (Kurs¬
verluste usw.) dienendenBeitrag."

Meine Herren! Zur Begründung dieser Petition der Kreisvertrctungdes Kreises Gummers¬
bach wird ausgeführt, daß der Kreis Gummersbachbehufs Erlangung von Eisenbahnenzu sciucr
wirtschaftlichenErschließung und Entwickelung ganz unverhältnismäßig große Opfer an Grund¬
erwerbskostenzu den Staatsncbenbaynen hat bringen müssen. Es wird darauf hingewiesen,daß
es eine sehr bitter empfundenegroße Harte für den Kreis Gummersbach sei, für eine Bahnlinie
beitragen zu müssen, noch dazu in einem so bedeutendenMaße, wie es hier der Fall ist, die nicht
einmal im Kreise liegt, ihn nicht berührt, geschweigedenn schneidet. Eine Härte, die auch trotz
der Bemühungen des Herrn Ober-Präsidenten Exzellenz Nasse und des verstorbenenHerrn Re-
gierungs-Präsidenten von Balan in Köln nicht hat abgewandt werden können.

Es wird auch darauf hingewiesen,daß die Verschuldungund der Steuerdruck im Kreise
Gummersbach ganz außerordentlichgroß sind, es wird geltend gemacht, daß dort Steuerzuschläge
in den Gemeinden erhoben werden, die weit in das viertehundertProzent der Zuschlägezu den
sämtlichenstaatlich veranlagten Steuern gehen neben Naturalleistungen und sonstigen Belastungen,
ungerechnet die Kirchensteuernusw. Dazu wird geltend gemacht der Umstand, daß durch die
Bahn Overath-Rösrath-Kalk auch Teile der Provinzialstraßen wesentlich entlastet weiden.

Der Provinzialausschuß hat die Berechtigung dieser Gründe durchaus anerkannt und
seinerseits noch dazu erwogen, daß es sich hier um die Fortsetzungeiner Bahn handelt, für deren
Teile bereits ein ähnliches Verfahren in früheren Fahren stattgehabt hat. Alle Gründe sprechen
dafür, diese Bahn auch seitens der Provinzialverwaltung in dieser Form zu unterstützen,und ich
bitte Sie namens der Kommission, dem Antrage des ProvinzialausschussesFolge zu geben.

Stellvertretender Vorsitzender Freiherr von Schorlemer-Lieser: Meine Herren!
Ich eröffne die Verhandlung — meldet sich niemand zum Wort? — Ich schließe dieselbe und
darf wohl ohne weitere Abstimmuug annehmen, daß der Landtag dem Antrage der Fachkommission
und des Herrn Berichterstattersseine Zustimmung erteilt.

Wir kommen nunmehr zu Punkt 15 der Tagesordnung:
Antrag der III. Fachkommission zum Bericht des Provinzialausschusses,
betreffend die sogenannten gleislosen elektrischen Straßenbahnen.

Berichterstatterist Herr AbgeordneterSnethlage; ich erteile ihm das Wort.
BerichterstatterAbgeordneter Snethlage: Im vorigen Jahre hat der Rheinische Provinzial¬

landtag den Provinzialausschußermächtigt:
1. in Fällen, wo im öffentlichen Interesse gleislose elektrische Straßenbahnen für

Personen- und Frachtgutveförderunggeplant werden,
8»
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a) die benötigten Provinzicilstraßen vertraglich und widerruflich — zunächst etwa
auf 2—3 Jahre nach Ermessen des Provinzialausschusses— zur Benutzung zu
überlassen ohne Erhebung von Vorausleistungen im Sinne des Gesetzes vom
18. August 1902, aber gegen Einziehung einer Rekognitionsgebühr für die Auf¬
stellung des Leitungsgestänges;

b) die durch die gleislose elektrische Straßenbahn hervorgerufenen Mehrkosten der
Straßenunterhaltung dem Straßenbaufonds aus dem Eifenbahnfondszu ersetzen;

2. den Provinzialausschuß beauftragt, jeden, Provinziallandtage eine Nachweisung über
die zugelassenen gleislosenelektrischen Bahnen und über die in jedem Einzelfalle dem
Eifenbahnfondsentnommenen,zur Straßenunterhaltuug erforderlichgewordenenBeträge
vorzulegen.

In Erledigungdieses Auftrageshat der Provinzialausschußberichtet, daß in dem Rechnungs¬
jahre 1904 bis heute keine Anträge auf Hergabe von Provinzicilstraßenzu dem angegebenen Zwecke
eingegangensind.

Die III. Fachkommission schlägt deshalb vor:
Der Provinziallandtag wolle den vorbezeichneten Bericht des Provinzialausschussesdurch
Kenntnisnahme für erledigt erklären.

Stellvertretender Vorsitzender Freiherr von Schorlemer-Lieser: Meine Herren!
Da sich niemand zum Worte meldet, so schließe ich die Verhandlung und nehme ohne weitere
Abstimmungan, daß der Provinziallandtag den Bericht des Provinzialausschussesdurch Kenntnis¬
nahme für erledigt erklärt.

Wir kommen nunmehr zu Punkt 16 der Tagesordnung:
Antrag der III. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial¬
ausschusses, betreffend den Antrag der Gemeinde Monheim, Mehrauf¬
wendungen an Straßenunterhaltungskosten, die ihr aus dem Betriebe
einer gleislosen elektrischen Straßenbahn erwachsen, aus dem Eisenbahn¬
fonds zu ersetzen.

Berichterstatterist wiederumHerr AbgeordneterSnethlage. Ich gebe demselben das Wort.
BerichterstatterAbgeordneterSnethlage: Die Gemeinde Monheim im Kreise Solingen

betreibt auf dem etwa 4 Krn langen Gemeindcwcgezwischender Staatsbahnstation Langenfeld
und der Ortschaft Monheim eine gleislose elektrische Straßenbahn für Personen-und Güterbeförderung.
Sie hat im Jahre 1903 bei der Prouinzialuerwaltung den Antrag auf Gewährung eines Darlehens
von 75 000 Mark aus dem Kleinbahnfondsgestellt, ist aber abschlägig beschienenworden, weil
derartige gleisloseBahnen nicht zu deu Kleinbahnen im Sinne des Gesetzes gehören.

Der Gemeinderat hat nun von dem beim vorigen Punkt der Tagesordnung erwähnten
Beschlusse des Provinziallandtages Kenntnis genommen und hat im Anschluß daran folgenden
Beschlußgefaßt:

„Gemeinderat kann in diesem Beschlusseeine gleichmäßigegerechte Behandlung aller
Gemeinden, die derartige Untneruehmungenim Betriebe haben oder iu Betrieb setzen
wollen, nicht erblicken. Durch ihu erhalten nur die Gemeinden, die bereits durch
Provinzialstraßen bevorzugt sind, einen weiteren Vorzug, Hierzu dürfte wohl nach
Ansicht des Gemeinderats kaum der Eifenbahnfonds geschaffensein, sondern er soll dem
Interesse sämtlicher Gemeinden der Rheinprovinz dienen. Gemeinderat bittet daher
den Provinziallandtag, der Gemeinde Monheim für die von ihr geschaffene gleislose
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Bahn ebenfalls Mehraufwendungen an Straßenbaukosteu aus dem Eisenbahnfonds
zu ersetzen oder aber die für dies gewerbliche Unternehmen anfgenommcnenAnleihen
ihr aus diesem Fonds geben zu wollen,"

Der Provinzialausschußhat vorgeschlagen,den Antrag abzulehnenund den Landeshaupt¬
mann zu beauftragen, dem Antragsteller unter kurzer Darlegung uon Zweck und Be¬
stimmung der vorhandenen Fonds hiervon Mitteilung zu machen.

Der Gemeinderat hat augenscheinlich den Beschlußdes Provinzialausschussesmißverstanden.
Indem der Provinziallandtag beschlossen hat, daß aus Mitteln der Straßenbaufonds die Mehr¬
aufwendungenan Straßenunterhaltungskostenersetzt werden sollen, hat er damit sagen wollen, daß
er während der Versuchszeit seinerseitsauf einen Ersatz dieser Mehraufwendungenverzichtenwolle.
Dieser Beschlußkann sich selbstverständlich nur auf Provinzialstraßen beziehen, und deshalb ist der
Antrag der Gemeinde unbegründet.

Die III. Fachkommission schlägt Ihnen vor:
„Der Provinziallandtag wolle
1. den Antrag des Gemeinderats von Monheim, ihm aus irgeud welche« Fonds der

Piouinzialverwaltung Zuschüsseoder Darlehen zugunsten einer gleislosen elektrischen
Straßenbahn zu geben, ablehnen nnd

2. den Landeshauptmann beauftragen, dem Antragsteller unter kurzer Darlegung uon
Zweck und Bestimmung der vorhandenen Fonds hiervon Mitteilung zu machen."

Stellvertretender Vorsitzender Freiherr von Schorlemer-Lieser: Ich eröffne die
Besprechung.— Es meldet sich niemand zum Wort. — Ich schließe die Verhandlung und darf
wohl ohne besondere Abstimmung annehmen, daß der Provinziallandtag sich mit dem gestellten
Antrage einverstandenerklärt.

Meine Herren! Wir kommen nunmehr zu Punkt 17 der Tagesordnung:
Antrag der III. Fachkommission zum Haushaltsplan der Provinzial-
Straßenverwaltung.

Da ist BerichterstatterHerr Abgeordnetervon Kruse. Ich gebe Herrn von Kruse das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter uon Kruse: Meine Herren! Der Haushaltsplan der

Straßenverwaltung, über den zu referieren ich die Ehre habe, schließt sich in allen Hauptpunkten
dem vorjährigen Haushaltsplan vollständig an. In die Ausgaben ist mehr eingestellt ein
Betrag von 21000 Mark für die Gewährung vou Renten an die Straßenwärter, die Straßen-
arbeitet und ihre Hinterbliebenen. Diese Einstellung beruht auf dem vorjährigen Beschlusse des
Provinzillllcmdtages.

Im übrigen sind in dem Vorberichte zu dem Haushaltsplan, DrucksacheNr. 1 auf
Seiten 10, 11 und 12 die einzelnenPunkte angegeben und näher begründet, in denen bei dem
Haushaltspläne Mehrausgaben, Minderausgaben und Mehreinnahmen eingestelltworden sind.

Im allgemeinen glaube ich auf diese eingehendeZusammenstellungverweisenzu dürfen
und bemerkenur zu Titel I der Einnahme, daß die Dotationsrenten für Straßeuzwecke sich auf
dieselbe Summe wie im Vorjahre, uämlich auf 2161896 Mark belaufen und daß ebenso die
Zuschüsseaus der allgemeinen Dotationsrente 440000 Mark wie im Vorjahre und aus den
Piovinzialabgaben 2986400 Mark und noch ein.mal für die außerordentlichen Zwecke 290000 Mark
betragen. Hierbei kommt die Erhöhung von 21000 Mark zum Ausdruck, die ich schon kurz
gekennzeichnet habe.
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Die Anleihen ^., L und v für Zwecke der Straßenuerwaltung sind inzwischenaufgebraucht.
Es ist nur noch vorhanden ein Rest von 879685 Mail aus der Anleihe <ü. Zur Herstellung
von größeren Neu- und Umpflnsterungen,Brückenbautenund sonstigen Anlagen, ist von diesem
Neste der Betrag von 400000 Mark in die Einnahme eingestellt worden, so daß für das Jahr 1906
dann noch der Restbetrag mit 479685 Mark zur Verfügung steht. Damit sind die gesamten
Anleihen für Straßenbauzwecke,die in den letzten Jahren vom Provinziallandtage genehmigt
worden sind, aufgebrauchtworden.

Hinsichtlich der Einnahmen aus dem eigenen Vermögen der Provinzialstraßen ist freudig
zu konstatieren,daß es der Provinzialverwaltung gelungen ist, dieses Vermögen in finanzieller Be¬
ziehung nutzbarer auszugestalten. Die Vorausleistungen der Fabriken für die Unterhaltung der
Provinzialstraßen nach dem Gesetz vom 18. August 1902 belaufen sich auf 120 000 Mark, wie
im Vorjahre, bekanntlichwerden seit dem 1. April 1904 solche Vorausleistungen auch für die
Benutzung der Staatsstraßen erhoben, wahrend sie sich nach dem alteren Gesetze nur auf die Be¬
nutzung der Vezirksstraßenbezogen. Es ist in der Kommissionvon Seiten des Kommissariusdes
Hern Landeshauptmanns hervorgehobenworden, daß die vielen Streitigkeiten, die in dieser Be¬
ziehung entstanden seien, sich im Laufe der Zeit wesentlich vermindert hätten und daß in den aller»
meisten Fällen sich eine Heranziehung der Interessenten im Wege einer Vereinbarung hätte zustande
bringen lassen.

Ich gehe nicht auf alle einzelnen kleinen Positionen des Voranschlagesein. Ich möchte
aber hinsichtlich der Nutzbarmachungdes eigenen Vermögens hervorheben, daß sich die Abgaben
für Anlage von Straßenbahnen auf den Provinzialstraßen, sür Anlage von Gas- und Wasser¬
leitungen in diesen Straßen von 14 000 auf 16 000 Mark erhöht haben, daß der Bruttoerlös
aus den Obstnutzungensich jetzt auf 63 000 Mark beläuft, während er im Vorjahre noch 57 000
Mark betragen hat, das der Bruttoerlös aus der Verpachtung der Grasnutzungen 37 000 Mark,
aus Verlauf von Chausseeabraum,Grabenerde, alten Baumaterialien und Geräten 9000 Mark und
aus Verwertung der Chausseebaumeund deren Abfallholz auf 30 000 Mark beläuft.

Meine Herren! Über den Reservefonds ist schon vorher gesprochen worden. Es ist bei
den Verhandlungen über den Haupt-Haushaltsplan von Seiten des Herrn AbgeordnetenFritzen in
eingehenderWeise die Bedeutung des Reservefondsklargelegt worden, und ich möchte seinen Aus¬
führungen nichts mehr hinzufügen. Der Reservefondsbeläuft sich zur Zeit auf 178 000 Mark,
und die Zinsen dieses Reservefondssind mit 5450 Mark in den Titel IV Nr. 9 eingestellt worden.

Desgleichen finden Sie die Zinsen des Sammelfonds erhöht von 2950 Mark auf 3650
Mark. Dieser Sammelfonds wird bekanntlichgebildet ans dem Erlöse für verkaufteGrundstücke
und seine Verwendung zum Ankauf von Grundstückenunterliegt der Bestimmung des Provinzial-
ausschusses. Dieser Fonds beträgt zur Zeit 120 000 Mark.

Es kommen noch Bestand und Einnahmereste aus den früheren Rechnungsjahren mit
126 000 Mark hinzu, so daß sich die gesamtenEinnahmen auf 6 696 050 Mark belaufen. Auf
denselbenBetrag balauziert die Ausgabe, so daß im Verhältnis zu dem Rechnungsjahre 1904
eine Mindereinnahme und -Ausgabe von 252 750 Mark bei dem Haushaltsplan der Provinzial-
straßenverwaltung zu verzeichnen ist.

Meine Herren! Die ordentlichenAusgaben sind ungefähr dieselben wie die des Vorjahres.
Über den Betrag von 21 090 Mark zur Gewährung von Renten an die Straßenarbeitcr und ihre
Hinterbliebenenhabe ich bereits gesprochen.
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Hinsichtlichder Besoldungen ist zu bemerken,daß die hier vorgenommenenErhöhungen
teils auf dem Normalbesolduugsplaneberuhen, teils auf der Tatsache, daß einzelneOrte in eine
höhere Seruisklasse versetzt worden sind, teils auf der notwendigen Vermehrungdes Vureaupersonals,
der Annahme von diätarischenHilfsarbeitern usw.

Alle diese Ausgaben sind im einzelnen auf das eingehendstebegründet, und Ihre 111,
Fachkommission hat dabei in keiner Weise irgend etwas zu erinnern gefunden.

Hinsichtlich der materiellen Unterhaltung der Provinzialstraßen ist zu bemerken,daß in
Titel IV Nr. 1 die Kosten ebenso auf 3 700 000 Mark festgesetzt sind, wie das auch für das
Jahr 1904 der Fall war. Aus den Überschüssen dieses Etatstitels soll nunmehr der mehrfach
erwähnte Reservefondsverstärkt weiden.

Sonst finden sich uuter diesem Titel die notwendigen Ausgaben für die Verzinsungder
Anleihen, auf die ich, glaube ich, nicht näher einzugehenbrauche, da sie auf früheren Beschlüssen
des Provinziallandtages beruhen.

Die Ausgabe für die Rente au diejenigenStädte bezw. Gemeinden, welche die Provinzial¬
straßen in eigene Regie übernommen haben, ist von 510 182 Mark auf 518 38? Mark erhöht
worden. Im ganzen ist jetzt die Unterhaltung und Verwaltung einer Strecke von 549 Kni an
Städte, Gemeinden und an den Kreis Wetzlar abgetreten worden, wofür die Provinz 51838?
Mark an die betreffendenKorporationen zu zahlen hat.

Die gesamten Ausgaben belaufen sich im Ordinarium auf 5847115,42 Mark, wozu dann
noch das Extraordinarium mit 848934,58 Mark hinzutritt, sodaß der Haushaltsplan in Ausgabe
und Einnahme auf den vorher von mir erwähnten Betrag von 6696050 Mark balanziert.

Die Anlagen zu diesem Haushaltsplan, zu deucn ich jetzt komme, haben sich in ihren
Einnahme- und Ausgabebeständengegen das Rechnungsjahr 1904 kaum verändert.

Anlage ^ zum Haushaltsplan der Prouinzialstraßenverwaltung bezicht sich auf den Vor¬
anschlag über die Verwendung des Fonds für den Neubau von Provinzialstraßen. Dieser Fonds
ist besonders nötig, um Brückenreparaturcu auszuführen, um Straßen, die zu hohe Steigungen
haben, zu verbessern, und um schmale Straßen in Ortschaftenzu verbreitern. Der Fonds belänft
sich in Einnahme und Ausgabe auf 90 675 Mark, wobei der zweckmäßige Zufatz gemachtworden
ist, daß die am Jahresschlüsse verbliebenenBestände zur Verwendung in das nächste Rechnungs¬
jahr zu übertragen sind.

Die Anlage U, „Voranschlag über die Verwendung des Eisenbahnfonds", ist schon von
einem der Herren Vorredner gestreift worden. Dieser Eisenbahnfonds wird bekanntlich gespeist
aus den Mitteln der Straßenverwaltung und balanziert in Einnahme und Ausgabe in der Höhe,
wie sie sich aus dem halben Prozent Zinsenzuschuß der Straßenverwaltung bei der Gewährung
von Darlehen aus den Kleinbahnfouds ergibt. Dieser Zuschuß wird dcu Mitteln der Straßen¬
verwaltung entnommen,weil sie durch den Verkehr,der auf eine Kleinbahn übergeht, als entlastet
angesehen wird bei der Unterhaltung der Provinzialstraßen.

In die Einnahme der Anlage N ist ein neuer Titel eingestellt worden im Betrag von
6500 Mark. Das sind die Erträge, die voraussichtlichfür das Rechnungsjahr 1905 die Kleiu-
bahn Merzig-Büschfeld,an der die Provinz zu einem Drittel beteiligt ist, abwerfen wird. Die
Ausgaben bestehen im wesentlichen in dem halben Prozent, das zugeschossen wird zu der Verzinsung
der Darlehen, die an die betreffenden Kreise und Gemeinden für Kleinbahnen gewährt werden.
Diese Darlehen belaufen sich zur Zeit auf etwa 20,5 Millionen Mark. Dem entfprichtdieser
Ausgabebettag von 102 500 Mark. Es kommen dazu die Zinsen und Tilgungsbeträge der Be-
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teiligungssummeder Provinz an dem KleinbahnunternehmenMcrzig-Büschfeld,die sich auf 20 560
Mark belaufen, so daß die Einnahmen und Ausgaben dieser Anlage sich auf 123 060 Mark beziffern.

Meine Herren! Ich komme nun schließlich zu dem Haushaltsplan des Fonds zur Unter¬
stützung des Gemeinde- und Kreiswegebaues,dieses langjährigenSchmerzenskindesIhrer III. Fach¬
kommisston. Die Einnahmen dieses Haushaltsplanes belaufen sich auf 350 000 Mark, wozu daun
noch die Zinsen eines Deposits von einer halben Million Mark mit 12 500 Mark hinzutreten,
so daß 362 500 Mark haushaltsplanmäßige Mittel zur Förderung des Gemeinde- und Kreiswege¬
baues in der Rheinprovinz vorhanden sind.

Dieser Fonds zerfällt bekanntlich in die beiden Unterabteilungen ^ und L. Fonds H,
besteht aus 100 000 Mark, Fonds L aus 250 000 Mark. Ans dem Fonds ^ werden die kleinen
Wegebauten und Wegereparaturcn bis zum Betrage von 3000 Mark unterstützt, während der
Fonds L bestimmt ist, größere Wegebauten, die für den öffentlichen Verkehr von einem bedeutenderen
Interesse sind, in der Provinz zu fördern. Zu den 250 000 Mark, auf die sich dieser Fonds L
belauft, tritt dann noch der Anteil an den 12 500 Mark hinzu.

Es sind in den letzten drei Jahren nach den Angaben der Provinzialverwaltung, die hier
unter den Bemerkungenaufgeführt sind, Anträge zum Fonds ^ gestellt, die sich auf 901441 Mark
belaufen. Bewilligt sind in den drei letzten Jahren aus dem Fonds H, 319 520 Mark, sodaß
Anträge im Betrage von 581921 Mark nicht haben berücksichtigt werden können, weil eben
die nötigen Mittel nicht vorhanden waren.

Zum Fonds L sind in den letzten drei Jahren Antrage gestellt worden, die sich auf
4 242 10? Mark belaufen. (Hört, hört!) Meine Heeren! Diese Zahl wird dadurch noch besonders
beleuchtet, daß die Provinzialverwaltung grundsätzlich — Ausnahmen kommen vor — die
Wegebautennur mit einem Drittel des Kostenanschlages zu unterstützen pflegt, so daß die betreffenden
Kreise und Gemeinden, die diese Anträge gestellt haben, außer den in vielen Fällen recht erheblichen
Grunderwerbstosten, die sie selbstverständlicherweise zu tragen haben, sich durch ordnungsmäßige
Beschlüsse bereit erklärt haben, den doppelten Betrag von der beantragten Summe aus ihren
eigenen Mitteln aufzubringen. Das würde also in den letzten drei Jahren für die Kreife und
Gemeinden eine Last von 8 484 214 Mark gewefen sein. (Hört, hört!) Meine Herren! Wer die
Verhältnissein den wirtschaftlich ungünstiger gestelltenTeilen der Provinz, für die hauptsächlich
diese Zuschüsse aus dem Fonds L in Betracht kommen, kennt, der weiß ganz genau, daß diese
Gemeinden nicht nur etwa aus einem besonderenVergnügen daran, kostspieligegroße Projekte
aufzustellen, sich zu der Übernahme dieser für ihre Verhältnisse häusig ganz kolossalen Kosten
entschließen,sondern daß die Gemeinden das tun in der richtigen Erkenntnis, daß für die in
mancher Beziehung wirtfchaftlich ungünstigergestellten Gegenden eine Verbesserung der Kommunikations-
wege und damit eine Verbesserungder ganzen Verkehrsverhältnissevon der allergrößten Bedeutung
für das notwendige Aufblühen dieser Gegenden ist.

Es dürfte alfo im allgemeinenjedenfalls zu betonen sein, daß diese Anträge ihrer Berech¬
tigung und ihrer Begründung nicht entbehren.

Die Provinzialverwaltung hat in den letzten drei Jahren auf Grund der zum Fonds L
gestellten Anträge Bewilligungen eintreten lassen können aus dem Fonds L im Gesamtbeträgevon
928 044 Mark und aus der neuen Dotationsrente im Gesamtbeträge von 366 370 Mark, so daß
in den letzten drei Jahren aus Provinzialmitteln und aus den Mitteln der Dotationsrente, die
mit Genehmigung des Herrn Ober-Präsidenten zu diesem Zwecke verwandt worden sind, eine
Unterstützungdes Gemeinde- und Kreiswegebauesin Höhe von 1294 414 Mark stattgefundenhat.
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Wenn wir diesen Betrag von den gestelltenAntragen im Betrage von 4 242 10? Mark abziehen,
so ergibt sich, daß Antrage im Betrage von 2 947 693 Mark wegen mangelnden Fonds nicht
haben berücksichtigt werden können. Daß das im Interesse dieser von mir schon gekennzeichneten,
sich in ungünstiger wirtschaftlicher Lage befindendenGegenden zu bedauern ist, das bedarf wohl
keiner weiteren Ausführung.

Es wurde in der Kommission von einigen Seiten angeregt, hier an das hohe Haus von
neuem mit Anträgen auf Erhöhung des Fonds heranzutreten. Die Mehrheit in der Kommission,
zu der auch Ihr Berichterstattergehörte, hat aber davon abgesehen einmal mit Rücksichtauf die
finanzielleLage der Provinz, die in diesem Haushaltsplan schon eine Erhöhung der Steuern um
ein halbes Prozent erfordert, und ferner aus dem Grunde, weil der Herr Landeshauptmann in
seiner Etatsrede erklärt hat, daß er bestrebt sein wolle, bei der demnächstigen Neuaufstellung der
Grundsätzefür die Verwendung der neuen Dotationsrente einen größeren Betrag, als das bisher
geschehen ist, für die Zwecke des Gemeinde- uud Kreiswegebauesflüssig zu machen. Die Zuschüsse
aus der Dotationsrcnte, die ich in ihrer Gesamtsummeschon erwähnt habe, haben im Jahre 1902
20 000 Mark, 1903 188 600 Mark und 1904 157 770 Mark betragen, während sie im Etatsjahr
1905 nach den uns in der Kommission gemachten Mitteilungen sich nur auf 120 000 Mark belaufen sollen.

Meine Herren! Die Kommissionhat mit Rücksicht auf das unbestreitbare und von allen
Seiten, auch von Seiten des Herrn Landeshauptmannes in seiner Etatsrcde anerkannte große
Bedürfnis diesen Abstrich gegen die früheren Überweisungen aus der Dotationsrcnte lebhaft
bedauert, und es ist in der Kommission der Hoffnung Ausdruck gegeben worden, daß es dem
Herrn Landeshauptmann und dem Provinzialausschussegelingen möge, von dem Herrn Ober-
Präsidenten auch die Genehmigung zu der Verwendung der vorläufig noch zurückgehaltenen oder
gestrichenen Summen zu erlangen, und vor allen Dingen, daß es den Organen der Provinzial-
verwaltung gelingen möge, für die nächsten Jahre einen wesentlichhöheren Zuschuß aus diesen
verfügbaren Mitteln, die sich im ganzen auf 647 825 Mark belaufen, für die Zwecke des Kleis¬
uno Gemeindewegebauesflüssig zu machen. (Beifall.)

Meine verehrten Herren! Es kommt ja aber nicht nur darauf an, daß die Wege gebaut
weiden, sondern — und das möchte ich ganz besondersbetonen — es ist auch von der allergrößten
Wichtigkeit, daß Garantien geschaffen werden, daß diese mit hohen Provinzicil- und Kreiszuschüssen
ausgeführten, überaus kostspieligen Wcgebauten auch dauernd und in ausreichenderWeise unter¬
halten werden. (Lebhafte Zustimmung.)

Und, meine verehrten Herren, jeder, der in der Praxis steht, weiß, daß die Unterhaltung
dieser chausseemäßigausgebauten Gemeindewegeoft zu wünschenübrig läßt. Zum Teil sind die
kleineu Gemeinden nicht leistungsfähiggenug, um, nachdem eben der Weg fertig geworden ist —
gerade in den ersten Jahren nach der Fertigstellung muß meines Erachtens ganz besondersviel
für eine sachgemäße Unterhaltung einer Chausseegetan weiden — gleich wieder die nicht unerheb¬
lichen Mittel flüssig zu machen. Anderseits fehlt es den Gemeinden an dem nötigen technischen
Personal, das sie dabei beraten kann; und schließlich mögen hier und da auch etwas geringes In¬
teresse und sonstigeGründe in ungünstiger Weise die notwendigeUnterhaltung der Gemeindewcge
beeinflussen.

Es dürfte nuu nach Ansicht Ihrer Kommission doch in hohem Maße im Interesse der
Provinzilllverwaltung liegen, daß sie die begründete Überzeugung sich verschaffen kann, daß diese
Gelder — die ja auch nach unserer Ansichtnicht im ausreichenden Maße vorhanden sind, die aber
immerhin ganz erheblicheSummen darstellen, denn ich wiederholenochmals, daß aus dem Fonds L
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(den Fonds ^ lasse ich als weniger wichtig beiseite) zusammen mit der Dotationsrcute in den
letzten drei Jahren 1294 414 Mark für diese Zwecke ausgegebenworden sind — in keinem Falle
sozusagen in den Dreck geworfensind, sundern daß ihre dauernde Nutzbarmachungfür die Hebung
der Verkehrsinteressen in der Rhcirprouinz sicher gestellt wird. Und, meine Herren, da dürfte ein
Weg, der in manchenKreisen erwogen wird, der in andern Kreisenschon zu einein befriedigenden
Abschlüsse geführt hat, doch in gewissem Maße geeignet sein, um diese Garantien für eine sach¬
gemäße Unterhaltung der Gemeindewegeherbeizuführen.

Wenn ich vorher gesagt habe: Die kleinen Gemeinden sind großenteils nicht leistungs¬
fähig, so liegt schon von selbst darin ausgedrückt, daß diese Wegebauten von einem Verbände über¬
nommen werden müssen,der leistungsfähig ist und die nötigen technischen Hilfskräfte zur Seite
hat und dem es auch nicht an der nötigen energischenLeitung fehlt, um auf der Durchführung der
notwendigenReparatur- und Instcmdsetzuugsarbeitenzu bestehen.

Dieses sind in manchen Teilen der Provinz die Kreise, in anderen Teilen der Provinz
können es Bürgermeistereiuerbändesein, in anderen wieder weiden sich besondere Zwcckverbändcfür
die Übernahmeder Unterhaltung der Gemeindewegebilden können. Meine Herren! Ich lege be¬
sonderes Gewicht auf das Wort „Gemeindewege",und ich möchte hier zur Beseitigung uon irgend
welchen Zweifclu ausdrücklicherkläre», daß iu der Kommission von keiner Seite etwa daran
gedacht ist, die Frage der Übernahme der Provinzialstraßcn auf die Kreise auch uur anzuschneiden.
Diese Frage wurde in der Kommissionals zur Zeit erledigt betrachtet. Wir sind aber der Ansicht,
daß die Kreise und die anderen Zweckverbände bei ihren sonstigengroßen Ausgaben und Aufgaben
eher geneigt sein würden, diesen wichtigen Zweck auch in den Rahmen ihrer Fürsorge hineinzu¬
ziehen, wenn es möglichwäre, daß ihnen für die Unterhaltung uon Gemeindewcgen,wenn sie
diese übernommen haben, in der einen oder andern Form Beihilfen von der Provinz gegeben
werden können, und deshalb hat die III. Fachkommissionihrem Antrag auf Genehmigung des
Haushaltsplanes die Resolution hinzugefügt, daß der Proviuzialausschußdem nächsten Provinzial-
laudtage Vorschlägemachenmöge, unter welchen Bedingungen den Kreisen oder Wcgcbauucrbändcn
Zuschüsse zur Unterhaltung der uon ihnen übernommenen oder zu übernehmendenGemeindewege
gewahrt werden können.

Meine Herren! Absichtlich hat die Kommission durchaus davon abgesehen, irgend welche
ans Einzelheitengerichteten Wünsche oder Direktiven dem Prouinzialausschusse gegenüber auszusprechen,
Sie hat nur iu Aerücksichliguug der großen Wichtigkeitdieser Sache damit eine Anregung geben
wollen und hofft, daß der Proviuzialausschuß iu der Lage sein wird, dem nächsten Provinzial-
lcmdtage in der einen oder anderen Form irgend welche Aussichten nach dieser Richtung hin zu
eröffnen. In welcherForm der Proviuzialausschuß das macht, ob er eine allgemeineRegelung
oder eine Regelung von Fall zu Fall in Vorschlagbringen will, alles das wird dem Prouinzial¬
ausschusse vertrauensvoll selbst überlassen.

Weiter, meine Herren, ist in der Resolution nichts enthalten. Ich komme zum Schluß,
indem ich namens der III, Fachkommissionbitte, daß das hohe Haus den Haushaltsplan der
Provinzial-Straßenverwaltung einschließlich der Anlagen H, L und 0 und einschließlich der von mir
dargelegten in der Drucksache Nr, 4? wörtlich aufgeführtenResolution genehmigen wolle. (Beifall).

Stellvertretender VorsitzenderFreiherr von Schorlemer-Lieser: Meine Herren! Ich
eröffnedie Diskussionund gebe das Wort zunächst dem Herrn Landeshauptmann.

Landeshauptmann Dr. Renvers: Meine Herren! Ich möchte nur noch einige wenige
Worte zu den Ausführungen des Herrn Abgeordnetenvon Kruse hinzufügen. Ich habe vorgestern
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schon gesagt, daß der Fonds von 100 000 Mark und der von 250 000 Mark den an sie gestellten
Ansprüchennicht genügen. Wir haben uns sehr gefreut, als wir aus der neuen Dotation diesem
Fonds in jedem Jahre einige Betrage zuführen konnten, aber auch mit dieser Vermehrung ist der
Fonds noch nicht vollständigausreichend. Andererseits aber ist es nicht richtig, wenn zu dem Fouds
Anmeldungen von 2—3 Millionen gemachtwerden und dann gesagt wird, diese 3 Millionen sind
nicht berücksichtigt wurden, folglich ist der Fonds zu klein. Unter den 3 Millionen, die für
Wegezwcckeangemeldetsind, würde sicher ein Drittel der Wege keiner der Herren zur Unterstützung
befürworten. Da kommen Ortswege vor, da kommen Wege vor, die rein lokale Bedeutung
haben, und endlich werden uns alle Augenblickenoch Wege zur Unterstützungpräsentiert, deren
vollständigeHerstellung erst vor 4 oder 5 Jahren mit unserer Unterstützung erfolgt ist und die
nun in Grund und Boden gefahren sind. Dann kommen die Gemeinden und sagen: „Bitte,
unterhaltet wieder." Ein großer Fehler in unserer Wegcvcrwaltung liegt darin, daß die Gemeinden
sich um die Wege nicht kümmern. Ich mag die Namen nicht nennen, die mir gerade vorschweben.
Wir haben z. B. die Herstellung eines Weges mit 60 000 Mark unterstützt. 4 Jahre später war
er in Grund und Boden gefahren. Wir haben dann wieder 40 000 Mark hineinstecken müssen.
Solche Fälle liegen auch vor. Zum Teil trifft die Schuld die Gemeinden, und (sich zum Re¬
gierungstisch wendend) — nehmen Sie es mir nicht übel — ein Teil der Schuld trifft auch die
Aufsichtsbehörden,welche die Gemeinden nicht anhalten, einen Weg, nachdemer einmal hergestellt
ist, auch in Stand zu halten. Aber, meine Herreu, wie gesagt, ich gebe zu, daß der Fonds an
und für sich eine Erhöhung vertragen könnte. Um dies zu erreichen gibts aber doch nur zwei
Wege: Entweder werden die Steuermittel herangezogenzur Erhöhung des Fonds, und ich weiß
nicht, ob gerade diesen Weg das hohe Haus betreten will, oder aber, und das ist der zweite Weg,
es muß eine Abänderung des Rcglemeuts für die neue Dotation erfolgen. (Sehr richtig). Hierbei
darf ich zunächst wohl Folgendes richtig stellen: Es handelt sich nicht um 648 000 Mark, wie
der Herr von Kruse eben bemerkte, sondern die Dotation, über die wir für diese Zwecke frei ver»
fügen können, beträgt nur 431000 Mark. Diese Dotation wird jedoch nach dem jetzt in Kraft
befindlichen Reglement nicht so verwandt, wie sie eigentlich im Interesse der Provinz und der
Gemeinden verwandt werden könnte. (Sehr wahr!) Nach diesem unglücklichenReglement ver¬
schleudern wir diese Dotation teilweise mit Beträgen von 200, 300, 400 Mark. Das sind
eigentlich nur Trinkgelder für die kleinen Gemeinden. Diese stecken sie in den Haushaltsplan
hinein und verbuttern sie, wie sie wollen, sie haben in Wirklichkeit nichts davon. (Sehr richtig!)
Wenn Wege zu macheusind, können meiner Meinung nach 200, 300 Mark auch wirklich nichts
helfen. Die Notwendigkeit tritt immer mehr an uns heran, dieses Dotationsreglement, das
verpfuscht ist, zu ändern. Meine Herren! Dieses Jahr ist das letzte Jahr, in dem dieses
Reglement gehandhabt wird. Im nächsten Jahre muß eiu neues Reglement dem Hause zur
Beschlußfassungvorgelegt werden. Wir haben uns im Provinzialausschuß schon wiederholt die
Frage vorgelegt: Wie soll denn dieses Reglement bearbeitet werden?

Meine Herren! Die freie Dotation beträgt rund 430 000 Mark. Wir haben uus nuu
gedacht, von dieser Summe etwa 300 000 Mark zu nehmen und für derartige Wegczwecke zu
verwenden, (Beifall) und hierbei die Kreise, die bereit sind, diese kommunalenWege in eigene
Obhut und eigene Unterhaltung zu nehmen, besonders zu bevorzugen. (Beifall.) Der andere
Teil, etwa 100 000 Mark, soll nach der Auffassung des Ausschusses Verwendung finden für die
armen Gemeinden, die nicht in der Lage sind, ihre Oitsaimenlast vollständig zu tragen. Bisher
haben wir zu dem Zwecke im Haushaltsplan nur eine Position von 20 000 Mark; früher waren
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es einmal 60 000 Mark, Diese Position soll entsprechend erhöht weiden. Dann würden
wir zugleich in zwei Fragen, im Wegebau und in der Erleichterung der Ortsarmenlast, den
Gemeinden und Kreisen sehr entgegen gekommensein. Aber, meine Herren, darüber wollen wir
uns klar sein, ändern wir das Reglement, ohne Geschrei wird das in den Gemeinden nicht abgehen.
Leider haben sich die Gemeinden in den letzten 3 Jahren an diese 300, 400 Mark, die sie aus
der Dotation bekommen, schon so gewöhnt,daß sie, wenn sie dieses — ich nenne es einmal so —
kleine Trinkgeld nicht mehr erhalten, auch nicht zufriedensein werden. Aber darnm möchte ich die
Herren Landräte bitten, den Ortsvorstehern klar zu machen, daß es nicht angeht, daß sie dabei
auch noch dieses Trinkgeld haben wollen. (Beifall.)

Meine Herren! Was nun die Kontrolle betrifft, die von Herrn von Kruse hervorgehoben
worden ist, so ist das vollständig richtig; ohne eine Kontrolle der Wegeunterhaltung werden wir
nie etwas ordentlichesschaffen, und an der Kontrolle hat es, wie ich eben schon hervorhob, leider
in den Gemeinden und Kreisen manchmal sehr gefehlt. Die Kontrolle ist manchmal zu wenig
vorhanden gewesen, nur so konnte es kommen, daß ich in einem Falle einem Beteiligten, der neue
Beiträge zu Wegezwecken haben wollte, sagen konnte: Ihr habt ja noch 27 000 Mark aus den
letzten 6—? Jahren, die sind euch uoch bewilligt, worauf er erwiderte: „Davon weiß ich nichts."
Also so wenig ist manchmal eine Kontrolle da.

Aber der Ausschuß hat sich auch die Art der Kontrolle schon wiederholt überlegt. Wir
haben neulich folgenden Beschluß gefaßt: Wenn wir Wegebciubcihilfen geben, dann wollen wir die
letzte Rate, 10 Prozent, etwa zurückbehaltenund diese erst nach 2 oder 3 Jahren ausgeben, —
ich weiß im Moment nicht, wie der Beschlußlautete — wenn in den 2, 3 Jahren die unterstützten
Gemeinden anch wirklich den Weg ordnungsmäßig unterhalten haben. Bei der Wcgcuntcrhaltung
kommt es darauf an, daß in den ersten 2 oder 3 Jahren die Unterhaltung ordnungsmäßig
geschieht. Wenn ein Weg hergestellt uud nuu verfahre« wird, dann ist er in 3 bis 4 Jahren
überhaupt nicht mehr zu halten.

Ich hoffe, daß auch die Aufsichtsbehörde,der Herr Ober-Präsident, im nächsten Jahre
mit der Änderung dieses Reglements in der Richtung, wie ich sie andeutete, sich einverstanden
erklären wird, und ich hoffe, daß dann den Wünschen der Kreise, die wir ja alle sehr gerne
erfüllen möchten,weil wir cinfehen, daß die Übernahme der Kommunalwegcauf die Kreife etwas
sehr nützliches uud heilsames ist, Genüge geschehen kann. (Beifall.)

Vorsitzender Becker: Herr AbgeordneterFreiherr von Solemacher hat das Wort,
Abgeordneter Freiherr von Solemacher-Antweiler: Meine Herren! Wir sind

beim Wegebau-Haushaltsplan. Im allgemeinen ist so ein Haushaltsplan mit seinen Zahlen eine
recht nüchterne Sache. Die beiden Herren haben es aber verstanden, uns hier glänzende Reden
zu halten; und, was für uns alle ja eine große Freude gewesen ist, zu hören: Herr von Kruse
hat mit wahrhaft hinreißender Beredsamkeitgesprochen. Ich erlaube mir nur zu bemerken, daß
eigentlich wohl gegen den alten Spruch: „Iu der Beschränkung zeigt sich der Meister" die Fach¬
kommission vielleicht etwas gesündigthat, indem sie sich nach meiner Ansicht einfach — der Antrag
liegt Ihnen ja gedruckt vor — damit hätte begnügen können zu sagen: „Der Provinziallandtag
wolle den vorbezeichneten Haushaltsplan nebst Anlagen unverändert annehmen." Ich glaube, da
wären wir über vielerlei sonstige Diskussionhinweggekommen.Nun ist da aber ein Zusatz gemacht
worden, und der Zusatz erschien mir, als ich ihn heute morgen hier auf meinem Platze fand,
prima, visw nicht ganz unbedenklich. Ich erinnerte mich der schwierigen Kämpfe, die wir vor
2 Jahren hier hatten in Bezug auf den Wegebau. Aber loyal, wie ich mich habe, wollte ich nicht
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die Kommissionhier überfallen, sondern habe mich erst mit dem Herrn Referenten in Verbindung
gesetzt, und er hat mir die Versicherunggegeben und hat sie uachher hier im Plenum wiederholt,
daß es sich hier nicht um die Provinzinlstraßen, sondern ausdrücklich um übernommeneoder zu
übernehmende Gemeindewege handelt. Also es ist das von dem Herrn Referentenbereits konstatiert,
ich konstatiere dies aber auch hier ausdrücklich aus dem Hause heraus noch einmal, daß es sich
nur handelt um die Gemeindewege,und daß die Frage der Provinzialstraßen »ä aota, gelegt ist
nach — meiner Ansicht aä oalonäas Ai-eaeoa», und das ist mir sogar zu kurz — (Heiterkeit)
sondern überhaupt für immer.

Dann aber, meine Herren, sehe ich eigentlichnicht recht ein, warum denn dieser Zusatz
hier uoch gemacht werden soll, „den Provinzialausschuß zu beauftragen, dem nächsten Provinzial-
landtage Vorschläge dahin zu machen, unter welchen Bedingungen den Kreisen oder Wegebau¬
verbänden Zuschüssezur Unterhaltung der von ihnen übernommenen oder zu übernehmenden
Gemeindewegegewährt werden können."

Denn, meine Herren, eine solche Sache läßt sich ja nicht schablonisieren, sondern da muß
jeder einzelne Antrag, der an den Provinzialausschuß herantritt, von diesem auch frei geprüft
werden können. Und wenn es seine Mittel uud seine Vefugnissc überschreitet,wird er dann den
einzelnen Fall vor den Provinziallandtag bringen. Aber, meine Herren, daß der Provinzialausschuß
hier aufgefordert werden soll, sich von vornherein Selbstverstümmelung aufzuerlegen und selber
Vorschlägezu machen,wie er sich für die Zukunft die Hände binden soll, halte ich nicht für richtig.
Meine Herren! Wenn das da heißt: Unter welchen Bedingungen den Kreisen Beihilfen gewährt
werden sollen, so muß man doch festhalten,es gibt arme und es gibc reiche Kreise, es gibt in der
Ebene wohlsttuierte,es gibt arme Gebirgskreise.Also das kann absolut uicht schablonisiert werden,
und deshalb hätte ich sehr gerne gewünscht,wenn die dritte Fachkommission diesen Znsatz nicht
beantragt hätte. Nachdemsie ihn aber nun einmal beantragt hat, würde es mich sehr angenehm
berühren, wenn er zurückgezogenwürde. (Heiterkeit.) Wenn er aber nicht zurückgezogen wird,
dann würde ich den Landtag bitten, ihn abzulehnen, (Heiterkeit) und ich stelle einen dahin¬
gehendenAntrag.

Sollte gegen alles Erwarten der Landtag aber trotzdem diesen ganz überflüssigenund
eigentlichmir immerhin noch bedenklichen Zusatz beschließen,dann richte ich meine Bitte an den
Provinzialausschuß, die Bedingungen doch so zu fassen, daß er sich nicht selbst Daumschrauben
anlegt, daß dem Provinzialausschuß freie Hand gewahrt bleibt und daß, wenn es eben der Landtag
nnn einmal annimmt, daß er solche Bedingungen vorlegt, dann diese Bedingungen so gefaßt
werden, daß die ganze Sache ausgeht wie das Hornberger Schießen. (Heiterkeit.) Aber primo
loeo beantrage ich Streichung diefes Zusatzes.

Vorsitzender Becker: Das Wort hat Herr Abgeordnetervon Stedman.
Abgeordnetervon Stedman: Meine Herren! Ich war sehr gespannt darauf, welche

Gründe hier dem Antrag entgegen gehalten werden würden. Ich muß sagen, daß ich das Erstaunen
mit dem Herrn AbgeordnetenFreiherr« von Solemacher teile. Er war erstaunt über den Antrag
und ich aber bin erstaunt über die Bekämpfung. Ich habe nämlich in seinen Ausführungen
sachliche Gegengründe vermißt.

Meine Herren! Wenn Sie den Antrag genau lesen, so werden Sie unschwererkennen,
daß er wesentlich darauf abzielt, daß sich in den Kreisen Kreis- oder Bürgermeisterciwegevcrbände
oder sonstige auf den Wegebau gerichteteZweckuerbändebilden sollen. Meine Herren! Wenn
Sie sich in die Verhältnissehineinversetzt denken, so ist das zu erreichen eine ganz außerordentlich
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schwere Aufgabe. Es hält sehr hart, die Gemeinden zusammen zu schließen,ich möchte sagen
zusammenzu schweißen zu einem derartigen Verband. Eine feste gesetzliche Handhabe dazu hat
man nicht. Es handelt sich darum, zu untersuchen, ob das denn überhaupt notwendig und ob es
wünschenswertist, derartige Zweckverbände zu Wege zu bringen.

Meine Herren! Gehen Sie einmal in diese Gemeinden hinein. Sie haben selbständig
den Wegebau in der Hand, Nun wird von oben vom Lcmdrat verlangt ein schlechter Weg soll
gebessert werden oder es kommen Beschwerden über den Weg, jetzt hat die Gemeinde darüber zu
bestimmen, und das erste, was sie beschließt, ist, daß die heimischen Baustoffe verwandt werden
sollen. — Meine Herren! Ich rede von Verhältnissen,die mir bekannt sind — wie die Verhält
nisse hier unten am Niederrhein liegen, weiß ich nicht. Wenn nun da in der Gemeinde ein
Vruch, in dem fauler Schiefer vorhanden ist, in Benutzung genommen wird, lediglich damit das
Geld nur ja nicht aus dem Orte geht, so ist das doch eine elende Wirtschaft. Das zweite ist,
eine Wcgebaukommission zu wählen. Die Leute sind meist von ihren Geschäften so in Anspruch
genommen, daß sie sich des Wegebaues nicht annehmen können. Das schadet dann zwar nichts,
wenn die Mitglieder der Kommissiondoch nichts vom Wegebau verstehen, aber nutzen tut's auch
nichts. Der Baumeister ist der Gemeindevorsteher. Hat die Gemeinde Glück, dann ist es gut,
hat sie kein Glück, dann steht die Sache mißlich. Ist es ein Wirt, ein Musiker, oder ein sonstiger
ehrbarer Handwerker, woher soll er denn den Wegebau kennen? Auf dem Wege kommt es dazu,
daß schlechte Baustoffe in die Wege hineingebrachtwerden und daß die Bauern sagen: Dreck in
Dreck gibt Dreck. So kommt man mit dem Wegebau trotz Geldaufwendung nicht weiter. Meine
Herren! Nehmen Sie einmal dagegen einen Kreiswegevcrbcmd.Der Kreis stellt einen fachkundigen
Baumeister an. Der sammelt tagaus tagein Erfahrungen. Da können keine törichten Wegepläne
zur Annahme gelangen. Es werden nur solche ausgearbeitet, die bei richtiger Entwässerung, die
richtigeBreite, die unvermeidbarenSteigungen vorsehen. Der nächste Vorteil ist, daß der Kreis
hingehen und Verträge abschließen kann, so daß er sich nicht schlechte heimischeBaustoffe aufdrängen
laßt, sondern die besten Quellen aufsucht und dort billige Abschlüsse erreicht, weil er die Stoffe
im großen bezieht. Auf diese Weise sind dann die Vorbedingungen für ordentlichenWegebau
gewährleistet. Weiter kommt es darauf an zu wissen, ob bei dem Wegebau alle Lieferungen
richtig geleistetwerden. Meine Herren! Eine Gemeinde hat meist keine Beamte zur Verfügung,
die sie jeden Tag mit dem Bleistift dahinstellenkann. Wenn der Kreis aber einen Wegeverband
hat, so hat er Wcgemeister und Wegewärter. Das sind verantwortlicheBeamte, die mit ihrer
Stellung, ihrem ganzen Dasein dafür haften, daß alles ordentlichzugeht uud daß der Bleistift in
der nötigen Weise gehandhabt wird. Auch werden beim Vorhandensein von Wegemeistern die
Wege behufs Ausbesserung ordentlich nachgesehen, so daß Versäumnisnachteilehintangchalten werden.

Fassen Sie das Ganze zusammen,meine Herren, so haben Sie auf der einen Seite einen
ganz jämmerlichenWegebau durch die Gemeinden aber auf der andern Seite — und das wollen
wir mit dem Antrage fördern — Wegebauverbändc,die der schwierigen Wegebaufragesachlich gerecht
werden können. Sie sind der Sache aber erst gewachsen,wenn man ihnen mit Unterstützung
hilft, wenn man sie erst befähigt, ihre Anleihen aufzubringen. Es sollen heute nicht in dem
Beschlusse schematischeBedingungen verlangt werden, wie gesagt worden ist, sondern allgemeine
Grundsätze, die dazu angetan sind, den Wegebanvereinen zu gedeihlichemLeben zu verhelfen.
Ich habe mir einen Überschlag für die Wegekosten meines Kreises gemacht, wo ich beabsichtige,
einen derartigen Verband zu bilden. Da sind 600 000 Mark erforderlich! Meine Herren! Ohne
eine geeignete Unterstützung durch die Provinz kann man an so gewaltige Aufgabennicht herantreten.
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Aber, und darauf zielt der Antrag, es müssendoch die allgemeinenBedingungen über Zinsfuß,
etwaige Vergünstigungen,über Tilgung usw. vorerst festgestelltwerden. Nur dann, wenn ein
derartiger Wegcverbandrichtig auf die Beine gestellt wird, wird es möglich sein, bei den Gemeinden
die nötige Verteilung der Lasten auf breite Schultern zu schaffen. Es wird dann möglich sein,
die wohlhabenderen,schwachwegebelasteten Gemeinden mitzahlenzu lassen für die stark wegebelasteten,
schwach leistungsfähigenGemeinden. Das ist das Wesen der breiten Schulter, wie es in den
Kreisen geschaffen werden muß. Aber die Kreise allein sind dazu auch nicht stark genug. Da muß die
Provinz eintreten, und da ist doch wahrhaftig dieser Antrag nicht zu weitgehend,wenn man blos
sagt: es sollen die Bedingungen, also allgemeineGrundsätze,überlegt und aufgestelltwerden. In
der Kommissionist durchaus nicht gesagt worden, es sollten schematischeBedingungen geschaffen
werden, durch die sich der Provinzinlausschutzfestlegt. Derartige Festlegung kenne ich überhaupt
nicht und könnte man sie verständigelweisenicht verlangen. Alle derartige Sachen, die auf Anleihen
abzielen, wo der einzelnemit Antrag an die Provinz herantreten muß, werden doch nicht mit
einem Paragraphensicb ausgesondertund entschieden, sonst brauchtenwir überhaupt keinen Provinzial-
ausschuß. Solche Anträge werden einfach von Fall zu Fall vor den Provinzialausschuß gebracht
und von Fall zu Fall geprüft. Wie man das da hineinlegenkann, daß die III. Fachkommission
hier einen Antrag stellt, der schematisch ein für allemal die Sache erledigen soll, das ist mir
vollständig unklar. (Beifall.)

Ich bitte den Landtag, den Antrag, so wie er gestellt ist, anzunehmen, um den guten
Zweck zu erreichen. (Beifall.)

VorsitzenderBecker: Herr AbgeordneterFritzen hat das Wort.
AbgeordneterFritzen: Meine Herren! Es sind nun einmal Bedenkengegen den zweiten

Absatz des Antrages erhoben wurden, und ich meine, diesen Bedenkenmuß man dadurch Rechnung
tragen, daß man eine getrennte Abstimmungvornimmt. Ich beantrage also, getrennt abzustimmen
über den ersten Satz, welcher die Genehmigung des Haushaltsplanes ausspricht, und über den
zweiten Satz, welcher den eben von den Herren Vorrednern näher besprochenen Antrag enthält.
Es läßt sich das ja leicht machen.

Was nun die Sache selbst anlangt, so bin ich der Ansicht, daß der Gedanke der
Schaffung größerer Verbände, sei es größerer Wegeverbände oder größerer Kreisverbände, zur
Unterstützungleistungsschwacher Gemeinden in der Unterhaltung der Straßen, für die sie von der
Provinz Beihilfen bekommen haben, ein durchaus gesunderist. Es ist in der Tat der Fall, daß
viele Gemeinden, wenn sie ihre Beihilfe von der Provinz erhalten und die Wege damit ausgebaut
haben, nicht imstande sind, sie dauernd zu unterhalten.

Im allgemeinen, meine Herren, sind in früherer Zeit für die Unterhaltung von Wegen
Beihilfen kaum oder nur ganz ausnahmsweisegewährt worden. Wir haben die Beihilfen gewährt
zum Bau der Wege und haben es als selbstverständlich betrachtet,daß die Unterhaltung von selten
der Gemeinden stattfände. Wenn dieser Grundsatz, den ich für durchaus richtig halte, auch in
Zukunft aufrecht erhalten werden soll — ich meine dann können wir es nur mit Freuden begrüßen
daß wir darauf hinwirken,solche Wegeverbände,seien es nun Kreisverbändc,seien es noch größere
Wegeverbände ins Leben zu rufen, welche in der Beziehung den leistungsunfähigenGemeinden
unter die Arme greifen und ihnen Unterstützunggeben in Bezug auf die Unterhaltung der Wege.

Meine Herren! Eine andere Frage ist es, ob und in wieweit der Provinziallandtag
eingreifensoll. Wir geben ja schon ganz erhebliche Summen zur Erbauung der Wege. Nun hat
mich allerdings in auffallender Weise befremdet, daß uns der Herr Landeshauptmann mitgeteilt
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hat, es sei vorgekommen, daß Wege, die mit Unterstützungvon 60 000 Mark gebaut worden seien,
in einigen Jahren wieder vollständig zerfahren waren, und daß wiederum eine Unterstützungvon
40 000 Mark zur Herstellung des Weges habe gegeben werden müssen. Meine Herren! Das
zeigt uns doch, daß wir unbedingt dahin streben müssen, eine Kontrolle und eiue gewisse Kaution
einzuführen,daß diejenigenWege, für deren Herstellungwir so große Summen geben, auch in
Zukunft unterhalten weiden. Die Sache liegt ja eigentümlich. Wir geben die Beihilfen zum Bau
des Weges; sobald der Weg fertig ist, geht er in das Eigentum der Gemeinde über, und streng
genommenhat die Provinz über die Unterhaltung des Weges gar kein Entschcidungs-und kein
Aufsichtsrecht.Es treten da die Landesaufsichtsbehördcuin Kraft, also die Lcmdräteund in zweiter
Linie die Königliche Regierung, Die Provinz ist gemäß ihrer ganzen Situation als kommunale
Verwaltungsbehörde nicht in der Lage, irgend ein Aufsichtsrecht über die Gemeindenin Bezug auf
die Unterhaltung der Wege auszuüben. Also, meine Herren, ich meine, es wäre durchaus nötig,
daß man sich seitens der Verwaltung in solchen Fälleu an die Aufsichtsbehördendes Staates
wendete und daß diese gebeten weiden, mit allem Nachdruck darauf zu sehen, daß diejenigen Wege,
welche mit Mitteln der Provinz gebaut sind, auch fernerhin gehörig instand gehalten weiden.

Ein anderes Auskuuftsmittel,welches der Herr Landeshauptmann vorgeschlagen hat, scheint
mir auch sehr richtig zu sein. Das besteht darin, daß man nicht die ganze Summe sofort ausgibt,
sondern etwa 10 Prozent, ich möchte gewissermaßen sagen als Kaution, zurückbchält und erst dann
ausgibt, wenn die Überzeugungfeststeht, daß der Weg dauernd und gut unterhalten wird.

Ich meine, meine Herren, nachdem, was wir gehört haben, muß das Streben der Ver¬
waltung und das Streben des Provinzialausschussesvorwiegend dahingehend in Bezug auf diese
ganze WegebaufrageMittel und Wege zu fiudeu, um das sicher zu stellen, daß die Wege, welche
sie durch ihre Munifizenz hat erbauen lassen, auch in Zukunft gehörig unterhalten werden und
dem Verkehrdienlich erhalten bleiben. (Sehr richtig!)

Eine ganz gleiche Frage, meine Herren, schwebtevor 15 Jahren bezüglich der Meliorationen;
da war auch die Frage ebenso akut, wie jetzt anscheinend die Wegeunterhaltungsfrageakut ist. Es
wurden jährlich p. p. 100 000 Mark für Meliorationen in landwirtschaftlichenBetrieben gegeben.
Aber die Unterhaltung, meine Herren! Es haben lange Verhandlungen stattgefundenzwischen den
Ministerien, dem Ober-Präsidenten und dem Landeshauptmann in Düsseldorf,um hier die richtigen
Grundsätzefestzustellen, wie eine Garantie geschaffen werden könne, um nun eine dauernde Unter¬
haltung dieser Meliorationen herbeizuführenund nicht einen Znstand, wir wir ihn jetzt bei den
Wegen vielfach sehen, eintreten zu sehen, daß nun derart teure Meliorationen in einigen Jahren
wieder zu Grunde gehen.

Meine Herren! Im allgemeinenglaube ich, daß die Schaffung von Wegebauverbäudeu
— um auf diesen Punkt wieder zurückzukommen — von unbedingter Notwendigkeit ist. Ich bin
auch nicht abgeneigt,die Lasten der Provinz dahin noch etwas zu vermehren, daß man auch solchen
Wegebauverbändenund Kreisen,und zwar wcuu sie die Unterhaltung der Wege übernehmen,unter
gewissen aber sehr scharfen Bedingungen Zuschüsse gibt. Natürlich bin ich der Ansicht, daß nicht
nur diese Bedingungen sehr scharf sein müssen, sondern auch daß selbstredenddiese Beihilfen im
allgemeinenan wohlhabendeKreise, an irgend leistungsfähigeWegeverbände nicht gegeben werden
dürfen. Es sollte nach meiner Auffassung das nur ausnahmsweise geschehen, denn die große
Summe, die wir schon zum Bau der Wege geben, würde sich verdoppeln uud würde sich vielleicht
verdreifachen, wenn wir dazu übergehenwollten, nun das als Grundsatz aufzustellen,daß wir auch
für die Unterhaltung der Wege in gleicher Weife Zuschüssegeben. Meine Herren! Das kann
und darf nach meiner Auffassungnur ausnahmsweisegeschehen.
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Also ich würde persönlich für den zweitenAntrag stimmen,aber unter der Reserve, die ich
eben dargelegt habe, daß die Bestimmungenund Bedingungen, welche der Provinzialausschuß hier
ausstellt, hinreichendscharf sind und daß wir nicht neben dem Haushaltsplan für Unterstützung zum
Wegebau in späteren Iahreu noch einen zweiten Haushaltsplan in gleicher Höhe für die Unter¬
haltung der Wege bekommen.

Nun, meine Herren, da ich einmal das Wort habe, möchte ich noch eine formelle Bemerkung
über den Haushaltsplan anknüpfen. In dem Haupttitel des Haushaltsplans IV 1 über die Unter¬
haltung der Wege ist eine Summe vou 3 700 000 Mark ausgeworfen nnd wenn man sich nun
informieren will, um welche Straßeu es sich handelt, wie groß die Kilometerzahlder Straßen ist,
dann heißt es in den Bemerkungen: die Kilometerzahl der Straßen hat sich nicht erhöht, sie ist
dieselbe geblieben, wie im Haushaltsplan für 1904. Gut, ich schlage deu Haushaltsplau für 1904
auf; dariu steht: die Kilometerzahlhat sich nicht vergrößert, sie ist dieselbe geblieben wie im Haus«
hllltsplcm für 1903. (Heiterkeit.) Nun wird der Haushaltsplan für 1903 aufgeschlagen;da
findet man dieselbe Bemerkung, und so wird man gezwungen,ein halbes Dutzend Haushaltspläne
der Reihe nach durchzublättern und kommt schließlich nach vieler Mühe auf die Stelle, wo die
Größe des Wegenetzesund die Zahl der Kilometer angegebenist. Daher möchte ich den Herrn
Lcmdeshauptmauubitten, dafür Sorge zu tragen, daß jedesmal bei dieser Position die Kilometer¬
zahl der Straßen angegebenwird, um die es sich handelt, damit man sich daraus wenigstensein
Bild schaffen kann über die Kosten der Unterhaltung. Mau könnte ja auch verlaugen, daß die
sämtlichenWegebaucmschläge vorgelegt weiden. Das ist aber eine Forderung, die ich nicht erheben
will. LZ würde ja doch keiner in diesem Hause die Zeit haben, die Anschläge zu prüfen. Aber
ich glaube, es ist ein ganz berechtigterWunsch, daß bei diesem Etatstitel die Gesamtzahl der Kilo¬
meter angegebenwird, damit man sich einigermaßen ein Bild darüber machen kann, wieviel die Kosten
der Unterhaltung der Straßen pro Kilometer betragen. (Bcifall.)

VorsitzenderBecker: Das Wort hat der Herr AbgeordneteKrawiukel,
Abgeordneter Krawinkel: Meine Herren! Ich bitte um Entschuldigung, daß ein

Neuling, der erst eben hier eingetretenist, in einer so wichtigenFrage das Wort nimmt. Aber
ich habe mich in Wegebau- und Verkehrsangclegenheiten,auch in Angelegenheitender Provinzial-
dotation in früheren Jahren sehr bemüht, habe mir Ansichten gebildet aus Erfahrungen und genauer
Kcnutnis der Diuge, so daß ich es wohl wagen darf hier eine Äußerung zu tun, zumal ich bereits
in der III. Fachkommission einer der beiden war, die gegen den Antrag, der uns hier von seilen
der Fachkommission zur Beschlußfassung vorgelegt ist, gestimmtund gesprochen haben.

Meine Herren! Auch ich sehe in der Fassung, wie sie hier von dem Herrn von Solemacher
angegriffenworden ist, in der Tat keine Verbesserungder gegenwärtigenVerhältnisse.

Wenn Herr Kollege Fritzen soeben hervorgehoben hat, daß es allerdings dringend
wünschenswertsei, Zweckverbändefür die Unterhaltung der Wege herzustellenund deren Bildung
zu fördern, so habe ich in der Fachkommissiondas Bedürfnis durchaus auerkannt und erkenne es
hier ausdrücklich an, wie ich es bei anderer Gelegenheit im Landtage der Monarchie getan habe
bei der Frage der Provinzialdutation, in dem Bewußtsein, daß zahlreiche Zwerggemeinden in
unserer Provinz vorhanden sind, besonders im Süden unserer Provinz, denen tatsächlich nicht die
Möglichkeit gegeben ist, auf ihren kurzen Wegstrecken im Einklang und im Zusammenhang mit
den Nachbarn anständige Wegeverhältnissezu schaffen und zu unterhalten. Zu schaffen sind sie ja
am ehesten dadurch, daß hier die Provinzialverwaltung in der Lage ist und bereits eine solche
Praxis auch, soviel mir bekannt ist, in einzelnen Fällen geübt hat, zu diesem Zwecke Wegeverbände,
Zwcckverbände, zu uutcrstützen resp, in ihrer Bildung zu fördern.
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In meinem Kreise Gnmmersbach haben wir derartige Straßen in den letzten Jahren
geschaffen, und ich wüßte nicht, weshalb denn die Provinzialverwaltuug heute eine andere Stellung
einnehmensollte, als sie sie bereits in dieser Frage praktisch betätigt hat.

Es spricht nichts in dem Haushaltsplan, meines Wissens auch in anderen Bestimmungen
nichts gegen derartige Zwcckuerbäude. Die Provinzialuerwaltung ist also im stände, ohne sich auf
irgend ein Schema festzulegen, jede Beihilfe zum Wegebau davon abhängig zu machen, daß sie
sagt: wir können einem derartigen Plan, wie er uns da vorgelegt ist, nur dcmn irgend welche
Beihilfen gewähren,wenn die uud die Bedingungen erfüllt sind, wenn die Sicherheit gegeben wird
für eine dauernd angemessene Unterhaltung, und die kann selbstverständlich in gewissen Fälleu iu
der Rheinprovinz ganz bestimmt nur vom Kreise übernommen weiden. In andern Teilen unserer
Provinz ist die Sache aber vollständig anders. In meinem Kreise Gummersbach,ebenso in meinem
Nachbarkrcise Waldbröl, den ich im Landtage der Monarchie zu vertreten die Ehre habe, sind so
große Gemeinden, sind dementsprechend auch die notwendigen Organe vorhanden und nicht Musiker
oder Wirte und ähnlicheLeute an der Spitze der Gemeinden, sondern Berufsbürgermeister, denen
es in erster Linie Pflicht ist und glücklicherweise auch vielfach zur angenehmenPflicht und Ehre
gewordenist und wird, das Wegeweseninnerhalb ihrer Gemeinde sachverständig zu leiten und sach¬
verständig zu unterhalten, Derartige Bezirke sind doch zu überwiegend, als daß man erklären
dürfte, wie es der Herr Landeshauptmann vorhin getan hat, daß er bezw. der Provinzialansschuß
voraussichtlich dem Prouiuziallandtagc im nächsten Jahre vorschlagenwerde, für die Kreiswege¬
bauten und für deren Wegeunterhaltung etwa 300 000 Mark vorweg auszuscheideuund nur die
übrigen Mittel den ärmeren Gemeinden noch zu gute kommen zu lassen.

Meine Herren! Das darf nicht zum Schema werden. Die Verhältnisse hat in dieser
Beziehuug Exzellenzvou Solemacher durchaus richtig geschildertuud die Gesichtspunkte,die uns
Herr von Kruse als Berichterstatterund Herr Landrat von Stcdtman hier vorgetragen haben, sind
aus den engeren Bezirken ihrer Kreise herausgeholt, werden aber nicht allen Verhältnissen gerecht,
die wir in der Rheinprovinz haben. (Sehr richtig!) Wohl dürfen wir sagen, daß nach den Er¬
fahrungen, die wir gemacht haben, anerkannt werden muß: auch die Unterhaltung bedarf der
Kontrolle, ganz ohne jede Frage.

Ich unterschreibe da vollständig, was Herr Kollege Flitzen vorhin gesagt hat, und das,
was der Herr Landeshauptmann als abschreckendesBeispiel hier zum Besten gegebenhat. Aber,
meine Herren, das läßt sich eben in anderer Weise ganz gnt dadurch erzwingen,daß die Gewährung
der Beihilfen an Bedingungen geknüpft wird. Auch den Herren von Stedman, von Kruse und
allen den Herren, die gestern in der Fachkommissiondasselbe gewünscht haben, darf wohl zur
Beruhigung gesagt werden: es läßt sich ohne einen Schematismus, wie er hier vorgeschlageu wird,
erreichen. Man möge nur das Vertrauen dazu haben, und das hat Herr von Kruse ausdrücklich
bekundet, daß der Provinzialansschußvon Fall zu Fall richtig entscheiden wird.

Einverstanden sind wir aber hoffentlich darin, daß die Bedürfnisse sehr viel größer
sind, als sie Befriedigung finden, und wenn Herr Kollege Fritzen soeben von der Mnmfizcnz der
Provinz für diese Zwecke gesprochen hat, dann muß ich ihm leider mit der Überzeugungentgegen¬
treten, daß nicht einmal die Verwendung der Prouinzialdotatiou aus dem Jahre 1902 in dem
Sinne erfolgt, wie es der Gesetzgeber gewünschthat und wie dies beispielsweiseder doch mit
den hiesigen Verhältnissen auch recht wohl bekannteFreiherr von Nhcinbabcn als Fiuanzministcr
und als früherer Minister des Innern zum Gegeustandc seiner Betrachtungenund seiner Wünsche
gemachthat.
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Meine Herren! Von den 648 000 Mark, die uns zur Verfügung stehen, hat der Herr
Landeshauptmann von vornherein einen Teil für die Landarmen in der Provinz in Anspruch
genommen, mit Recht insoweit, als diese Bestimmung ja in dem Gesetz gegeben ist, bezw. die
Grenzen gegeben werden. Aber die Armenlasten — um das hier einzuschalten- werden wahrhaftig
doch in den Gemeinden so furchtbar drückend empfunden, daß die Beihilfen, die dafür gegeben
werden, nicht entfernt den Erwartungen entsprechen, die man bei Erlaß dieses Gesetzes, so schlecht
auch die Rheinprovinz weggekommen sein mag, hegen durfte.

Bezüglichder Wcgebaulast sind die Sachen aber meines Trachtens noch schlimmer.Wenn
Herr Kollege Fritzen hervorgehobenhat, daß man im Haushaltsplau zurückgehen müßte fast bis
auf undenklicheZeiten, um festzustellen,wann denn eigentlich die Länge der Provinzialstraßen
verändert worden sei, so könnte man auch hier sagen, die Provinzialdotation hat die Lumperei
von 93 000 Mark, die in einem Abschnitt des Gesetzes bewilligt worden sind, wesentlich zu dem
Zweckebewilligt^neue Straßen zu bauen, allerdings auch zu dem Zwecke der Gmeueruug von
Straßen, die deren bedürftig sind. Aber ich glaube, daß man sicherlich viel weiter hätte gehen
müssen in der Ausdehnung des Straßenbaues aus Provinzialmitteln, und daß man sehr vielen
Kreisen und Gemeinden eine drückende Last abnehmenkönnte aus Billigkeitsrücksichten, aus -------------
ich darf ja iu den parlamentarischenFormen vielleicht nicht einmal die Bemerkungmachen,die ich
gern gemacht haben würde, um es zu charakterisieren,welche entsetzlicheEnttäuschungwir draußen
iu den ärmeren Gebirgskreifen unseres Landes Jahr für Jahr erleben müssen, wie wir unsere
geringen Kräfte bis zur Erschöpfung anstrengen müssen, um uns selber zu helfen gegenüber der
Not, die vorhanden ist.

In meinem Kreise Gummersbllchist es in der Krcisvertrctung, trotzdem der Kreis weit
überwiegendaus Gewerbetreibenden,aus den Mitgliedern der wohlhabendenGemeindenzusammen¬
gesetzt ist. eine Pflicht gewesen, in jedem Jahre ganz erklecklicheMittel für den Wegebau in den
ärmeren Landgemeinden einzusetzen. Wir haben auf der einen Seite das Zustandekommender
Nebenbahnen unterstütztund gefördert, wir haben es auf der anderen Seite für Pflicht gehalten
darüber hinaus auch den ärmeren Gemeinden im Wegebau zu helfen, und dieses Bedürfnis ist ein
kolossal dringendes — nicht in dem Sinn wie es der Herr Landeshauptmann aufgefaßt haben
will, daß hier Anträge gestellt werden, die von vornherein hätten abgewiesenweiden müssen.
Ich erkenne an: auch derartige Anträge werden vielfach gestellt. Aber noch mehr ist man sich
bewußt, daß mit diesen Anträgen doch in der Tat nichts zu wollen ist, man fällt damit ab, so
und so viel Anträge werden überhaupt nicht gestellt, so und so viel Wegebaubeihilfenwerden trotz
des allerdringendstm Bedürfnissesnicht beantragt, weil das Drittel, das die Provinz beiträgt, in
der Tat nicht entfernt ausreichendenAnreiz bildet, um nun in den Gemeindenund Kreisen die in
den übrigen zwei Dritteln erforderlichengroßen Lasten auf sich zu nehmen.

Meine Herren! Die weit stärkereDotierung des Gemeindewegebaueszunächst ans den
Provinzialdotationen ist dcr Zweck, den wir verfolgen. Ich meine auch, der wird von den Herren
verfolgt, die als große Mehrheit den Antrag der Fachkommissiongestellt haben, Sie wollen nur
auch die Art und Weise der Unterhaltung gesichert haben, und darin pflichte ich ihnen durchaus
bei. (Bravo!) Es handelt sich nicht darum, nun ein Schema noch aufzustellen, unter dessen
Zwang höchstwahrschcilichder Provinzialcmsschußund der Herr Landeshauptmann dann nachher
erst recht genötigt sein würden, alle möglichen Bedenkenzu äußern und den Wegebau dadurch erst
recht wieder zu verzögern.

10*
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Als» es handelt sich wesentlichdarum, von Fall zu Fall zu entscheiden,aber reichliche
Mittel dafür zu haben und um die Bewilligung der reichen Mittel aus der Provinziaidotation
von 1902 bitte ich Sie dringend,

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.
Landeshauptmann Dr, Renvers: Meine Herren! Was die Dotation an den Kreis

Gummersbach betrifft, so haben wir da die Dotation genau so angewandt, wie dies nach dem
Reglement, das uns ja zur Ausführung gegeben ist, vorgesehen ist. Wenn der Kreis Gummers¬
bach sich hierbei enttäuschtgefühlt hat, so können wir wirklich nichts dafür. Das Reglement hat
nns gezwungen,in der Weise vorzugehen. Aber im übrigen kann sich, glaube ich, gerade der Kreis
Gummersbach über die Munifizeuz der Provinzialverwaltung, ich möchte beinahe sagen, von allen
Kreisen der Provinz am wenigstenbeklagen, (sehr richtig!) und am wenigsten auch darüber beklagen,
daß wir ihn in Wegesachen etwa vernachlässigt hätten.

Ich glaube, es ist immer ganz gnt, von dem Boden der allgemeinenErörterung auch
einmal auf einen einzelnen Fall einzugehen. Meine Herren! Gestatten Sie mir, daß ich gerade
den Kreis Gummersbach heraushebe. Der Kreis Gummersbachbringt an Prouinzialsteuern aus:
26 000 Mark, Meine Herren! Er hat im Jahre 1904 in bar von der Provinz bekommen:
66 992 Mark. (Hört, hört!)

Meine Herren! Wenn es Sie nun interessiert, wie diese Summe sich zusammensetzt, so
haben wir einmal 1150 Mark gegebenauf Grund des § 36 für Gemeinden, die angeblichihrer
Ortsarmenlllst nicht nachkommenkonnten. Das sind die bekannten Gemeinden — ich glaube
Marienberghausen und was in der Gegend hinaus liegt. Meine Herren! Dann haben wir aus
der Dotation, also von den vierhunderttauseudund so und so viel 9274 Mark auf Gummersbach
verteilt, also immerhin doch einen ganz erklecklichenBetrag, und nun, meine Herren, wenn ich
sagen darf, was wir für Straßen in diesem Jahre ausgegebenhaben, grade für Gummersbach—
das sind nicht weniger als 38 925 Mark. (Hört, hört!) Also gegenüberder Provinzialsteuervon
26 000 Mark hat der Kreis Gummersbachvon uns bekommen: 66 992 Mark. Die Munifizenz
der Provinzialverwaltung ist, glaube ich, gegenüber dem Kreise Gummersbach doch eine große
gewesen. (Beifall)

VorsitzenderBecker: Das Wort hat der Herr AbgeordneteFreiherr von Solemacher.
AbgeordneterFreiherr von Solemacher-Antweiler: Meine Herren! Zu meinem

lebhaften Bedauern ist es dem Herrn Vorsitzenden der III. Fachkommission (Rufe: lauter!) indem,
was er uns auseinandergesetzthat, nicht geluugen, von meinen Ausführungen auch nur einen
Gedanken zu erfassen. Wie gesagt, ich bedauere das lebhaft; aber jedenfalls kann ich dagegen als
Gegenleistung konstatieren, daß ich in vielen Punkten dem kühnen Fluge seiner Gedanken auch
nicht ganz zu folgen vermochte, denn wie er z. B. den Gemeindemustkusin die Herstellungder
Straßen uud Brücken hineinbrachte,ist mir unerfindlichgewesen. (Heiterkeit.)

Jedenfalls, meine Herren, bin ich schließlich mit dem, was Herr Fritzen gesagt hat, so
ungefähr vollständig einverstanden und auch mit einem großen Teil dessen, was Herr Krawinkcl
gesagt hat, daß man sich von feiten des Provinzialausschussesvergewissert, daß das Geld, das
gegeben wird, nicht in den Dreck geworfen wird, sondern daß die Kräfte wirklich bereit gestellt
werden, um die Mittel dauernd nutzbar zu machen. Daß die Wege erhalten bleiben, halte ich für
durchaus wichtigund zweckmäßig.

Ich bin allerdings etwas stutzig gewesen, weil es hier nur so kurz heißt, unter welchen
Bedingungen denn das gegeben werden soll. Ich habe diese Bedingungen mehr ans das finanzielle
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bezogen. Ich will mich nicht dagegen aussprechen,daß man sagt: für fu und soviel Kilometer
geben wir nicht mehr, als - so und soviel, aber eine Schablonisierung darf unter keinen
Umständen stattfinden.

Also wenn sich nachher im ProvinzialausschußMittel und Wege finden, nm die einzelnen
Wegevcrbünde zu bestimmen, daß sie auch die nötigen Kräfte schaffen,um die Straßen zu be¬
aufsichtigenund zu unterhalten, dann ist das alles erreicht, was Herr Fritzen erreichenwill,
und dazu bedarf es eigentlich nicht dieses feierlichen. Antrages des Landtages an den Provinzial¬
ausschuß. Der Provinzialausschuß ist, glaube ich, Mannes genug, das allcine auch zu wissen,
die Sache von Fall zu Fall zu prüfen und eventuell, wie ich vorhin schou sagte, uns zur Vorlage
zu bringen.

Ich bleibe aber dabei, daß, wenn dieser Zusatz hier auch nicht grade gemeingefährlich ist,
(Heiterkeit) er doch unter allen Umständen überflüssigist, uud daß es viel einfacher ist, er wird
gestrichen. (Bravo!)

VorsitzenderBecker: Das Wort hat der Herr Abgeordnetevon Bcckerath.
Abgeordnetervon Necke rath: Meine Herren! Da ich der Vater dieses Kommissions¬

antrages bin, werde ich leider gezwnngen,das Wort zu ergreifen.
Ich glaube, daß der Herr Abgeordnete, Freiherr von Solemacher, nach dem, was er in

seiner zweiten Rede sagte, doch vielleicht allmählich einen Knochen in der Suppe entdeckt hat. Aber er
hat den Vorwurf nicht zurückgenommen, daß die Fachkommission einen ganz überflüssigen Antrag gestellt
habe und das möchte ich in völlig kollegialeraber recht entschiedener Weise meinerseitszurückweisen.

Meine Herren! Wir haben in der Fachkommission absolut keine Zeit überflüssige Anträge
zn stellen, die Hochachtungvor diesem hohen Hause würde uns das auch unter allen Umständen
verbieten.

Ich glaube zur Sache selbst kaun ich mich kurz fassen, denn außer dem Herrn Freiherr,:
von Solemacher sind ja die Herren unserem Antrage sehr wohlwollendzur Seite getreten.

Ich darf zunächst noch einmal unterstreichen,was der Herr Landeshauptmann au neuen
Beihilfen zugesetzt, und was er anderseits durch seine Ausführungen überzeugend nachgewiesen
hat, nämlich daß das Bedürfnis der Erhöhung des betreffendenFonds ein ganz unabweisliches
geworden ist.

Meine Herren! Gestatten Sie mir als Vertreter eines südlichen Kreises kurz noch auf
Folgendes hinzuweisen: Es ist die mangelnde Unterhaltung gewesen, welche den Kreisen allmählich
immer mehr, wenigstens im südlichen Teile der Provinz, zur Pflicht gemacht hat, den Bau und die
Unterhaltung eigener Kreisstraßen anzustreben. Die Gemeinden sind früher in dem Wegebau auf
dem Wege der Naturalleistungen vorgegangen. Das war billig und schlecht;aber es war doch
etwas. In den letzten Jahrzehnten ist der Abfluß der Bevölkerung vom platten Lande in die
großen Städte immer lebhafter geworden. Es fehlen tatsächlich in den kleinen Gemeinden die
zum Wegebau erforderlichenArbeitskräfte. Dadurch entsteht für einige, oder sogar für die
Mehrzahl der Gemeindenkann man behaupten, die Notwendigkeit,den Wegebau durch Vcrdingung
herzustelleu, und das allerdings hat enorme Kosten gemacht, zu deren Tragung die einzelnen
Gemeinden nicht mehr imstande sind. Es wird deshalb nichts übrig bleiben, als daß allmählich
Wcgebauverbände, Bürgermeistereiuerbände,Kreisv«bände, den Wegebau in die Hand nehmen.
Dem ist aber ein Umstand besonders hinderlich, auf den wir — wie schon in langen Jahren
vorher — nochmals nachdrücklich hinweisen möchten: die Unzulänglichkeitder Fonds, die die
Provinz hier für diese Zwecke zur Verfügung stellt!
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Ich möchte daran erinnern, daß das Dotationsgesetzvon 1875 unter den Aufgaben, die
den Provinzen überwiesen werden und wofür sie vom Staate die Dotation erhalten, als Nr. 1
voranstellt die Förderung des Gemeinde- und Kreiswegcbaues.

Meine Herren! Nun vergleichen Sie bitte einmal, wie viel wir in unserem Haushaltsplan
von 13 300 000 Mark für diese Zwecke ausgeben: ganze 362 000 Mark, und noch ein kleines
Trinkgeld aus der neuen Dotcitionsrcnte. Im vorigen Jahre wenn ich mich nicht irre, sind im
ganzen 437 U00 Mark für den Zweck ausgegeben worden, die Fachkommissionist aber der
Ansicht, daß das doch dein Bedürfnis nicht annähernd entspricht, und möchte durch deu vorliegenden
Antrag die Aufmerksamkeit des hohen Hauses wiederholt darauf hinlenkenund bitten, in Zukunft
wcnigsteuseinigermaßen Abhilfe zu schaffen.

Meine Herren! Es tritt dann hinzu: Sie werden hier im Norden der Provinz fortgesetzt
Klagen der einzelnen Gemeinden darüber hören, daß sie von der Provinz überhaupt teiue Unter¬
stützung im Wegebau erhalten. Es sind da viele Gcmeiudeu mit 150, ja mit 200 und mehr
Prozent Umlagen, deuen eine regelmäßige, nicht zu geringe Hilfe aus Provinzialfonds zur Er¬
leichterungder drückenden Wegebaulast recht sehr zu wünschen wäre. Auch in dieser Hinsichtzeigt
sich also die Unzulänglichkeit der Funds, und die Füllung als erstrebenswert.

Meine Herren! Wenn wir in der III. Fachkommissionden Weg der hier vorliegenden
Resolution beschütten haben, so ist das ja für uns nur einmal ein Weg gewesen. Wenn Sie
irgend einen anderen wissen und wählen, so soll uns das ebenso recht sein, wenn nur das Haupt¬
ziel erreicht wird, daß wir für diese Zwecke mehr Geld erhalten. (Aha!) Ja, meine Herren, das
ist allerdings der wichtigste Pnnkt, das gebe ich ohne weiteres zu. Aber es ist uns ja in äußerst
dankenswerterWeise von dem Herrn Landeshauptmann in Aussichtgestellt worden, daß wir ans
der neuen Dotationsrente eine Steigerung des Fonds von 300 000 Mark bekommen würden, das
würde schon sehr viel sein. Ich glaube bestimmt, daß die Fachkommissiondamit vorläufig sehr
zufrieden wäre. (Rufe vorläufig!) Ich glaube aber auch, daß bei emsigemStudium des Haus¬
haltsplanes und der Rechnungensich noch manche 10 000 Mark finden werden, die aus flüssigen
Überschüssen herausgeleitet werden können. Wenn wir die Absicht haben, 12^2 Prozent für
längere Jahre zu erheben, so muß sich bei dem enorm steigendenSteucrsoll der Provinz doch sehr
bald eine ganz nette Summe erübrigen lassen. Es wird sich nur fragen, ob Sie für diesen
Zweck diese Summe hergeben wollen. Aber das möchten wir Ihnen eben ans Herz legen. Wir
verkennen ja nicht, daß auf anderen Gebieten die Ausgaben für das Landarmenwcscn,die Fürsorge¬
erziehung, das Irrmwcsen usw. ganz außerordentlich wachsen. Aber wir möchten nicht, daß
dadurch die vorliegende,vom Gesetzgeber an die erste Stelle gesetzte, in ihrer mangelndenderzeitigen
Erfüllung durch grelle Schlaglichter beleuchtete,wichtige Aufgabe ganz iu den Schatten gestellt
werde. (Beifall.)

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr AbgeordneteKmwiukel.
AbgeordneterKrawinkel: Meine Herreu! Gestatten Sie mir eine Bemerkunggegenüber

den letzten Ausführungen des Herrn Landeshauptmanns. Der Herr Landeshauptmann hat mit
Recht darauf hingewiesen,daß der Kreis Gummersbach im letzten Jahre weit mehr erhalten hat,
als er an Provinzialumlagen bezahlt. Das ist leider wahr in dem Sinne, daß wir nicht steuer-
kräftig geuug sind, um uns auch entsprechendin der Nächstenliebe in der Provinz zu betätigen.
Nur ist es hoffentlich auch dem Herrn Landeshauptmann bekannt, daß wir selbst alle Anstrengungen
machen, daß wir uns aufs äußerste anstrengen, den Bedürfnissen innerhalb unseres Kreises
gerecht zu werden.
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Wenn ich Ihnen aber dann sage, daß bei uns Gemeinden sind, die im Jahre 1860
tatsächlich4<"/o mehr Seelen zählten als bei der letzten Volkszählung und daß wir einer solchen
Entwickclnuggegenübernatürlich jammernd dastehen und immer wieder die Hand bittend hierher
nach Düsseldorf strecken, weil es keine andere Hilfe für Wege- und Armenlastcn gibt, um dem
uollstäiidigcnZusammenbrechendieser Gemeinden vorzubeugen, dann hoffe ich dafür einiges Ver¬
ständnis zu finden. Ich hoffe, daß wir auch in Zukunft freundliche Behandlung gewärtigen
dürfen, wenn wir mit unseren wohlbegründetenAnträgen hier erscheinen, nachdem wir uus selbst
aufs äußerste angespannt haben.

(Zuruf: Ich stelle den Antrag auf Schluß.)
Vorsitzender Becker: Zum Wort ist nur noch gemeldet Herr Abgeordneter von

Solemacher.
(Rufe: Schluß!)
Der Antrag auf Schluß wird wiederholt?
(Rufe: Jawohl!)
Dann habe ich nach der Geschäftsordnungüber den Schluß ohne weitere Ausführungen

abstimmenzn lassen.
Ich bitte diejenigen Herren, welche den Schluß annehmen wollen, sich zu erheben.

(Geschieht.)
Das ist die Majorität. Der Schlußantrag ist angenommen und damit schließe ich die

Verhandlung.
Ich frage den Berichterstatter, ob er noch das Wort wünfcht.
(BerichterstatterAbgeordnetervon Kruse: Ich verzichte.)
Der Berichterstatterverzichtet. Dann kommen wir zur Abstimmung.
Zunächst, meine Herren, haben wir abzustimmen über den Antrag der III. Fachkommission,

welche beantragt, den Haushaltsplan zu genehmigen, und zweitens haben wir abzustimmenüber
den 2. Antrag der III. Fachkommission, über den soeben ja eine eingehendeVerhandlung statt¬
gefundenhat.

Ich bitte zunächst diejenigenHerren, welche den Haushaltsplan nach dem Antrage der
III. Fachkommission genehmigenwollen, sich zu erhebe». (Geschieht.)

Der Haushaltsplan ist angenommen.
Dann kommen wir zu dem zweiten Antrag der III. Fachkommission, welcher dahin geht:

„Den Provinzialausschuß zu beauftragen, dem nächsten Prouinziallandtage Vorschläge
dahin zu machen, unter welchen Bedingungen den Kreisen oder Wegebauvcrbänden
Zuschüsse zur Unterhaltung der von ihnen übernommenen oder zu übernehmenden
Gemeindewege gewährt werden können."

Ich bitte diejenigenHerren, welche diesen Antrag ebenfalls annehmen wollen, sich zu
erheben. (Geschieht.)

Das ist die Majorität. Der Antrag ist angenommen.
(Rufe: Gegenprobe!)
Meine Herren! Ich glaube, das ist nicht zulässig. Die beiden Herren Schriftführer sind

mit mir einig, daß das die Mehrheit war, und unsere Geschäftsordnungsieht eine Gegenprobe
nicht vor. Sie können also nur die namentlicheAbstimmung beantragen. (Heiterkeit.)

Ein derartiger Antrag erfolgt nicht, dann bleibt es bei meiner Entscheidung.
Der Gegenstand ist damit erledigt. (Bravo!)
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Wir kommen zum 18. Gegenstand der Tagesordnung:
Antrag der IV. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend Gesuch des Ackerers Jakob Braun zu Silbereisen«
Haus bei Saarbrücken vom 2. April 1903 auf Abstandnahme von der
Verfolgung eines Regreßanspruches der Rheinischen landwirtschaftlichen
Berufsgenossenschaft gegen ihn.

Meine Herren! Die Gegenstände Nr. 19 (Glocke) und 20 der Tagesordnung betreffen
ganz gleichlautendeAnträge anderer Interessenten. Vielleicht empfiehlt es sich deshalb, was, wie
ich höre, auch in der Fachkommisston geschehen ist, diese drei Gegenstände der Tagesordnung mit¬
einander zu verbinden, (Beifall) sonst müßte Ihnen der Berichterstatter dreimal dieselbe Sache
vortragen. (Sehr wahr!) Das könnte natürlich nur erfolgen, wenn von keiner Seite Einspruch
erhoben wird. Ein solcher Einspruch erfolgt nicht, dann verbinden wir die drei Gegenständeder
Tagesordnung 18, 19 und 20, und ich bitte den Herrn Berichterstatter,seinen Bericht gleich auf
diese drei Gegenstände zu erstrecken.

BerichterstatterAbgeordneterDick: Meine sehr geehrten Herren! Ich bin mir bewußt,
daß es eine sehr große Bitte ist, die ich an Sie richte, nach den allgemein interessantenund sehr
wichtigen Verhandlungen, die eben beendet worden sind, auch die Ausführungen,die ich verpflichtet
bin, namens der IV. Fachkommission zu machen,die aber nur einen Teil der verehrten Mitglieder
dieses hohen Hauses so recht interessieren, aufmerksamentgegennehmenzu wolleu.

Unsere RheinischelandwirtschaftlicheBerufsgcnossenschaft,das hervorragendste „Mädchen
für alles", dessen sich immerfort steigendeAnforderungensich heute schon in erschreckenderHöhe auf
dem Steuerzettel geltend machen und in ärmeren Kreisen die staatlichveranlagte Grundsteuer längst
weit überschrittenhaben, bedarf zur Verfolgung von Regicßansprüchengegen Mitglieder, welche ihr
durch Sorglosigkeit, Nachlässigkeitoder Ungehorsam Kosten und Unterstützungslasteuverursacht
haben — nach § 148 des Unfalluersichcrungsgcsetzes für Land- und Forstwirtschaft — Ihrer Zu¬
stimmung. Drei Anträge, welche der Provinzialausschuß gestellt hat, werden von der IV. Fach¬
kommission dem hohen Hause zur Annahme empfohlen. Ich habe diese Anträge zu vertrcteu und
verschweige nicht, wie sehr schmerzlich es mir ist, dazu beitragen und dafür sprechen zu müssen,daß
kleinen Ackersleuten, von derem mühsamen Ringen um ihre Existenz sich ein jeder längst überzeugt
wissen wird, eine weitere Bürde aufgeladen werden foll. Wer mitten in der landwirtschaftlichen
Praxis steht und mit offenem Auge um sich schaut, wird nicht verkennen, daß rechtlich dem
Betriebsunternehmcrzu Last fallende Verstöße gegen polizeiliche Vorschriftenvon diesem manchmal
kaum verhindert weiden können.

Ich habe aber die Überzeugunggewonnen, daß der Vorstand der Nerufsgenossenschaft
Regreßansprüchenicht rücksichtslos und sicherlichmir gegeu Unternehmererheben zu dürfen beantragt,
deren wirtschaftliche Existenz dabei gesichertbleibt. So sind mit den drei Fällen, welche Ihnen
vorgelegt wurden, bis jetzt nur vier derartige Anträge gestellt.

Den zwingenden Beweggrund, welcher Ihre Kommissionveranlaßt hat, dem hohen
Hause vorzuschlagen, der Bitte der Unternehmer nicht zu entsprechen, hat sie weniger in deren
rechtlicher Stellung zu den sehr beklagenswertenUnglücksfällcn selbst — als darin gefunden,daß
dieselben trotz jahrelangerständiger Aufforderung seitens aller landwirtschaftlichen Vereine und berufenen
Beamten es schuldbar unterlassen haben, sich wie gegen Feuer- und Hagelschäden so auch gegen
die Folgen der Haftpflicht zu versichern. Als aussichtslosbeim hohen Hause sollen, wie die Bitten
unversicherter Brandbeschädigtenoder Verhagelter, auch die Bitten unversicherter Berufsgenossenschafts-
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Mitgliederum Unterstützungin Haftpflichtfallmbezeichnet werden, wesentlich auch, um die Sorg¬
losigkeit nicht zu steigern.

Von diesem Standpunkte aus empfiehlt die IV. Fachkommission, zunächst den Antrag
des Ackerers Jakob Braun zu Silbereisenhaus bei Saarbrücken zu erwägen. Der Tatbestand
des Unfalls, welcher in dessen Betriebe sich zugetragen, ist in der Drucksache 22 ausführlich
dargelegt. Es erlitt die Tagelöhnerin Witwe Franz Weber durch eine unuerdeckte Dresch-
maschinen-Transmissionswelleeinen kompliziertenBruch des rechten Unterschenkels, so daß ihr eine
Rente von 60 Mark, d. i. nicht 4 Prozent des Jahreseinkommens des Unternehmers,zugesprochen
worden ist.

In der Drucksache 26 finden Sie den Tatbestand des Unfalles im Betriebe des Ackerers
Ludwig Faulen zu St. Jobs Landkreis Aachenklargestellt,wobei ein 14 jähriger Junge schwere
Verletzungendes linken Unterarmes durch einen Dreschmaschinen-Treibriemenerlitt, welche Renten¬
anspruchin Höhe von 110 Mark zur Folge hatten.

Da dieser Betrag das Jahreseinkommendes Unternehmes mit 10 Prozent belasten würde,
will der Vorstand der Verufsgenosscnschaft nur einen jährlichen Beitrag von dem Regreßpflichtigen
erstreitenund nicht die volle Summe verlangen,

Der dritte hier in Betracht kommende Unfall ist in Drucksache 2? nach seinem Tatbestand
geschildert: Ein lOjähriges Kind verlor im Betriebe des Ackerers Wilhelm Ianßen zu Hüfgen
im Kreise Solingen den Daumen der rechten Hand durch das unverdeckteGetriebe einer Wannemühle,
welche es drehen half. Die Iahrcsrente ist auf 112,20 Mark --- 8^2 "/« des Einkommens des
Unternehmers festgestellt.

Die IV. Fachkommissionempfiehlt Ihnen die Vorschläge des Provinzialausschusseszur
Annahme, die in allen Fällen darauf hinausgehen, die Anträge abzulehnen.

Ich beantrage dies.
Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung — schließe dieselbe, da sich niemand

zum Wort meldet, und darf wohl ohne besondereAbstimmungfeststellen, daß das hohe Haus den
drei Anträgen seiner Fachkommission auf Ablehnung der Petitionen zugestimmthat.

Wir kommen zum letzten Gegenstand unserer Sitzung:
Antrag der IV. Fachkommission zu der Petition des Deichgräfs des
Ilveiich-Lanker Deichverbandes, betreffend die Gewährung eines Zu¬
schusses aus Provinzialfonds zur Verlängerung des Ilverich-Lanker
Deiches bis nach Gellep.

Berichterstatterist Herr AbgeordneterHuthmacher,dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneterHuthmacher: Meine Herren! Die Petition des Deichgräfs

des Ilverich-Lanker Deichverbandesum die Gewährung eines Zuschussesaus Provinzialfonds zur
Verlängerung des Ilverich-Lanker Deiches bis nach Gellep ist mit dem Projektstückund dem
umfangreichenAktenmaterial erst am 11. dss. Mts. hier eingegangen. Der Provinzialausschuß
war demnachnicht mehr in der Lage, in die Prüfung dieses Projekts einzutreten.

Mit Rücksicht hierauf und ferner mit Rücksicht auf die Höhe des erbetenen Zuschusses im
Betrage von 158 000 Mark ist die IV. Fachkommission zu folgendemBeschlußgekommen:

„Der Provinziallandtag wolle die Petition dem Provinzialausschußzur Prüfung überweisen
mit dem Auftrage, dem nächsten Provinziallandtage über die AngelegenheitBericht zu
erstatten."

Ich erlaube mir, meine Herren, dem hohen Hause diesen Antrag zur Genehmigungvorzuschlagen.
11
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Vorsitzender Becker: Es meldet sich niemand zum Wort. Tann schließe ich die Ver¬
handlung und darf wohl feststellen,daß das hohe Haus dein Antrage seiner Fachkommission
beigetreten ist.

Damit ist die Tagesordnung erledigt.
Meine Herren! Die nächste Sitzung darf ich auf morgen 12 Uhr anberaumen mit

folgender Tagesordnung:
1. Eingänge.
2. Haushaltsplan für die Fürsorgeerziehung.
3. Errichtung einer
4. Änderung der
5. Pensionshaushaltsplan
6. Ablauf der Dienstzeit des Landesrats Vorster.
7. Wahl eines Landesrats.
8. Fürsorge für die Provinzialbeamten bei Unfällen im Dienste.
9. Verlängerungdes,Vertrages mit der Landes-Versicherungsanstaltwegen Gestellung von Beamten'

10. Wahl der Kommissionfür die Nentenbank in Münster.
11. Deckungdes Provinzialzuschussesfür die Siegregulierung.
12. Haushaltsplan für die landwirtschaftlichenAngelegenheiten.
13. Beihilfen zu kommunalenWasseruersorgungsanlagen.
14. Haushaltsplan für die Viehentschädigungsfonds.
15. Haushaltspläne der Provinzial-Taubstunnnenanstalten.
16. Erweiterungsbauten bei mehreren Provinzial-Taubstummenanstalten.
17. Haushaltspläne der Blindenanstalten.
18. Desgleichender Hebammenlehranstalten.
19. Desgleichenüber die erweiterte Armenpflege.
20. Desgleichenüber die Verwaltung des Landarmenwesens,
21. Haushaltspläne der Polizeistrafgelderfondsund
22. Verlauf des Besitztumsin Urft.

Also, meine Herren, Sie sehen: Es ist eine reichhaltige Tagesordnung mit wichtigen
Angelegenheiten.

Ich bitte morgen um 12 Uhr hier zu erscheinen und schließe die Sitzung,
(Schluß der Sitzung gegen 3'/? Uhr.)
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Vierte Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf, am Donnerstag, den 16. März 190b.

Beginn 12 Uhr 30 Minuten.

Tagesordnung:
1. Eingänge.
2. Antrag der II. Fachkommissionzum Haushaltsplan über die Kosten der Fürsorgeerziehung

Minderjähriger gemäß Gesetzes vom 2, Juli 1900 für das Rechnungsjahrvom 1. April 1905
bis 31. März 1906.

3. Antrag der II. Fachkommisston zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Errichtung einer Rheinischen Provinzial-Erziehungsanstalt für schulentlasseneFürsorgezöglinge
männlichen Geschlechtes und katholischen Bekenntnisses.

4. Antrag der II. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Abänderung der ss 3, 6 und ? der Vorschriftendes Rheinischen Provinzialverbandcs für die
Ausführung der FürsorgeerziehungMinderjähriger vom 12. Februar bezw. 14./15. Mai 1901
bezw. 12. März 1904.

5. Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan
ll) zur Zahlung von Pensionen:c. an Provinzialbeamte und von Witwen- und Waisen-

geldern sowie Unterstützungenan deren Hinterbliebene,
d) zur Zahlung von Invalidengeldern (Unterstützungen)und Witwen- und Waisengeldern

an nicht ruhegehaltsberechtigteAngestellteund Arbeiter bezw. deren Hinterbliebene,
o) über die Dr. Klein-Stiftung

für das Rechnungsjahr vom 1. April 1905 bis 31 März 1906.
6. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend

den Ablauf der Dienstzeit des Landesrats Vorster und Vornahme der Wahl.
7. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend

die Wahl eines Landesmts und Vornahme der Wahl.
8. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend

die Fürsorge für die Provinzialbeamten bei Unfällen im Dienste.
9. Antrag der I. Fachkommissionzum Bericht und Antrag des Provinzialausfchusses,betreffend

die Verlängerung des mit der Landes-Versicherungsanstalt„Rheinprovinz" wegen Gestellung
von Beamten zur Erledigung der Bureau-, Kassen-,Rechnung«-, Kanzlei- und Botengeschäfte
derselbenabgeschlossenen Vertrages.

10. Antrag der I. Fachkommissionzum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Wahl der zur Mitwirkung bei den Geschäften der Rentenbank für die Provinz Westfalen,
die Rheinprovinz und die Provinz Heffen-Rafsau in Münster berufenen Kommissare der
Provinzilllvertretung und deren Stellvertreter und Vornahme der Wahlen.

11"
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11. Antrag der I, Fachkommissionzum Bericht und Antrag des Provinzialansfchusses,betreffend
die Deckung des vom 43. Prouinziallandtagc bewilligten Zuschusses zur Sicgregulierung.

12. Antrag der IV. Fachkommission zum Haushaltsplan für die Verwaltung der landwirtfchaft-
schaftlichen Angelegenheitennebst

Anlage ^, Voranschlagfür die Provinzicil-Wein- und Obstbauschulezu Trier,
Anlage L, Voranschlagfür die Provinzial-Wein- und Obstbauschulezu Kreuznach,
Anlage <ü, Voranschlagfür die Provinzial-Wein- und Obstbauschulezu Ahrweiler

für das Rechnungsjahr vom 1. April 1905 bis 31. März 1906.
13. Antrag der IV. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialansschusses,betreffend

Gewähruug von weiteren Beihilfen zur Errichtung von kommunalenWassciuersorgungsanlagen.
14. Antrag der IV. Fachkommissionzum Haushaltsplan über die Verwaltung der Fonds zur

Gewähruug von Viehcntschädigungen infolge:
2,) von Rotz und Lungenfeuche(Reichsgesetz vom 23. Juni 1880, betreffend die Abwehr

und Unterdrückungvon Viehseuchen, und Ausführungsgesetzvom 12. März 1891),
Ii) von Milz- und Rauschbraud (Gesetz vom 22. April 1892, betreffend die Entschädigung

für an Milzbrand gefalleneTiere),
für das Rechnungsjahr vom 1. April 1905 bis 31. März 1906.

15. Antrag der II. Fachkommission zu den Haushaltsplänen der Prouinzial-Taubstummenanstalten
zu Aachen,Vrühl, Cüln, Elberfeld, Essen, Kempen, Neuwied und Trier, sowie über die Ver¬
wendung der Wilhelm-Augusta-Stiftung, des Unterstützungsfondsder früheren Vereins-Taub-
stummencmstaltzu Coln und des Unterstützungsfondsfür entlasseneTaubstumme für das
Rechnungsjahr vom 1. April 1905 bis 31. März 1906.

16. Antrag der II. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialansschusses,betreffend
Erweiterungsbauten an Provinzial - Taubstummenanstalten behufs Durchführung des acht¬
jährigen Lehrganges.

17. Antrag der II. Fachkommissionzu den Haushaltsplänen der Provinzial-Blindencmstalten zu
Düren (Elisabeth-Stiftung) und Neuwied (Auguste Viktoria-Haus) sowie über den Unter¬
stützungsfondsfür Blinde für das Rechnungsjahr vom I. April 1905 bis 31. März 1906.

18. Antrag der II. Fachkommission zu den Haushaltsplänen über das Hebammenwesen einschließlich
der Hebllmmenlehrcmstaltcnzu Cöln und Elberfeld für das Rechnungsjahr vom 1. April 1905
bis 31. März 1906.

19. Autrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan für die erweiterte Armenpflegeauf Grund
des Gesetzes vom 11. Juli 1891 für das Rechnungsjahrvom 1. April 1905 bis 31. März 1906.

20. Antrag der II. Fachtommissionzum Haushaltsplan für die Verwaltung des Landarmenwesens
der Rhcinprovinz für das Rechnungsjahr vom 1 April 1905 bis 31. März 1906.

21. Antrag der II. Fachkommissionzum Haushaltsplan der Polizeistrafgelderfonds und des
Ehrenbreitsteiner allgemeinen Nrmenfonds für das Rechnungsjahr vom 1. April 1905 bis
31. März 1906.

22. Antrag der II. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialansschusses,betreffend
den Verkauf des Besitztums des Rheinischen Landarmeuverbandes in Urft (Kreis Schleiden.)

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Sitzung. Das Protokoll über die Plenarsitzung
vom 15. d. Mts. liegt auf dem Tische des Hauses offen.

Als Schriftführer werden in der heutigen Sitzung wirken die Herren Schrakamp und
von Groote.
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Wir kommen zum ersten Gegenstand der Tagesordnung:
Eingänge.
Es ist eingegangeneine Petition eines Herrn Ley in Much um Versagung eines Zuschusses

zum Bau einer Bahn von Siegburg nach Much wegen mangelndenBedürfnisses einer solchen Bahn.
Der Provinzialausschußhat sich bis jetzt noch nicht mit einem Antrage auf Gewährung

eines solchen Zuschusses beschäftigt. Die vorliegendePetition dürfte daher zur ressortmäßigen Ent¬
scheidung an den Provinzialausschuß abzugebensein. ,

Wenn keine anderen Vorschlägegemacht werden, dann nehme ich an, daß mein Vorschlag
Ihre Billigung findet, und ich werde darnachverfahren.

Sodann habe ich Ihnen noch einige geschäftlicheMitteilungen zu machen.
Die Beschreibungder Hebammenlehranstciltin Elberfeld mit einem Rückblick auf die Ent¬

wickelung der Provinzial-Hebammenlehranstaltenin der Rheinprovinzliegt im Landtngsbureau auf.
Diejenigen Herren, welche sich dafür interessieren,können ein Exemplar dieser Darstellung in dem
genannten Bureau, Zimmer Nr. XV, in Empfang nehmen.

Daran anschließend will Ihnen Herr Landtagsabgeordneter Friedelichs noch eine
Mitteilung machen.

AbgeordneterFriederichs: Meine Herren! Namens der II. Fachkommission beehre ich
mich, Ihnen mitzuteilen, daß eine Besichtigungder Hebammenlehrcmstaltin Elberfeld morgen be¬
absichtigtwird. Die Abreise von hier würde um 2 Uhr 51 Minuten vom Hauptbcchnhof erfolgen,
die Ankunft in Elberfeld um 3 Uhr 59 Minuten. Dort stehen die Wagen zur Hin- und Rückfahrt
zum Bahnhof Elberfeld bereit. Die Rückfahrt von Elberfeld nach hier würde 6 Uhr 6 Minuten
und die Ankunft in Düsseldorfum 6 Uhr 45 Minuten oder auch ? Uhr erfolgen.

Im Lllndtagsbureau liegt eine Liste zum Einzeichnen auf für diejenigen Herren, welche
an der Besichtigungteilnehmenwollen.

Damit ist der mir erteilte Auftrag erledigt. Meine Herren! Ich bitte Sie, sich recht
zahlreicheinzuschreiben; denn nach all den Mitteilungen, die uns in der Fachkommission geworden
sind, wird es tatsächlich der Mühe wert sein, sowohl die baulichen Einrichtungen wie die Lehr»
und Pflegceinrichtungendort kennen zu lernen,

Vorsitzender Becker: Die Herren werden also die Güte haben, Ihre Beteiligung rechtzeitig
in die Liste einzutragen, damit die nötigen Vorkehrungenfür die Herren getroffen weiden können.

Dann, meine Herren, fahren wir in der Tagesordnung fort und kommen zum nächsten
Gegenstandeder Tagesordnung:

Antrag der II. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Prouinzial-
ausschusses, betreffend die Errichtung einer Rheinischen Pruuinzial-
Erziehungsllnstlllt für schulentlassene Fürsorgezöglinge männlichen Ge¬
schlechts und katholischen Bekenntnisses.

Berichterstatterist Herr AbgeordneterDr. Venn, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneterDr. Venn: Meine Herren! Der Ihnen vorliegendeBericht

und Antrag des Provinzialausschusses, betreffend die Errichtung einer Rheinischen Prouinzial:
Erziehungsanstaltfür schulentlassene Fürsorgezöglinge männlichenGeschlechtsund katholischen Bekennt¬
nisses ist eine Folge der vom vorigen Provinziallandtage in der Plenarsitzungvom 10. März 1904
gefaßten Beschlüsse, die des näheren am Eingange der Drucksache Nr. 13 aufgeführt sind.

In Ausführung dieser Anträge hat der Provinzialausschuß die gesamten Baupläne einer
nochmaligen Prüfung unterzogen und auf Grund von Gutachten Sachverständiger verschiedene
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Änderungenvorgenommen,namentlichdahingehend, daß an Stelle eines großen für 80 Zöglinge
berechneten Doppelwohnhauses2 kleinere Zöglingswohnhäuserfür je 40 Zöglinge in 2 Abteilungen
zu je 20 Köpfen gesetzt wordensind. Der Ausschuß ist hiermit, wie ich besonders hervorheben möchte,
einer Anregung aus der II. Fachkommissiondes vorigen Provinziallandtages gefolgt. Daß die
Gesamtkosten durch diese Änderungen höhere werden, liegt auf der Hand. Der Provinzialcmsschuß
hat sodann die speziellen Bauzeichnungenanfertigen lassen. Dieselben lagen in der Fachkommission
vor und haben keine Beanstandung gefunden. Das Programm ist in der Weise festgesetztund bis
jetzt auch so innegehalten worden, daß voraussichtlich bis zum Herbst 1906 die ganze Anstalt dem
Betrieb übergeben werden kann. Was die Personalfrage anbelangt, so ersucht die Verwaltung um
die Ermächtigung,das erforderlich werdendePersonal nach und nach, namentlich aber den Direktor
noch im Laufe dieses Jahres anstellen zu dürfen, damit der BetreffendeGelegenheit findet, sich in die
ganze Materie, insbesonderedurch Besuch von großen Erziehungsanstalten,einzuarbeiten.

Die Kommission erkannte die Zweckmäßigkeit dieses Vorschlagesan und trug kein Bedenken,
dem Antrag des Provinzicilausschusses ihre Zustimmung zu erteilen.

Aus der Mitte der Kommission wurde noch die Frage gestellt, wie das Verhältnis der
Bekenntnisse unter den Fürsorgezöglingensei und ob sich die Verwaltung gegebenenfallsmit der
Errichtung einer ähnlichen Anstalt für schulentlassenemännliche Fürsorgezöglingc evangelischen
Bekenntnisses befaßt habe.

Von Seiten der Verwaltung wurde hierauf erwidert, daß die Bekenntnisse der Zöglinge
mehr oder weniger genau dem Verhältnisse der Bekenntnisse der Einwohnerzahl der Provinz
entspreche, also von sämtlichen Zöglingen ungefähr ^/» katholisch und '/3 evangelisch seien, wobei
die verschwindend wenigen Zöglinge israelitischen Bekenntnissesnicht in Betracht kämen. Und ferner
wurde von Seiten der Verwaltung ein Beschlußdes Provinzialausschussesvom 10. Januar 1905
zur Kenntnis gebracht,in welchem es heißt:

„Bei der Beratung des Haushaltsplans über die Kosten der Fürsorgeerziehungwurde
von dem Landeshauptmanndie Frage der Errichtung einer Provinzial-Erziehungsanstalt
für schulentlasseneFürsorgezöglinge männlichen Geschlechts und evangelischen Bekenntnisses
zur Diskussiongestellt. Über die Zahl dieser Zöglinge, über die Möglichkeit ihrer
Unterbringung und über die Errichtung einer gemeinsamenErziehungsanstalt und
den Umfang der Benutzung einer von der Rheinprouinz zu bauenden Anstalt durch
andere Provinzen wurde Kenntnis gegeben. Der Provinzialausschuß konnte sich der
Ansicht nicht verschließen,daß der Bau einer Erziehungsanstaltfür schulentlasseneFürsorge-
züglinge männlichenGeschlechtsund evangelischen Bekenntnissesnach der bestehenden
Sachlage nicht werde zu umgehen sein, daß es aber als unangebrachtzu erachtensei,
schon jetzt mit einem solchen Bau vorzugehen,vielmehr die Erfahrungen erst abgewartet
weiden müßten, die bei der Ausführung einer Anstalt für solche Fürsorgezöglingc
katholischen Bekenntnissesgemacht werden. Bis dahin werde es wohl noch gelingen,
die Fürsorgezöglingcin Rede stehender Art, auch die schlimmeren Elemente unter ihnen,
in geeigneterWeise unterzubringen."

Die Kommissionerklärte sich durch die vorstehendenAuskünfte vefriedigt.
Nach diesen Ausführungen, meine Herren, darf ich namens der II. Fachkommissiondie

Anträge des Provinzialausschusseszur Annahme empfehlen.
Vorsitzender Becker: Ich eröffnedie Verhandlung — schließe dieselbe, da sich niemand

zum Wort meldet, und darf ohne besondereAbstimmung feststellen, daß das hohe Haus dem
Antrage der II. Fachkommission beigetretenist.
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Nun gehen wir zum Gegenstände Nr. 2 der Tagesordnung über: — ich hatte irrtümlich
Nr. 3 vorweggenommen.—

„Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Kosten der,
Fürsorgeerziehung Minderjähriger gemäß Gesetzes vom 2. Juli 1900 für
das Rechnungsjahr vom 1. April 1905 bis 31. März 1906."

Berichterstatterist wiederum Herr AbgeordneterI)r. Venn, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneterDr. Benin Meine Herren! Der Haushaltsplan über die

Kosten der FürsorgeerziehungMinderjähriger für das Rechnungsjahr 1905 schließt ab in Einnahme
und Ausgabe mit 1242 000 Mach also mit einem Mehr gegen das Vorjahr von 213 500 Mark,
wovon, da nach den Ihnen bekannten Bestimmungender Staut 2/« trägt, auf den Provinzialverbcmd
40? 600 Mark entfallen, also 69 200 Mark mehr wie im Vorjahre. Es beruht dies, wie dies auch
bereits von dem Herrn Landeshauptmann gelegentlichder Erstattung des Vorberichts zu dem
Haupt-Haushaltsplan in der eisten Plenar-Sitzung auseinandergesetztworden ist, einmal auf der
fortgesetztsteigenden Zahl der Überweisungenzur Fürsorgeerziehung,und zum anderen auf der
Tatsache, daß namentlich sehr viele ältere besonders verwahrloste Minderjährige zur Fürsorgeerziehung
gelangen, deren Aufnahme in Anstalten zu hohen Pflegesätzenerforderlichist. Der Haushaltsplan
des laufendenJahres rechnet mit einem Bestände von 3790 Zöglingen zu durchschnittlich 250 Mark
Pflegegeld, der Ihnen jetzt vorliegende dagegen rechnet mit 4430 Zöglingen zu durchschnittlich
260 Mark. Eine Gewähr für die Innehaltung dieser Ziffern ist für das folgende Jahr ebensowenig
gegeben, wie sie für die vorhergehendenJahre vorhanden war. Schon jetzt ist die Gesamtzahl der
Zöglinge eine größere und werden auch 1905 Überschreitungen kaum zu vermeidensein, Infolge
der vorgetragenen Umstände erhöht sich der Hauptposten des ganzen Haushaltsplans Titel 1 1. der
Ausgabe um über 166 000 Mark und es sind damit die übrigen Mehrausgaben als: Kosten der
Bekleidungund Ausrüstung, der Überführung beim Stellenwechsel,Krankenhauspflegekostcu, Kosten
der Beaufsichtigungusw. ohne weiteres mitbegründet.

Eine Erhöhung, wenn auch nicht in dem Maße, haben auch die Verwaltungskostengefunden,
die von 81000 Mark auf 90 000 Mark angewachsen sind und sich durch reglementsmäßigcGehalts¬
erhöhungen, das Aufrückeneinzelner Beamten in höhere Stellungen und in sächlicher Beziehung
durch Zunahme der Geschäfte rechtfertigen. Meine Herren! Namens der II. Fachkommission habe
ich die Ehre, Ihnen den Antrag des Provinzialausschusseszur Annahme zu empfehlen.

Vositzendcr Becker: Auch hier meldet sich niemand zum Wort.
Dann schließe ich die Verhandlung und stelle fest, daß das hohe Haus dem Autragc

der II. Fachkommission gemäß den Haushaltsplan unverändert angenommenhat.
Wir kommen zum 4. Gegenstand der Tagesordnung:

„Antrag der II. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial¬
ausschusses, betreffend Abänderung der §§ 3, 6 und ? der Vorschriften
des Rheinischen Provinzialverbandes für die Ausführung der Fürsorge¬
erziehung Minderjähriger vom 12. Februar bezw. 14./15. Mai 1901 bezw.
12. März 1904."

Ich gebe wiederum Herrn AbgeordnetenDr. Venn das Wort.
Berichterstatter AbgeordneterDr. Venn: Meine Herren! Es liegt Ihnen ein Bericht

und Antrag des Provinzialausschussesbetreffend3 Abänderungender Vorschriftendes Rheinischen
Provinzialverbandes für die Ausführung der FürsorgeerziehungMinderjähriger vom 12. Februar
bezw. 14./15. Mai 1901 bezw. 12. März 1904 vor.
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Was zunächst den bei weitem wichtigsten Punkt, die unter Nr. II vorgeschlageneÄnderung
des § 6 anbelangt, die ich vorwegzunehmenmir erlaube, so kann der bisherige Standpunkt der
Provinzialverwaltung, die Übernahme von mit ansteckendenKrankheitenbehafteten Fürsorgezoglingen
bis zu der Beseitigung dieser Krankheiten zu verweigern, nicht aufrecht erhalten weiden und zwar
einmal aus rechtlichenGründen, nachdem das Obeiverwaltungsgericht entschiedenhat, daß an¬
steckende Krankheit keinen Grund bildet, den Beginn der Fürsorgeerziehunghinauszuschiebenund
daß etwaige entgegenstehende Bestimmungen der Reglements ungültig sind, dann aber namentlich
auch aus Gründen, die sich aus dem Sinne und der Tendenz des Fürsorgcerziehungsgesetzes
ergeben, da es eine der vornehmstenAufgaben der Fürsorgeerziehung ist, die mit ansteckenden
Krankheitenbehafteten Zöglinge möglichst schnell und gründlich von ihrer Krankheit zu heilen und
sie nach ihrer Überweisungso bald als möglich in die Obhut der Verwaltung zu übernehmen.

Letztere ist dann in der Lage, sie zu ihrer Heilung in Anstalten unterzubringen, wie sie
den Ortsarmenverbänden nicht zur Verfügung stehen, und die nicht nur in medizinischer Hinsicht
allen Anforderungen genügen, sondern auch die weitgehendste Berücksichtigungdes erziehlichen
Momentes ermöglichen.

Die II. Fachkommission konnte daher den Ausführungen in dem Berichte des Provinzial-
ausschusses um beitreten und nahm dabei noch mit Befriedigung davon Kenntnis, daß die Ver¬
waltung gegenwärtig bemüht ist, ähnlich wie dies für geschlechtskranke weibliche Zöglinge durch
Errichtung besonderer syphilitischerStationen in den Erziehungsanstalten zu Kaiserswerth und
Aachen-Soers geschehen ist, etwa unter Zusammenwirkung mit den Nachbarprouiuzen eine allen
medizinischen und erziehlichen Anforderungenentsprechende Gelegenheitzur Aufnahme von lungen¬
kranken — zunächst männlichen — Fürsorgezoglingeneinzurichten.

Die beiden Änderungen, die dann unter Nr. 1 und 3 des Berichtes des Provinzial-
ausschusses erörtert sind, haben eine geringere Bedeutung; sie bezwecken lediglicheine Erleichterung
in der Handhabung des Gesetzes und weiden jetzt mit vorgeschlagen,nachdem sich eine Änderung
des Reglements wegen des eben erörterten Punktes ohnehin als notwendig erwiesen hat.

Es hat sich zunächst als wünschenswertherausgestellt, daß über die Zöglinge, sobald sie
zur Einlieferung kommen sollen, eine ärztliche Gesundheitsbescheinigungvorliegt, aus der alles
hervorgeht, was zur Bestimmung zweckentsprechenderUnterbringung ausschlaggebendist. Um alle
Zweifel auszuschließen muß es wünschenswert erscheinen im Reglement auszusprechen, daß die Orts-
behörden verpflichtet sind, das vorgeschriebene Muster zu benutzen.

Was endlich den Punkt III betrifft, so sind nach 8 ? der Vorschriften die Ortsarmen-
verbände verpflichtet, zur Beschaffungder ersten Ausstattung der Zöglinge zu leisten:

a) bei Zöglingen unter 14 Jahren den Bauschbetragvon 60 Mark.
d) bei Zöglingen über 14 Jahren den Bauschbetrag von 70 Mark.
Es fehlt aber in den Vorschriften eine Festsetzungdes Zeitpunktes dieser Verpflichtung,

was zu Schwierigkeitengeführt hat, teils bezüglich der Höhe des Betrages, teils bezüglich der
Frage, welcher Ortsarmenverband verpflichtet ist. Der Vorschlagdes Provinzialausschusseszeigt
Ihnen, meine Herren, in welcherWeise die Lücke ausgefüllt werden soll.

Gegen diese Änderungwurden seitens eines Mitgliedes der II, Fachkommission Bedenken
erhoben und wurde eine geänderte Fassung: „Maßgebend für Verpflichtungist der Zeitpunkt der
Rechtskraftdes Überweisungsbeschlusses" mit folgender Begründung vorgeschlagen:

1. Die Verpflichtungdes Piovinzialverbaudcs, den Zögling unterzubringen, beginne mit
dem Augenblicke der Rechtskraft des Überweisungsbeschlusses;der Standpunkt der
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Piovinzialverwaltung, ihre Verpflichtung beginne erst mit der tatsächlichen Einlieferung
des Zöglings, finde keine Unterlage im Gesetz. Mithin müsse fttr die Verpflichtung
des Ortsarmenverbandes, die zeitlich nicht hinter die des Provinzialuerbcmdes fallen
könne, ebenfalls der Augenblick der Rechtskraftdes Beschlusses matzgebend sein.

2. Bei dem Standpunkt, den die Piovinzialverwaltung in dem Abänderungsvorschläge
bezüglich des § 6 einnehme,zwinge die Konsequenz, auch bei § ? den Zeitpunkt der
Rechtskraftals entscheidend anzusehen. .

3. In der vom Provinzialausschußvorgeschlagenen Änderung liege insofern ein Widerspruch,
als bei den Zöglingen, die sofort endgültig untergebracht würden, die tatsächliche
Ginlieferung,bei den vorläufig untergebrachtenund in der betreffendenAnstalt ver¬
bleibenden aber der Tag der Rechtskraft entscheiden solle, während ein innerer
Grund hinsichtlich der Verpflichtungdes Provinzialverbandes, hier einen Unterschied zu
machen,nicht vorliege.

Gegen diese Begründung wurde von seiten der Piovinzialverwaltung eingewendet, daß
mit der Rechtskraft des Beschlussesdie Verpflichtungdes Provinzialverbandes, den Zögling zu
erziehen,beginne, falls er ihm überhaupt eingeliefertwerde. Ob und wann dieser Fall eintrete,
sei eine Frage tatsächlicherNatur. Daß das Gesetz die Verpflichtungdes Provinzialverbandes
nur in diesem Falle und nur von diesem Augenblickan entstehen lassen wolle, ergebe sich
unverkennbar aus den §ß 9 uud 15 des Gesetzes,worin alle Verpflichtungen,die der Übergabe
an den Provinzialverband vorangehen, anderen Organen auferlegt feien. Entscheidend sei, daß der
letzte dieser Vorgänge, die Überführungselbst, von der Polizeibehördedes Aufenthaltsortes auszu¬
führen fei und daß ß 15 bestimmt:

„Die Kosten der Überführung und der dabei nötigen reglementsmäßigenersten Aus¬
stattung tragt der Ortsarmenverband." Da der im Reglement geforderte Bauschbctrag nichts
anderes sei als diese erste Ausstattuug, so trage der Vorschlagdes Pruuinzialausschussesnur den
gesetzlichenBestimmungenRechnung.

Zwischenden Änderungen des § 6 und 7 des Reglements bestehe absolut kein Zusammen¬
hang; bei § 6 handele es sich um die Frage, ob der Proviuzialverbaud zur Übernahme kranker
Zöglinge überhaupt verpflichtetsei. Würde diese Frage bejaht, so sei damit bezüglich der für § 7
aufgeworfenenFrage, wann sie zu übernehmensind, keinerlei Entscheidunggetroffen, es verbleibe
hierin wie bei den gesunden Zöglingen bei den eben vorgetragenen gesetzlichenBestimmungen.

Endlich sei allerdings richtig, daß in dem Vorschlage des Prouinzialausfchuffeszwei ver¬
schieden Zeitpunkte festgesetztseien, je nachdemder Übernahme in die endgültigeFürsorgeerziehung
eine vorläufige Unterbringung vorhergegangensei oder nicht. Diese Verschiedenheit ergebe sich aber
aus dem Gange der Dinge. Sei keine vorläufige Unterbringung angeordnet gewesen, so könne
die Verpflichtung des Provinzialverbandes, wie schon gesagt, eben erst mit der Einlieferung des
Zöglings beginne», während bei einer vorhergegangenen vorläufigen Unterbringung diese
wichtigste Bedingung für den Beginn der provinziellenVerpflichtungbereits erfüllt sei und deshalb
gewiß nichts im Wege stehe, an die Rechtskraft des Überweifuugsbeschlusses anzuknüpfen.

Endlich hoben die Vertreter der Provinzialverwaltuug nochmalshervor, daß letztere bisher
an dem Grundfatze, die Verpflichtung des Provinzialverbandes beginne erst mit der tatsächlichen
Einlieferung des Zöglings, in allen vorkommendenFällen und mit Erfolg festgehaltenhabe, und
daß sie daher die Durchbrechungdieses Grundsatzes in einem wenn auch vielleicht nebensächlichen
Punkte dringend widerraten müsse; sie wolle lieber auf eine Abänderungdes Reglements verzichten

12
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und es wie bisher in vorkommendenZweiiclsfällen bei einer Entscheidung von Fall zu Fall
bewendenlassen.

Bei der darauf folgenden Abstimmung sprach sich die Mehrheit für den Antrag des
Provinzialausschussesaus.

Auf Grund dieser Darlegungen beehre ich mich namens der II. Fachkommission Ihnen
die Anträge des Provinzialausschussesunverändert zur Annahme zu empfehlen.

VorsitzenderBecker: Ich eröffnedie Verhandlung — schließe dieselbe, da sich niemand
znm Wort meldet, und darf wohl ohne besondere Abstimmung feststellen, daß das hohe Haus deu
Vorschlägenseiner II, Fachkommission beigetretenist.

Dann treten wir in die Verhandlung des fünften Gegenstandes der Tagesordnung:
„Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan

ll) zur Zahlung von Pensionen ic. an Pruvinzialbeamte und von
Witwen- und Waiscngeldern sowie Unterstützuugen an deren
Hinterbliebene,

d) zur Zahlung von Invalidengeldcrn (Unterstützungen) und Witwen-
und Waisengeldern an nicht ruh cgchaltsbcrcchtigtc Angestellte
und Arbeiter bezw. deren Hiuterbliebcne,

o) über die Dr. Klein-Stiftung
für das Nechuungsjahr vom 1. April 1995 bis 31. März 1906."

Berichterstatterist Herr AbgeordneterBarthels, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter AbgeordneterBarthels: Meine Herren! Der Pensions-Haushaltsplan

des Landtages hat nach dem vorgelegten Haushaltsplan eine Vermehrung erfahren um 33 900 Mark.
Die Mehrausgaben beruhen zum allergrößten Teil auf bestehenden Verträgen. Und es ist deshalb
kaum eine weitere Bemerkungdazu zu machen.

Auf Einzelheiten eingehend erlaube ich mir bei der Ginnahme darauf aufmerksam zu
machen, daß dieselbe um 1500 Mark bei Titel I. 1 gestiegen ist. Das ist eine Mchr-Zinsen-
einnahme, die dadurch herbeigeführtworden ist, daß die Bestände dieses Fonds bei der Landesbank
zinsbar angelegt worden sind.

Unter Titel II Position 1 befindet sich eine Mehreinnahme von 14 400 Mark. Diese
ist dadurch herbeigeführt, daß für die sämtlichen Beamten der neuen Anstalt Iohcmnisthal bei
Suchtet» in diesem Jahr zum ersten Male Pcnsionszuschüssezu leisten sind und diese belaufen
sich auf diese Höhe.

Dann haben wir in der Einnahme einen Ausfall von I? 900 Mark bei der Position II 1 K.
Diese ist dadurch hervorgerufen, daß nach einem früheren Beschluß des Provinziallandtages der
Zuschuß für Zahlung der Invalidcngclder der Bediensteten der Stratzenbauverwaltung jetzt beim
Haushaltsplcm dieser Verwaltung zur Verrechnungkommt und deshalb hier ausscheidet.

Weiter befindet sich noch eine wesentliche Änderung in dem Titel II Nr 11 der Einnahme,
eine Mehreinnahme von 21 000 Mark. Und es wird in dieser Beziehung auf den Beschluß des
Provinziallandtages in der Sitzung vom 11. März 1904 verwiesen.

Bei den Ausgaben find, wie schon vorher erwähnt, die bestehenden Vertrage maßgebend
gewesen. Es ergibt sich dadurch für den Titel I eine Mehrausgabe von 5700 Mark, bei dem
Titel II eine Mehrausgabe von 4000 Mark, bei dem Titel III eine Mindcrcmsgabcvon 800 Mark.

Dann haben wir in der Ausgabe bei Titel IV eine Mehrausgabe von 21 800 Mark.
Das ist eben der Zuwachs, der durch die Anstalt Iohannisthal herbeigeführtworden ist. Was
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etwa nicht zur Ausgabe gelangen sollte, stießt dem Fonds zu und wird, wie vorhin auch schon
diese Summe es erwiesen hat, zinsbar angelegt.

Ebenso beruhen die unter Titel VI und VII in Ausgabe gestelltenBeträge sämtlich auf
früher vom Provmziallandtag beschlossenen Engagements.

Infolgedessen,meine Herren, hat die I. Fachkommission keinerlei Ausstellungenan diesen:
Haushaltsplan zu machen gehabt, sie empfiehlt Ihnen vielmehr die unveränderteAnnahme desselben.

Vorsitzender Becker: Es meldet sich niemand zum Wort. Dann schließe ich die Ver¬
handlung und darf wohl ohne besondereAbstimmungfeststellen,daß das hohe Hans dem Antrag
der I. Fachkommission beigetreten ist.

Wir kommen dann, meine Herren, zum Gegenstand Nummer 6:
Antrag der I. Fachkommission zum Bericht uud Antrag des Provinzial-
ausschusscs, betreffend den Ablauf der Dienstzeit des Landesrats Vorstcr
und Vornahme der Wahl.

Ich gebe Herrn AbgeordnetenFriderichs-(Elberfeld)das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter Friderichs-(Elberfeld): Meine Herren! Die 12jährige

Amtsperiode des Herrn Landesrats Vorster wird am 1. August des nächsten Jahres ablaufen.
Die Provinzialverwaltung erachtet es für erwünscht, schon einige Zeit vor Ablauf der Dienstzeit
den Beamten Sicherheit für ihre fernere Zukunft zu bieten. Aus diesem Grunde hat sie auch
die Vorlage wegen der Wiederwahl des Herrn Landesrats Vorster schon in dieser Session
veranlaßt.

Die I. Fachkommission, meine Herren, hat sich diesen Erwägungen und der anerkennenden
Beurteilung der Tätigkeit des Herrn Landesrats Vorster angeschlossen und empfiehlt Ihnen einstimmig
die Wiederwahl des Herrn Vorster. (Beifall.) Meine Herren! Bezüglichder Bedingungen, ist zu
bemerken, daß der Punkt 3 der damals vereinbarten Bedingungen, wonach der von Herrn Vorster
seinerzeit in der Provinz Sachsen erworbene Pensionsanspruch demselben solange gewahrt bleibt,
bis derselbe Hierselbst den gleichen oder einen höheren Pensionsanspruch erworben haben würde,
jetzt, nachdem dieser Zeitpunkt inzwischen eingetreten ist, in Fortfall kommen soll.

Ich habe danach die Ehre, Ihnen namens der I. Fachkommission vorzuschlagen:
„Der Provmziallandtag wolle den Landesrat Vorster unter den in Drucksachc Nr. 4
aufgeführten Bedingungen auf eine weitere 12jährigc, am 1. August 1906 beginnende
Amtsperiode wiederwählen "

Ich stelle meinerseitsdazu den Antrag, diese Wahl durch Akklamationzu tätigen.
VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung. Es meldet sich niemand zum Wort,

dann schließe ich die Verhandlung.
Es ist vom Herrn Berichterstatter der Antrag gestellt, die Wahl per Akklamationvorzu¬

nehmen. Das ist nach dem Wahlrcglement zulässig,wenn von keiner Seite Einsprucherhoben wird.
Ein solcher Einsprucherfolgt nicht. Dann stelle ich fest, daß Sie beschlossen haben, die

Wahl per Akklamationvorzunehmen.
Vorgeschlagen wird, von ihrer Fachkommissionden Herrn Landesrat Vorster durch

Akklamationwieder zu wählen. Ich bitte diejenigenHerren, welche dementsprechendbeschließen
wollen, sich von Ihren Sitzen zu erheben.

(Geschieht.)
Ich darf wohl die einstimmigeWiederwahl des Herrn Vorster zum Landesrat hiermit

feststellen. Damit ist der Gegenstand erledigt.
12*
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Wir kommenzum nächsten Gegenstand der Tagesordnung:
„Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial¬
ausschusses, betreffend dieWahl eines Landesrats und Vornahme der Wahl."

Der Berichterstatterist wiederum Herr AbgeordneterFriderichs-(Elberfeld.)
Berichterstatter Abgeordneter Friderichs-(Elberfeld): Meine Herren! Von den im

vorigen Jahre neu erwählten drei Landesräten war Herr Dr. Horion ursprünglichfür die Lcmdes-
Versicherungsanstaltbestimmt. Die Provinzialverwaltung hat aber Bedenken getragen, den Herrn
Dr. Horion aus seiner sehr nützlichen Wirksamkeitim Landarmenwesen herauszunehmen, nachdem
im Laufe der letzten Jahre durch den Wechselder Dezernenten mehrfachNachteile in der einheit¬
lichen Behandlung der Geschäfte sich herausgestellthatten. Dadurch war nun allerdings das im
vorigen Jahre bereits nachgewiesene und auch vom Landtage anerkannteBedürfnis der Vermehrung
der Dienststellen in der Landesversicherungsanstaltnicht voll befriedigt, und es ist daher vom
Provinzilllausschußvorgeschlagen worden, die Besetzung dieser zweiten Stelle nunmehr vorzunehmen.

Die I. Fachkommission hat diesem Vorschlagezugestimmt, und es kann demselbenauch
ohne weiteres entsprochenwerden, weil durch das unerwartete Hinscheiden des Herrn Geheimrat
Klausener eine Lcmdesratstellevakant geworden ist.

Meine Herren! Ich bitte um die Erlaubnis, bei dieser Gelegenheit — und ich glaube,
es wird das auch Ihrem allseitigen Empfinden entsprechen — des so unerwartet Heimgegangenen
Herrn Klausener zu gedenken, eines Mannes, der seine ganze reiche Kraft des Geistes und des
Herzens in den Dienst der Provinz gestellt hat und der sich weit über deu Kreis der Provinz
hinaus nur Freunde erworben hat. (Lebhafter Beifall,)

Meine Herren! Dieses Mannes hier zu gedenken, meint die I, Fachkommission, sei unsere
ehrenvollePflicht (Beifall), daß ihm ein Andenken auf alle Zeiten hinaus gewahrt bleiben wird,
ist unser aller feste Überzeugung.

Meine Herren! Eine erneute Ausschreibungfür die Stelle des Landesrats brauchte nicht
stattzufinden, da die Bewerbungen des vorigen Jahres noch vorlagen. Unter den Bewerbern
befindet sich auch der älteste bei der Verwaltung beschäftigte Gerichtsassessor Herr Dr. Schauseil.
Derselbeist seit dem 24. Mai 1901, also bereits über 3 Jahre, in der Landes-Versicherungsanstalt
tätig und hat sich nach dem Urteil der Verwaltung für diese Stelle als durchaus geeigneterwiesen.
Aus demselbenGrunde, aus dem die Belastungdes Herrn Dr, Horion in seiner Tätigkeit zweckmäßig
erschien, erachtet die Verwaltung es für angemessen, eine bereits bewährte Kraft in diesem Verwaltungs-
zweigc aufrückenzu lassen, und empfiehlt daher für die Wahl zum Landesrat Herrn Dr. Schaufelt.

Auch in dieser Beziehung hat sich die I. Fachkommission der Meinung der Verwaltung
angeschlossen,und ich habe daher die Ehre, Ihnen namens der Fachkommisston vorzuschlagen:

„Der Provinziallandtag wolle die Wahl des Gerichtsassessors Dr. Schauseil als Landesrat
vom 1. April 1905 ab auf 12 Jahre unter den Bedingungenvornehmen, daß der Gewählte
1. gehalten ist, auf Beschlußdes Provinzialausschussesdie Geschäfte als Mitglied oder

stellvertretendesMitglied des Vorstandes der Landes-Versicherungsanstaltim Haupt¬
oder Nebenamte zu übernehmen oder sich bei der Zentralstelle nach Anordnung des
Landeshauptmanns, insbesondereauch unter einem anderen oberen Beamten, welcher
als Abteilungsdirigentfungiert, zu beschäftigen;

2. sich verpflichtet,ohne Genehmigung des Provinzialausschusseskein Mandat für eine
politische Körperschaftoder in die Gemeindevertretung zu übernehmen, wenn ihm
für letztere ein gesetzlicherAblehnungsgrund zur Seite steht."
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Ich möchte beantragen, anch in diesem Falle die Wahl durch Akklamationvorzunehmen.
VorsitzenderBecker: Meine Herren! Ich eröffne die Verhandlung und gebe zunächst

Herrn AbgeordnetenZweigert das Wort,
AbgeordneterIweigert: Meine Herren! Bei der vorigen Wahl handelte es sich um

die Wiederwahl eines Herrn, der uns allen bekannt war. Der Provinzialausschußhat aber trotzdem
in einer Drucksache uns die vollständigenPersonalien des genannten Herrn in dankenswerterWeise
mitgeteilt. Diesmal handelt es sich um die Wahl eines Herrn, der nur und wahrscheinlich sehr
vielen anderen von Ihnen vollkommen unbekannt ist. Es ist uns aber irgend eine Mitteilung
über die Personalien dieses Herrn nicht gemacht worden. In der Drucksache findet sich darüber
kein Wort. Ich weiß nicht, wie alt er ist; ich weiß überhaupt über den Herrn gar nichts. Ich
mochte daher an den Herrn Berichterstatterdie Bitte richten, uns wenigstensüber die Personalien
des Herrn in etwa zu unterrichten.

Vorsitzender Becker: Der Herr Landeshauptmann hat das Wort.
Landeshauptmann Dr. Renvers: Meine Herren! Wenn ich zu den Personalien noch

einiges hinzufügendarf: Sie sind nicht besonders aufgenommen,weil sie in der vorjährigen Liste
einzeln angegebenwaren. Wenn ich aus dem Kopf referieren darf, so ist der Assessor Schauseil
geboren im Jahre 1871, Er hat das Gymnasium hier absolviert, hat seine Studien in Freiburg,
Bonn und Berlin absolviert, hat das erste und zweite Examenrite bestanden, ist dann einige Zeit
bei der Staatsanwaltschaft des Landgerichts Düsseldorfbeschäftigt gewesen, ist dann hier eingetreten
und von vornherein bei der Versicherungsanstaltin Tätigkeit getreten. Er hat jetzt 3 bis 3 ^ Jahre
dort fungiert. Nach dem Urteil seines damaligen Abteilungsdirigenten des Herrn Geheimrats
Klausener war er im vorigen Jahre für die Stelle des Landesrats bei der Anstalt drüben als
geeignet befunden worden, und ich kann dieses Urteil, das damals der Vorsteher der Abteilung
abgegebenhat, auch heute nur bestätigen. Er hat in den 8^/2 Jahren seine Pflicht dort getan,
und wir haben den dringenden Wunsch, jemanden dort drüben zu behalten, der die Geschäfte der
Versicherungsanstaltschon kennen gelernt hat, und nicht jemanden zu bekommen, der sich dort
zunächst wieder mit Mühe und Not hineinlebenmuß.

Ich darf noch eins hinzufügen. Mit der ganzen Verwaltung, wie sie bisher betrieben
worden ist, wird es auf die Dauer nicht mehr gehen. Wir haben nur eine bestimmteAnzahl von
Landesratsstellcn und haben uns bisher so durchgeholfen, daß wir bis zum vorigen Jahre
13 Assessorenuud jetzt noch 9 Assessoren beschäftigten. Meine Herren! Früher war der Herr
Iustizminister entgegenkommend und ließ uns die Assessoren sieben, acht Jahre, Im vorigen Jahre
war einer der gewählten Landesräte in der Lage, im siebenten Jahre schon, der andere glaube ich
im achten Jahre beschäftigt gewesenzu sein. Jetzt ist das anders geworden. Der Iustizminister
gibt den Assessoren nur noch Urlaub auf zwei Jahre. Mit Herren, die nur auf zwei Jahre hierher
beurlaubt sind, kann die Verwaltung auf die Dauer aber garnicht rechnen. Sie kommen hierher,
arbeiten sich sechs Monate meinetwegen bei der Versicherungsanstaltein, dann üben sie zwei Monate,
im folgenden Jahre wieder zwei Monate. Von den zwei Jahren, die sie zur Verfügung haben, gehen
immer ruhig zehn Monate ab. Ich habe sie also eigentlich nur für ein Jahr, kaum etwas über
ein Jahr, zur Verfügung. Es muß darauf gesehen werden, daß eine gewisseStabilität und gewisse
Kontinuität in der Verwaltung bleiben. Darum kann ich auf die Dauer mit den Assessoren in der
großen Zahl wirklich nicht weiter wirtschaften. Es wird die Frage an uns herantreten, ob wir da
überhaupt nicht stabilere Verhältnisse schaffen müssen und die eine oder andere etatsmäßige
Stelle im nächsten Jahre oder in den folgendenJahren noch einrichten. Das setzt voraus, daß



94 45. Rheinischer Prouinziallandtag, 4. Sitzung am 16. März 1905.

das Statut abgeändert wird. Eine Statutenänderung ist Ihnen diesmal nicht vorgeschlagen worden,
da zufällig die eine Stelle durch den Tod des Geheimrats Klausener frei geworden ist.

Ich kann nur wiederholen: Nach der Auffassungdes Vorstandes der Versicherungsanstalt
und auch des Ausschusses eignet sich der älteste Assessor zur Ernennung zum Landesrat.

Eines darf ich noch hinzufügen. Lassen wir die jetzt beschäftigtenältesten Assessoren
einfach gehen, ohne daß wir sie definitiv anstellen, dann haben wir keine Aussicht,Hilfsarbeiter
weiter zu bekommen. (Sehr richtig!) Wenn einer brauchbar und tüchtig ist, dann müssen wir ihn
auch bei der Wahl in erster Linie berücksichtigen.(Beifall).

VorsitzenderBecker: Herr AbgeordneterZweigert hat das Wort.
Abgeordneter Zweigert: Meine Herren! Ich bin dem Herrn Landeshauptmann sehr

dankbar für seine Mitteilungen, Ich weiß doch jetzt wenigstens,wem ich meine Stimme zu geben
habe und wen ich zu wählen habe. Ich kann seiner Auffassung auch nur beitreten, daß der
Zustand, wie er jetzt ist, ein ganz unhaltbarer ist, daß es eine dringende Pflicht des Prouinzial-
landtages ist, diejenigenAssessoren, welche sich bewährt haben, auch in die definitiven Landesrats¬
stellen einrücken zu lassen.

Aber ich meine, das entbindet den Provinzialansschußnicht von der Verpflichtung, dem
Landtage diejenigen Mitteilungen zu machen, die ihn zu diesem Urteil auch tatsächlich befähigen.
Nachdem diese Mitteilungen gemacht sind, habe ich meinerseitsBedenkennicht mehr zu erheben
und würde einem Antrage auf Akklamationswahlnicht widersprechen.

VorfitzenderBecker: Es meldet sich sonst niemand weiter zum Wort.
Der Herr AbgeordneteDr. Klein hat das Wort.
Abgeordneter viv Klein: Meine Herren! Ich kann aus meiner eigenen Erfahrung

auch nur bestätigen, daß, nachdem der Iustizminister einen Urlaub für die Assessoren nur auf
2 Jahre erteilen will, es mit den Assessoren überhaupt nicht mehr gehen wird und daß Sie deshalb
am besten tun, wenn Sie eine größere Anzahl etatsmäßiger Stellen einrichten. Dann können die
Stellen ausgeschrieben werden und Sie können sich diejenigenKandidaten aussuchen, die Sie für
die geeignetsten halten.

VorsitzenderBecker: Es meldet sich niemand mehr zum Wort. — Dann schließe
ich die Verhandlung. Meine Herren! Wir kommen zunächst zur Abstimmung über die
Anstellungsbedingungen. Erinnerungen sind in der Beziehung nicht gezogen. Ich darf daher
wohl feststellen, daß der Landtag die Anstellungsbedingungen,unter denen die Wahl erfolgen soll,
genehmigt.

Wir kommen dann zum Wahlakt selbst. Die Wahl kann auch in diesem Falle per
Akklamationerfolgen, wie das bereits von dem Herrn Berichterstatter in Vorschlag gebracht worden
ist. Diese Akklamationswahl darf aber nur eintreten, wenn von keiner Seite Einspruch erhoben
wird. — Ein Einspruch wird von keiner Seite erhoben. Ich darf feststellen,indem ich die
Verhandlung schließe, daß das hohe Haus beschlossenhat, die Akklamationswahl eintreten
zu lassen.

Seitens des Ausschusses und seitens Ihrer I. Fachkommission ist der Herr Gerichtsassessor
Schauseil zur Wahl als Landesrat vorgeschlagen. Ich darf wohl diejenigenHerren, welche den
Herrn Gerichtsassessor Schauseil zum Landesrat unter den eben bereits festgestellten Bedingungen
wählen wollen, bitten, sich zu erheben. (Geschieht.) Auch hier darf ich feststellen,daß die Wahl
einstimmigerfolgt ist.

Damit ist der Gegenstand erledigt.



45. Rheinischer Provinziallandtag, 4. Sitzung am 16, März 1905, 95

Wir kommen zum Gegenstand Nr. 8 der Tagesordnung:
Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinziell-
ausschusses, betreffend die Fürsorge für die Provinzialbeamten bei
Unfällen im Dienste.

Berichterstatterist Herr AbgeordneterDr. Kaufmann, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. Kaufmann: Meine Herren! Die Fürsorge für die

Provinzialbeamten der Rheiuprovinz infolge von Unfällen im Dienst hat sich bisher nach den
Bestimmungendes 40. Provinziallandtags geregelt. Der 40, Provinziallandtag hat im Jahre 189?
beschlossen,den Provinzialausschußzu ermächtigen,den Beamten und Bedienstetender Rheinprovinz,
wenn sie im Dienste der Provinz einen Unfall erleiden, diejenige Fürsorge zuteil werden zu lassen,
welche dem Gesetze vom 15. März 1886 und dem vom 18. Juni 188? entspricht. Die Fürsorge
besteht im allgemeinenin einer erhöhtenPension und in einer Hinterbliebenenversorgung.Inzwischen
sind die Sätze, welche die eben angeführten Gesetze gewährten, durch ein neues Rcichsgcsch bezw.
ein Preußisches Gesetz von 190 l, und 1902 erweitert worden, und es ist an sich selbstverständlich,
daß nunmehr auch diese erhöhten Sätze im Falle einer Bewilligung durch den Provinzialausschuß
einzutreten haben. Der Provinzialausschuß wünscht aber zur Vermeidung von irgend welchen
Zweifeln, daß dieses ausdrücklich durch das hohe Hans ausgesprochen werde, und die I. Fachkommission
empfiehlt Ihnen daher, diesem Wunsche des Proviuzialmisschusscs,gegen den irgend welche Bedenken
nicht bestehen, zu entsprechen.

Aber die Provinzialuerwaltung hat auch noch eine weitere Bitte an Sie, nämlich die,
dem Provinzialausschuß in besonders gearteten Fällen die Erlaubnis zu geben, auch über den
Rahmen der gesetzlichenFürsorge hinaus zu gehen.

Meine Herren! Zwar haben die neuen Gesetze von 1901 uud 1902 insbesondere in
Fällen einer völligen Hilflosigkeit infolge des Unfalles wesentliche Verbcsserungen für den Betroffenen
eintreten lassen, indem jetzt der Verunglückte sogar mit dem Höchstsatz von 100 Prozent seiner
Dienstbezügebedacht werden kann. Ebenso ist auch die Hinterbliebenenfürsorgcin einer günstigeren
Weise geregelt. Aber nichtsdestowenigerhaben sich Falle im Laufe der Zeiten ergeben, die es
wünschenswert erscheinen lassen, daß auch über den Rahmen insbesondere der Hinterbliebenenfürsorge
hinaus eine Fürsorge eintritt.

Es ist in der Kommisston vorgetragen worden, daß namentlich die Überweisungvon
geisteskranken Verbrechernin Piovinzial-Pflegennstalten die Folge gehabt hat, daß Ärzte körperlich
und zum Teil sogar mit tätlichem Ausgang verletzt worden sind und daß infolgedessen eine gewisse
Beunruhigung in den Kreisender Irrenärzte, soweit sie in den Provinzialanstalten beschäftigt sind,
Platz gegriffenhat und eine berechtigte Unruhe über das Fortkommen ihrer Hinterbliebenen,ihrer
Frauen, ihrer Kinder, besteht. Es gibt Falle, meine Herren, in denen der Höchstbetragvon
20 Prozent des Gehaltes des Mannes für eine nach dem Stande der Witwe auskömmliche Existenz
nicht genügt. Es gibt insbesondereauch Fälle, in denen die Versorgungder Kinder, welche nach
dem Gesetz nur bis zum vollendeten 18, Lebensjahre Bezüge erhalten dürfen, nicht ausreicht,
Insbesondere sind hier die Fälle anzuführen, in denen den Kindern eine gehobene Erziehung, eine
bessere Ausbildung zuteil wird, die meistens nicht mit dem 18. Lebensjahrezum Abschlußgelangt,
sondern vielleicht erst da beginnt. Infolgedessen erscheintder Wunsch des Provinzialausschusses
berechtigt,daß er in solchen Äusnahmefällenin die Lage versetzt ist, die Härten des Gesetzes zu
mildern und auch Beträge zu Gunsten der Hinterbliebeneneinzusetzen, die über das gesetzliche Maß
hinausgehen. Die Verwaltung bittet daher, in solchen Fällen dem Provinzialausschußdie einstweilige
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Regelung der Hinterblicbenenversorgungzu gestatten, selbstverständlich mit der Maßgabe, daß der
Provinziallandtllg bei seinem dcmnächstigen jedesmaligenZusammentreten um seine Genehmigung
ersucht uud ihm die Lage der Einzelfälle dargelegt wird.

Die I, Kommissionist der Meinung, daß es sich um ein durchaus billiges Verlangen
handelt und empfiehlt Ihnen daher die Annahme der eben genannten und zur Verlesung
gelangten Anträge.

VorsitzenderBecker: Ich eröffne die Verhandlung. — Es meldet sich niemand zum
Wort, — Ich schließe dieselbe und darf wohl ohue besondere Abstimmungfeststellen, daß das hohe
Haus dem Antrage seiner I. Fachkommission bcigetreten ist.

Wir gehen zum 9. Gegenstand der Tagesordnung über:
„Antrag der I, Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend dieVcrlängerungdes mit der Landes-Versichcrungs-
anstalt „Rheinprovinz" wegen Gestellung von Beamten zur Erledigung
der Bureau-, Kassen-, Rechnuugs-, Kanzlei- uud Botengeschäfte derselben
abgeschlossenen Vertrages."

Ich gebe dem Herrn BerichterstatterAbgeordnetenDr. Kaufmann das Wort.
BerichterstatterAbgeordneterDr. Kaufmann: Meine Herren! Es handelt sich um den

Vertrag, den eben der Herr Vorsitzendebereits verlesenhat uud dessen Verlängerung in Aussicht
zu nehmen ist, da er im Monat Dezember dieses Jahres zu Ende geht. Das hohe Haus hat
bereits zweimal den Vertrag jedesmal auf 5 Jahre verlängert. Die Bestimmungendes Vertrags
haben sich als sehr zweckmäßig herausgestellt, uud es wird Ihuen von der I. Fachkommission
empfohlen,die Verlängerung auf weitere 5 Jahre zu genehmigen.

VorsitzenderBecker: Auch hier meldet sich niemand zum Wort. — Ich schließe die
Verhandlung und darf feststellen, daß das hohe Haus dem Antrage des I. Fachkommission
zugestimmthat.

Wir kommen zum Gegenstand Nr. 10:
„Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend die Wahl der zur Mitwirkung bei den Geschäften
der Nentenbank für die Provinz Westfalen, die Rheinprovinz und die
Provinz Hessen-Nassau in Münster berufenen Kommissare der Provinzial-
vertretung und deren Stellvertreter uud Vornahme der Wahlen,"

Berichterstatter ist der Herr AbgeordneteHueck, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Hueck: Meine Herren! Die Mitwirkung uud Kontrolle

über die Rentenbank für die Provinz Westfalen, die Rhcinprovinz und die Provinz Hessen-Nassau
liegt dem Provinziallandtage ob, und nach dem Regulativ der Minister der Finanzen und der
landwirtschaftlichenAngelegenheitensind aus der Mitte des Landtags zwei Abgeordnete bezw.
deren Stellvertreter zu wählen.

Die I. Fachkommission schlägt Ihnen vor:
„Der Provinziallcmdtag wolle für die Mitwirkung und Kontrolle bei den Geschäften
der Direktion der Rentenbank, welche nach § 5 des Gesetzes über die Errichtung von
Rentenbanken vom 2. März 1850 dem Provinziallandtllg obliegt, zwei Abgeordnete
und zwei Stellvertreter auf die Dauer von zwei Jahren mit der Maßgabe wählen,
daß die Wahlen solange Geltung behalten, bis der Provinziallandtllg eine Neuwahl
vorgenommenhat."
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Die I. Fachkommission erlaubt sich ferner, die Wiederwahl der bisherigen Herren,
der Provinziallandtags-Abgeordneten:Königlichen Landrat a, D. Geheimen Regierungs¬
rat Freiherrn von Lo8 zu Siegburg und Königlichen Regierungs-Prasidenten Freiherrn
von Hövel zu Coblenz

als Kommissare,
der Prouinziallandtags-Abgeordneten:GutsbesitzerHeinrichKirchmannzu Vordeck und
GeneraldirektorBruno Schulz-Briefen zu Düsseldorf

als Stellvertreter vorzuschlagen,
Vorsitzender Becker: Auch hier meldet sich niemand zum Wort. — Ich schließe die

Verhandlung.
Ich glaube aus den Worten des Herrn Berichterstatters entnehmenzu können, daß auch

in diesem Falle Akklamationswahl eintreten soll. Ich konstatiere, daß, da auf keiner Seite ein
Bedenken obzuwalten scheint und auch niemand sich zum Worte gemeldet hat, die Bedingungen,
unter denen die Wahlen eintreten sollen und die von dem Herrn Berichterstatterbereits vorgetragen
sind, von dem hohen Hause genehmigt werden.

Die Akklamationswahlist nur zulässig,wenn von keiner Seite Einsprucherhoben wird. —
Ein solcher tritt nicht ein. — Dann konstatiereich, daß das hohe Haus beschlossenhat, die Wahl
per Akklamation zu tätigen und darf nun bitten, wenn Sie mit den vorgeschlagenen Personen
einverstandensind, sie durch Erheben von Ihren Sitzen zu wählen. (Geschieht.)Das ist die Mehrheit.

Ich darf feststellen, daß die Wahlen also in der bezeichnetenWeise vorgenommen
worden sind.

Wir treten in die Verhandlung des nächstenGegenstandes der Tagesordnung:
„Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschufses, betreffend die Deckung des vom 43. Provinziallandtage
bewilligten Zuschusses zur Siegregulierung."

Berichterstatterist der Herr AbgeordneteMinten, dem ich das Wort gebe,
Berichterstatter AbgeordneterMinten: Meine Herren! Der 43. Provinziallandtag hat

im Jahre 1903 beschlossen, dem Projekte der Siegregulierung von der Stoßdorf-Buisdorfer bis
Meindorf-Geislarer Gemarkungsgrenzeseine Zustimmung zu erteilen und gleichzeitig den Provinzial-
ausschuß zu ermächtigen, für die Ausführung des Projektes eine Beihilfe aus Provinzialmitteln
von 230 000 Mark unter denselbenBedingungen zu gewähren, die s. Zt. die Königliche Staats-
regierung an die Gewährung einer Beihilfe in gleichem Betrage geknüpfthat.

Ferner hat der Provinziallandtag den Provinzialausschuß ermächtigt, die für die Sieg¬
regulierung in den Rechnungsjahren 1903 und 1904 etwa erforderlichenMittel aus bereiten
Beständen zu entnehmen.

Bis zum Ende des Haushaltsjahres 1904 sind 100 000 Mark zur Auszahlung gelangt.
Da ein Fonds nicht vorhanden war, mutzten sie dem landwirtschaftlichenFonds entnommen
werden. Wenn auch zwar über diesen Fonds schon anderweitigVerfügung getroffen war, so hatte
diefes Verfahren doch keine Bedenken, weil die Betrage, die für die anderen Unternehmungen
bewilligt waren, erst zu einer spateren Zeit bei der Vollendung der Anlagen fällig werden.

Nach einer Mitteilung des Herrn Ober-Präsidenten werden demnächst weitere 70 000 Mark
angefordert werden. Es ist daher heute notwendig, über die endgültige Deckung Beschluß zu fassen.

Da der landwirtschaftlicheFonds Mittel nicht mehr enthält, so ist, wie Sie in dem
Vorbericht zum Haupt-Haushaltsplan gelesen haben werden, schon der Betrag der Beihilfe mit
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230 000 Mark bei den zur Verfügung des Provinziallandtags entstandenenMehreinnahmen aus
Provinzialabgaben vorgesehen.

Die I, Fachkommissionbeehrt sich daher, Ihnen den Beschlußentwurf zu unterbreiten:
„Der Prouinziallandtag wolle beschließen, daß die durch Beschlußdes 43. Provinzial-
landtages vom 12. Februar 1903 für die Regulierung der Sieg bewilligte Beihilfe
von 230 000 Mark aus den Mehreinnahmen an Provinzialabgaben zu decken ist."

Vorsitzender Necker: Es meldet sich niemand zum Wort. — Ich schließe die Verhand¬
lung und stelle ohne besondereAbstimmungfest, daß das hohe Haus dem Antrage seiner I. Fach¬
kommission beigetreten ist.

Wir kommen zum nächstenGegenstand der Tagesordnung:
„Antrag der IV. Fachkommission zum Haushaltsplan für die Verwaltung
der landwirtschaftlichen Angelegenheiten nebst

Anlage ^, Voranschlag für die Provinzial-Wein- und Obstbauschulc
zu Trier,

Anlage L, Voranschlag für die Provinzial-Wein- und Obstbauschule
zu Kreuznach,

Anlage O, Voranschlag für die Provinzial-Wein- und Obstbauschule
zu Ahlweiler."

Berichterstatterist Herr AbgeordneterHeising.
BerichterstatterAbgeordneterHeising: Meine Herren! Der Haushaltsplau für die Ver¬

waltung der landwirtschaftlichenAngelegenheitender Prouinzialverwaltung, welcher Ihnen unter
Anlage XX des Haupt-Haushaltsplanes vorliegt, schließt einschließlich der Nebeu-Haushaltspläne
für die Provinzial-Weinbauschulenin Trier, Kreuznach und Ahrweiler ab in Ginnahme und Aus¬
gabe mit der Summe von 1 089 678 Mark gegenüber 1 062 200 Mark im vorigen Jahre, also
mit einem Mehr von 27 478 Mark.

Soweit die Einnahme in Betracht kommt, ist die Erhöhung erfolgt durch die Nummern
7 und 8 des Titels I; unter Nr. 7 „Zinsen des Westfonds", um den Betrag von 7620 Mark,
indem dort die wirklich im vorigen Jahre gewonnenen Zinsen des Westfonds eingestellt sind
gegenüber den früher vorveranschlagtenZinsen des kommenden Jahres, und uuter Nr. 8 „Zuschüsse
aus sonstigen Provinzialmitteln für die sonstigen im Haushaltsplan aufgeführten landwirtschaftlichen
Zwecke", wo ein Betrag von 20 000 Mark mehr eingestellt ist, welcher zur Unterstützung der
staatlicherscitszur Hebung des Rotweinbaues an der Ahr und am Mittelrhein geplanten Maß¬
nahmen dienen soll. Ich komme auf diesen Punkt gleich noch zurück.

In der Ausgabe finden Sie eine Erhöhung zunächst unter Nr. 1 um 2500 Mark, indem
die Aufwendungenfür die landwirtschaftlicheWinterschuleMorbach hinzugetretensind.

Außer anderen kleinen Erhöhungen, die auf der rechten Seite hinlänglich begründet sind,
kommen sodann in der Hauptsachein Betracht: Titel I der Ausgaben Nr. 7 „Zur Unterstützung
landwirtschaftlicherUnternehmungen in den übrigen Teilen der Provinz (Allgemeiner landwirt¬
schaftlicher Fonds)"; hier hat, wie ich bereits bemerkthabe, nach Ansicht des Proninzialausschusses
eine Erhöhung stattfinden müssen, um die Provinz an der Hilfsaktion, welche seitens des Staates
im rheinischen Rotweingebiete beabsichtigt wird, zu beteiligen. Der Staat hat nämlich im vorigen
Jahre eine Summe von 30 000 Mark in den Staats-Haushaltsplan eingestellt, um dem unbestritten
bestehenden Notstande in den rheinischen Rotweinbaugebietend. h. an der Ahr und am Mittelrhein
abzuhelfen,und zwar unter der Bedingung, daß ein gleich hoher Betrag von der Provinz oder der
Landwirtschaftskammerbereit gestellt würde.
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Der Provinzialausschuß hat sich dann bereit erklärt, seinerseits 20 000 Mark zu geben,
und die RheinischeLandwirtschaftskammergleichfalls einen Betrag von 10 000 Mark bewilligt,
so daß also für die Hilfsaktion voraussichtlichfür eine Reihe von Jahren die Summe von
60 000 Mark zur Verfügung steht.

Diese Summe soll in der Hauptsache dazu verwendet werden, zunächst die Beschaffung geeigneter
technischer und kaufmännischer Kräfte zu bewirken, um sie den Winzervereinenzur Verfügung zu stellen.

Dann soll eine Zentralstelle gebildet werden, der die sämtlichen Winzergenossenschaften
angeschlossen werden sollen, um den Absatz des Rotweines, der augenblicklich in sehr schwieriger
Lage sich befindet, zu fördern.

Als dritte Aufgabesoll die Schaffung von Musteranlagen,Weinbergenund Obstpflanzungen
in den weinbautreibendenGegenden angestrebt weiden. Zur Ausführung diefer Maßnahmen besteht
eine Kommission,der die ganzen Geschäfteübertragen sind und welche tätig ist auf Grund von
ücitpunkten, die einer Vereinbarung zwischen Staat, Provinz und Lcmdwirtschaftskammer entsprungen
sind. Diese Kommissionbesteht zwar zur Zeit nur auf dem linken Rheinufcr. Indessen ist von
vornhereinin Aussichtgenommen,auch das rechte Rheinufer mit in Betracht zu ziehen,

Wenn ich diese Sache vorbringe, so entsprichtdas einem ausdrücklich in der IV. Fach¬
kommission ausgesprochenenWunsche, und ich möchte ausdrücklich nochmals darauf hinweifen, daß
die Aktion keineswegsauf das linke Rheinufer beschränkt sein soll, sondern später verhältnismäßig
in gleicher Weise das rechte Rheinufer an dieser Aktion beteiligt sein soll. Es ist nun in mancher
Gemeinde des rechten Rheinufers eine gewisse Beunruhigung entstanden, weil man irrtümlicher
Weise glaubte, bei der Verwendung der 60 000 Mark Übergängen zu werden. Die in der
Kommissionund hier wiederholte ausdrückliche Erklärung dürfte nun zur Beruhigung dienen, daß
in allernächsterZeit schon die Aktion auch auf das rechte Rheinufer ausgedehnt werden soll.

Schon in nächster Zeit findet eine Kommissionssitzung statt, zu der auch Vertreter des
rechten Rheinufers zugezogen werden, man darf wohl hoffen, daß dann die Sache auch zur
Zufriedenheit der Winzer auf dem rechten Rheinufer sich regeln lassen wird.

Was im übrigen die Ausgaben anbelangt, so sind noch bei den Haushaltsplänen der
Prouinzial-Wein- und Obstbauschulenin Trier, Krcuznachund Ahrweiler verschiedene Erhöhungen
erforderlichgeworden,die in der Hauptsachedarauf zurückzuführen sind, daß bei sämtlichen Schulen
die Anstellungeines vierten Fachlehrers als Bedürfnis anerkannt worden ist.

Die IV. Fachkommission schlägt deshalb vor, den Haushaltsplan für die Verwaltung der
landwirtschaftlichen Angelegenheitenmit der Anlage ^, Voranschlagfür die Provinzial-Wein- und
Obstbauschulezu Trier, Anlage L, Voranschlag für die Provinzial-Wein- und Obstbauschulezu
Kreuznach und Anlage 0, Voranschlag für die Provinzial-Wein- und Obstbauschulezu Ahrweiler
für das Rechnungsjahr vom 1. April 1905 bis 31. März 1906 unverändert nach den Vorschlägen
des Provinzialllusschussesanzunehmen.

Stellvertretender Vorsitzender Freiherr von Schorlemer-Lieser: Ich eröffne die
Verhandlung. Da sich niemand zum Wort meldet, so schließe ich dieselbe und darf wohl ohne
weitere Abstimmungfeststellen, daß der Provinziallandtag den vorliegendenHaushaltsplan nebst
den Voranschlägenfür die Provinzial-Wein- und Obstbauschulen unverändert angenommenhat.

Wir-kommen nunmehr zum folgenden Gegenstand der Tagesordnung, Nr. 13.
„Antrag der IV. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial¬
llusschusses, betreffend Gewährung von weiteren Beihilfen zur Errichtung
von kommunalen Wasserversorgungsanlagen."

13»
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Herr AbgeordneterHeising ist hier ebenfalls Referent, Ich bitte denselben, das Wort
zu nehmen.

Berichterstatter Abgeordneter Heising: Meine Herren! Der Antrag des Provinzial-
cmsschussesliegt Ihnen unter Drucksachen.Nr 20 vor. Er betrifft die Gewährung von weiteren
Beihilfen zur Errichtung von kommunalenWasserversorgungsanlagen.Wie Sie aus der Dmcksache
ersehen haben werden, ist bereits seit längeren Jahren von der Provinz ein nennenswerter Betrag
aus den Überschüssen der Prouinzinl-Fcucr-Sozietät ausgezahlt worden zur Unterstützung armer
Gemeinden bei der Anlage von kommunalenWasserleitungen. Es war zuerst der Betrag von
30 000 Mark, der später auf 60 000 Mark erhöht wurde. Aber sehr bald hat man erkennen
müssen, daß man hiermit nur den geringstenAnsprüchengerecht weiden konnte und daß, wenn
man überhaupt die leistungsschwachen Gemeinden zur Anlage von Wasserleitungenbewegenwollte,
eine kräftigereUnterstützungunerläßliches Bedürfnis fei. Deshalb hat dann der 43. Rheinische
Provinziallcmdtag in der Plenarsitzung vom 13. Februar 1903 beschlossen, die Betrage zu diesem
Zwecke aus den Überschüssen der Prouinzial-Feuer-Sozietat auf 120 000 Mark zu erhöhen und
diese zu verwendenzur Aufnahme einer Anleihe von 750 000 Mark, welche dann in Gemeinschaft
mit den Zuschüssen aus den Jahren 1903 und 1904 von je 120 000 Mark und den inzwischen
aufgelaufenenZinsen mit einer Gesamtsummevon 1 000 075 Mark 79 Pfennig dazu dienen follte,
leistungsfchwachen Gemeinden die Erbauung von Wasserleitungenzu ermöglichen.

Es war notwendig, seitens des Prouinzialausfchusses bestimmteGrundsätze aufzustellen,
nach denen die Verwendung diefer Zuschüsse erfolgen sollte. In erster Linie wurde die Bedingung
gestellt, daß zunächst nur leistungsschwache Gemeinden diese Unterstützung genießen sollten. Sie
sollten unterstütztweiden entweder dadurch, daß ihnen Beihilfen gegeben würden, oder dadurch,
daß ihnen die technischeUnterstützungzu Teil würde, um die Vorarbeiten zu erledigen und vor
allen Dingen auch die Projektaufstellung zu ermöglichen. Die Beihilfen füllten in der Weife
gewährt werden, daß in gewissen Fällen die Landes-VersicherungsanstaltGelder zu geringem Zinsfuß
hergebensollte, und zwar womöglichzu 3 Prozent Verzinsung und 1 Prozent Amortisation, oder
daß den Gemeinden ein Zuschuß zur Tilgung und Verzinsungder aufgenommenenAnleihe gegeben
weiden follte, oder endlich dadurch, daß ihnen erhebliche Beihilfen zu dem Bau selbst bewilligt
würden. Die Beihilfen sollen in der Regel nicht über ein Drittel der veranschlagten Kosten
ausmachen. Die technischeVorprüfung des Projektes wird in jedem einzelnenFalle zur Voraus¬
setzung der Bewilligung einer Beihilfe gemacht, und ist diese technischePrüfung dann durch Ver¬
mittelung der Königlichen Prüfungsanstalt für Wasserversorgungund Abwässerbeseitigung zu Berlin
nach bestimmtenGrundsätzenvorgenommenworden.

Die Grundsätze, welche bei der Prüfung maßgebend gewesensind, sind unter IV der
Drucksache aufgeführt. Sie beziehen sich auf die Unterlagen, welche einem revisionsfähigcnProjekt
zugrunde gelegt werden sollen und auf den Nachweis der erforderlichenWassermengewie auch
der hygienischeinwandfreien Beschaffenheit des Wassers. Hierauf näher einzugehen erübrigt sich ja wohl.

Es sind nun auf Grund diefer Bewilligungen des 43. Provinziallandtags eine ganze
Menge von Anträgen an die Provinzialverwnltung gebracht worden, es sind im ganzen 385 Anträge
gewesen, von denen bisher 271 Fälle berücksichtigt werden konnten, und zwar ist bewilligt worden
bei einer Anschlagssummevon 5 696 000 Mark eine Beihilfe von ungefähr rund 'einer Million.
Dazu kommen noch bei einer Anfchlagssumme von 129 000 Mark für Vorarbeitskosten30 000 Mark.
Außerdem hat auch die Lcmdesbanlin 32 Fällen Darlehen gegebenim Betrage von 553 760 Mark
zu dem Satz von 3^2»/« Zinsen und gegen eine Amortisationvon 1 bis 2^/,°/« je nach Bedürftigkeit
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der Gemeinden. Desgleichen sind von der Landes-VersicherungsanstaltRheinprovinz verschiedene
Beihilfen gegeben worden, und zwar in 16 Gemeinden in Höhe von 255 500 Mark, Es unter¬
liegt ja gar keinem Zweifel, daß durch diese erhebliche Unterstützungsowohl als einmaligeBeihilfen
wie auch durch die Unterstützung bei Aufstellung der Projekte und durch Hergabe von gering
verzinslichen und amortisierbaren Darlehen die ganze Bestrebung, unsere Wasserversorgungzu
bessern, ganz bedeutendunterstütztworden ist. Und ich glaube, meine Herren, es ist unsere Pflicht,
allen beteiligten Stellen, insbesondere der Provinzialverwaltung wie auch der Provinzial-Feuer-
Veisichtrungsanstalt, der Landesbank und der Landes.Versicherungsanstaltau dieser Stelle unsern
wärmsten Dank für diese tätige Hilfe auszusprechen.

Aber wenn wir diesen Dank hier aussprechen, so müssenwir doch gleich darauf hinweisen,
daß die bisher gewährten Mittel auch nicht annähernd ausgereicht haben, um auch nur die
dringendsten Bedürfnisse zu befriedigen. Wie die Herren aus der Drucksacheentnehmenwollen,
ist unter Nr. IX. eine Aufstellung darüber gegeben, welche Anträge tatsächlich noch nicht haben
berücksichtigt werden können. Und daraus dürfte wohl zur Genüge die Notwendigkeithervorgehen,
auch noch weitere Mittel zur Verfügung zu stellen.

Meine Herren! Es sind einschließlich der 74 Wasserleitungsanträge,die bisher noch nicht
berücksichtigtwerden konnten, im ganzen noch 473 Projekte vorgelegtmit einem Gesamtkostenaufwand
von 12 780 791 Mark, wozu Beihilfen in Höhe von 3 737 365 Mark von der Provinz erbeten
worden sind. Es unterliegt ja keinem Zweifel, daß bei der ganzen Finanzlage, wenn auch die
Finanzlage eine bessere wäre, die Provinz nicht in der Lage ist, so erhebliche Beihilfen zu gewähren.
Indessen hat sich der Provinzialausschußdoch der Notwendigkeitnicht verschließen können, wenigstens
weitere Beihilfen für die allcrnötigstenFälle zu gewähren. Um den allerdringlichstenAnsprüchen
gerecht zu werde», hat deshalb der Provinzialausschuß beschlossen, dem Prouiuzicillandtage zu
empfehlen,den Zuschuß der Feuervcrsicherungsanstaltvon 120 000 auf 150 000 Mark zu erhöheu
und den bisher zur Deckung und Verzinsung der Anleihe noch nicht benutzte«Betrag zuzüglich
dieser neuen 30 000 Mark dazu zu verwenden, um eine weitere Anleihe von 500 000 Mark
aufzunehmen. Es würden dann, wenn der Provinziallandtag diesem Antrage beiträte, außer den
500 000 Mark noch verfügbarwerden 65 000 Mark aus dem Jahre 1905 und aus dem Jahre 1906
noch 43 000 Mark, ebenso der bereits besonders überwiesene Betrag aus dem Jahre 1904 mit
120 000 Mark, so daß für eine weitere Hilfsaktion nochmals 728 750 Mark zur Verfügung ständen.

Die IV. Fachkommissionhat nach eingehender Prüfung den Antrag des Prouinzial-
llusschusscs zu dem ihrigen gemacht und möchte dem Provinziallandtage die Annahme dieses Antrages
dringendst empfehlen.

Bei dieser Gelegenheit ist in der Kommission zur Sprache gebracht worden, daß es zu
bedauern sei, wenn bei dieser starken Beteiligung der Provinz an der Beseitigung dringender
Notstände der Staat sich bisher so ablehnend verhalten habe. (Sehr richtig!)

Bisher sind alle Anträge, aus Staatsmitteln für diese Zwecke Gelder flüssig zu machen,
vergeblich gewesen, weil keine Mittel vorhanden waren. Nur in ganz verschwindend wenigen Fällen
ist vom Herrn Kultusminister bezw. vom Herrn Landwirtschaftsministerarmen, ganz besonders
dürftigen Gemeinden eine Beihilfe gewahrt worden, die aber im Verhältnis zu den Kosten, die
erforderlichsind, überhaupt leine Rolle spielte. Es ist deshalb in der Kommissionzum Ausdruck
gebrachtworden, daß es doch als eine unerläßlichePflicht des Staates angesehen werden müßte,
wenu es sich um Beseitigung von Notständen handele — und um solche könne es sich in vielen
Fällen handeln — auch seinerseits helfend einzugreifen. (Sehr richtig!)
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Es ist dementsprechend weiter von der Kommission der Antrag gestelltworden, außer der
Bewilligung der Anträge des Provinzialausschussesdem hohen Hause zu empfehlen, auch noch
nachstehenden Antrag anzunehmen:

„Der Povinziallandtag wolle beschließen,die Königliche Staatsregierung zu ersuchen,
für zur Beseitigung von Notständen erforderliche Wasserleitungenin leistungsunfähigen
oder leistungsschwachen Gemeinden der Rheinprovinz größere Mittel zur Verfügung zu
stellen." (Beifall.)

Es ist dabei ganz besondersdarauf hingewiesenworden, daß aus den Äußerungen der
Herrn Minister in der letzten Zeit entnommen werden könnte, daß die Staatsregierung diesen bis¬
herigen absolut ablehnenden Standpunkt in gewisser Beziehung aufgegeben habe. Es ist feiner
darauf hingewiesen worden, daß unsere NachbarprovinzWestfalen beschlossen hat, ein Betrag von
30 000 Mark in ihren Haushaltsplan einzustellen unter der Bedingung, daß auch für Wasser-
leitungszweckevon feiten der Staatsregierung Gelder flüssig gemacht werden. Und es ist die
Kommission der Überzeugunggewesen, daß auch vou seiteu des Provinziallaudtages der Versuch
gemachtwerden müsse, aus Staatsmitteln für diefe Hilfsaktion eine geeignete Unterstützung zu finden.

Es wird deshalb der Antrag der IV. Fachkommission dringend zur Annahme empfohlen.
Stellvertretender Vorsitzender Freiherr von Schorlemer-Lieser: Meine Herren! Ich

eröffne die Besprechung. Es meldet sich niemand zum Wort. Dann schließe ich dieselbe und
nehme an, daß der Herr Berichterstatter nicht auch noch einmal das Wort verlangt.

Wir kamen dann zur Abstimmung. Ich würde Ihnen vorschlagen,daß wir zunächst ab¬
stimmen über Lit. ^ der Drucksache 52; das sind die in dieser Angelegenheitergcmgenen Vorschläge
des Provinzialausschusses,welche ebenfalls von der IV. Fachkommission angenommenworden sind.

Ich bitte diejenigenHerren, welche diesen Anträgen des Provinzialausschussesnicht bei¬
treten wollen, sich von ihren Plätzen zu erheben. (Es erhebt sich niemand.) Ich konstatiere, daß
diese Anträge einstimmigangenommenworden sind.

Wir kommen dann zur Abstimmungüber den Antrag der IV. Fachkommission:
„Der Provinziallandtag wolle beschließen,die Königliche Staatsregierung zu ersuchen, für
zur Beseitigungvon Notständen erforderliche Wasserleitungenin leistungsuufähigenoder
leistungsschwachen Gemeindender Rheinprovinzgrößere Mittel zur Verfügungzu stellen."

Ich bitte diejenigenHerren, welche diesen Antrag nicht annehmenwollen, sich von ihren
Plätzen zu erheben. —

Es erhebt sich niemand, also auch dieser Antrag ist einstimmigangenommen.
Meine Herren! Wir kommen nunmehr zum Punkt 14 der Tagesordnung:

„Antrag der IV. Fachkommission zum Haushaltspläne über die Ver¬
waltung der Fonds zur Gewährung von Viehentschädigungen."

Ich gebe hier dem BerichterstatterHerrn AbgeordnetenSchneemann das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter Schneemann: Meine Herren! Laut Gefetz vom 12. März 1891

und vom 22. April 1892 ist die allgemeineViehveisicherungeingeführtfür folgende Krankheiten:
für Rotz, Lungenfeuche, Milz- und Raufchbrand. Die Provinz hat die Beiträge von den einzelnen
Viehbesitzern hierfür einzuholen — sie betragen augenblicklich für die Pferde 30 Pfennig und für
jedes Stück Rindvieh 25 Pfennig — und hat dann im Falle eines Unglücksinfolge einer dieser
Krankheitendem bisherigen Besitzer des verendetenViehs ^/» des Schadens zu vergüten.

Das letzte Rechnungsjahr 1904 war für die Versicherungein recht günstiges, indem die
Einnahmen um 102 000 Mark größer waren als die Ausgaben. Hierdurchkonnten die beiden
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Reservefonds ansehnlich vermehrt werden, und zwar der Reservefondsfür die Pferdeversichenmg
auf 300 062 Mark für die Rindviehversicherungauf 803 376 Mark. Diese Fonds sind bei der
Landesbankzu 2^/, resp. 3 Prozent zinsbar angelegt.

Ich komme jetzt zum Haushaltsplan.
Meine Herren! Die Einnahme für die Pferdeversicherungbeträgt 8001,56 Mark an

Zinsen von der Landesbank, 54 223,50 Mark an Beiträgen der Pferdebesitzer,zusammeneine
Einnahme von 62 225,06 Mark.

Die Ausgabe für diese Pferdcversicherungbeträgt 10 Prozent an die Kommnnen für
die Anfertigung der Listen zur Einholung der Beiträge, gleich 5422,35 Mark.

Die Provinzialuerwaltung nimmt 4 Prozent für die Verwaltungskosten; früher nahm sie
fünf. Sie hat sie um ein Prozent heruntergesetzt. Diese Summe beträgt 2272 Mark.

Die Entschädigung für das Vieh und für die Pferde wird angenommenfür das Jahr
1905 mit 54 355,71 Mark; die Summe der Ausgaben beträgt also 62 225,06 Mark.

Die Einnahme für die Nindviehversicherungbeträgt an Zinsen von der Landesbank
22 584,42 Mark, an Beiträgen von den Viehbesitzern 268 143,50 Mark, zusammeneine Einnahme
von 290 727,92 Mark.

Die Ausgaben hierfür betragen 10 Prozent an die Kommunen: 26 814,35 Mark, die
Verwaltungskosten für die Provinz 10 55? Mark, dann sind die Entschädigungenfür die Vieh¬
besitzer angenommenauf 253 181,5? Mark, zusammen290 727,92 Mark, so daß Einnahmen und
Ausgaben sich ausgleichen.

Meine Herren! Die IV. Fachkommissionschlägt nun dem Provinziallandtag vor, den
vorbezeichneten Haushaltsplan unverändert anzunehmen.

Dann hat sie aber noch einen zweiten Antrag gestellt, und der ist begründetdurch folgende
Sache. Seit dem Jahre 1902 nämlich hat der Provinziallandtag ein Reglement zu dem Gesetz
beschlossen,wonach es der Provinz frei steht, eine Nachuntersuchung für die an Milzbrand verendeten
Tiere einzuführen. Sie hat hierfür ein Institut in Nippes bei Cöln errichtet und hat besonders
diese Nachuntersuchungfür die Kreise eingeführt, in welchen zahlreiche Milzbrandfcillcvorkommen,
und unter diesen Kreisen ragt besondersder Kreis Rees hervor, indem in ihm 20 Prozent der
für Milzbrcmdfälle erklärten Viehverendigungen nun durch die Nachuntersuchungenbeanstandet
wurden, infolgedessenauch die bisherigen Vichbesitzerden Schaden nicht vergütet erhielten. Es
herrschte daher eine große Unzufriedenheit unter den Landwirten. Von allen Seiten sind mir
Klagen zugekommen. Infolgedessenhabe ich dann entweder auf Aufhebung oder auf Verbesserung
der bisherigen Nachuntersuchungin der Kommissionangetragen. Die Aufhebung der Nachunter¬
suchung wurde nicht angenommen,dagegen wurde folgende Refolution einstimmiggenehmigt:

„Der Provinziallandtag wolle den Provinzialausschußersuchen, in Erwägung darüber
einzutreten, ob die Vorschriften, betreffend die Entschädigungfür an Milzbrand gefallene
Tiere, hinsichtlichder Nachprüfung der Ergebnisse dec tierärztlichenObduktion, abzu¬
ändern sind. Die Abänderung würde nach Ansicht der Kommission besonders in der
Richtung in Betracht kommen, daß der obduzierende Tierarzt augewiesen wird, ein
Präparat anzufertigen und hierdurch das Vorhandenfein von Milzbrand festzulegen,
sowie ferner darin, daß das nach Mitteilung des Referenten des Herrn Landeshaupt¬
manns jetzt schon von dem Provinzialinstitut in Cöln geübte Verfahren in die Vor¬
schriften aufgenommenwird, wonach in den Fällen, in welchen das Vorhandenseinvon
Milzbrandsporen wegen eingetretenerFänlnis nicht mehr festgestellt weiden kann, das
Ergebnis der Obduktion ist."
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Das war eine bedeutende Verbesserungund infolge der letzten Verfügung sind auch
im vorigen Jahre im Kreise Nees wenigstens keine Milzbrcmdfällemehr beanstandet worden, ein
Beweis, daß früher am Ende doch hin und wieder durch die Fänlnis die Sporen des Milzbrandes
vernichtetwurden.

Ich bitte um Annahme dieser beiden Anträge.
Stellvertretender VorsitzenderFreiherr von Schorlemer-Liefer: Meine Herren! Ich

eröffne die Besprechung. Es meldet sich niemand zum Wort; dann schließe ich dieselbe und nehme
an, daß der Herr Berichterstatter auch verzichtet und bringe die Anträge zur Abstimmung.

Ich bitte diejenigenHerren, welche den Antrag der IV. Fachkommission nicht annehmen
wollen, sich von ihren Plätzen erheben zu wollen. Es erhebt sich niemand; der Antrag ist
einstimmigangenommenworden, und zwar, wie ich ausdrücklich konstatiere,sowohl der Antrag auf
Annahme des Haushaltsplanes als auch der von der Fachkommission gestellte Antrag auf Änderung
des Milzbrandreglements.

Meine Herren! Wir kommen nunmehr zu Punkt 15 der Tagesordnung:
„Antrag der II. Fachkommission zu den Haushaltsplänen der Provinzial»
Taubstummenanstalten lc."

Da ist BerichterstatterHerr AbgeordneterKyll. Ich gebe demselbendas Wort.
Berichterstatter Abgeordneter Kyll: Meine Herren! Ich habe namens der II. Fach¬

kommissionzu beantragen, daß Sie dem Vorschlage des Provinzialausschusses, betreffend die
Haushaltungspläne der Piovinzial-Taubstummenanstalten der Rheinprovinz, den Unterstützungsfonds
der früheren Vereins-Taubstummenanstaltzu Cöln, die Verwendungder Wilhelm-Augusta-Stiftung
und die Verwendung des Unterstützungsfondsfür entlassene Taubstumme für das Rechnungsjahr
1905/1906 Ihre Zustimmung erteilen wollen.

Meine Herren! Der Haushaltsplan der Provinzial-Taubstummenanstaltenbietet insofern
ein ganz angenehmes Bild, als Mehrforderungen gegen das Budget des vorigen Jahres kaum
verlangt werden. Bei einem Abschlußbegehrvon 384 500 Mark wird nur ein mehr von
13 600 Mark in diesem Jahr gefordert; und dieses Mehr ergibt sich eigentlich,möchte ich sagen,
von selber, es liegt in der Vermehrung der Population, die eine vermehrte Aufnahme bedingt, es
liegt namentlichauch in der Schaffung von Einrichtungendarin, deren Notwendigkeitunbestrittenist.
Zum Teil wird das Mehr durch erhöhte Beiträge gedeckt. Diese Mehreinnahmenaus den Beiträgen
betragen allerdings nur 470 Mark, sodaß ungefähr 13 100 Mark noch mehr erfordert weiden.

Meine Herren! Zwei Drittel dieser ganzen Mehlforderung, also etwa 8000 Mark, sind
auf das Konto der planmäßigen Gehaltszulagen, Gehaltserhöhungen und Wohnungsgeldzuschüsse
für Cöln und Trier zu setzen, und reichlich ein Drittel auf Kreirung zweier neuen Lehrerstellen.
Diese neuen Lehrerstellenweiden dadurch nötig, daß der Lehrplan der Taubstummenanstalten samt
und sonders auf achtjährigenKursus gebrachtwerden soll.

Für zwei Klassen in Aachen und Essen ist Erhöhung der Kosten für Beköstigung, desgleichen
für Kempen durch Vermehrung der Schülerzahl nötig gemacht mit zusammen2300 Mark.

Gegenüber stehen 1300 Mark Ersparnisse in Cöln und in Trier 900 Mark, so daß an
Mehrausgllbe-'chier nur ungefähr 100 Mark einzusetzen sind.

Eine geringe Mehrforderungentsteht durch die Mehrausgabe für die bauliche Unterhaltung.
Was nun die einzelnenMehrausgaben für die Provinzial-Taubstummenanstalten angeht,

so ist ein Mehrzuschuß für Aachen von 4390 Mark nötig; der wird aus der Wilhelm-Augusta-
Stiftung gedeckt.
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Eine Mehrausgabe für Brühl, im Betrage von 800 Mark, wird durch die besoldungs-
planmäßige Erhöhung der Gehälter nötig gemacht. Es kommen dazu Einnahmen und Ausgaben
mehr für Zinsen von der Iubiläumsstiftung usw.

Cöln, meine Herren, verlangt in diesem Jahre einen Minderzuschuß, denn der Besoldungs-
Haushaltsplan ändert sich da nicht. Durch die Einführung der I. Servisklassewird für Cöln eine
Änderung nicht hervorgerufen,weil eben Cöln schon entsprechendhohe Gehälter für seine Taub¬
stummenlehrer hat. Es sind im Bcköstigungs-Haushaltsplan 1300 Mark Ersparnis abzusetzen,
weil gerade in Cöln sehr viele Taubstumme nur die Schule besuchenund bei ihren Eltern oder
Verwandten oder Bekannten Wohnung nehmen.

In Elberfeld ist ein Mehrbetrag von 950 Mark angefordert. Das sind ebenfalls nur
besoldungsplanmäßigeErhöhungen.

In Essen ist allerdings der Zuschuß ein etwas größerer, und zwar von 4330 Mark. Es muß da
eben eine neue Lehrerstelle und eine neue Klasse, um den achtjährigen Kursus einzuführen, geschaffen werden.

In Kempen ist ein Mehrzuschuß von 900 Mark nötig. Diese 900 Mark sind nur
besoldungsplanmäßig,da neue Schüler dort nicht aufgenommenwerden.

In Neuwied ist eine Erhöhung des Provinzialzuschusses von 1000 Mark erforderlich. Es
sind nur besoldungsplanmäßigeErhöhungen. Dazu kommendie Zinsen der Iubiläumsstiftung.

Trier hat ebenfalls einen Mehrzuschuß von 580 Mark, dazu Zinsen der W.H. Cüppers-
Stiftung. Die besoldungsplanmäßigenErhöhungen betragen rund 1300 Mark. Von der Beköstigung
konnten aber 900 Mark abgesetzt werden, aus den Gründen, wie sie auch für Cöln erwähnt
worden sind.

Die Zinsen der Wilhclm-Augusta-Stiftung werden also verwendet,wie ich eben angedeutet
hatte, um den Mehrzuschußiu Aachen und den Mehrzuschußin Essen zu decken.

Der Unterstützungsfondsder früherenVeieins-Taubstummenanstaltzu Cöln beträgt bekanntlich
54 000 Mark. Davon sind die Zinsen mit 1890 Mark einfach verrechnet.

Mein Antrag namens der II. Fachkommission geht also dahin, diese Haushaltspläne, wie
sie vom Provinzialausschussebeantragt sind, anzunehmen.

Stellvertretender VorsitzenderFreiherr von Schorlemer-Lieser: Ich eröffne die
Verhandlung. — Da sich niemand zum Wort meldet, schließe ich dieselbe und stelle ohne besondere
Abstimmung fest, daß der Provinziallandtag sich mit den foebcn vorgetragenenHaushaltsplänen
einverstandenerklärt.

Meine Herren! Wir kommen zum Punkt 16 unserer Tagesordnung:
„Antrag der II. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend Erweiterungsbauten an Prooinzial-Taubstummen-
anstalten."

Da ist ebenfalls BerichterstatterHerr AbgeordneterKyll, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneterKyll: Meine Herren! Die II. Fachkommissionbeantragt, dem

von dem ProvinzialausschussevorgelegtenVorschlage, betreffendErwciterungsbauteuau Provinzial-
Taubstummenanstaltenbehufs Durchführungdes achtjährigen Lehrgangs,Ihre Zustimmungzu erteilen-

Wie gesagt, meine Herren, sollen an allen Provinzial-Taubstummenanstaltenmit Ausnahme
von Kempen acht Lehrgänge eingerichtet weiden Gin solcher achtjähriger Lehrgang besteht in Cöln
schon seit acht Jahren. Da bringt also dieser Vorschlag eine Änderung nicht zu Wege. In
Neuwied und Trier sind Räume vorhanden, um einen achtjährigenKursus einzurichten. Da sind
also Bauten weniger erforderlich.

14
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Dahingegen bedingt diese Vermehrung des Lehrganges, die ich eben angedeutet habe, in
anderen Anstalten noch bauliche Veränderungen.

Die Anstalt in Aachenwar früher Vereinsanstalt. Sie ist erst im Jahre 1893 von der
Provinz übernommen. Das Aachener Haus stammt aus dem Jahre 1863, ist also über 40 Jahre
alt. Die Klassenzimmersind zum Teil klein und entsprechen nicht mehr denjenigen Anforderungen,
die man an Klassenzimmerheute stellen muß.

Ich darf wohl einschalten, meine Herren, die Pläne zu den Neubauten liegen im Foyer
des Hauses hier zur Besichtigung auf. Aus diesen Plänen ergibt sich, daß man in Aachen auf
beiden Seiten die Flügelbauten je um ein Stockwerkerhohen will. Die Fachkommission empfiehlt
Ihnen, diesem Vorschlagezuzustimmen.

Um die früheren Diensträume uud die aufgebauten Zimmer zugänglichzu machen, ist es
weiter nötig, an der Seite ein Treppenhaus zu bauen. Die Dienstwohnungwird verlegt, dadurch
gewinnt man ebenfalls noch Schulräume, und durch diese Um- und Anbauten läßt sich die Anstalt
für acht Klassen ausbauen. Auch soll, meiuc Herren, den modernen Anforderungenentsprechend,
ein Zeichensaalfür die Taubstummen eingerichtet werden.

Die Bausumme beziffert sich auf 22 000 Mark. Dazu kommen5000 Mark für Ver¬
zinsung des Nnukapitals, Bauleitung usw. So erfordert Aachen eine Baufumme von 27 000 Mark.

Meine Herren! Bei der Anstalt in Essen sind zwei Klassen und ebenfalls eine Zeichen -
tlasse neu zu schaffen. Die vorhandenen Räume reichen nicht aus. Die Art der Erweiterung
ergibt sich auch hier aus der Art des bestehenden Baues. Die beiden Flügelbauten sollen um ein
Stockwerk erhöht werden. Da man eigentlich für Klasfenzweckenur einen Flügclbau nötig hat,
aber die Bauverwaltung und ebenfalls der Provinzialausschuß und die Fachkommission geglaubt
haben, aus ästhetischen Gründen auch auf der anderen Seite einen Flügclbau errichtenzu muffen,
sollen in diesem zweiten Flügelbau Wohnungen für zwei Lehrerinnen geschaffen werden. Es ist
das jedenfalls ein Vorteil für die Schule.

Dann, meine Herren, ist durch Anlage der Straße, woran das Gebäude liegt, eine
Giebelmcmcr,die bisher an den Garten anstieß, Mauer einer Straße geworden,und man ist der
Ansicht, man müßte mit Rücksicht auf diese Straße diesen unschönen Giebelbau etwas verbessern.
Dafür sind 3000 Mark vorgesehen, so daß sich die Kosten des Baues in Essen auf 44 000
Mark belaufen.

In Brühl, meine Herren, sind sieben Klassen vorhanden. Die achte Klasse soll aus einer
jetzigen alten Turnhalle, die entbehrlichist, hergerichtetwerden. Dann ist man der Ansicht, daß
die jetzt sehr unbequem belegene Abortcmlage beseitigtund an einer anderen Stelle angelegt werden
soll. Die Kosten der in Brühl erforderlichen Umändernngen würden 5000 Mark betragen.

Der Posten für Elberfeld ist der schwerste. Da wird eine ziemlich hohe Summe von
der Provinzialverwaltung verlangt. Zunächst muß die Anzahl der Klassen um drei vermehrt
werden, und dann ist eine Zeichenklasse uud ein Versammlungsraumnötig. „Für letzteren" —
heißt es in dem Bericht — „ist bei den evangelischen Anstalten das Bedürfnis unabweisbar, weil
der Schulgottesdienst, an dem Sonntags auch Entlassene teilnehmen, in der Anstalt stattfindet."
Ferner soll das Gebäude in Elberfeld mit Zentralheizung versehen werden. Die Zentralheizung
ist an und für sich ziemlich kostspielig. Sie wird aber mit Rücksicht auf die exponierteLage der
Schule für abfolut notwendig erachtet. Diefe Zentralheizung bedingt aber ebenfalls auch eine
Wohnung für den Schuldiener. Diefe Schuldiener-Wohnung soll, da das Terrain nach hinten
stark abfällt, im Souterrain belegen fein.
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Dieser Anbau, meine Herren, wird einen Kostenaufwandvon 95 000 Mark verursachen,
die Bauleitung, Verzinsungusw. 14 000 Mark, so daß im ganzen 109 000 Mark von Ihnen
verlangt werden.

Die Summe aller dieser Bewilligungen für die Bauten beträgt 185 000 Mark.
Nach Ansicht der Verwaltung wird man in absehbarer Zeit an das hohe Haus mit

Mehrforderungcn in dieser Beziehung nicht mehr herantreten, so daß ein gewisser Abschlußdurch
diese Bewilligung herbeigeführtwird.

Die II. Fachkommission schlägt Ihnen deshalb vor:
„Der Prouiuziallandtllg wolle

1. die Ausführung der in dem Bericht des Prouinzialcmsschusseserörterten An- und Um¬
bauten an den Provinzial-Taubstummenanstaltenzu Aachen,Essen, Brühl und Glber-
feld nach den vorgelegten Plänen beschließen,

2. genehmigen, daß die erforderlichen Mittel im Gesamtbeträgevon 185000 Mark zunächst
vorschußweise bei der Landesbank entnommen und später aus der aufzunehmendenAn¬
leihe gedeckt werden."

Ich erlaube mir Ihnen diesen Antrag zu empfehlen.
Stellvertretender Vorsitzender Freiherr von Schorlemer-Lieser: Es meldet sich

niemand zum Wort. — Dann schließe ich die Verhandlung, bringe die Anträge der II. Fach¬
kommission zu Nr. 16 der Tagesordnung zur Abstimmungund bitte diejenigenHerren, welche die
beiden Anträge unter 1 und 2 nicht annehmen wollen, sich von ihren Plätzen zu erheben. — Die
Anträge sind einstimmigangenommen.

Wir kommen nunmehr zu Punkt 1? der Tagesordnung:
„Antrag der II. Fachkommission zu den Haushaltsplänen der Provinzial-
Blindeuanstlllten :c"

Da ist BerichterstatterHerr AbgeordneterDr. Kirchartz. Ich erteile demselben das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter Dr, Kirchartz: Meine Herren! Die beiden Blinden¬

anstalten in Düren und Neuwied bedürfen für die jetzigen Haushaltspläne einen Mehrzuschuß
von 2150 Mark. Was die Anstalt in Düren anbelangt, so ergibt sich da ciue Mehreinnahme
durch verbesserten Warenabsatz und durch höhere Kleider- und Wäschekostenbeiträge der Zöglinge
insgesamt von 2400 Mark. Der Mehrbedarf beträgt ebenfalls 2400 Mark, so daß die Blinden¬
anstalt in Düren keinen höheren Zuschuß erfordert.

Die Mehrausgaben betragen im einzelnen unter Titel I 2345 Mark, weil eine neue
Lehrerstelle mit 1500 Mark errichtet wird. Die übrige Summe ergibt die erforderlichen Erhöhungen
für das Dienstpersonal.

Unter Titel II erhöht sich die Ausgabe um 454 Mark. Das betrifft eine Lohnerhöhung
und die Errichtung einer Pförtnerstelle.

Unter Titel III, sächliche Kosten,sind an Beköstigung,Bekleidung,Heizung und sonstigen
Ausgaben im ganzen 1601 Mark mehr eingestellt. Dagegen fällt unter der Position Mobilar der
früher eingestellte Betrag von 2000 Mark aus, weil die beschaffte Orgel jetzt bereits bezahlt ist,
so daß im ganzen eine Minderausgabe bei diesem Titel von 399 Mark entsteht. Die Mehrausgaben
bei Titel I und II betragen 2?99 Mark, Zieht man die Minderausgabe von 399 Mark ab,
so verbleibt eine Mehrausgabe von 2400 Mark, die aber wieder durch die Mehreinnahme gedeckt
ist. Der Voranschlagfür den Arbeitsbetrieb in der Anstalt ist überhaupt nicht verändert. Dazu
ist nichts zu bemerken.

14*
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Was die Blindenanstalt in Neuwied anbelangt, so erfordert sie eine Mehrausgabe von
2500 Mark. Davon werden aber 500 Mark durch Mehreinnahmen gedeckt.

Der Mehrbedarf entsteht unter Titel I der Ausgabe ebenfalls durch Errichtung einer
neuen Lehrerstellemit 1500 Mark. Dann tritt bei diesem Titel eine Vermehrung der Ausgaben
um 1550 Mark ein durch die besoldungsplanmäßigeErhöhung der Gehälter.

Unter Titel II sind an Mehrausgaben 320 Mark vorgesehen. Das ist eine Lohnerhöhung
für das Personal.

In Titel III sind für Schulbedürfnisse50 Mark und für Anteil der Zöglinge an dem
geliefertenArbeitswert 100 Mark mehr eingesetzt. Die Mehrausgabe macht also im ganzen 150 Mark
aus. Davon sind 70 Mark gedeckt, dadurch, daß sich der Posten für sonstigeAusgaben und zur
Abrundung um diesen Betrag vermindert hat. Es bleiben also nur noch 80 Mark.

Die II. Fachkommission stellt daher den Antrag:
„Der ProuinMllandtag wolle die vorbezeichncten Haushaltspläne unverändert annehmen,"

StellvertretenderVorsitzender Freiherr von Schorlemer-Lieser: Es meldet sich niemand
zum Wort. — Dann schließe ich die Verhandlungund stelle ohne besondere Abstimmungfest, daß der
Prouinziallandtag den unter Nr. 1? behandelten Haushaltsplänen seine Zustimmung gegebenhat.

Wir kommen zu Punkt 18 der Tagesordnung:
„Antrag der II. Fachkommission zu den Haushaltsplänen über das
Hevllmmenwesen."

Es ist hier ebenfallsBerichterstatterHerr Abgeordneter Dr. Kirchartz, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. Kirchartz: Meine Herren! Das Hebammenwesen

schließt mit einer Summe von 227 905 Mark, während im Vorjahre nur 193 085 Mark vorgesehen
waren, also in diesem Jahre eine Mehrausgabe von 34 820 Mark. Davon entfallen auf Cöln
2590 Mark und auf die neu errichtete Anstalt in Elberfeld 32 230 Mark, Diese hat einen
größerenMehrbedarf, weil sie im vorigen Jahre erst eröffnet worden ist und weil da nur ungefähr
zwei Drittel der Kosten berechnet worden sind.

Dann ist noch zu bemerken,daß nach dem bisherigen Haushaltsplan 150 Mark für
Prämien an Hebammen, die sich ausgezeichnet hatten, bestimmtwaren. Das hat aber zu einigen
Mißlicbigkeiten geführt, deshalb ist der Posten gestrichenund die 150 Mark sind dem Unter-
stützungsfoudszugeführt worden.

Was die Hebammenanstalt in Cöln betrifft, so ist der Haushaltsplan mit 131 190 Mark
vorgesehen gegen 128 600 Mark im vorigen Jahre, also ein Mehr von 2590 Mark,

Von den Mehrausgaben entfallen auf Titel I für regelmäßigeSteigerung der Gehälter
und Erhöhung der Servisklasse 508 Mark.

Bei Titel II sind die Assistenzarztstellenzusammen um 800 Mark erhöht worden. An
Büreauunkostenund Kosten für Schreibhilfesind 58 Mark mehr eingesetzt.Für die Wahrnehmung
geistlicher Amtsverrichtungensind 350 Mark mehr vorgesehen und an Lohn für das Dienstpersonal
230 Mark mehr.

Unter Titel III finden sich für Reinigung 1000 Mark mehr, für das anatomische Kabinet
50 Mark mehr, für Arzneien und Desinfektionsmittel1000 Mark mehr. Der Posten zur Unter¬
haltung der Gebäude ist mit 2000 Mark höher angesetzt, weil das Hebammengebäudein Cöln
schon ziemlichalt ist und wahrscheinlichschon in den nächsten Jahren eine bedeutendeSumme
erforderlich sein wird für einen Erweiterungs- und teilweife für einen Neubau. Dann ist noch
eine Mehrausgabe von 200 Mark für Steuern und sonstigeAusgaben.
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Was die neu errichtete Hebammenanstalt in Elberfeld anlangt, so schließt sie im dies¬
jährigen Haushalte mit 94 330 Mark ab. Im Vorjahre wareil es 62 100 Mark. Der Mehr¬
zuschuß beträgt also 32 230 Mark. Wie ich eben schon bemerkte, erklärt sich dies daraus, weil
diese Anstalt neu errichtet worden ist und dieser Haushaltsplan jetzt für das ganze Jahr gilt,
während er im vorigen Jahre nur für ungefähr ^/z Jahre berechnet war.

Die Mehrausgaben betragen bei Titel I Pcrsonalkosten2210 Mark 68 Pf.; bei Titel II
Andere persönliche Ausgaben 3! 43 Mark 34 Pf, und an SächlichenAusgaben 26 875 Mark 98 Pf.

Die Zusammenstellung ergibt für das eigentliche Hebammenwescn einen Betrag von
2385 Mark. Cöln erfordert 131190 Mark und Elberfeld 94 330 Mark, so daß sich die eben
erwähnte Gesamtsummevon 227 905 Mark ergibt.

Die II. Fachkommission stellt den Antrag;
„Der Prouinziallandtag wolle die uorbezeichnetenHaushaltspläne unverändert an¬
nehmen."

Stellvertretender Vorsitzender Freiherr von Schorlemer-Lieser: Meine Herren! Das
Wort wird nicht verlangt. Ich schließe die Verhandlung und stelle ohne weitere Abstimmungfest,
daß der Provinziallandtag auch diese Haushaltspläne unverändert angenommenhat.

Meine Herren! Wir kommennunmehr zu Punkt 19 der Tagesordnung:
„Antrag der II. Fachkommission zu dem Haushaltsplan über die erweiterte
Armenpflege."

Da ist BerichterstatterHerr AbgeordneterO. von Nell. Ich gebe ihm das Wort.
BerichterstatterAbgeordneter O, von Nell: Meine Herren! Der Etat der erweiterten

Armenpflegebefindet sich auf Seite 409 ff. des Haushaltsplanheftcs.
Die erweiterte Armenpflege erfordert eine Mehrausgabe von 159 000 Mark, darunter

4? 000 Mark aus Prouinzialmitteln. Der Haushaltsplan hat nach wie vor infolge des Bevölkerungs¬
zuwachses eine steigende Richtung, indeß bleibt die Zahl der der erweiterten Armenpflegezufallenden
Personen prozentual hinter dem Bevölkerungszuwachserfreulicherweise erheblich zurück. Immerhin
beträgt der Gesamtbestandder Hilfsbedürftigendieser Klasse am 1. April 1904: 9045 d. h. 363
Personen mehr als im Vorjahr.

Die Etatsmittel werden aufgebracht zu ^ von den Kreisen und Gemeinden, zu >/»
von der Provinz; dazu treten die Beiträge aus dem Vermögen der Kranken oder von Dritt-
verpflichteten. Diese letzteren haben betragen 1901: 80 225,89 Mark; 1902: 97 051,74 Mark
und 1903: 101889,4? Mark oder durchschnittlich 93 055,70 Mark; der Haushaltsplan sieht in
Titel I der Einnahme gleichwohleine Steigerung dieser Beiträge auf 130 000 Mark vor, und
zwar mit Rücksicht auf die neuerdings übereinstimmendeRechtsprechungdes Bundesamtes für das
Heimatwescn und des Oberverwaltungsgerichts,wonach der vorläufig verpflichtete Armenverbcmd
d. h. der Landarmeuverbllnddie Generciltosten,die er auf Kreis- und Gemeinden gesetzlich nicht
unterucrteilen kann, aus dem Vermögen Drittverpflichteter vorweg nehmen kann. Durch diese
Rechtsprechungwerden die übrigen verpflichtetenKummunaluerbände benachteiligt. Um die ein¬
schlägige Rechtsfrage noch einmal zur Entscheidung zu bringen, schwebt ein bezl. Rechtsstreit
zwischen der Provinz und der Stadt Aachen,es wird also den höchsten GerichtsinstanzenGelegen¬
heit geboten weiden, die Frage noch einmal nachzuprüfen. Vorläufig hat der Provinzialverband
insofern ein Entgegenkommenbewiesen, als er den übrigen verpflichteten Kommunalverbändenfür
die Einziehung der Beitrage aus dem Vermögen Drittverpflichteter eine Einziehungsgebührvon
10 Prozent angeboten hat.
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Die Zahlen in Titel II und III, meine Herren, entsprechen dem voraussichtlichen Bedarf.
Namens der II. Fachkommission habe ich dem Provinziallandtag den Antrag zu unterbreiten:

„Der Provinziallandtag wolle den vorbezeichnetenHaushaltsplan unverändert annehmen."
Stellvertretender Vorsitzender Freiherr von Schorlemer-Lieser: Da sich niemand

zum Worte meldet, schließe ich die Verhandlung und stelle auch hier ohne weitere Abstimmung
fest, daß der Provinziallandtag den Haushaltsplan für die erweiterte Armenpflege unverändert
angenommenhat.

Wir kommen nunmehr zu Punkt 20 der Tagesordnung:
„Antrag der II. Fachkommission zu dem Haushaltsplan über die Ver¬
waltung des Laudarmenwesens."

Auch hier gebe ich dem BerichterstatterHerrn AbgeordnetenO. von Nell das Wort.
Berichterstatter Abgeordneter O. von Nell: Meine Herren! Der Haushaltsplan des

Laudarmenwesensbefindet sich auf Seite 381 ff. des Etatsheftes. Der Haushaltsplan hat nament¬
lich auch mit Rücksichtauf den natürliche« Bevölkerungszuwachseine steigende Richtung; im
Verhältnis zum Bevölkerungszuwachswären 36 000 Mark mehr einzustellen. Gleichwohl glaubt
die Verwaltung mit einem Mehr von 5000 Mark auszukommen. Die durchschnittliche Steigerung
des Bedarfs in den Jahren 1901—1903 beträgt 51 000 Mark, die Ausgabeim Rechnungsjahr 1903
betrug 1502 300 Mark, rechuet mau dazu für 1904 und 1905 die durchfchnittlichc Bedarfs-
stcigeruug von je 51000 Mark, so ergibt sich die Bedarfsfumme von 1604 300 Mark, d. h.
5000 Mark mehr, als im Vorjahr, welche Sie nebst einem kleinen Posten zur Abrundung mit
1 604 715 Mark 25 Pf. in Titel II der Ausgabe finden. Da nun, nach dem dreijährigenDurchschnitt
berechnet, Titel I der Ginnahme aus Erstattung von Pflege- und Prozeßlosten voraussichtlichein
Mehr von 5000 Mark ergibt, findet dieser Haushaltsplan seinen Ausgleich, ohne daß höhere
Provinzialmittel in Anspruch zu nehmen wären.

Die II. Fachkommission schlägt daher vor, auch diesen Haushaltsplan unverändertanzunehmen.
Stellvertretender Vorsitzender Freiherr von Schorlemer-Lieser: Ich eröffne die

Verhandlung.— Es meldet sich niemand zum Wort. Dann darf ich wohl ohne besondere Abstimmung
feststelle«, daß der Provinziallandtag den Haushaltsplan für die Verwaltung des Landarmenwcsens
der Rheinprovinz unverändert angenommenhat.

Nunmehr erhält der Berichterstatterzu Nr. 21 der Tagesordnung das Wort.
„Antrag der II. Fachkommission zu den Haushaltsplänen des Polizei-
strafgelderfonds :c.'.'

Berichterstatterist anch hier Herr AbgeordneterO. v. Nell.
BerichterstatterAbgeordneterO. von Nell: Meine Herren! Die Haushaltspläne über die

Verwendung der Polizeistrafgelderfondsund des Ehrenbrcitsteiner allgemeinenArmenfonds finden
Sie auf Seite 381 ff des Haushaltsheftes. Diese Haushaltspläne sind reine Rechnungs-Haushaltspläne.

Die nach der Wirklichkeit bezw. nach dem dreijährigenDurchschnitteermittelten Einnahmen
werden im wesentlichen als Zuschuß zu den Wegekosten verlassener und verwaister Kinder bezw.
zur Unterstützung ortsarmer Personen aus den Kreisen Altenkirchen, Coblcnz-Land uud Neuwied
verwendet.

Die II. Fachkommission beehrt sich, Ihnen den Antrag zu unterbreiten:
„Der Provinziallandtag wolle den vorbezeichneten Haushaltsplan unverändert annehmen."

Stellvertretender Vorsitzender Freiherr von Schorlemer-Lieser: Ich eröffne die
Besprechung. — Es meldet sich uicmand zum Wort. Dann schließe ich dieselbe. Ich bitte
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diejenigenHerren, welche die Haushaltspläne nicht annehmen wollen, sich von ihren Plätzen zu
erheben. — Es erhebt sich niemand. Ich stelle also fest, daß die Haushaltspläne unverändert
angenommensind.

Meine Herren! Wir kommen nunmehr zum letzten Gegenstand der Tagesordnung:
„Antrag der II, Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend den Verkauf des Besitztums des Rheinischen
Landarmenverbandes in Urft (Kreis Schleiden.)"

Berichterstatterist wiederum Herr AbgeordneterO. von Nell, dem ich das Wort gebe,
Berichterstatter Abgeordneter O. v. Nell: Meine Herren! Der Provinzialverband ist

Besitzer der sogenannten Steinfelder Hütte zu Urft im Kreise Schleiden. Die Gesamtgröße des
Gutes beträgt 22 Ka 52 a 33 yui oder 90 Morgen. Davon sind: Wiesen 14 Ka 42 a, Acker
5 Kn. 20 a, Garten 25 a, Holzung 86 «., Wasserstück 1 Ka 18a, Hofraum und Gebäude 58 «,.

Die Gefchichte des Gutes ist die folgende:
Im Jahre 1887 hatte der damalige Sekretär an der staatlichen Erziehungsanstalt

Steinfeld Robert Römer, auf dem dem Herrn R. Poensgen gehörigen Gute Steinfelder Hütte
eine Handwerkerbildungsanstaltgegründet, deren Wirksamkeit allseitig Anerkennungfand. Um das
Besitztum zu erwerben und die Anstalt auszubauen, wurden dem Römer 1890 und 1892 auf
Veranlassung des Landarmenverbandesvon der Landesbank zwei Hypotheken-Darlehenvon 45 000
und 22 000 Mark gegeben, der Kaufpreis betrug damals 35 000 Mark. Römer bezog vom
Lllndarmenverband jährlich 2300 Mark Pflegekosten,worauf alljährlich Zins- und Tilgungsrate
der beiden Darlehen zunächst in Abrechnung kamen. Römer starb bereits 1893, seine Witwe
war der Aufgabe nicht gewachsen und blieb mit ihren Verpflichtungender Landesbank bezw. dem
Landlllmenvcrband gegenüber im Rückstand. Die Folge war die Einleitung der Subhastation
und Erwerb des Gutes seitens des Landarmenverbandes zum Preise von 63 207 Mark. Die
Anstalt sollte nunmehr zur Unterbringung von Idioten Verwendung finden; zu diesem Zwecke
wurde das Besitztuman die Franziskanerbrüder in Waldvreitbach für 72 000 Mark verkauft. Den
Kaufpreis und eine Summe von 18 000 Mark zum Ausbau der Anstalt gab wieder die Landes¬
bank. Während der Ausgestaltungsarbeitentraten die strengerenBestimmungenüber die Einrichtung
von Privat-Irrenanstalten vom 20. September 1895 in Kraft, und nun erwies sich die Anstalt als
für den in Aussicht genommenenZweck ungeeignet. Der Kaufvertrag wurde aufgelöst und in
einem Pachtvertrag übernahm der Verein für katholischeArbeiterkolonienden Besitz für eine Iahres¬
pacht von 1000 Mark auf 6 Jahre, Um die Anstalt für die Zwecke des Vereins für katholische
Arbeiterkoloniennutzbar zu macheu, mußteu wiederum 10 000 Mark von feiten des Landarmen¬
verbandes aufgewendetwerden.

Die Gesamtaufwendungenbetragen nunmehr 99 200 Mark, die zu 3 ^2 Prozent zu ver»
zinsen und mit 1 Prozent zu tilgen waren; das ist der Betrag in Titel IV 4 des Landarmen-
Haushaltsplans.

Der am 1. April 1903 stillschweigend verlängerte Pachtvertrag wurde zum 1. April 1905
seitens des Vereins für katholische Arbeitskolouieugekündigtund so sieht sich die Provinz vor die
Frage der anderweiten Verwendung des Gutes gestellt. Zunächst war geplant, dasselbe Anstalts¬
zwecken eventl. der Fürsorgeerziehung zu widmen, indeß es stellte sich heraus, daß höchstens
50 Zöglinge und dazu noch durchaus unzureichenddort würden Unterkommenfinden können. Die
Landes>Versicherungsanstaltist auf ein Angebot des Gutes zur Verwendung als Invalidenheim
nicht eingegangen; klösterliche Niederlassungen haben die Übernahme ebenfalls abgelehnt, und so



112 45. Rheinischer Provinziallcmdtag, 4. Sitzung am 16. März 1905.

bleibt nur der Verkauf übrig. Trotz vielfacher Aunoncen und allseitiger Bemühungen war nur
ein einziger Knufliebhaberausfindig zu machen, und das war der Landwirt und Gemeindevorsteher
Hubert Klöcker in Uift, mit dem der Herr Landeshauptmann vorbehaltlich der Zustimmung des
Provinziallandtages einen Vertrag abgeschlossen hat. Der Kaufpreis beträgt 40 000 Mark und
ist bar bei der Auflassungzu entrichten. Die Auflassungerfolgt sofort nach Genehmigung seitens
des Provinziallandtages, Der Besitzantritt, der Übergang der Lasten und Nutzungen erfolgt am
1. April 1905. Sämtliche Gebühren und Kosten trägt der Käufer.

Hin höherer Kaufpreis war nach wiederholtersachverständiger Schätzung nicht zu erzielen
bezw. zu erwarten. Die aufstehendenGebäude sind für landwirtschaftlicheZwecke, weil zu groß,
möglichstungeeignet, und sehr reparaturbedürftig; dazu liegt die Wohnung oben auf dem Berg,
während die Ökonomiegebäudean dessen Fuhe stehen. Das Gut ist auch zu klein für eine
ausreichendelandwirtschaftlicheExistenz,

Das oben erwähnte Darlehen von 99 200 Mark hat sich inzwischen durch Tilgung und
den Verkauf einer Parzelle an den Fiskus auf 89 349 Mail 72 Pf. ermäßigt; zur weiteren Ver¬
minderung soll der Kaufpreis dienen; es bleiben dann noch 49 479 Mark, 72 Pf. welche aus
Titel IV 4, des Haushaltsplanes für das Landarmenwefen allmählich Deckungfinden können.
Weiterhin wäre dazu zu verwenden die, beim Rechnungsabschluß1904 zu erwartende Ersparnis
bei dem Zuschuß der Provinz für das Landarmenwefen.

Die II. Fachkommissionbeehrt sich entsprechendder Vorlage des Provinzialausschusses
vorzuschlagen:

„Der Provinziallandtag wolle beschließen:
1. den zwischendem Landeshauptmann und dem Landwirt und Gemeindevorsteher

Hubert Klöcker in Urft über das Besitztumdes Rheinischen Landarmenverbandesin
Urft getätigten Kaufvertrag vom 6. Dezember 1904 zu genehmigen;

2. den Landeshauptmann mit der Ausführung des vorgenannten Kaufvertrages zu
beauftragen und ihn insbesondere zu bevollmächtigen,die Auflassuugder zu dem
Besitztum des Rheinischen Landarmenverbandes in Urft gehörigenGrundstückean
den genannten Hubert Klöcker vorzunehmen;

3. zu genehmigen,daß der Kaufpreis verwendet werde:
u,) zunächst zur Deckung der unter Titel IV Nr. 4 des Haushaltsplanes für

das Landarmenwefen für das Jahr 1904 entstehendenEtatsüberschreituugen
sodann

d) zur teilweisen Abtragung der von der Landesbank der Rheinpruvinz zum
Erwerb und Ausbau des Besitztums des Rheinischen Landarmenverbandes in
Urft gewährten Darlehns von 99 200 Mark;

4. endlich zu genehmigen, daß wenn der im Haushaltsplane für die Verwaltung des
Landarmenwefens der Rheinprovinz für das Jahr 1904 unter Titel II der Ein¬
nahmen vorgesehene Zuschuß aus Provinzialmitteln in Höhe von 1605 000 Mark
nicht ganz erforderlich sein sollte, der etwaige Minderzuschußzur weiteren Abtragung
des unter Nr. 3 b genannten Darlehns verwendet werde."

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung — schließe sie, da sich niemand zum
Wort meldet und darf ohne besondereAbstimmung feststellen, daß das hohe Haus dem Antrage
seiner Fachkommission beigetreten ist.

Damit ist unsere Tagesordnung erledigt.



4^5. RheinischerProvinziallandtag, 4. Sitzung am 16. März 1905, 113

Meine Herren! Für die morgige Sitzung wird folgendeTagesordnung vorgeschlagen:
1. Eingänge.
2. Antrag der Wahlprüfungskommission zu den stattgehabtenErsatzwahlen für den Provinziallandtag.
3. Antrag der II. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend

die künftige Einstellungeines jährlichenBetrages zur Abschreibung auf die maschinellen Anlagen
der Provinzialcmstaltenin den Haushaltsplan.

4. Antrag der II. Fachkommissionzum Haushaltsplan über die Kosten der Leitung und Beauf¬
sichtigung der baulichenUnterhaltungsarbeiten sowie über die Abschreibungenauf maschinelle
Anlagen in den Prouinzialanstalten.

5. Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan der Provinzial-Arbeitsanstalt zu Brauweiler.
6. Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan des Landarmenhauseszu Trier.
7. Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Unterstützungmilder Stiftungen

und Wohltätigkeitsanstaltenusw,
8. Antrag der I. Fachkommission zur Petition der Straßenmeister um Anstellung auf Lebenszeit

und Einrangierung in eine höhere Dienstklasse.
9. Antrag der I. Fachkommissionzu der Petition des Straßenmeisters Grimnitz in Dülken um

Gehllltsnachprüfung.
10. Antrag der I. Fachkommission zu der Petition der Bureaugehilfenum

Aufbesserung des Gehaltes und Verleihung einer anderen Amtsbezeichnung.
11. Antrag der I. Fachkommissionzu der Petition des MusiklehrersEngels an der Provinzial-

Blindenanstlllt in Düren um Gehaltsaufbesserung.
12. Annag der I. Fachkommissionzu der Petition des RheinischenGemeindeförster-Vereinsum

Verbesserung ihrer Diensteinkommensverhältnisse.
13. Antrag der I. Fachkommission zu der Petition des Straßenaufsehers a. D. Weber um Auf¬

hebung der Kündigung des Dienstverhältnisses.
Damit würde die Tagesordnung für morgen erledigt sein. Es war noch ein weiterer

Antrag auf die Tagesordnung gesetzt. Dieser wird aber auf Wunsch des Berichterstatters, der
morgen verhindert ist, auf Samstag verschoben werden müssen.

Meine Herren! Ich beabsichtige,die Sitzung morgen mit Rücksichtdarauf, daß ein
großer Teil der Herren gegen zwei Uhr zur Besichtigungder Hebammenlehranstaltin Elberfeld
dorthin fahren will, auf elf Uhr anzusetzen. Dann werden wir in der gegebenen Zeit die Tages¬
ordnung — nehme ich an — erledigenkönnen.

Wenn also von keiner Seite ein Bedenkenerhoben wird, dann würde ich so verfahren.
Meine Herren! Ich bemerke dabei, daß ich die Absicht habe, am Samstag auf 10 Uhr

die Sitzung anzusetzen. Da würde nur die eine Sache herangenommenwerden, die auf Wunsch
des Berichterstatters auf Samstag verschobenwerden mußte, und außerdem würden die üblichen
Rechnungsprüfungenund Entlastungen auf die Tagesordnung kommen, so daß ich annehme, daß
sich die Tagesordnung in einer Stunde erledigen lassen wird. Wir haben es in anderen Jahren
ebenfalls so gemacht.

Das findet Ihre Billigung. Dann schließe ich unsere Sitzung.
Schluß 2°/. Uhr.

15
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Fünfte Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf, am Freitag, den 17. März 1905.

Beginn gegen 11^/« Uhr vormittags.

Tagesordnung:
1. Eingänge.
2. Antrag der Wahlprüfungskommissionzu den stattgehabten Ersatzwahlen für den Piovinzial¬

landtag.
3. Antrag der II. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialansschusses,betreffend

die künftige Einstellung eines jährlichenBetrages zur Abschreibung auf die maschinellenAnlagen
der Piouinzialanstlllten in den Haushaltsplan über die bauliche Unterhaltung «. der
Provinzialanstlllten.

4. Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Kosten der Leitung und Beauf¬
sichtigung der baulichenUnterhaltungsarbeiten sowie über die Abschreibungen auf maschinelle
Anlagen in den Provinzialanstlllten für das Rechnungsjahr vom 1. April 1905 bis
31. März 1906.

5. Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan der Provinzial-Arbeitsanstalt zu Brauweiler
für das Rechnungsjahr vom 1. April 1905 bis 31. März 1906.

6. Antrag der II, Fachkommissionzum Haushaltsplan des Landarmenhauses zu Trier für das
Rechnungsjahr vom 1. April 1905 bis 3l. März 1906.

?. Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Unterstützungmilder Stiftungen
und Wohltätigkeitsanstalten sowie über die Kosten der Unterbringung und des Unterhaltes
von Epileptikern, Idioten und Blinden aus der Rheinprouinz, welche bezw. deren Angehörige
keinen Anspruch auf öffentliche Armenpflegehaben, für das Rechnungsjahr vom 1. April 1905
bis 31. März 1906.

8. Antrag der I. Fachkommission zur Petition der Straßenmeister um
1. Anstellungauf Lebenszeitnach etwa 10 jähriger vorwurfsfreier Dienstzeit,
2. um Einrangierung in die DienstklasseV, 1 der Provinzialbeamten.

9. Antrag der I, Fachkommissionzu der Petition des Straßenmeisters Grimnitz in Dullen um
Gehllltsnachprüfung.

10. Antrag der I. Fachkommission zu der Petition der Bureaugehilfen um
1. Aufbesserungdes Anfangs- und Höchstgehaltesund
2. um Ersetzung der Amtsbezeichnung „Bureaugehilfen" durch eine treffendere Bezeichnung.

11. Antrag der I. Fachkommissionzu der Petition des Musillehrers Engels an der Provinzial-
Blindenanstalt in Düren um Aufbesserung seines Gehaltes.
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12. Antrag der I. Fachkommissionzu der Petition des Gemeindcföistei-Vereinsder Rheinprouinz
wegen Regelung ihrer Diensteinkommensverhältnisse.

13. Antrag der I. Fachkommission zu der Petition des Provinzialstraßen-Auffehersa. D. Weber
um Aufhebung der Kündigung des Dienstverhältnisses.

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Sitzung.
Das Protokoll über die Plenarsitzung vom 16. ds. Mts. liegt auf dem Tische des

Hanfes offen. (Glocke.)
Als Schriftführer für die heutige Sitzung weiden walten die Herren Abgeordneten

Dr. Momm und Snethlage.
Wir treten in die Tagesordnung ein.
Erster Gegenstand: Eingänge.
Es ist eingegangeneine Petition der evangelischen GemeindeSaarbrücken um Bewilligung

einer erheblichen Beihilfe zu den Kosten der Wiederherstellungder Ludwigskirche.
Die Petition wird wohl an die I. Fachkommission zu überweisensein.
Ein Bedenkenwird nicht laut. Dann wird die Petition dieser Kommission überwiesen.
Als Anzug, meine Herren, für die Schlußsitzung,möchte ich wieder empfehlen,schwarzen

Überrock zu wählen.
Wir kommen zum zweiten Gegenstand der Tagesordnung:

„Antrag der Wahlprüfungskommiffion zu den stattgehabten Ersatz¬
wahlen für den Provinziallandtag."

Berichterstatterist der Herr AbgeordneteSnethlage, dem ich das Wort gebe.
Berichterstatter Abgeordneter Snethlage: Meine Herren! Es haben Ersatzwahlen

stattgefundenin den WalMeifen: Ottweiler, Bernkastel,Cöln-Land, Düren, Mettmann, Essen-Stadt,
Düsseldorf-Land,Gummersbach,Aachen-Land,Bitburg, und es sind dabei gewählt worden die
Herren: Niedlich, Freiherr von Hammerstein, Minien, Schwecht, zur Rieden, Funke,
Heye, Krawinkel, Klemme, Kirdors und Wallenborn.

Gegen keine der Wahlen ist Einspruch erhoben worden, die Prüfung der Wahlakten hat
ergeben, daß die Wahlen entsprechend den gesetzlichenBestimmungenvorgenommenworden sind;
infolgedefsen schlägt die Wahlprüfungskommissionvor:

„Der Provinziallandtag wolle die stattgehabten Ersatzwahlenfür gültig erklären."
Vorsitzender Becker: Das Wort wird nicht gewünscht.
Dann schließe ich die Verhandlung und stelle Ihr Einverständnis mit dem Antrage der

Wahlprüfungskommissionfest.
Meine Herren! Ehe wir in der Tagesordnung fortfahren, hat der Herr Landeshauptmann

zu einer kurzen Mitteilung ums Wort gebeten.
Landeshauptmann Dr. Renvers: Meine Herren! Ich muß auf eine Sache, die neulich

verhandelt worden ist, noch kurz zurückkommen.Es ist mir gestern Abend eine Depesche folgenden
Inhaltes zugegangen: „Bitte dringend, irrtümlicheAngabe der KölnischenZeitung über Provinzial-
beihilfen für den Kreis Gummersbach richtig zu stellen. Landrat Kirschstein."

Meine Herren! Die Kölnische Zeitung berichtethier folgendes:
„Landeshauptmann Renvers erwidert dem AbgeordnetenKrawinkel, daß bezüglich der
Dotationsrente dem Kreise Gummersbach gegenüber nur gesetzlich vorgegangen worden
sei. Gerade dieser habe von allen Kreisen der Provinz sich am wenigsten zu beklagen
auch auf dem Gebiete des Wegebaues. Der Kreis bringe auf an Provinzialabgaben

15»
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rund 26 000 Mark in diesem Jahre, dagegen habe er von der Provinz bekommmen
66 992 Mark, die Munifizenz sei gegenüber dem Kreise Gummersbach eine große
gewesen. (Zustimmung.)"

Meine Herren! Ich bin nun nicht in der Lage, die Zahlen, wie sie hier stehen, abändern
zu können, sie sind tatsächlich richtig. Der Herr Landrat ist offenbar aus seinen Papieren nicht
vollständig über die Sache orientiert. (Heiterkeit.) Ich darf, damit überhaupt kein Irrtum darüber
weiter entstehenkann, die Zahlen nochmals verlesen.

Der Kreis Gummersbach bringt auf 26 18? Mark 2 Pf. an Prouinzialumlagen, der
Kreis hat bekommen im Jahre 1904:

1. auf Grund des § 36 für Gemeinden,die ihre Ortsarmenlasten nicht zu zahlen vermögen,
1150 Mark;

2. aus der neuen Dotationsrente 9274 Mark;
3. aus dem Fonds ^ für Wegebau 7580 Mark;
4. aus dem WegebaufondsL 18 175 Mark;
5. aus den Überschüssen der Dotation 12 370 Mark;
6. Zinszuschüsse für die Kleinbahnen 6 963 Mark;
7. aus dem landwirtschaftlichenFonds 1150 Mark;
8. aus dem Westfonds 5430 Mark und
9. endlich aus dem Wasserleitungsfonds4900 Mark; das macht 66 992 Mark. (Hört! hört!)
Ich habe heute morgen auf Grund der Depefche in den einzelnen Kalkulaturen die Sache

nochmals nachprüfen lassen, und es ist mir von allen Kalkulaturen bestätigt worden, daß die
angegebenenZahlen richtig und zuverlässig sind mit Ausnahme einer Position, wu ein kleiner
Zweifel entstehen kann, nämlich ob beim Kleineisenbahnfondsdie Zinsen ganz richtig verrechnet
sind. Das ist noch nicht aufgeklärt, das kann aber nur eine ganz minimale Differenz ausmachen.
Selbst wenn ich annehme, daß die Differenz 2000 Mark ausmacht, — das wäre das Höchste —
bleibt es immer noch richtig, daß der Kreis bekommen rund 64 000 Mark, d. h. 38 000 Mark
mehr, als er an Provinzialumlagen aufbringt.

Es tut mir leid, daß ich das nicht anders richtig stellen kann. Meine Zahlen waren
zuverlässig. (Bewegung. Glocke des Vorsitzenden.)

Vorsitzender Becker: Meine Herren! Wir fahren dann in der Tagesordnung fort, und
kommen zum Gegenstand Nr. 3:

„Antrag der II. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend die künftige Einstellung eines jährlichen Betrages
zur Abschreibung auf die maschinellen Anlagen der Provinzialanstalten
in den Haushaltsplan über die bauliche Unterhaltung «. der Provinzial¬
anstalten."

Berichterstatterist Herr AbgeordneterLaeis, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneterLaeis: Meine Herren! Sie finden in Anlage XVII der

Haushaltspläne unter Titel II Seite 478 bei den sächlichen Ausgaben neu eingestellt einen Betrag
von 60 000 Mark zu Abschreibungenauf maschinelle Anlagen der Provinzialanstalten. Bis jetzt
wurden diese Abschreibungen bezw. die Kosten für die hier in Betracht kommenden Unterhaltungen
und Erneuerungen teilweife aus Etatsmilteln, teilweife aus den vom 40. und 42. Prouinzial-
landtage bewilligtenFonds von 550 000 und 399 000 Mark — für bauliche Unterhaltung und
Verbesserungender fünf alten Provinzialanstalten — bestritten.
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Wie Sie nun, meine Herren, aus der Ihnen vorliegendenAnlage Nr, 14 ersehen wollen,
beziffern sich heute die ganzen maschinellen Anlagen der Proviuzialanstalten auf rund 3 600 000 Mark.
Hierin sind einbegriffen neben den Dampfkessel-und Maschincnanlagen, die Pumpwerke nebst
Rohrleitungsnetzen,die Gas- und Elektrizitatswerke,Akkumulatorenbatterien,die Kochküchcn, Werk¬
statteinrichtungenusw. Wahrend nun sonst in der Industrie die üblichen Abschreibungenauf
maschinelle Anlagen sich zwischen 2 und 10 Prozent bewegen und auch entsprechend die Provinzial-
verwaltung für Abschreibungen 3'/2—5 Prozent, gleich einem Betrag von 125—180 000 Mark
für notwendig erachtet,so glaubt dieselbe doch zunächst und versuchsweise für das folgendeEtats¬
jahr mit einem Abschreibungsbetragvon nur l,66 Prozent ---- 60 000 Mark auskommen zu können.
Die Begründungen für diesen Antrag sind eingehendin der genannten Drucksachen.Nr. 14 dar¬
gelegt und erübrigt es wohl daher, erneut hierauf zurückzukommen.

Die II. Fachkommissionschlägt Ihnen nun entsprechendvor und beantrage ich namens derselben-.
„Der Provinziallandtag wolle zur Abschreibungauf die maschinellenAnlagen der
Prouinzialanstalten zunächst einen Betrag oon 60 000 Mark oder 1,66 Prozent des
Anlegewertesbewilligen und in den Haushaltsplan über die bauliche Unterhaltung :c.
der Provinzialllnstalten, wie vorgesehen, einstellen.

VorsitzenderBecker: Das Wort hat der Herr AbgeordneteMarx.
AbgeordneterMarx: Meine Herren! Die Notwendigkeit, auf industrielleAnlagen größere

Abschreibungen zu machen,steht allgemein fest. Der Herr Landeshauptmann hat es uns in seiner
einleitendenRede betont, dann der Herr AbgeordneteFritzen, und jetzt empfiehlt die II. Fach¬
kommission, erhebliche Abschreibungen auf maschinelle Anlagen zu machen.

Meine Herren! Diese Überzeugungist ja in den industriellenKreisenso verbleitet, daß
es als ein feststehender Lehrsatz gilt, daß man auf Maschinen10 Prozent abschreiben muß. Wir
in den großen Städten verfahren ja täglich so. Es muß deshalb auffallend erscheinen, daß der
Rheinische Provinziallandtag erst in seiner 45. Tagung zu dieser Erkenntnis gelangt.

Meine Herren! Man tonnte sogar sagen: es ist bisher nicht immer so verfahrenworden,
wie man allgemein verfährt und wie namentlicheine solide Verwaltung verfährt.

Meine Herren! Das ist aber nur scheinbar; die Sache liegt in Wirklichkeitanders.
Denn es handelt sich um maschinelle Anlagen, die zum großen Teil erst in jüngster Zeit entstanden
sind, so namentlich die elektrischen Anlagen. Weiter ist zu beachten, daß in den einzelnenHaus¬
haltsplänen überall ganz erhebliche Unterhaltungskostenvorgesehensind, wodurch die betreffenden
Anlagen alle auf einer guten Höhe der Betriebsfähigkeitgehalten werden. Das Wesentliche ist
aber das, daß die Anlagen meistens aus Anleihen gebaut werden, und daß nicht etwa die
maschinellen Einrichtungen auf eine besondere Anleihe verwiesen werden und die anderen Bauten
auch, sondern daß für die gesamteAnstalt eine einheitlicheAnleihe aufgenommen wird. Nun
werden unsere Anleihen in der Regel getilgt mit 1^/, Prozent (AbgeordneterDr. Klein: Und
den Ersparnissätzen!)— und den ersparten Zinsen.

Meine Herren! Daraus ergibt sich im Laufe der Zeit eine ganz erhebliche Quote für
Abschreibungen,wobei man nun ganz nach richtigen Grundsätzen verfahren kann, indem man
beispielsweiseauf Grund und Boden wenig oder gar nichts abschreibt,auf die maschinellen An¬
lagen umsomehr.

Meine Herren! Sie ersehen daraus, daß es nur scheinbar ist, daß man bisher Ab¬
schreibungen in hohem Maße nicht vorgenommenhat, während doch in Wirtlichkeit ganz entsprechend
solide verfahren worden ist.
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Meine Herren! Der Grund aber, aus dem ich wesentlich das Wort genommenhabe, ist
der, um den Ausdruck„Abschreibungen"richtig zu stellen. Von Abschreibungen kann man eigentlich
nur sprechen bei wirklichen industriellen Anlagen und da, wo eine kaufmännische Buchung und
nicht eine Buchung nach dem reinen Verwaltungssystemerfolgt. Bei der Buchung der Verwaltung
fehlt ja der Gegenwert, den man abschreiben kann, und wie soll man die Abschreibung bewirken?

Meine Herren! Wenn wir auf die Maschinenheute 10 Prozent abschreiben, dann müssen
wir uns doch fragen: Wie machen wir das? sollen wir nun die 10 Prozent extraordinär bei
einer Anleihe tilgen? Das liegt nicht im Zwecke und wird auch nicht beabsichtigt. Richtig ist
es deshalb meiner Meinung nach, die Posten für die Unterhaltung der Maschinenin den einzelnen
Haushaltsplänen entsprechend richtig zu stellen, aber den neuen Fonds nicht „UnterlMungsfonds",
sondern „Erneuerungsfonds" zu nennen und aus diesem Fonds auch nur das zu bestreiten, was
als Ersatz in Abgang gekommenerKessel, Maschinen «. dient. Ich nehme an, daß das
allerdings auch die Absicht ist, aber aus der Überschriftgeht eben nur hervor, daß es eine
Abschreibung ist.

Meine Herren! Um nun diese Abschreibungsquotesicher zu stellen, sieht ja auch die
Vorlage vor, daß ein Fonds angesammeltwird. Es wird dies ja auch uicht anders gehen. Aber
man kann sich doch nicht verhehlen, daß bei der Ansammlungvon Fonds, deren näherer Bestimmungs¬
zweck nicht so sicher festgelegt ist, die Gefahr besteht, daß dieselbenerhalten bleiben. Sehr bald
kann sich die Begehrlichkeitauf diese Fonds lichten: Man wird bald sagen, daß die Maschinen
noch in einem so guten Zustande seien, daß deren Erneuerung erst nach so und so vielen Jahren
am Platze ist, und daß deshalb über einen Teil dieses Fonds unbedenklich verfügt werden könne.
Meine Herren! Ich möchte deshalb meine Hand dafür erheben, daß dieser Fonds als Erneuerungs¬
fonds bezeichnetwird und daß derselbe auch nur angegriffen werden kann für die Erneuerung
abgängig gewordenerMaschinenund Maschinenteile.(Zuruf: So war es ja auch gedacht.)

Meine Herren! Der Herr Kollege Zweigert hat vor einiger Zeit einmal von den Fett¬
näpfchen der Provinz gesprochen. Ich möchte ja wünschen und ebenso wir alle, daß die Zeit
einmal wiederkehren möge, wo derartige Fonds als Fettnäpfe der Provinz erscheinen.Aber, meine
Herren, eine unerfreulicheErscheinungwürde es sein, wenn dann jeder ungestraft an diesen Fett¬
näpfen naschen könnte. (Heiterkeit und Beifall.)

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.
Landeshauptmann Dr. Nenners: Meine Herren! Ich freue mich, daß der Herr Abge¬

ordnete Marx sich im Grunde mit der Einstellung dieses Fonds einverstanden erklärt hat. Ich
darf erklären: Es ist unsere Absicht gewesen, den Fonds von Jahr zu Jahr zu übertragen,
anwachsen zu lassen und nur Erneuerungendaraus zu machen,aber die laufenden Reparaturen nur
aus den gewöhnlichen Unterhaltungsfonds der einzelnen Haushaltspläne zu bestreiten. Ob der
Fonds nun „Nbschreibungsfonds"oder „Erneuerungsfonds" heißt, das ist der Verwaltung au tonä
gleich. Wir sind mit „Erneuerungsfonds" sehr einverstanden. So heißt er auch in Wirklichkeit
richtig. Das Wort „Abschreibungsfonds"ist da nur hineingekommen,weil das einmal so der
tsrminuL tsonnious in der Industrie und im kaufmännischen Verkehr ist. Wir wollen sehr gern
das Wort „Erneuerungsfonds" akzeptieren.

Vorsitzender Becker: Herr AbgeordneterFreiherr von Solemacher hat das Wort.
Abgeordneter Freiherr von Solemacher-Antweiler: Meine Herren! Als ich die

Vorlage las, war ich über das Wort „Abschreibungen"ganz ebenso frappiert wie der Herr Abge¬
ordnete Marx. Bei uns in der Provinz könnte man höchstens bei dem Vermögensnachweis
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abschreiben. Da könnte man sagen, das ist soviel weniger wert. Aber sonst paßt das Wort
„Abschreibungsfonds"gar nicht.

Als der Herr OberbürgermeisterMarx seine Rede anfing und sie mit der Bemerkung
einleitete, daß schon langst hätte abgeschrieben werden müssen, da dachte ich mir: Aha, der ist
auf den Leim gekrochen und hat das auch als Abschreibungsfondsangesehen. Aber im zweiten
Teil seiner Rede hat er nun vollständig deklariert, daß er die Sache ganz richtig erfaßt hat, und
deshalb bin ich mit allem einverstanden,was er gesagt hat, auch mit den Erklärungen des Herrn
Landeshauptmanns. Es ist kein Abschreibungsfonds sondern es ist ein Fonds, der geschaffen ist,
um die Maschinenzu erneuern.

Vorsitzender Becker: Herr AbgeordneterKlein hat das Wort.
Abgeordnetervi-. Klein: Meine Herren! Wir hatten bis vor wenigen Jahren, wo die

Einrichtung der großen neuen maschinellen Anlagen beschlossenwurde, nur höchst einfache maschinelle
Anlagen. Es waren Wasserleitung,Heizung :c. und war damit die Sache erschöpft. Große und
kostspielige Erneuerungen waren nicht erforderlich, sondern es war nur ab und zu ein neuer
Dampfkessel zu beschaffen,wodurch größere Ausgaben entstanden. Für solche Aufwendungen hatten
wir immer einen besonderen Fonds, den allgemeinen Baufonds. In diesen Fonds, der zur
Unterhaltung der Institute diente, stoßen zunächst die Uebelschüsse des Titels, welcher jährlich für
die Unterhaltung der einzelnen Anstalten in den Haushaltsplan eingestelltwar. Was in dem
einen Jahr nicht gebrauchtwurde, das floß in diesen Fonds. Er hielt sich auf der Höhe von
70 000, 80 000, 90 000 Mark. Wenn infolge größerer Aufwendungen der Baufonds zu sehr
in Anspruchgenommenwurde, erfolgte die Ergänzung aus den Ersparnissender Provinzialanstalten
an den allgemeinenetatsmäßigen Zuschüssen. In dieser Weise wurden die Maschinen stets in
einem vollkommenen Zustande erhalten und die einzelnen Teile erneuert, so daß am Schlüsse meiner
Amtsperiodedie betreffendenAnlagen in einem besseren Zustande waren, wie zu der Zeit, wo sie
neu errichtetworden waren und somit eine Abschreibungauf Maschinen nicht am Platze gewesen
wäre. Dazu kommt, daß die einfachen Betriebe in unseren Anstalten nicht mit einem industriellen
oder einem Maschinenbetriebeverglichen werden können,wo fortwährend.Neuerungen aufkommen
können, welche die alten Maschinen wertlos erscheinenlassen, wo Erfindungen gemacht werden,
die große Anlagen und Ausgaben erheischen. Das war bei unseren einfachen Betrieben weder
der Fall, noch zu befürchten, so daß ich wohl behaupten darf, daß wir den obwaltenden
Verhältnissen gegenüber durchaus solide und vorsichtig gewirtschaftethaben, ohne daß wir einen
besonderenFonds für Abschreibungen besaßen. Letzterer war umsoweniger erforderlich, als dem
Werte unserer Anlagen als Passiva die Anleihen gegenüber standen, welche wir zum Bau der
Anstalten zur Zeit aufgenommenhaben. Diese Anleihen haben wir regelmäßig mit 1'/2 °/o aus
den ersparten Zinsen amortisiert und zur Tilgung weitere außerordentlicheEinnahmen verwendet,
sodaß die ursprüngliche Schuld der Provinz für die Irrenanstaltsbauten im Betrage von
13 Millionen während meiner Dienstzeit bis auf 6 Millionen Mark getilgt worden ist. Infolge dessen
stehen unsere Anstalten, kaufmännischberechnet, nur noch mit 6 Millionen Mark zu Buche. Es stellt
dies, meine Herren, in der Tat eine so gewaltige Abschreibung Gr — wenn Sie sich dieses Wortes
bedienenwollen — wie sie wohl selten in einem industriellen Betriebe vorkommt. Dieser Tatsache
gegenüber kann ein Zweifel darüber, daß wir nicht solide und nach besten Grundsätzengewirtschaftet
haben sollen, nicht aufkommen. Als in den letzten Jahren der Neubau der großen Anstalten zu
GaNhausen,Süchteln und Elberfeld mit den neuesten elektrischen Anlagen und maschinellenEinrichtungen
sowie der Umbau der alten Anstalten und deren Einrichtungen mit elektrischen und sonstigen
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industriellen Anlagen beschlossen wurde, hat nach der jetzigen Vollendung dieser Anstalten und
Anlagen mein Amtsnachfolgermit Recht den Gedankenangeregt, daß nunmehr für die Unterhaltung
der zahlreichen und teueren Maschinenbesondere Vorkehrunggetroffenwerden müsse, weil möglicher¬
weise bei den so kompliziertenneuen Anlagen in einem Jahre viel größere Aufwendungenentstehen
können, als das früher denkbar war, Aufwendungen,wozu der allgemeine Baufonds, welcherauch
anderweit für die bauliche Unterhaltung in Anspruchzu nehmen war, selbst dann, wenn wir ihn
auch ausnahmsweise einmal ab und zu aus anderen Fonds bezw. Überschüssen verstärkten, nicht
ausreichte. Es erschien deshalb als zweckmäßig und geboten, für diese neuen maschinellen Anlagen
einen besonderen Grncuerungsfonds zu bilden. Ich pflichte dem vollständig bei und erkenne dies
unter den veränderten Umständen als durchaus zweckmäßig an. Aber von einer jährlichen Ab¬
schreibungvon 10 Prozent zu reden, wie dies bei Aktien-Gesellschaften noch üblich ist, das halte
ich doch nicht für erforderlich, sondern wenn man mit einem Fonds von 60 000 Mark, wie es
jetzt beabsichtigt ist, anfängt, so wird man doch allmählich,da in den nächsten Jahren voraussichtlich
nichts zu erneuern sein wird, zu einem Fonds kommen, welcher vollständig ausreicht, um, wenn
einmal eine elektrischeAnlage versagt oder eine sonstige Erneuerung bei Maschinenim Laufe der
Zeit ausgeführt weiden muß, die betreffendenKosten zu bestreikn.

Es ist also nur eigentlich das Wort „Abschreibungen"neu, welches hier iu die Diskussion
hineingeworfenworden ist, während im übrigen die Sache bisher schon so gehandhabt wurde, wie
es Ihren Intensionen entspricht; das heißt, wir haben alles aus besonderenFonds erneuert, was
erforderlichwar, und es ist alles in einem guten Zustand geblieben, während auf der anderen
Seite die Passiva wesentlich gesunkensind. Dasselbe wird auch für die Zukunft nach den vor¬
liegenden Vorschlägen der Fall sein. Aus dem neu gebildetenErneuerungsfonds für Maschinen
müssen in gleicherWeise, wie dies bisher aus dem allgmeinenBaufonds geschehen,alle maschinellen
Anlagen erneuert werden und außerdem wird noch eine besondereAbschreibung,ähnlich wie dies
bisher der Fall war, durch die Tilgung der Bauanleihen erfolgen. Wenn Sie, meine Herren,
bedenken, daß wir für den Neubau der Irrenanstalten usw. und den Umbau der alten Anstalten
19 Millionen Mark aufgenommen und daß wir die Tilgung dieser Anleihe mit jährlich 1^2 «/,
begonnen haben, also 150 000 Mark jährlich amortisieren, wozu noch die ersparten Zinsen treten,
so bildet dies einen gewiß ausreichendenGegenwert gegen die Abnutzungder Maschinenusw.

Ich bin also im Prinzip mit den Vorschlägen ganz einverstanden, aber daß wir den
Fonds für Erneuerung jährlich um 10 Prozent des Weites der Anlagen der Maschinen :c. dotieren
sollten, das erachte ich nicht für notwendig.

Wenn Herr OberbürgermeisterMarx sodann noch auf die verschwundenen Fettnäpfe der
Verwaltung hinwies, auf die auch Herr OberbürgermeisterZweigert schon früher hingewiesen hat,
so möchte ich mir doch die Frage erlauben, wie es denn gekommenist, daß diese Fettnäpfe
verschwunden sind.

Meine Herren! Der Provinzialausschuß und ich haben Ihnen vor drei Jahren schon
einen Haushaltsplan vorgelegt, zu dessen Valanzierung ein halbes Prozent Umlage mehr erforderlich
war. (Sehr richtig!) Wäre damals unser Vorschlagangenommenworden, so hätten wir zwischen¬
zeitlich ca. 1200000 Mark mehr an Umlagen erhalten und wären nicht genötigt gewesen, auf
unsere Reservefonds zur Deckung der laufenden Iahresausgaben zurückzugreifen und diese Fonds
aufzuzehren. Ich habe Ihnen, meine Herren, bereits damals gesagt, daß wir in Verlegenheit
kommenwürden, weil wir hinsichtlichunserer Umlagen uns damals schon auf dem absteigenden
Aste befanden. Ich bin indessen hinsichtlich der Erhebung des halben Prozentes an Mehrnmlagen
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in der Minorität geblieben,indem nur wenigeHerren für die nach Ansicht des Provinzialausschusses
unvermeidlicheErhöhung der Umlage gestimmthaben. Man verlangte statt dessen im Landtage
Streichung an den Ausgaben und insofern diese nicht reichten, Inangriffnahme der Reservefonds.
Ja aber, meine Herren, was war da zu streichen? Unsere Ausgaben sind fast sämtlich sogenannte
Zwangsausgabeu. Da kommen in erster Linie die 2^2 Millionen für das Laudnrmenwesen,
welche wir auf Grund gesetzlicher Bestimmungen zahlen mußten und daran können wir nichts
streichen. Dann kommen die Ausgaben für das Straßenwescn, wofür wir auch 2'/2 Millionen
in den Haushaltsplan setzen müssen, auch hier konnten wir nichts streichen, da nur das dringend
Notwendigste eingesetzt war und die Straßen doch unterhalten werden müssen. Dasselbe ist der
Fall bei den Ausgaben für das Irrenwesen, der Fürsorgeerziehung sowie den Zinsen der auf»
genommenenAnleihen.

Die einzigen Positionen, bei denen wir freie Hand hatten, waren Kunst und Wissenschaft
und Landwirtschaft, Diese Titel konnten also allein in Betracht kommen. Eine Herabsetzung der
Ausgaben für Landwirtschaftwar von vornherein ausgeschlossen, da bekanntlichdie Landwirtschaft
so notleidend ist (Heiterkeit), daß ihr nichts entzogenwerden konnte. Es blieben also nur noch
Kunst und Wissenschaft übrig, und da hat denn die arme Kunst und Wissenschaft damals bluten
müssen. Die Ausgaben für Kunst und Wissenschaftwurden herabgesetztgegen den Willen der
Verwaltung, Unsere Liebe zur Kunst und Wissenschaft ist nicht erkaltet; im Gegenteil, die Herab¬
setzung ist damals nur geschehen, weil der Landtag dies verlangte. Die Verwaltung hat sich
damals in dem Gedanken getröstet, das wollen wir in einigen Jahren, wenn die Verhältnissesich
gebessert haben, nachholenund dies Jahr können die Denkmäler, die ja Jahrhunderten angehören
und in den nächstenJahren noch nicht verfallen weiden, aushalten.

In der jetzigen Session des Landtages ist die frühere Streichung an dem Titel für Kunst
und Wissenschaft bczw. dem Ständcfonds auf das Lebhafteste beklagt uud vielfach der Gedanke
geäußert worden, daß der Haushaltsplan des Titels für Kunst und Wissenschaftwieder verstärkt
werden müsse, wie das schon früher die Absicht der Verwaltung gewesen ist. Ich möchte hier nur
noch bemerken,daß der im Frühjahr 1903 erfolgte Abstrichan diesem Titel doch in etwas viel
schärferemLichte erscheint, als er tatsächlich ist. Man vergißt nämlich dabei, daß gleichzeitig
100 000 Mark für Erweiterung des Museums in Trier disponibel gestellt werden mußten. Das
ist doch auch eine Ausgabe für Kunst und Wissenschaft, und diese wurde uicht aus dem Haus¬
haltstitel für Kunst und Wissenschaft bezw. der Museen entnommen. Wenn Sie, meine Herren,
das berechnen, erscheint der Abstrichauch für Kunst und Wissenschaft nicht so gefährlich, wie dies
betont worden ist. (Beifall,)

Vorsitzender Becker: Es meldet sich niemand mehr zum Wort, — Ich schließe die Ver¬
handlung und darf feststellen, daß das hohe Haus den Antrag der II, Fachkommission genehmigt hat.

Wir treten in die Verhandlung d.'s nächsten Gegenstandesder Tagesordnung:
„Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Kosten der
Leitung und BeaufsichtigungderbaulichenUnterhaltungsarbeiten sowie über
die Abschreibungen auf maschinelle Anlagen in den Provinzialanstalten."

Berichterstatterist ebenfalls Herr AbgeordneterLaeis.
BerichterstatterAbgeordneter Laeis: Meine Herren! Über die sächlichenAusgaben des Haus¬

haltsplanes, die bauliche Beaufsichtigung der Provinzialanstaltenbetreffend, habe ich bereits vorhin berichtet.
Wie bisher liegt die Leitung der baulichenUnterhaltungsarbeiten in den Händen einer

Reihe von Bauinspettoren und Architekten und tritt in Titel I des Haushaltsplanes, Anlage XVII
16
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Seite 478 der Haushaltspläne mit Bezug auf die persönlichen Ausgaben eine Änderung
nicht ein.

Namens der II. Fachkommission beantrage ich daher:
„Der Provinziallandtag wolle den vorbezeichnetenHaushaltsplan unverändertannehmen."

Vorsitzender Becker: Es meldet sich niemand zum Wort, — Ich schließe die Verhandlung
und stelle fest, daß das hohe Haus dem Antrage der II. Fachkommission gemäß den Haushaltsplan
genehmigthat.

Wir gehen zum Gegenstand Nr. 5 der Tagesordnung über:
„Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan der Provinzial-
Arbeitsanstalt zu Brauweiler."

Berichterstatterist Herr AbgeordneterDr. zur Nieden, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneterDr. zur Nieden: Meine Herren! Der Haushaltsplan der

Provinzial-Arbeitsanstalt zu Brauweiler schließt ab mit 524 000 Mark gegen 484 000 Mark im
Vorjahre. Es ist also eine Zunahme von 40 000 Mark zu verzeichnen. Sie erklärt sich aus der
Zunahme der Insassen. Die Insassenzahl ist angewachsenum 150, und zwar auf 1500. Es
sind mehr 75 männlicheKorrigenden. Dabei sind auch die Zuhälter, die nach § 181a der Straf-
gesetznouclle in die Arbeitsanstalt überwiesen werden. Es sind auf der anderen Seite mehr
100 Fürforgezöglinge. Meine Herren! Das sind diejenigen, die in Freimersdorf untergebracht
sind und von denen uns der Herr Landeshauptmann schon gesagt hat, daß sie, was die Fürsorge
anbelangt, die schwerste Sorge der Provinzialverwallung bilden, weil sie nach ihrem Alter und
nach ihrem Vorleben sich wenig mehr zur Besserung eignen. Dagegen sind weniger 25 weibliche
Korrigenden,so daß sich eine Zunahme von 150 Köpfen ergibt. Diese Zunahme an Insassen
erfordert für Beköstigung allein einen Mehraufwand von 26 000 Mark, wozu für Heizung, Be¬
leuchtung, Arznei, Verbandsmittel, Gebiiudeunterhaltung noch 9225 Mark und für persönliche
Ausgaben und die Gehälter usw. noch außerdem ein Mehr von 4775 Mark kommt, so daß sich
eine Gesamtmchrciusgabevon 43 985 Mark ergibt. Meine Herren! Trotzdem ist eine Erhöhung
der aus Provinzialmitteln zu leistendenZuschüsse (Glocke des Vorsitzenden) nicht eingetreten. Die
Zuschüssebetragen nach wie vor 163 000 Mark. Es hat sich mit der Zunahme der Zahl der
Insassen naturgemäß auch die Höhe der Pflegekostcnbeiträgefür Land- und Ortsarme und für die
Fürsorgezöglingeerhöht. Das gibt eine Vermehrung um 24 820 Mark, und außerdem ist aber
eine erhebliche Erhöhung der Einnahmen aus dem Nrbeitsbetrieb zu verzeichnen.Aus dem Arbeits-
bctrieb der Anstalt ergibt sich nämlich eine Mehreinnahme von Brutto 25 270 Mark und von
Netto 18 564 Mark. Beim Arbeitsbetriebkommen ja in Betracht die Arbeit für die Provinzial-
Straßenuerwaltung, für die Promnzialcmstaltenin ganz großem Maße und daneben auch für Fremde.
Dabei hat aber die Provinzialverwallung, wie in der Kommissionerklärt wurde, es sich angelegen
sein lassen, die Arbeiten für Fremde möglichst einzuschränken und möglichst viel für ihre eigenen
Betriebe und für die anderen Anstalten arbeiten zu lassen. Es erstrecktsich das Arbeiten für
Fremde im wesentlichen noch auf die Wäscherei, Dütenklcbenund einige andere unwesentlichere Sachen.

Bei den Einnahmen aus den Erwerbsbetriebender Anstalt in Brauweiler zeigt sich aber
auf der anderen Seite auch im einzelneneine kleine Verminderung und zwar bei der Land- und
Viehwirtschaft um 1900 Mark, bei dem Mühlenbetriebe und der Bäckerei um 2085 Mark.
Meine Herren! Die Abnahme der Einnahmen bei der Land- und Viehwirtschaftum 1900 Mark
erklärt sich lediglich aus der Aufgabe von 19 K«. Pachtland. Der Verpachte! hat der Arbeits¬
anstalt Brauweiler gekündigt,und es ist daher die Einnahme weggefallen. Im übrigen ist aber
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die Provinzialverwaltung, wie der Herr Landeshauptmann in der Fachkommissionerklärt hat,
darauf bedacht, die Arbeit in der Land- und Viehwirtschaftnicht einzuschränken, sondern im
Gegenteil sie zunehmenzu lassen, und ist auch schon durch Landankäufe dieser Sache näher getreten.

Die Mindereinnahme aus dem Mühlcnbetriebe und der Bäckerei erklärt sich daraus, daß
die Anstalt ein Mehl nicht hat liefern können, welches dem Hcmdelsmehl gleichwertig war. Infolge¬
dessen haben sich die übrigen Anstalten der Provinz, die Heil- und Pflegeanstalten nicht mehr
bereit erklärt, der Provinzial-Arbeitsanstalt Brauweiler das Mehl abzunehmen, sondern sie sind
dazu übergegangen,Mehl aus dem Handel aufzukaufen;und daher erklärt es sich, daß der Bäckerei¬
betrieb und der Mühlenbetriebder Provinzial-Arbeitsanstalt, was die Mehllieferunganbelangt, nur
noch für den eigenen Bedarf der Provinzial-Arbeitsanstalt Brauweiler arbeitet.

Im übrigen ist aber die Entwicklungder Arbeit in der Anstalt Brauweiler eine durchaus
erfreuliche. Dank der unermüdlichen Tätigkeit des Chefs, der seine ganze Arbeitskraftdieser Anstalt
zur Verfügung stellt und u. a. schon morgens um 4 Uhr selbst auf dem Posten ist. Es hat sich
durchaus befriedigend entwickelt die Weberei, die Wäscherei, die Buchdruckern,Tischlerei,das photo¬
graphischeAtelier. Man ist auch zu neuen Betrieben übergegangen. Eine kleine Probe der
Bnchdruckerei ist ja verteilt worden: die Denkschriftüber die Hebammenlehranstalt in Elberfeld,
die durchaus sauber und nett gedruckt ist und die sich in den Händen der Herren befindet.

Meine Herren! Namens der Fachkommission erlaube ich mir vorzuschlagen, diesen Haus¬
haltsplan der Provinzial-Arbeitsanstalt Brauweiler unverändert anzunehmen.

VorsitzenderBecker: Es meldet sich niemand zum Wort. — Ich schließe die Verhand¬
lung und stelle fest, daß das hohe Haus den Haushaltsplan genehmigthat.

Wir kommen zum Gegenstand Nr. 6:
„Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan des Landarmenhauses
zu Trier."

Berichterstatterist wiederum Herr AbgeordneterDr. zur Nieden.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. zur Nieden: Meine Herren! Der Haushaltsplan

für das Landarmenhaus in Trier ist ein besonders erfreulicher, nämlich insofern, als er durchaus
gar keine Provinzialzuschüsseerfordert. Das Landarmenhaus in Trier erhält sich nach wie vor
selber. Der Haushaltsplan schließt ab mit 153 400 Mark gegen 151100 Mark im Vorjahre;
es ergibt sich also eine kleine Mehrausgabe von 2300 Mark. Dem gegenübersteht aber auch
eine Mehreinnahme in dem gleichen Betrage, so daß Zuschüsse aus den Provinzialmitteln nicht
erforderlich sind.

Zu bemerken ist bei diesem Haushaltsplan nur das eine, daß 176 Epileptiker,welche
bisher in Trier untergebrachtwaren, nunmehr in die Provinzialanstalt Iohannisthal bei Süchteln
übergeführt werden. Trotzdemhat sich die Zahl der Insassen des Landarmenhausesin Trier nicht
vermindert, sondern vermehrt, und zwar von 425 auf 430, und dieses ist dadurchzu erklären, daß
an Stelle der Epileptiker Orts- und Landarme in größerer Zahl dort untergebrachtworden sind.

Meine Herren! Ich gestatte mir vorzuschlagen,auch diesen Haushaltsplan unverändert
anzunehmen.

Vorsitzender Becker: Ich schließe die Verhandlung, da sich niemand zum Worte meldet,
und darf feststellen, daß das hohe Haus den Haushaltsplan ebenfalls genehmigthat.

Wir kommen zum
„Antrag der II. Fachkommission zum Haushaltsplan über die Unter¬
stützung milder Stiftungen und Wohltatigkeitsanstalten sowie über die

IS'
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Kosten der Unterbringung und des Unterhaltes von Epileptikern, Idioten
und Blinden aus der Rheinprovinz, welche bezw. deren Angehörige keinen
Anspruch auf öffentliche Armenpflege haben."

Berichterstatterist ebenfalls Herr AbgeordneterDr. zur Nieden.
BerichterstatterAbgeordneterDr. zur Nieden: Meine Herren! Es handelt sich nur um

einen ganz kleinen Haushaltsplan, welcher im vorigen Jahre mit 10 830 Mark und in diesem
Jahre mit 10 630 Mark abgeschlossenhat. Die kleine Differenz von 200 Mark erklärt sich aus
Schwankungen in den Beiträgen zu den Wegekosten. Der Haushaltsplan balanzicrt im übrigen.
Es ist ein Mehrzuschußnicht erforderlich.

Zu diesem Hailshaltsplan, welcher die Unterstützung milder Stiftungen betrifft, gehört
außerdem noch die Unterbringung derjenigenEpileptiker,Idioten und Blinden, die keinen Anfpruch
auf öffentliche Armenpflegehaben.

Meine Herren! Wie Sie wohl aus den übrigen Vorlagen erfehen haben, ist beabsichtigt,
diesem Fonds, diesem Haushaltsplan einen erhöhten Inhalt erst dadurch zu geben, daß die Stiftung
anläßlich der silbernen Hochzeit unseres Kaiserpaares ins Leben tritt. Dann wird dieser Fonds
über jährlich 10 000 Mark mehr verfügen und wird dann seinen Aufgaben auch in erhöhtem
Maße gerecht werden können.

Namens der Fachkomnüfsionhabe ich die Ehre, auch diesen Haushaltsplan zur unver¬
änderten Genehmigungin Vorschlagzu bringen.

Vorsitzender Becker: Es meldet sich niemand zum Wort. — Ich schließe die Verhandlung
und stelle Ihr Einverständnis mit dem Antrage der II. Fachkommission fest.

Wir gehen nunmehr über zum
„Antrag der I. Fachkommission zur Petition der Straßenmeister um

1. Anstellung auf Lebenszeit nach etwa 10 jähriger vorwurfsfreier
Dienstzeit,

2. um Ginrangierung in die Dienstklasse V. 1 der Provinzialbeamten.
Berichterstatterist Herr Abgeordnetervon Laer, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordnetervon Laer: Meine Herren! Die Straßenmeister der Rhein¬

provinz haben einen Antrag auf Verbesserung ihrer Lage gestellt, der in seinem wesentlichen Inhalte
das hohe Haus schon in früherenTagungen beschäftigt hat und wegen dessen ich mich deshalb kurz
fassen darf.

Die Straßenmeister haben in dieser Petition zwei Wünscheausgesprochen.Einmal wollen
sie lebenslängliche Anstellung haben, während sie gegenwärtig auf dreimonatigeKündigung, aber
mit Pensionsberechtigungangestellt sind. Und zweitens wollen sie einrangiert werden in die Klasse
V. 1 der Provinzialbeamten, ein Wunsch, mit dessen Erfüllung zugleich die lebenslänglicheAn¬
stellung und sonstige Vorteile, die die Beamten dieser Klasse haben, verbunden sein würden.

Der Provinzialcmsschuß hat die Petition dem hohen Hause vorgelegt mit ablehnendem Votum.
Die Straßenmeister führen zur Begründung ihres Antrages an, daß sie zunächst einmal

die Verleihungder lebenslänglichen Anstellungin ihrem persönlichen Interesse, zu ihrer Sicherstellung
haben möchten, und vergleichen sich dabei insbesondere mit anderen Beamtenkategorien,denen man
diese lebenslänglicheAnstellungzugestandenhat und von denen sie annehmen, daß diese anderen
Kategorien eigentlich unter ihnen ständen,

Sie führen dann weiter aus, daß sie eine erheblichetechnische Vorbildung genossen hätten,
die ihnen einen Anspruch verliehe auf eine gesicherteStellung, und daß auch die Aufgaben,die sie
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zu erfüllen haben, derart seien, daß sie eine solche lebenslänglicheAnstellung als Kompensation
dafür wohl in Anspruch nehmen könnten.

Meine Herren! Die Provinzialverwaltung hält den Antrag nicht für annehmbar. Sie
glaubt im dienstlichen Interesse die Anstellung der Provinzialstraßcnmeisterauf Lebenszeit nicht
empfehlen zu können. Der Dienst der Straßenmeister ist ja ein eigenartiger, und vielleicht mehr
noch als in anderen Veamtenstcllungenkann es hier ein Verhalten, eine Handlungsweise der
Beamten geben, die nicht ohne weiteres unter das Disziplinarisch fällt und die doch eine Beseitigung
des Betreffendenaus dem Dienste wünschenswerterscheinen läßt. Es wird ja zuzugebensein, daß
ein derartiges Verhalten, eine derartige Handlungsweiseeine seltene Ausnahme bilden wird. Aber
die Eigenart des Dienstes läßt es zweckmäßig erscheinen, darauf Rücksicht zu nehmen.

Die Provinzialverwaltung verweist zugleich darauf, daß die Straßenmeister durch die
Verleihung der Pensionsberechtigungimmerhin eine gute persönliche Stellung tatsächlich inne haben
und daß alle diejenigenunter ihnen — und das wird ja wohl mit wenigen Ausnahmen aus alle
zutreffen,wenn überhaupt Ausnahmen bestehen — die ihre Pflicht tun, vollkommengesichert sind,
weil das Kündigungsrechtnur ausgeübt werde gegen solche Leute, die eben ihre Verpflichtungen
nicht erfüllen und die in den Dienst nicht hineinpassen.

Meine Herren! Die I, Fachkommissionhat geglaubt, sich diesen Erwägungen nicht
verschließenzu dürfen und insbesondere auch die Befugnisse der Provinzialverwaltung gegenüber
dieser Beamtenkategorienicht einschränkenzu dürfen, solange die Provinzialverwaltung dies im dienst¬
lichen Interesse für nicht angängig hält.

Die I. Fachkommission schlagt Ihnen daher vor, die Petitition abzulehnen, ebenso wie
das in früheren Jahren seitens des hohen Hauses geschehen ist.

Vorsitzender Becker: Es meldet sich niemand zum Wort. — Ich schließe die Verhandlung
und darf feststellen, daß das hohe Haus dem Antrage seiner I. Fachtommission beigetretenist.

Wir kommen zum
„Antrag der I. Fachkommission zu der Petition des Straßenmeisters
Grimnitz in Dülken um Gehaltsnachprüfung."

Berichterstatterist ebenfalls Herr Abgeordnetervon Laer.
Berichterstatter Abgeordneter von Laer: Meine Herren! Auch diese Petition des

Straßenmeisters Grimnitz hat schon früher dem hohen Hause vorgelegen. Der 42. Provinzial¬
landtag hat die Petition geprüft und sie abgelehnt. Die neu eingegangene Petition enthält nichts
Neues von Bedeutung, gegenüber dem früheren Vorbringen, so daß ich mich auch hier ganz kurz
fassen darf.

Der Petent ist der Meinung, daß er in eine höhere Gehaltsklasseversetzt werden müßte,
Er beruft sich darauf, daß jüngere Leute, Leute, die mit ihm zugleich oder nach ihm in den Dienst
eingetretenseien, ihn jetzt teils eingeholt, teils überholt hätten, und es ist allerdings richtig, wie
das auch früher hier schon hervorgehoben worden ist, daß der Mann früher in den Dienst einge¬
treten ist als andere Kollegen von ihm, die im Gehalte gleich oder höher stehen. Es hat aber
damit eine eigene Bewandnis. Er ist zunächst probeweise, wie alle Beamten dieser Art angestellt
worden und ist dann krank geworden, und zwar an einem Fuhleiden, welcheses der Provinzial¬
verwaltung zweifelhafterscheinen ließ, ob er überhaupt noch die körperliche Fähigkeit besäße, um in
diesen Dienst endgültig aufgenommenzu werden. Erst nachdem die Krankheit geheilt war, nachdem
sich herausgestellt hat, daß er sich wieder die nötige körperliche Rüstigkeit erworben hatte, ist er
dann endgültig angestellt worden, und dadurch hat er eben etwas an Zeit verloren.
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Meine Herren! Die I. Fachkommissionist der Meinung, daß die Berechnung, die der
Petent aufstellt, daß er nun berechtigt sei, eine höhere Gehaltsstufe in Anspruchzu nehmen, doch
unzutreffend ist, daß die endgültige Anstellung nicht eher erfolgen konnte, als wie sie tatsächlich
erfolgt ist und daß sich nur von dieser festen endgültigen Anstellungan die Gehaltsstufe berechnen
lasse. Sie schlagt Ihnen gleichfallsAblehnung der Petition vor.

Vorsitzender Becker: Auch hier scheint keiner das Wort zu erbitten. Ich schließe die
Verhandlung und stelle Ihr Einverständnis mit dem Antrage der I. Fachkommission fest.

Wir kommenzum
„Antrag der I. Fachkommission zu der Petition der Bureaugehilfen um
Aufbesserung des Anfangs- und Höchstgehaltes und um Ersetzung der
Amtsbezeichnung „Bureaugehilfen" durch eine treffendere Bezeichnung."

Berichterstatterist der Herr AbgeordneteMinten, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneterMinten: Meine Herren! Die 14 Bureaugehilfen,die hier

bei der Landesversicherungsanstalt„Nheinprovinz" beschäftigt sind, haben eine Petition an das hohe
Haus gelichtet, mit dem Ziele, zunächst eine Aufbesserungdes Anfangs- und Höchstgehalteszu
erbitten, und feiner ihre bisherige Amtsbezeichnung„Bureaugehilfen" durch eine treffendere
Bezeichnungersetzen zu lassen.

Die Bureaugehilfen sind vor mehreren Jahren, im Jahre 1901, auf Veranlassung des
Neichsversicherungsamtsals Beamte augestelltworden, während sie bis dahin nur mit Tagesdiäten
honoriert wurden. Es ist damals für sie ein Anfangsgehalt von 1020 Mark, ein Endgehalt von
1500 Mark festgesetztworden und daneben der Wohnungsgeldzuschußvon 432 Mark.

Sie glauben nun, sie seien zu schlecht bezahlt im Vergleich zu den Bureauasststenten,die
ein Anfangsgehalt von 1500 Mark und ein Gndgehalt von 2700 Mark haben, und andererseits
auch zu den Kanzlisten, die bei einem Anfangsgehalt von 1500 Mark ein Endgehalt von 2400
bezw. 2700 Mari haben. Außerdem glauben sie auch schlechter gestellt zu seiu, als die Boten,
die bei 1000 Mark Anfangsgehalt 1500 Mark Endgehalt haben, die ferner aber außer Miets-
entschädigung noch eine Iahres-Gratifikation bekommen.

Dann, meine Herren, finden sie, daß ihre Bezeichnung „Bureaugehilfen" nicht ihre
Beamteneigenschaft in der richtigen Weise charakterisiere. Man könne aus dem Ausdruck „Bureaugehilfen"
entnehmen,als wenn sie eine Hilfe für die anoeren Beamten, etwa die Assistenten oder Sekretäre
wären, während sie tatsächlich sich selbständigmit den Bureauarbeiten beschäftigen.

Es kann ja zugegebenweiden, daß in gewisser Beziehung die Tätigkeit eine Sekretariats-
arbeit ist, wenn auch noch ein großer Teil der Arbeit rein mechanischer Natur ist.

Im übrigen beziehen sie sich noch auf die teuren Wohnungsverhältnissehier in Düsseldorf
und auf die besseren GehaltsuerlMnisse, die die Stadt Düsseldorf für ihre Hilfsarbeiter vor einigen
Jahren eingeführthat, indem dieselben ein Endgehalt bis zu 2400 Mark bekämen.

Namens der I. Fachkommission erlaube ich mir, zu beantragen, das hohe Haus wolle die
Petition dem Prouinzialausschussezur Prüfung überweisen.

Vorsitzender Becker: Ich eröffnedie Verhandlung — schließe dieselbe, da sich niemand
zum Wort meldet, und darf ohne Abstimmungfeststellen, daß das hohe Haus dem Antrage der
Fachkommission beigetreten ist.

Wir gehen zum nächsten Gegenstand der Tagesordnung über:
„Antrag der I. Fachkommission zu der Petition des MusiklehrersEngels an
der Provinzilll-Blindenanstalt in Düren um Aufbesserung seines Gehaltes."
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Berichterstatter ist ebenfalls Herr AbgeordneterMintcn.
BerichterstatterAbgeordneterMinten: Meine Herren! Der blinde Musiklehrer an der

Provinzial-Blindenllnstlllt in Düren Engels hatte bis zum Jahre 1902 als Hilfslehrer ein Gehalt
von 1800 Mark. Damals war ihm widerruflichgestattet, neben seinem Amte einen Klavierhandel
zu betreiben. Dieser Klavierhandel, den er wohl in ausgedehntemMaße betriebenzu haben schien,
gab zu wiederholtenBeschwerden der Konkurrenz Veranlassung,und die Folge war, daß man seine
Gehaltsbezüge besserteund ihm die widerruflicherteilte Genehmigung zum Klauierhandel entzog.
So hat dann das hohe Haus im Jahre 1903 vom 1. April ab sein Gehalt, das bis dahin
1800 Mark betrug, auf 2460 Mark erhöht, also um 660 Mark, und außerdem ihm als Entschädigung
für Wohnung, Licht und Brand 470 Mark zugebilligt.

Der Musiklehrer ist nun zu dieser Petition veranlaßt durch die von Ihnen beschlossene
Erhöhung der Gehälter der Lehrer an den Provinzial-Taubstummen- und Blindenanstalten, die
ja, wie Sie schon beschlossenhaben, ein Endgehalt von 3800 Mark haben sollen, während er in
der Skala der Lehrer und Lehrerinnen an den Provinzialanstalten — das ist die Klasse VI —
ein Gehalt von 1500 bis 2700 Mark — Endgchalt — nur erreichen kann. Er erblickt in dem
Unterschied von 1100 Mark eine allzu große Differenz, und glaubt auch, eine Erhöhung bean¬
spruchen zu follen.

Meine Herren! Der p. Engels kann nun nicht in die gleiche Stufe gestellt werden mit
den Lehrern und Lehrerinnen an den Blindenanstalten, da er hierzu nicht die nötige Vorbildung
besitzt. Andererseitssind die Bezüge so ausreichend bemessen, daß die 1. Fachkommission zu dem
Beschlusse gekommen ist, dem hohen Hause vorzuschlagen, die Petition abzulehnen.

Vorsitzender Becker: Auch hier meldet sich niemand zum Wort. — Ich schließedie
Verhandlung und stelle Ihr Einverständnis fest.

Wir kommen zum 12. Gegenstand der Tagesordnung:
„Antrag der I. Fachkommission zu der Petition des Gemeindeförster-Vereins
der Rheinprovinz wegen Regelung ihrer Diensteinkommensverhältnisse.

Berichterstatterist Herr Abgeordnetervon Groote."
BerichterstatterAbgeordneter von Groote: Meine Herren! In den letzten Tagen ist

dem Provinziallandtllge von dem Verein der rheinischen Gemeindeförstereine Eingabe zugegangen,
welche Ihnen im Abdrucke wohl allen vorliegt. Die Eingabe bezweckt eine Verbesserungder
Stellung der rheinischenGemeindeförster. Wenn auch darin der sicheren Erwartung Ausdruck
gegeben wird, daß infolge der zugesagtenEinwirkung der Regierung die Gehälter der Gemeinde¬
förster eine Erhöhung erfahren würden, so wird doch weiter ausgeführt, ein wesentlicher Übelstand
bleibe zunächst der, daß die rheinischen Gemeindeförster tatsächlichnicht versetzbarseien. Das ist
dahin zu verstehen,daß ein bereits angestellter Gemeindeförster,welcher sich um eine andere Stelle
beweibe, zunächst dort gewählt und bestätigt weiden müsse, daß er sodann ein Probejahr zu
erledigen habe und schließlich auch nur das Anfangsgehalt der neuen Stelle beanfpruchen könne.
Es gäbe aber eine ganze Reihe von Fällen, in welchen es sowohl im Interesse der Gemeinden
wie auch im Interesse der Forstbeamten liege, daß eine Versetzungin eine andere Dienststelle
eintrete. Es wird außerdem als ein Mißstand bezeichnet,daß kein Fonds existiert, aus welchem
in besonderen'Bedürfnisfiillenden Gemeindeförstern oder deren Hinterbliebenen Unterstützungen
gegeben werden können.

Die Eingabe kommt daher zu folgendem Antrage. Es möge der Provinziallandtag
beschließen daß
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1. für die Gemeindcförster ein Grundgehalt festgesetzt wird, welches nebst Miets-,
Brennholzentschädigunglc. von der Gemeinde zu zahlen ist, daß

2. die Alteiszulagen aus der Provinzialkassc gezahlt werden, zu der die Gemeindenzu
prozentualenBeiträgen aus „dem Einkommen ihrer Waldungen" herangezogenwerde»;
durch diese Vesoldungsweisewäre die Versetzbarkeit der Gemeindeförsterermöglicht,

3. daß jährlich ein Fonds ausgeworfenwird zur Unterstützung hilfsbedürftiger Gcmeinde-
förster und deren Hinterbliebenen.

Meine Herren! Die I. Fachkommissionhat geglaubt, in eine materielle Erörterung der
Sache nicht eintreten zu sollen, da zunächst doch eine eingehende Vorprüfung durch den Provinzial-
ausschußerforderlich sei, namentlichnach der Richtung, inwieweit Mißstände tatsächlich vorhanden
seien und in welcherWeise eine Abhilfe geschaffen werden könne.

Ich glaube aber anführen zu können, daß in der Kommissionder AuffassungAusdruck
gegeben worden ist, daß der Wunsch, welcherunter Nr. 1 des Antrages ausgesprochenist, wohl
kaum innerhalb der Zuständigkeit der Provinz erfüllt werden könnte, daß es dagegen nicht aus¬
geschlossen erscheine,einer Regelung der unter Nr. 2 und 3 vorgebrachtenWünsche auch seitens
der Provinz in der einen oder anderen Form naher zu treten.

Ich habe daher namens der Fachkommission zu beantragen, daß die Petition zunächst dem
Provinzialllusschusseüberwiesenweiden möge.

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr AbgeordneteMooren.
Abgeordneter Mooren: Meine verehrten Herren! Wenn ich die Tribüne betrete, so

besorgenSie keine lange Rede, denn ich huldige dem Satze: in der Kürze liegt die Würze, auch
weiß ich, daß viele unserer Herren Kollegen schon reisegewappnetdastehen, um nach verschiedenen
Gegenden der Windrose kleine Ausflüge zu machen.

Wenn ich mich nun zu dem Antrage des Herrn Referenten wende, so ist es durchaus
nicht meine Absicht, denselbenzu bekämpfen, sondern ich möchte ihn etwas illustrieren und erweitern.

Meine Herren! Ich beginne mit dem Satze: noch viel zu wenig geschieht auch seitens
der Provinzialvertretung für die Pflege, für die Kultur des deutschen Waldes (Zustimmung'und
Beifall), dies gilt namentlich von unsern rheinischen Gemeindewalduugen,die uns hier nach der
Natur der Dinge in erster Linie nur beschäftigen können.

Wir wissen, daß dieser wertvolle Besitz, der gewissermaßen ein Heiligtum bildet, von guten
Vorfahren in weitem Blicke überliefert, im Sturm der Revolution und durch eine nicht gerade
geschickte Gesetzgebung auberordentlichgelitten hat. Gerade wir am Rhein haben es empfunden,
wie der verhängnisvolleSatz der französischen Konstituante aus der berühmten — wie man sie
an einer Stelle nannte — Augustnacht1789 noch immer nachzittert, wo es mit Emphase hieß:
Der Boden ist frei, wie der Bürger, der ihn bewohnt. Meine Herren! Diese Phrase auf den
Wald ausdehnen,heißt den Wald teilen und ihn dem Untergang widmen (AbgeordneterFricderichs:
Ganz richtig!), und auch unsere Gesetzgebungauf der linken Rheinseite ist in dieser Beziehung
nicht genügend den wahren Spuren einer höheren Kultur treu geblieben. Hier sind viele Unter¬
lassungssündengut zu machen.

Die älteren Herren werden sich erinnern, daß im Jahre 1822 — ich glaube, es war
1822 — ein Gesetz erschien, worin die Gemeinden ohne Gnade gezwungenwurden, zur Tilgung
der napoleonischen Kriegsschulden in kurzer Zeit ihre Grundstücke aller Art unter den Hammer zu
bringen und wenigstensbis zu der für die Tilgung erforderlichen Höhe zu versilbern. In der Tat
ist dadurch eine unheilvolle Verwirrung in den volkswirtschaftlichen Begriffen und noch mehr in
dem Haushalt der Gemeinden angerichtetworden!
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Im Jahre 1851 erschiendann die unheilvolleGemeinheitsteilungsordnung,ebenfalls für die
linke Rheinseite, worin der Schutz des Waldes nicht genügend gewahrt, sondern gänzlichverkannt
worden ist.

Meine Herren! Was ist eine Gemeinde überhaupt, wenn sie nicht einen ordentlichen
Wald aufzuweisenhat? Sie ist gewissermaßen--------------nun ja der parlamentarischzulässige
Vergleich fällt mir etwas schwer. Aber Sie in den größeren Städten werden es besonders zu
würdigen wissen, was es zu bedeuten hat, wenn die Gemeinde eine Lunge — ich gebrauche
absichtlich den englischen Ausdruckin diesem Falle — auszuweisen hat, und in diesem Punkte ist
es hoch erfreulich, daß, wie wir in den letzten Jahren erfahren haben, intelligenteMagistrate, nicht
bekümmertum das Geschrei ängstlichbesorgterFinanziers und weiterer Kreise, die den Wald nicht
nach höheren Gesichtspunktenzu schätzen wissen, unbeirrt dazu übergegangensind, stellenweise auch
mit großen Opfern wertvolle Komplexefür ihre Städte zu erwerben.

An erster Stelle hat dazu der hochverdiente Herr OberbürgermeisterBecker aus Cöln das
Signal gegeben; ich bin fest überzeugt, die Cölner weiden es ihm Dank wissen, und die anderen
Städte, welche diesen Rosenspurenfolgten — auch sie werden es nicht zu bereuen haben.

Meine Herren! Was tun wir denn eigentlich für den Gemeindewald? Ich stehe nicht an,
zu behaupten: viel zu wenig! Ich sehe hier meinen verehrten Freund Herrn Fritzen vor mir, der
vor einigen Tagen in der ihm eigenen glücklichen Manier ausgeführt hat: wohl wäre es an der
Zeit, die Kunst-Denkmäler einer großen Vergangenheit, aber monumentale Denkmäler in Stein
und Erz wirksamer zu schützen und zu schonen. Meine Herren! Haben wir diese Verpflichtung
nicht in einem noch viel größeren Maßstabe den Naturdenkmälern gegenüber? (Lebhafter Beifall)
jenen Denkmälern, welche eine gütige Vorsehung diesem schönen Lande verliehen hat? Diese
Anschauungbraucht nicht hier propagiert zu werden, denn sie hat sich sogar im fernen Westen —
ich spreche in diesem Falle von der neuen Welt, dem materiell gerichteten Amerika(Heiterkeit) —
allmählig Bahn gebrochen. In Amerika war es kein anderer als der der liberalen 48 er Schule
entwachseneGeneralkonsul Schulz (Zurufe: Schurz!) — Meine Herren! Ich danke für Ihre
Berichtigung,das ist der beste Beweis dafür, daß der Mann auch bei Ihnen in gutem Andenken
steht (Heiterkeit)— welcher im Senat zu Washington den Antrag eingebracht und von seinen
Freunden unterstütztdurchgefochten hat, es möchtensogenannteReservationen — das ist der dafür
angewandte Ausdruck— errichtetwerden, damit der Wald nicht ganz und gar von der Vildfläche
verschwinde. Meine Herren! Herr Schurz hat sich dabei wahrscheinlich jene ernsten Lehren der
Geschichte zu Herzen genommen,welche auch er in seinen jungen Jahren in Südeuropa gesammelt
und sich hier davon überzeugt haben wird, wie die vandalische Zerstörung des Waldes in Spanien,
Italien, Südfranlreich, Dalmatien, Illyrien, in Griechenland und weiß der Himmel wo überall
(Heiterkeit)von den verhängnisvollstenFolgen begleitet gewesen ist. Leider ist dort eine wirtschaft¬
liche und höhere Kultur kaum noch denkbar, da der Zerstörungsprozeßzu weit gegangen ist. Auf
den Höhen schwemmt jeder Regenguß eine fruchtbare Scholle ab.

Indeß, meine Herren, Sie können mir ja sagen, wozu diese allgemeineBetrachtung?!
Kommen wir doch zu dem Gemeindewald!

Meine Herren! Wir haben in der Rheinprovinz — ich liebe es, runde Zahlen zu
nennen — noch 350 000 K». Gemeindewald, während vielleichtnur IttO 000 K», Staatswald da
sind. Daß viele Gemeinden den Wald nicht mehr genügend zu schützen — oder richtiger zu schätzen
wissen, darüber sind Fachmännervollständig einig. Das kann ja auch gar nicht Wunder nehmen,
bei den hohen Kommunalzuschlägenmancher Gemeinden von 300 bis 600 Prozent an der Saar

17
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und an der Mosel. (Oh! oh!) — Sie bezweifeln das, meine Herren? (AbgeordneterFriderichs: Ja!)
Die Statistik ist oft sehr unhöflich. Sie beweist aber die Nichtigkeit meiner Behauptung mit Bezug
auf die Gemeinden an Saar und Mosel und in der Eifel. Leider sind diese zum Teil deshalb
gezwungenworden, ihre Zuschlägeso hoch zu normieren, weil es an dem genügendenSchutzedes
Waldes fehlt — ich will das sonst nicht weiter profundieren — namentlich weil die Überflutung
mit der Qucbracho-Einfuhrstattgefundenhat.

Meine Herren! Ich habe vor einer Reihe von Jahren den Satz ausgesprochen,und den
möchte ich gerne der Resolution des verehrten Herrn Referenten, refp. Ihrer Kommissionzugefügt
wissen, daß die Gemcindewaldungennur dann nach allen Seiten hin sich eines wirksamen rationellen
Schutzes erfreuen weiden, wenn sie zugleich unter Leitung und Kontrolle der KöniglichenOber-
förstereiengestellt würden.

Meine Herren! Das wäre ein großer Fortschritt, denn die Gemeindeförstersind jetzt
stellenweise — ich will das nur mit ein paar Worten andeuten — in einer recht unangenehmen
Lage. Wenn sie es z. B. wagen, gegen irgend einen mächtigeneinflußreichen Mann der Gemeinde
oder seine Familie irgend ein Protokoll einzureichen,so wissen Sie, folgt der Haß hintendrein,
und daß der Haß stets und überall unter der Sonne ein schlechter Berater ist für eine richtige
unparteiischeAbwägung aller Verhältnisse, das glaube ich auch an diesem einen Falle genügend
gezeigt zu habeu. Am Besten wissen das die Bürgermeister jener Gemeiden,die mit einflußreichen
Herren — selbst Stadtverordneten — in Prozeß geraten sind.

Wie wäre es nun, meine Herren, wenn wir — ich werfe nur einen Gedanken hin —
zu demselbenSystem übergingen, wie es in dem forstlich gut bedachtenKönigreichWürttemberg
der Fall ist, und das hauptsächlichdarin besteht, daß in jeder größeren Gemeinde — es können
auch einige kleinere zu Verbänden zusammengezogenwerden — außer den Förstereien eventuell
auch sogenannteBaumwärtereien eingerichtetwerden. Dieser Baumwiirtcr, der auf einer geeigneten
Fachschule vorher seine Kenntnisse zu sammeln hat, ist am Besten in der Lage, die Gemeinden
auf Schritt und Tritt in diesen Dingen wirksamzu unterrichten. Es ist nur ein Gedanke, den
ich der Kommissiongerne mit auf den Weg geben möchte.

Diese Kommission — ich meine damit den uerehrlichen gefeierten Provinzialausschuß
(Heiterkeit)— wird ja ab und zu zu ihr> r weiteren Orientierung nach den Rechten sehend auch
einmal Okularinspektionenvorzunehmensich versucht finden. Wie wäre es, wenn sie nach dem
schönen Süd-Deutschland nicht nur ihre Blicke, sondern auch ihre Schritte richten wollte, um sich
dort an Ort und Stelle von den Verhältnissenetwas genau zu überzeugen. (Bravo!)

Meine Herren! Es ließe sich über dieses Thema noch viel sagen. Indeß vor einer
Versammlungintelligenterrheinischer Abgeordneterkann man sich diese Mühe sparen. Genügen wird
es für Sie, meine Herren, wenn ich hinzufüge, daß, wie ich eben aus einer Zeitungsnotiz ersehe, gestern
bei der dritten Lesung des Haushaltsplans — ich meine des Staatshaushalts — in diesem Falle
unanimiter dem Wunsche Ausdruck gegeben worden ist, es möchte nicht nur etwas mehr für die rationelle
Beforstung, sondern auch für die Aufbesserungder äußeren Lage unseres wackeren Forstpersonalsgeschehen.

Meine Herren! Sollte das nicht für uns auch ein Vorbild sein? In der Provinz
Hannover habe ich mich vor einiger Zeit davon überzeugenkönnen, wie unter der Anleitung des
weitblickenden Ober-Präsidenten von Bennigsen sogar Provinzialforsten kreiert worden sind. Ob
sich dieser Gedanke für die Rheinprovinz empfiehlt, das wage ich in diesem Augenblickenicht
auszusprcchen. Aber ich bleibe dabei: es ist eine absolute Notwendigkeit, daß auf diesem Gebiete
unsererseits etwas mehr geschieht.
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Nun könnte man mir ja erwidern: Schön, aber nicht alle Gemeinden haben Ödländereien
oder kultivable Heiden aufzuweisen. Dann sage ich: In jedem Dorfe gibt es noch breite Straßen,
überall gibt es noch sogenannte Gemeindeanger oder Triften, wie man diese Anlagen in der
Provinz — es ist in Nord und Süden verschieden — sonst vielleicht bezeichnet, und da kann ein
wackerer Gemeindevorstehernoch recht viel Gutes schaffen.

Ich halte dafür, daß es viel besser ist, wenn ein Bürgermeister, statt Aktenstaub zu
schlucken, mit der Schuljugend und dem Lehrpersonal bisweilen ins Freie zieht und überall solche
Anpflanzungen ausführen läßt.

Zwar könnte die Schulburecmkratieetwas darin finden, daß dafür sogar ein nicht schul¬
freier Nachmittag erfordert werden könnte. Meine Herren! Indessen das würde sich reichlich
lohnen. Nur nicht ängstlich! Ich kann aus Erfahrung mitteilen, daß sich gegen solche Neuerungen
und Ideen in der Regel zuerst manche Vorurteile geltend machen, die aber bald schwinden. Ich
wiederhole: Die Gemeindeverwaltungen, namentlich die Finanzausschüsse,wollen lieber sofort
eskomptieren, sie wollen nicht auf einen fernen Wechsel vertröstet sein. Das ist eben das Unglück.
Dadurch wird manchemtüchtigen Bürgermeisterdie Sache außerordentlicherschwert.

Ich bleibe also dabei, meine Herren, der Provinzialausschuß,der ja die Güte haben wird,
uns darüber vielleicht — worauf ich hiermit antrage — einen schriftlichen Bericht zu entwerfen,
möge dabei auf die bis jetzt nur im Aktenstaub ruhende Resolution vom Jahre 1890 zurückkommen,
wo Ihre große Versammlung beschlossen hat, die Königlichen Oberförstereienauch mit dem Schutze
der Gemeindewaldungen zu betrauen; er möge ferner in Betracht ziehen, was mehr geschehen
könnte, um in den Gemeinden aufzuforsten; es brauchen nicht gerade nur Ödländereien zu sein,
es kann auch auf Wegen, auf Straßen und freien Plätzen besser und rationeller viel mehr
geschehen, als es bis jetzt der Fall ist; ich bitte ferner, der Provinzialausschußmöge einen wirksamen
Impuls geben, daß diejenigen Gemeinden,welche es bis jetzt versäumt haben, irgend eine schöne
Oase, wenn ich mich so ausdrücken darf, in der Nähe der sich ausdehnendenStadtmauern erwerben,
wenn es nicht anders geht, auch mit einer Unterstützungaus Provinzialmitteln. (Bravo!) — Ich
habe ausdrücklich betont: wenn es nicht anders geht, meine Herren, möge die Provinz an die
Hand gehen. Es läge hier sehr nahe, auch einmal eine Betrachtung anzustellenüber Waldungen,
welche unsere nähere Bezirke betreffen, und da bekenne ich mit großem Vergnügen: Es war mir
eine angenehmeÜberraschung,als ich vor längerer Zeit den früheren Bezirk des Herrn Geheimrats
Königs, damals Landrat in Lennep, durchquerteund hier fand, wie durch die Energie eines einzelnen
Mannes auf den früheren kahlen Höhen fchon manches erreichtworden ist. Dann habe ich, meine
Herren, mit lebhafter Teilnahme die Klagen der Stadt des alten Schwanenturmes, also der Stadt
Eleve vernommen,welche besorgt, es möchte vielleicht ihr Wald — man betrachtet ja den Wald,
der sich in unmittelbarer Nähe befindet, in der Regel als Gemeingut, als Gemeindewald — ihr
bald verloren gehen. Ja, meine Herren, auch da würde vielleicht die Provinzialverwaltung berufen
sein, sich eines mit Recht besorgtenGliedes anzunehmen, mag es auch nicht so leidend sein, wie
die guten Väter der Stadt Eleve das vielleicht denken. Ich kann bei diesem Anlasse hier mit
Vergnügen konstatierenund wiederhole gerne, daß die Herrn von der Zentral-Forstverwaltung in
Berlin, ich meine namentlich Herrn Minister von Podbielski, der keineswegs ein Waldverwüster,
sondern ein Waldschützer ist, und auch Herr ObeilandforstmeisterWesener — in dieser Frage auch
finanziell der Stadt Eleve, welche berechtigte Sonderansprüche erhebt, wie allen übrigen Städten
der schönen Rheinlande, zweifellosdas äußerste Entgegenkommenerweisen werden.
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Meine Herren! Ich könnte Ihnen dafür schlagende Beläge beibringen, indessenes würde
zu weit führen, ich verzichte. (Bravo!)

Ich glaube aber nach diesen Andeutungen die eine oder andere nicht so ganz von der
Hand zu weisende Idee — ich freue mich, daß der Herr Vorsitzende des Provinzialausschussesdies
durch freundlichesKopfnicken bestätigt — mit auf den Weg gegeben zu haben. Deshalb darf ich
bitten, dieser wichtigenAufgabe — wir weiden es ja wohl in einem schriftlichen Berichte in der
nächstenSession vor uns sehen — nach allen Seiten hin besonders freundlicheAufmerksamkeit und
gütige Befürwortung angedeihenlassen zu wollen. (Lebhafter Beifall)

Vorsitzender Becker: Das Wort hat der Herr Landeshauptmann.
Landeshauptmann Dr. Renvers: Ich werde auch sagen: In der Kürze liegt die

Würze. Ich habe nur einige Zahlen zu nennen. Die Provinz hat für den Waldwegebau und
für die Waldkulturen bisher auch schon größere Beträge aufgewendet, im Jahre 1903: 106000 Mark
und im Jahre 1904: 103 000 Mark, und zwar in der Weise, daß die Beträge den einzelnen
Regierungsbezirkenüberwiesen wurden, und daß die Regierungs-Präsioenten ihrerseits die Unter¬
stützungweiter verteilten. Wenn die Herren das interessiert: Auf den Bezirk Aachen, dem ja der
Herr Abgeordnete Mooren angehört, sind 1903 rund 22 000 Mark entfallen, ferner auf den
CoblenzerBezirk rund 3? 000 Mark, auf den Cölner 5280 und auf den Düsseldorfer 8000 Mark.
(AbgeordneterMichels: Die Cölner stehen überall zurück.)

Vorsitzender Becker: Der Herr AbgeordneteMooren hat das Wort.
AbgeordneterMooren: Meine Herren! Persönlich bin ich dem Herrn Landeshauptmann

für seine freundlichenAuskünftezu Dank verpflichtet. (Rufe: Lanter!) Ich gehe aber nicht weiter
darauf ein, sondern könnte sagen: Gegenüber dem großen schreienden Bedürfnisse was ist das unter
so viele (Heiterkeit),wo der Hungrigen so viele nach Brot schreien? (Große Heiterkeit.)

Vorsitzender Becker: Es meldet sich niemand mehr zum Wort. Dann schließe ich die
Verhandlung. Wünschtder Herr Berichterstatternoch das Wort? (Wird bejaht)

BerichterstatterAbgeordnetervon Groote: Meine Herren! Mit Bezug auf einen Satz
in der Rede des Herrn AbgeordnetenMooren glaube ich als Berichterstatter wiederholt feststellen
zu sollen, daß in der Kommissioneine materielle Stellungnahme zu der Eingabe nach keiner
Richtung hin erfolgt und auch eine Resolutiou nicht gefaßt worden ist.

Vorsitzender Becker: Meine Herren! Besondere Anträge liegen nicht vor. Ich darf
daher feststellen, daß das hohe Haus dem Antrage der I. Fachkommission beigetreten ist.

Wir kommenzum letzten Gegenstandunserer heutigen Tagesordnung:
„Antrag der I. Fachkommission zu der Petition des Provinzialstraßen-
Aufsehers a. D. Weber um Aufhebung der Kündigung des Dienstverhält¬
nisses."

Berichterstatterist der Herr AbgeordneteDr. Neven Du Mont, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneterDr. Neven Du Mont: Meine Herren! Ich habe Ihnen

hier schon im vorigen Jahre im Auftrag der I. Fachkommission über eine Petition Bericht erstattet,
worin ein entlassenerStraßenmeister um Wiederanstellungim Prouinzialdienst bat.

Der Sachverhalt ist kurz folgender. Dieser Straßenmeister hat sich mehrfach dienstliche
Verfehlungenzu Schulden kommen lassen, hat deshalb mehrfachin Geldstrafen genommenwerden
müssen, und'weil er dann wiederum verschiedentlich seinen Verpflichtungen nicht nachgekommen ist,
entlassenwerden müssen.
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Die Sache ist im vorigen Jahre genau untersucht worden, und die I. Fachkommission
hat Ihnen damals empfohlen,über die Petition des Herrn Weber zur Tagesordnung überzugehen.

In der Petition, die Weber jetzt abermals eingereicht hat, hat er nun eigentlich gar keine
neuen Tatsachen angeführt. Er hat allerdings gesagt, daß er in seiner „undenkbaren, bittern
Hunger-Notlage" nochmals hier vorstellig werden müsse. Er hat auch im Weitern erklärt, daß
wir insofern von einer falschen Voraussetzungausgegangen wären, als zu der Zeit, wo er die
Urlaubsgesucheeingereicht habe (Unruhe, Glocke des Vorsitzenden), das Verhältnis mit seiner Nraut
nicht mehr bestandenhätte. Er habe aber dann diese Braut nachher auf ihr dringendes Flehen
wieder in ihr altes Verhältnis aufgenommen. Er gibt jedoch in der neuen Petition zu, daß er
nicht, wie er sollte, in Eynatten seinen Wohnsitzgenommenhabe, da er seine Koffer nicht habe
dorthin schaffen können. Er habe aber trotzdem dauernd seinen Dienst getan und in einem Garten
auf einem Brett seine Nachtruhe gehalten. Im übrigen hat er Einzelheitenvon dem, was ich hier
auf Grund der Akten ausgeführt habe, bestritten, aber nur in der Art, daß er z. B. behauptet,
er habe nicht 6 Urlaubsgesuchean die Provinzialverwaltung gerichtet sondern 5 an das Landes-
baullmt und eins an die Provinzialverwaltung. Auch habe er sein Gesuch nicht damit motiviert,
er wolle seine „schwerkranke" Stiefmutter besuchen, sondern er wolle seine „abständige" Stiefmutter
befuchen. (Heiterkeit).

Aus allem diesem ersehen Sie, daß die Petition keinerleineue Tatsachen vorbringt, und
ich schlage Ihnen daher vor, ans Grund des Befchlusses der I. Fachkommission wiederum über die
Petition zur Tagesordnung überzugehen und sie abzulehnen. (Sehr gut!)

VorsitzenderBecker: Es meldet sich niemand zum Wort. Ich schließe die Verhandlung
und stelle Ihr Einverständnis mit dem Antrag der I. Fachkommission fest.

Meine Herren! Damit sind wir am Ende unserer heutigen Sitzung. Die morgigeSitzung
darf ich auf 10 Uhr anberaumen, und zwar mit folgender Tagesordnung, die jedoch noch etwas
größer geworden ist, als ich Ihnen gestern in Aussichtgestellt habe.

1. Eingänge.
2. Änderungen in der Geschäftsordnungdes Provinziallandtages.
3. Haushaltsplan für gewerbliche Zwecke.
4. Gefuch des Unternehmers Emil Schlags in Ulmen um Gewährung einer Unterstützung für

den Wiederaufbau eines abgebrannten Sägewerkes.
5. Haushaltsplan zur Förderung von Kunst und Wissenschaft.
6. Haushaltsplan der Provinzialmuseen zu Bonn und Trier.
?. Bewilligungenaus dem Dispositionsfonds des Provinziallandtags (Ständefonds) in Verbindung

damit die Petition des Kirchenvorstandesder Pfarrgemeinde Küdinghoven um Bewilligung
einer Beihilfe für Erhaltung des Kirchturms und Petition der evangelifchen Pfarrgemeinde
Saarbrücken.

8. Vorbelicht zum Haupt-Haushaltsplan und Haupt-Haushaltsplan selbst.
9. Bericht über den Vermögensstand.

10. Bericht über die Errichtungeiner Stiftung zur Erinnerung an die silberne Hochzeit des Kaiferpaares.
11. Bericht über die Darbringung einer Hochzeitsgabe bei Gelegenheit der Hochzeit Seiner

Kaiserlichen und KöniglichenHoheit des Kronprinzen.
12. Entlastung der Rechnungenauf Antrag der I. Fachkommission,
13. Entlastung der Rechnungen auf Antrag der II. Fachkommission, der III. und IV. Fachkommission.

Das wäre die Tagesordnung für morgen, meine Herren.
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(AbgeordneterMooren: Zur Geschäftsordnung!)
Ich nehme an, daß wir die Tagesordnung in einer Stunde bis zwei Stunden erledigen

können,daß also um 12 Uhr etwa der Schluß des Landtages herbeigeführtwerden kann.
Zur Geschäftsordnunghat der Herr AbgeordneteMooren das Wort,
Abgeordneter Mooren: Meine Herren! Es ist durchaus nicht meine Absicht, dem Vorschlage

des Herrn Präsidenten zu widersprechen. Indessen Sie wollen es mir nicht verdenken, wenn ich
freimütig bekenne, daß ich in dieser Tagesordnung doch etwas Wesentliches vermisse.

Es war im verflossenen Jahre, als die Misöre der Erst- und Niers-Melioration (Aha!)
— Meine Herren! Ihr Aha ist mir ein Beweis dafür, daß Sie meine Anschauungteilen (große
Heiterkeit)— hier in eingehender Weise zur Sprache gebrachtwurde. Es sind darüber Berge von
Akten in die Welt gesetzt worden. Es ist im Plenum des Abgeordnetenhauses oft darüber gesprochen
worden, und zuletzt hatte ich die Ehre, auch hier in unserem engerenGremium darüber zu sprechen.

Nun muß doch den Herren, die sich für die Abstellungder Übelständewirklich interessieren
— und das werden alle Bewohner der Erst- und Niersgegendsein — daran gelegensein, etwas
über das Schicksal der vorjährigen Antrage zu erfahren, welche hier unsere verehrte Versammlung
einstimmigzu den ihrigen gemacht hat.

Als Autor, der sich für die Sache interessierthat, möchte ich nicht gern, daß sie unter
der Hand im Aktenstaubbegraben wird, sondern möchte gern einen schriftlichen Bericht darüber
sehen, um je nach Lage der Verhältnissein der Sache weiter marschieren zu können.

Ich bitte also, diese Angelegenheitgefälligstzur morgigen Tagesordnung zu schreiben.
Vorsitzender Becker: Das bedauere ich ablehnen zu müssen. Nach unserer Geschäfts¬

ordnung sind alle Anträge schriftlich zu stellen. Auf solche mündlichenAnregungen hin kann nach
meiner Ansicht kein Gegenstand auf die Tagesordnung gesetzt werden. Wenn der Herr Abgeordnete
Mooren den Wunschhat, hätte er ihn rechtzeitigaussprcchen sollen. Wenn mir der Antrag bis
morgen oder bis zu der Zeit zugeht, wo wir die Tagesordnung in Druck geben, dann kann er
noch auf die Tagesordnung gesetzt werden. Aber ehe nicht ein solcher Antrag vorliegt, können wir
auf Grund unserer Geschäftsordnungauf solche mündlichenAnregungenhin nach meiner Auffassung
in der Sache nichts tun. Was der Herr AbgeordneteMooren verlangt, fällt aber auch ganz aus
dem Rahmen der Geschäftsordnungheraus. Er hat hier einen sachlichen Antrag gestellt. Der muß
doch erst — — — (Landeshauptmann Dr. Renvers: darf ich zur Geschäftsordnung etwas
bemerken?)

Ja, aber nur zur Geschäftsordnung. Es ist keine Verhandlung mehr.
Landeshauptmann Dr. Renvers: Die Sache, die Herr AbgeordneterMooren anregt,

ist vollständig erledigt. Es ist ein gedruckter Bericht erstattet. Es steht ausdrücklich auf Seite 23
des Berichts:

„Aus dem Westfonds 1904 wurde zunächstein Betrag von 4000 Mark bereitgestellt
zur Ausführung eines von der Königlichen Regierung aufgestellten Projekts zur
Kultivierung des Niersgenossenschaftsgebiets.Am 16. Mai 1904 fand eine gemein¬
schaftliche Beratung der Vertreter der Königlichen Regierung und der Provinzial-
verwaltung mit dem Genossenschaftsvorstande statt, welcheraber das Projekt ablehnte.
Neue Verhandlungen sind noch nicht aufgenommen worden; mit der Königlichen
Regierung zu Düsseldorf schweben dieserhalbVerhandlungen."

Also der Staat gibt eine bestimmteSumme, die Provinz will den gleichen Betrag geben;
allein die Genossenschaft hat erklärt: wir sind damit nicht zufrieden,das lehnen wir ab.
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(AbgeordneterMooren: Ich bitte ums Wort.)
Vorsitzender Vecker: Meine Herren! Wir können aber eine weitere materielleVerhandlung

hier wirklich nicht eintreten lassen. Wir verhandeln hier zur Geschäftsordnung und nichts weiter.
Also, wenn der Herr AbgeordneteMooren eine geschäftsordnungsmäßige Direktive geben will, dann
kann er das tun; aber er darf keine sachlichen Ausführungen machen.

Abgeordneter Mooren: Herr Präsident es war auch gar nicht meine Absicht, eine
sachliche Ausführung zu machen.

Vorsitzender Becker: Zur Geschäftsordnungder Herr AbgeordneteMooren.
AbgeordneterMooren: Also zur Geschäftsordnunghabe ich lebhaft zur bedauern, daß

auf einen so wichtigenAntrag, welcher damals nach weitläufigen Verhandlungen angenommen
worden ist, nicht eine besondereMitteilung an die betreffendenInteressenten ergangen ist.

Vorsitzender Becker: Also, meine Herren, dann bleibt es dabei, daß die Sitzung morgen
um 10 Uhr stattfindet. (Heiterkeit.)

Ich schließe die Sitzung.
(Schluß gegen 1 Uhr.)

Sechste Sitzung
im Ständehause zu Düsseldorf am Samstag, den 18. März 1905.

Beginn 10 Uhr 25 Minuten vormittags.

Tagesordnung:
1. Gingänge.
2. Antrag der Geschäftsordnungskommissionzu dem Bericht des Provinzinlcmsschusses,betreffend

einige Änderungen,in der Geschäftsordnungdes Provinziallandtages.
3. Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan für gewerbliche Zwecke für das Rechnung^

jähr vom 1. April 1905 bis 31. März 1906.
4. Antrag der I. Fachkommissionzum Bericht und Antrag des Provinzialausschusseszu dem

Gesuch des Unternehmers Emil Schlags in Ulmen, BürgermeistereiLntzerath, Kreis Cochem,
um Gewährung einer Unterstützungsür den Wiederaufbau eines abgebrannten Sägewerkes.

5. Antrag der I. Fachkommissionzum Haushaltsplan für die Verwaltung der Angelegenheiten,
welche die Förderung von Kunst und Wissenschaftbetreffen, für das Rechnungsjahr vom
1. April 1905 bis 31. März 1906.

6. Antrag der I. Fachkommissionzum Haushaltsplan für die Verwaltung der Provinzialmuseen
zu Bonn und Trier für das Rechnungsjahr vom 1. April 1905 bis 31. März 1906.
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7. Antrag der I. Fachkommissionzum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
Bewilligungen aus dem Dispositionsfonds des Provinziallandtags (Ständefonds)

in Verbindung damit
Antrag der I, Fachkommission zu der Petition des Kirchenvorstandes der PfarrgemeindeKüdinghoven
um Bewilligung einer Beihilfe für Erhaltung des Kirchturms und
Antrag der PfarrgemeindeSaarbrücken auf Bewilligung einer Beihilfe für die Wiederherstellung
der Ludwigskirche.

8. Antrag der I, Fachkommissionzum Vorbericht zu dem Haupt-Haushaltsplan der Provinzial'
Verwaltung der Rheinprouinz sowie zu den zu demselben gehörendenHaushaltsplänen der
einzelnen Verwaltungszweige und Anstalten für das Rechnungsjahr vom 1. April 1905 bis
31. März 1906

und
zum Haupt-Haushaltsplan der Provinzialverwaltung für das Rechnungsjahrvom 1. April 1905
bis 31. März 1906.

9. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht des Provinzialausschusses,betreffend den Vermögens«
stand des Rheinischen Provinzialverbandes,

10. Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Errichtung einer Stiftung zur Erinnerung an die silberne Hochzeit I. I. Majestäten des
Kaisers und der Kaiserin.

11. Antrag der I. Fachkommissionzum Bericht und Antrag des Provinzialausschusses,betreffend
die Darbringung einer Hochzeitsgabe bei Gelegenheit der Vermählung Seiner Kaiserlichenund
Königlichen Hoheit des Kronprinzen.

12. Antrag der I. Fachkommission auf Entlastung der RechnungenNr. 33 und 48 des Verzeichnisses
der Vorlagen.

13. Antrag der II. Fachkommission auf Entlastung der RechnungenNr. 49—56 und 68—93 des
Verzeichnisses der Vorlagen.

14. Antrag der III. Fachkommissionauf Entlastung der Rechnungen Nr. 100—104 des Ver¬
zeichnisses der Vorlagen.

15. Antrag der IV. Fachkommissionauf Entlastung der Rechnungen Nr. 111—118 des Ver-
nisses der Vorlagen.

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Sitzung. Das Protokoll über die Plenarsitzung
vom 17. d. M. liegt auf dem Tische des Hauses offen.

Als Schriftführerwerden für die heutige Sitzung walten die Herren Schrakamp und von Groote.
Gingänge sind nicht zu verzeichnen.
Ich erlaube mir nur kurz folgende gefchäftliche Mitteilung:
Ich bitte das hohe Haus um die Ermächtigung, das Protokoll über die heutige Schluß«

sitzung gemeinschaftlichmit den Schriftführernnamens des Prouinziallandtages feststellen zu können. —
Die Ermächtigungwird, da niemand Einsprucherhebt, erteilt.

Dann, meine Herren, treten wir in die Tagesordnung ein.
Erster Gegenstand ist:

„Antrag der Geschäftsordnungskommission zu dem Bericht des Provinzial¬
ausschusses, betreffend einige Änderungen in der Geschäftsordnung des
Provinziallandtages."

Berichterstatterist der Hen AbgeordneteDr. Sartorius, dem ich das Wort gebe.



45. Rheinischer Provinziallandtag, 6. Sitzung am 18. März 1905. 13?

BerichterstatterAbgeordneterDr. Sartorius: Meine Herren! Der Provinzialausschuß
regt die Änderung der Geschäftsordnungdes Provinziallcmdtags in zweierleiRichtung an:

Erstens eine Änderung in dem Verfahren der Bildung der Abteilungen,
und zweitens eine Änderung hinsichtlich der Mitteilung der Kommissionsbeschlüsse an das

Plenum.
Hinsichtlich des ersten Punktes wird die Frage gestellt, ob es eigentlich nötig ist, daß die

Auslosung durch den Präsidenten in einer Sitzung des Landtags, also nach dessen Zusammentritt,
erfolge, oder ob es sich nicht empfehlenmöchte, die Auslosung auf die Abteilungen in einer vor
der Landtagseröffnungstattfindenden Sitzung des Provinzialcmsschusses, und zwar nach Anordnung
des Vorsitzenden des Provinzialcmsschusses,vornehmen zu lassen.

Die jetzt maßgebendeVorschriftin § 3 der Geschäftsordnungfür den Provinziallandtag
bestimmt:

„Jeder Provinziallandtag wird sofort nach seiner Konstituierungdurch den Vorsitzenden
in fünf der Zahl nach möglichst gleiche Abteilungen verlost."

In Ausführung dieser Vorschrift verlost der Vorsitzendeunter Zuziehung der beiden
diensttuenden Schriftführer die Mitglieder des Provinziallandtages am Ende der Eröffnungssitzung
des Landtags. In der Regel pflegen Mitglieder des Hauses nicht zugegen zu sein. Sie verlassen
sich darauf, daß sie am Abend das Ergebnis der Auslosung in ihrer Wohnung gedruckt vor¬
finden werden.

Würde nun die Auslosung bereits vor dem Zusammentritt des Landtags in einer
Sitzung des Provinzialausschusses,wie dieser vorschlägt, vorgenommen, so würde jedes Mitglied
des Hauses bei seinem Eintritt auf seinem Platze eine Mitteilung darüber vorfinden, welcher
Abteilung es angehört und wie sich die Abteilungen zusammensetzen.Es könnte dann in unmittel¬
barem Anschlußan die Eröffnungssitzungbereits die Wahl der Kommissionenstattfinden, und es
würde, wenn ferner am zweiten Verhandlungstage die Plenarsitzung etwas früher angesetzt würde,
möglich sein, schon den Nachmittag des zweiten Verhandlungstages den Kommissionenzur Ver¬
fügung zu stellen.

Es würde im allgemeinen von Vorteil sein, den Kommissioneneinen etwas größeren
Spielraum zu gewähren. Das Nebeneinandertagen der Kommissionenwürde, wenn auch nicht
gänzlich vermieden, so doch immerhin vermindert werden, und es würde besonders dem Herrn
Landeshauptmann angenehmsein, wenn er dann eher in die Lage versetztwäre, den einzelnen
Sitzungen der Kommissionenbeizuwohnen, als das jetzt möglich ist. Besonders aber die mit
Arbcitsstoff stark belastetenTagungen werden einen Vorteil aus dieser Änderung der Geschäfts¬
ordnung ziehen können. Denn es würde mit größerer Sicherheit auch in solchen Tagungen möglich
sein, die Verhandlungenin einer Woche durchzuführen, was bekanntlich mit eine der Voraussetzungen
war, als vor 2 Jahren statt der zweijährigen Haushaltsperioden einjährige eingeführt wurden.

Der Provinzialausschuß gibt noch eine weitere Anregung zur Erwägung, ob nämlich nicht
davon abgesehen werden könne, bei jedem Zusammentritte des Landtags die Auslosung der Mit¬
glieder auf die Abteilungen vorzunehmen, und stellt anheim, die erste Auslosung nach dem Zu¬
sammentrittedes Landtags nach einer Neuwahl für die sechs Jahre der Wahlperiode gelten zu lassen.

Die Kommissionhat nicht den Vorteil dieser Vereinfachungdes Verfahrens verkannt,
konnte sich aber gleichwohl nicht entschließen,dieser Anregung Folge zu geben. Es überwog das
Bedenken, daß, wenn die Abteilungen stabil würden, dann auch die Kommissionenstabil würden,
und die Geschäftsordnungskommissionhielt dies nicht für erwünscht mit Rücksicht auf die

18
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Schaffensfreudigkeitund das Interesse auch derjenigen Mitglieder des Landtags, welche von der
Mitgliedschaftbei den Kommissionenausgeschlossen sind.

Die Geschäftsordnungskommissionglaubte sich daher beschränkenzu sollen auf den
Prinzipalvorschlagdes Provinzialausschusscs,hielt aber zwei Änderungen für angebracht.

Erstens eine sprachliche. Es heißt in dem Vorschlagdes Provinzialuusschusses— übrigens
entsprechend dem Wortlaute der Geschäftsordnung—:

„Der Provinziallandtag wird auf die Abteilungen ausgelost."
Das ist ein sprachlicher Fehler oder auch ein Denkfehler, wenn man so will; denn nicht

der Provinziallandtag wird ausgelost, sondern die Mitglieder des Provinziallandtages werden
ausgelost, und es schien am Platze, diesen Denk- oder Sprachfehler - wie man es nennen will —
aus dem Texte zu beseitigen.

Zweitens hat die Geschäftsordnungskommissionkeinen genügenden Anlaß gesehen, das
Recht der Vornahme der Auslosung von dem Vorsitzendendes Landtages auf den Vorsitzenden
des Provinzialausschussesübergehenzu lassen. Es wnrde in der Kommissionhervorgehoben, daß
der Vorsitzende des Provinziallandtages zu jedes Sitzung des Provinzialausschusseseingeladenwird
und daß er namentlich an der der Eröffnung des Landtages vorausgehendenProvinzialausschuß-
sitzung regelmäßig teilnimmt. Es erscheine deshalb nicht als ein besonderesOpfer, wenn der
Vorsitzende des Landtages geschäftsordnungsmäßigverpflichtet werde, dieser Sitzung des Provinzial¬
ausschusses beizuwohnen und darin die Auslosung der Mitglieder auf die Abteilungen selbst zu
leiten. Unbenommen soll es dem Vorsitzenden des Landtags bleiben, im Falle der Behinderung
seinen Stellvertreter zu ersuchen, an der Sitzung des Provinzialausschussessich zu beteiligen, und
ihn mit der Leitung des Verfahrens zu beauftragen.

Die Geschäftsordnungskommission kommt daher dazu, dem Landtage den folgenden Beschluß
zur Annahme zu empfehlen:

„Die Mitglieder des Provinziallandtages werden in fünf der Zahl nach möglichst
gleiche Abteilungen verlost. Die Verlosung erfolgt vor jedem Zusammentritt des
Landtags in einer Sitzung des Provinzialausschussesnach Anordnung des zu dieser
Sitzung besonders einzuladendenbisherigen Vorsitzendendes Provinziallandtags oder
seines Stellvertreters."

Die zweite von dem Provinzialausschußangeregte Änderung der Geschäftsordnungbetrifft
die Mitteilung der Kommissionsbeschlüssc an das Plenum. Es schreibt der ß 28 Abs. 1 Satz 6
der Geschäftsordnungvor, daß sämtliche Kommissionsanträgeden Mitgliedern des Hauses im Drucke
zugänglichgemacht werden sollen. So weit eine Drucksachenoch nicht vorliegt und soweit die
Anträge der Kommissionen von den Vorschlägendes Provinzialausschusscsabweichen,erscheint diese
Vorschrift durchaus gerechtfertigt. Ebenso überflüssigaber erscheint sie, wenn, was ja erfreulicher¬
weife meistens zutrifft, die Anträge der Kommissionen sich mit denjenigendes Provinzialausschusses
decken. Damit künftighin davon abgesehenwerden kann, die Kommissionsanträgeim Druck den
Mitgliedern zugehenzu lassen, dürfte es genügen, wenn in der Tagesordnung auf die Drucksache
des Provinzialausschussesverwiesen und in irgend einer Weise kenntlich gemacht wird, daß die
Anträge der Kommission mit den Anträgen des Provinzialausschusses übereinstimmen. Der
Provinzialausschußschlägt vor, in Klammern hinter die Ziffer der Drucksache zu setzen das Wort
„unverändert".

Meine Herren! In diesem Falle würde an Druckkostenganz erheblich gespart werden
können. Der Geschäftsgangauf dem Lcmdtagsbureau würde entschieden vereinfacht werden. Die
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Tagesordnung könnte den Mitgliedern des Hauses früher zugehen, als dies jetzt der Fall ist. Vor
allem aber würde den Mitgliedern des Hauses der Überblick über die Geschäfte, der jetzt unter der
Menge der Drucksachen geradezu leidet, ganz erheblicherleichtert werden.

Diese Erwägungen haben dazu geführt, daß die Geschäftsordmmgskommission dem Antrage
des Provinzialcmsschusses völlig beigetreten ist. Sie beantragt daher hinter dem 6. Satz in Abs, 1
des § 28 der Geschäftsordnung,welcher lautet:

„Diese Berichterstattung erfolgt schriftlich oder mündlich, im ersterenFalle wird der
Bericht für die Abgeordneten abgedruckt,im anderen Falle weiden nur die Anträge
der Kommissiondurch Abdruck mitgeteilt",

einen Zusatz folgendenInhalts aufzunehmen:
„insofern es sich um unveränderte Annahme eines in einer Drucksache vorhandenen
Antrages handelt, genügt es, wenn in der gedruckt verteilten Tagesordnung auf diese
Drucksache und die unveränderte Annahme hingewiesen wird."

Vorsitzender Becker: Ich eröffnedie Verhandlung — schließe dieselbe, da sich niemand
zum Wort meldet, und darf feststellen, daß das hohe Haus den Anträgen seiner Geschäftsordnungs¬
kommission beigetretenist.

Wir kommenzum dritten Gegenstand der Tagesordnung:
„Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan für gewerbliche Zwecke."

Berichterstatterist der Herr AbgeordneteBarthels, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneterBarthels: Meine Herren! Den Haushaltsplan für gewerb¬

liche Zwecke finden Sie auf Seite 592 des allgemeinenHaushaltsplanes, Derselbe weicht von dem
Vorjahre nur sehr wenig ab. Er beziffert sich auf eine Ausgabe von 134 500 Mark und ist um
6000 Mark höher als in den vorhergehendenJahren. Diese 6000 Mark setzen sich aus zwei
Positionen zusammen.

Die eine betrifft die Unterstützungfür das Kaiser-Wilhelm-Museumin Crefeld, die bisher
nicht feststehend war nnd unter einem anderen Titel geführt wurde. Da dieses Kaiser-Wilhelm-
Museum in Crefeld sich immer mehr die Aufgabe gestellt hat, mit dieser Summe speziell das Kunst-
Handwerk zu unterstützen,so hat man es für angemessenerachtet, die Summe jetzt hier einzusetzen

Die zweite Summe von 3000 Mark ist bestimmtfür die Betriebskostender Ausstellungs¬
halle für Maschinen und Werkzeuge für Handwerk und Kleingewerbein Cöln. Diese Ausstellungs¬
halle ist von der Stadt Cöln mit einem Kostenaufwand von 440 000 Mark errichtet worden.
Die Betriebskostenbetragen 25 000 Mark, und zu diesen Betriebskostenwird von Seiten des Pro-
vinzialausschusses ein Beitrag von 3000 Mark beantragt. Da diese Ausstellung ganz speziell auch
dem Handwerkzugute kommt, so hat sich die 1. Fachkommissiondem Antrage der Stadt Cöln und des
Ausschusses auf Bewilligung dieser Summe angeschlossenund empfiehlt Ihnen also die unveränderte
Annahme des vorgelegtenHaushaltsplanes.

Vorsitzender Becker: Es meldet sich niemand zum Wort,
Dann schließe ich die Verhandlung und darf feststellen, daß das hohe Haus den Haushalts¬

plan genehmigthat.
Wir gehen zum vierten Gegenstand der Tagesordnung über:

„Autrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzinl-
ausschusses zu dem Gesuch des Unternehmers Emil Schlags in Ulmen,
Bürgermeisterei Lutzerath, Kreis Cochem, um Gewährung einer Unter¬
stützung für den Wiederaufbau eines abgebrannten Sägewerkes.

18'
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Berichterstatterist der Herr Abgeordnete Spiritus.
BerichterstatterAbgeordneterSpiritus: Meine Herren! Der UnternehmerEmil Schlags

in Ulmen, Bürgermeisterei Lutzerath, Kreis Cochem, hatte ein neues Sägewerk errichtet und
wünschte, dieses Sägewerk bei der Provinzial-Feuerversicherungsanstaltzu versichern. Die Provinzial-
Feuerversicheiungsanstllltlehnte jedoch mit Rücksicht auf die große Feuergefahr die Versicherungab.
Auf einen erneuten Antrag des Herrn Schlags erklärte die Versicherungsanstalt, sie wolle die
Versicherung in Erwägung ziehen, wenn er den Nachweis erbringe, daß die Ablehnung der
Versicherungbei mindestens drei Privatgesellschaftenerfolgt sei.

Herr Schlags war bemüht, diesen Nachweis zu erbringen, und hat am 16. August 1904
angeblichden dritten ablehnenden Bescheid der Privat-Versicherungsgesellschaftenerhalten.

In der Nacht vom 18. zum 19. August1904 trat das Unglück ein, daß das neu erbaute
Sägewerk durch Feuer zerstört wurde. Herr Schlags hat sich nun an den Provinziallllndtag
gewandt mit der Bitte, die Provinz möge ihm aus den Überschüssen der Provinziell - Feuer-
versicherungsanstalt eine entsprechendeUnterstützung für den Wiederaufbau seines Sägewerkes
gewähren.

Da eine rechtlicheVerpflichtung der Provinzial-Feuerversicherungsanstaltnicht vorliegt,
hat das Kuratorium dieser Anstalt in Übereinstimmungmit dem Provinzicllausschutz beschlossen,
dem Provinziclllllndtage zu empfehlen, daß der Antrag des Herrn Schlags auf Gewährung einer
derartigen Unterstützungabgelehnt werde.

Die I, Fachkommission,die den Antrag einer Beratung unterzogen hat, schließt sich dem
Vorschlagedes Provinzialausschussesan und beantragt:

„Der Provinziallandwg wolle den Antrag des Emil Schlags auf Gewährung einer
Unterstützungfür den Wiederaufbau seines abgebrannten Sägewerkes ablehnen."

Vorsitzender Becker: Auch hier meldet sich niemand zum Wort. — Ich schließe die
Verhandlung und darf ohne besondere Abstimmung feststellen,daß der Provinziclllandtag dem
Antrage seiner Fachkommission gemäß den Antrag des Emil Schlags abgelehnt hat.

Wir treten in die Verhandlung des fünften Gegenstandesder Tagesordnung:
„Antrag der I. Fachkommission zum Haushaltsplan für die Verwaltung
der Angelegenheiten, welche die Förderung von Kunst und Wissenschaft
betreffen."

Berichterstatter ist wiederum der Herr AbgeordneteSpiritus.
BerichterstatterAbgeordneterSpiritus: Meine Herren! Dieser Haushaltsplan schließt

in Einnahme und Ausgabe genau so ab wie der Haushaltsplan des vorigen Jahres, nämlich mit
28 150 Mark. Auch die einzelnen Positionen sind dieselben. Ich brauche also keine weiteren
Ausführungen zu machen.

Sie finden indes bei der Ausgabe vor der Linie eingetragendas Gehalt und Wohnungs¬
geld für den Direktor des Denkmälerarchivs. Das ist die neue Stelle, die im Besoldungsplan der
Provinzialbeamten in dieser Tagung durchberaten und beschlossen worden ist. Der erforderliche
Kredit für das Gehalt und für das Wohnungsgeld erscheint jedoch in diesem Jahre noch nicht in
diesem Spezial-Haushaltsplan, sondern steht mit anderen gleichartigen Positionen im Haupt-
Haushaltsplane der Provinzialverwaltung, wird also im Haushaltsplan für Kunst und Wissenschaft
erst im nächsten Jahre in Erscheinungtreten.

Ich beantrage mit der I. Fachkommission,daß Sie den Haushaltsplan unverändert
annehmen wollen.
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Vorsitzender Becker: Auch hier meldet sich niemand zum Wort. — Ich schließe die
Verhandlung und stelle fest, daß das hohe Haus den Haushaltsplan genehmigthat.

Wir kommen zum Antrag der I. Fachtommission, zum Haushaltsplan für die Ver¬
waltung der Provinzialmuseen zu Bonn und Trier.

Berichterstatterist wiederum Herr AbgeordneterSpiritus.
Berichterstatter AbgeordneterSpiritus: Meine Herren! Dieser Haushaltsplan erfordert

gegen das Vorjahr ein Mehr von 4300 Mark, welcherBetrag in der Einnahme als Mehrzuschuß
aus Prouinzialmitteln eingesetzt ist.

In den Ausgaben sind einige unwesentliche Änderungen hervorzuheben.
Für den Assistenten des Museums zu Trier ist zum ersten Mal eine Gehaltsrate mit

2500 Mark in den Haushaltsplan eingesetzt,während dieser Herr bisher aus dem Titel II für
technischeHilfskräfte besoldet wurde. Also eine neue Stelle ist es in wirklichem Sinne nicht.

Die Gehaltserhöhungen der Direktoren der Museen sind in diesem Haushaltsplan aus
denselbenGründen, wie ich sie vorher anzugebendie Ehre hatte, nicht aufgeführt, Sie werden
erst im nächsten Jahre im Haushaltsplan erscheinen. Sie finden sie für dieses Jahr ebenfalls im
Haupt-Haushaltspläne.

Des weiteren sind bei den Ausgaben Titel III einige Vermehrungen eingefetzt für größere
Unterfuchungenund Ausgrabungen, die die Museumsdirektorenveranstalten, zu Ankäufenfür die
Museen und zur Unterhaltung und Vermehrung für die Bibliothek.

Diese Mehransätze ergeben insgesamt den Betrag von 4300 Mark, der in der Einnahme
aus Prouinzialmitteln diesem Haushaltsplan mehr zugefügtworden ist.

Weitere Bemerkungensind meinerseitsnicht zu machen.
Die I. Fachkommission beantragt, daß Sie den Haushaltsplan unverändertannehmenwollen.
Vorsitzender Becker: Auch hier meldet sich niemand zum Wort. — Ich schließe die

Verhandlung und stelle fest, daß das hohe Haus den Haushaltsplan genehmigthat.
Wir kommen zum

„Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend Bewilligungen aus dem Dispositionsfonds des
Provinziallllndtllgs."

Berichterstatterist der Herr Abgeordnetevon Groote, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordnetervon Groote: Meine verehrten Herren! Die Verteilung des

sogenanntenStändefonds bildete stets einen der erfreulichsten Lichtpunkte in der Tagung des Pro«
vinziallandtags, weil wir uns mit Befriedigung bewußt waren, daß wir verhältnismäßig nicht
unbedeutendeMittel einem idealen Zwecke widmeten, nämlich der Erhaltung des uns so wertvollen,
reichen Schatzes an rheinischen Bau- und Kunstdenkmälern.

In diesem Jahre sah sich die I. Fachkommission mit lebhaftem Bedauern, mit demselben
Bedauern, welchem auch bereits der Herr Landeshauptmann und der Herr AbgeordneteFritzen
an unserem ersten Verhandlungstage Ausdruckgegeben haben, nur recht beschränktenverfügbaren
Mitteln gegenüber.

Dem Ständefonds flössen bekanntlich früher alljährlich 120 000 Mark aus den Über¬
schüssen der Landesbank zu, welche in Übereinstimmung mit den zweijährigenEtatsperioden alle
zwei Jahre zur Verteilung kamen.

Der 43. Prooinziallandtag hat ja nun die einjährigen Haushaltsperioden eingeführt, aber
er hat dennoch die Verteilung des Ständefonds in der hergebrachtenWeise für zwei Jahre vor-
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genommen. Damals standen dem Provinziallandtage 221 484 Mark 39 Pf. zur Verfügung, und
hieraus wurden als Beihilfen bewilligt 193 330 Mark.

Nun ist iu der Vorlage des Provinzialausschussesfolgendes gesagt: „Trotz der entgegen
der Vorlage des Provinzialausschusseserfolgten Herabminderungdes Ständefonds um 30 000 Mark
jährlich, hat der Provinziallandtag doch die sämtlichen in der damaligen Vorlage Nr. 20 des
Provinzialausschussesvorgeschlagenen Bewilligungen ausgesprochen."

Meine Herren! Nein historisch betrachtet ist der Vorgang umgekehrtgewesen. Trotzdem
der Provinziallandtag über den Ständefonds in einer Weife verfügt hatte, als ob ein Zuschuß von
120 000 Mark vorhanden gewesen wäre, hat er nachträglichfür jedes Jahr den Zuschuß um
30 000 Mark gekürzt. Im Effekt kommt es freilich leider auf dasfelbe hinaus. Der Provinziell-
landtag hatte über einen Betrag von 31395 Mark 61 Pf. mehr verfügt als tatsächlich
vorhanden war. Dieser Betrag ist daher in diesem Jahre zunächst vorweg zu decken. Außerdem
ist eine bereits im vorigen Jahre ausgesprochene Bewilligung im voraus festgelegt im Betrage von
5000 Mark als Zuschuß zu den Kosten des Ankaufes des Gladiatorenmosaiks in Kreuznach, Es
bliebe sonach unter Hinzurechnungder inzwischen zugewachsenen Zinsen ein Betrag von 55 000 Mark
zur Verteilung. Aber auch dieser Betrag ist bereits dadurch belastet, daß der Provinziallandtag
im Jahre 1903 beschlossenhat, den fortlaufenden Zuschuß von 22 000 Mark für die Denkmäler-
stlltistik, der bis dahin in dem Haushaltsplan für Kunst und Wissenschaft geführt wurde, aus dem
Ständefonds zu entnehmen. Bezüglich des dann noch verbleibenden Restes von 33 000 Mark
hat sich die I. Fachkommission ganz den Vorschlägen des Provinzialausschussesangeschlossen, wonach
zunächst ein Zuschuß von 3000 Mark zu der Herstellung des geschichtlichen Atlas der Rheinprovinz
wie in den früheren Jahren dienen foll. Die weiteren Beihilfen sollen sodann mit Beträgen von 800
bis zu 6800 Mark auf 9 verschiedene Baudenkmäler entfallen. Diejenigen Herren, welche sich
für die einzelnenBaudenkmäler, für ihre kunsthistorische Bedeutung und für Art und Umfang der
Erhaltungsarbeiten interessieren,weiden wohl aus der dem Vorschlage des Provinzialausschusses
iu Diucksache Nr. 12 beigefügteuZusammenstellungund aus den in der Vorhalle ausgehängten
Zeichnungenund Photographien das Nähere entnommen haben.

Ich glaube daher mich darauf beschränke»zu sollen, lediglich die Baudenkmäler hier
anzuführen. Es handelt sich zunächst um 3 Burgruinen, um die Burgruine Neuerburg im Kreise
Bitburg, nicht, wie in der Drucksache irrtümlich angeführt ist, im Kreise Wittlich, und die Burg¬
ruine Lichteubergim Kreise St. Wendel, und um die Burg Reuland im Kreise Malmedy; dann
kommen die evangelische Kirche in Hottenbachim Kreise Bernkastel, die Arnoldskapcllezu Arnolds-
weiler im Kreise Düren, die Kirche in Kriel im LandkreiseCöln und die Kirche zu Richrath im
Kreise Solingen, schließlich noch das wohl in weiteren Kreisen bekannte alte Schloß zu Gondorf
a. d. Mosel und ein altes Holzhaus in Offenbach am Glan.

Meine Herren! Wenn ich auch glaube, nicht näher darauf eingehenzu sollen, wie die
Kosten für die einzelnenBaudenkmäler von den verschiedenen Interessenten aufgebracht weiden,
so möchte ich doch hervorheben, wie die von der Provinz geübte Denkmalpflege auch in weiteren
Kreisen nicht nur Verständnis, sondern auch tätige und opferfreudigeMitwirkung findet.

So hat, um nur zwei Beispiele herauszugreifen,der Kreis St. Wendel für die Herstelluugs-
lllbeiten an der Burg Lichtenberg bereits über 28 000 Mark aufgewendet und sich auch noch zu weiteren
Opfern bereit erklärt, und für die Arnoldskapellezu Arnoldsweiler hat Herr Arnold von Guilleaume
in Cöln einen Beitrag von 10000 Mark zur Verfügung gestellt, — ein Entgegenkommen,das
sicherlich bei allen Freunden der Denkmalpflegedie lebhafteste und dankbarsteAnerkennungfindet.
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Meine Herren! Mit diesen Bewilligungen wäre nun der Ständefonds für dieses Jahr
eigentlich erschöpftgewesen. Aber die Provinz wird nicht umhin können, wiederholtan eine Aufgabe
der Denkmalpflegeheranzutreten, deren Bedeutung und deren Dringlichkeit sie bereits vor zwei
Jahren anerkannt hat; es betrifft das den Dom in Wetzlar. Im Jahre 1900 hat der Provinzial«
landtag für die Hcistellungsarbeiten an dem Dom zu Wetzlar 20 000 Mark zur Verfügung des
Prouinzialcmsschuffes gestellt, einerseits, um grundsätzlichseine Bereitwilligkeit zur Mitwirkung bei dieser
großen Aufgabeder Denkmalpflegezu bekunden, und andererseitsum die damals bereits eingeleiteten
Verhandlungen zur Beschaffung der Baukosten,insbesonderedie Bewilligung der Lotterie zu diesem
Zwecke zu fördern. Die Baukosten, welche damals auf 1400000 Mark berechnet waren, sind
inzwischenin der Ministerialinstanz auf 1 Million herabgesetztworden, und es sollen hiervon
aufgebrachtwerden von dem Fiskus auf Grund rechtlicher Verpflichtung des Patronatsbaufonds
82800 Mark, von der Stadt Wetzlar 20 000 Mark, von der katholischen Kirchengemeinde daselbst
4000 Mark und von der evangelischen Kirchengemeinde 16000 Mark. Es stehen dann weiter
zur Verfügung: Vom Kreise Wetzlar 12500 Mark, vom Wetzlarer Dombauverein 44700 Mark,
dann die bereits erwähnte Beihilfe der Provinz mit 20 000 Mark und schließlich der Ertrag der
Lotterie mit 650 000 Mark, so daß 850000 Mark gedeckt wären und noch ein Rest verbliebe von
150000 Mark, bezüglich dessen die Herren Ressortministerdie Hoffnung ausgesprochen haben, daß
auch dieser Betrag noch von der Provinz übernommen werden möge.

Nun hat jedoch der Wetzlarer Dombauverein einen Antrag auf eine weitere Beihilfe von
nur 100 000 Mark gestellt, indem er hofft, die noch fehlenden50 000 Mark in anderer Weise
aufbringen zu können,und die I. Fachkommission ist mit dem Provinzialausschusseder Auffassung,
daß die Beihilfe entsprechend diesem Antrage auf 100 U00 Mark zu bemessen sei, und zwar zahlbar
in fünf Jahresrate« entsprechend der auf fünf Jahre veranschlagtenBauzeit.

Um für diese Beihilfe die nötige Deckung zu beschaffen,hat der Provinzialausschußvor»
geschlagen,daß der Ständefonds in den nächsten fünf Jahren eine außerordentlicheVerstärkung
von jährlich 20 000 Mark aus den Überschüssen der Landesbank erfahren sollte. Da hat aber die
I. Fachkommission geglaubt, auch noch einen Schritt weiter gehen zu können und Ihnen vorschlagen
zu dürfen, daß nicht nur diese 20 000 Mark dem Ständefonds zugeführt werden, sondern daß
durch Zuführung von 30 000 Mark der Ständefonds wieder auf die ursprüngliche Höhe von
120 000 Mark gebracht werde, und daß aus dem so erhöhten Ständefonds die Beihilfe von
20 000 Mark für den Dom zu Wetzlar geleistet werde. Es bliebe dann für dieses Jahr ein
Betrag von 10 000 Mark, für welchenein Deckungsvorschlag nicht vorliegt, und welcher daher für
das nächste Jahr zur Verfügung bleibt.

Schließlich,meine Herren, ist noch ein Mißstand zu erwähnen, der sich daraus ergeben
hat, daß die von der Provinz aus dem Ständefouds bewilligten Beihilfen dauernd offen gehalten
werden. Dadurch sind erhebliche Beträge, deren Verwendung anderwärts sehr erwünschtgewesen
wäre, lange Jahre hindurch festgelegt, so über 3000 Mark aus dem Jahre l885, über 4000 Mark
aus dem Jahre 1895, 5000 Mark aus dem Jahre 1897, und über 8000 Mark aus dem
Jahre 1899.

Meine Herren! Zur Beseitigung dieses Mißstandes schlägt Ihnen die I. Fachkommission
in Übereinstimmungmit dem Provinzialausschussevor, zu bestimmen, daß in der Regel die Be¬
willigungen nach fünf Jahren verfallen sollen, Ausnahmen sollen jedoch dann zulässig sein, wenn
entweder von vornherein eine längere Verwendungsfristvereinbart worden ist, oder wenn nachträglich
eine längere Verwendungsfristvon dem Provinzialausschussezugestandenwird.
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Meine Herren! Ans diesen Erwägungen habe ich die Ehre, Ihnen namens der I, Fach^
lommissionvorzuschlagen:

„Der Provinziallandtag wolle

1. die in der Drucksachen. Nr. 12 beiliegendenZusammenstellungunter H, 1 und 2 sowie
unter L 1—9 aufgeführten Beihilfen im Gesamtbeträge von 55 000 Mark bewilligen;

2". den Ständefonds durch Überweisungvon weiteren 30 000 Mark aus deu Überschüssen
der Landesbank wieder anf 120000 Mark erhöhen und hieraus für die Wieder¬
herstellungdes Domes zu Wetzlar eine weitere Beihilfe von 100 000 Mark, zahlbar
in fünf Jahresraten, bewilligen; (Abgeordneter Freiherr von Solemacher°Ant-
weiler: Sehr richtig!)

3. bestimmen, daß die aus dem Ständefonds bewilligten Beihilfen verfallen, wenn sie
nicht innerhalb fünf Jahren nach der Bewilligung abgehoben sind, es sei denn, daß
bei der Bewilligung eine längere Verwendungszeitfestgesetztwar oder der Provinzial-
ausschuß die letztere verlängert hat. In welcher Weise diese Bestimmung auf die
bereits erfolgten Bewilligungen Anwendung findet, soll der Beschlußfassung des Pro-
vinzialausschusses überlassen werden."

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung — schließe dieselbe, da sich niemand
zum Wort meldet und darf feststellen,daß das hohe Haus sich mit den Anträgen der I. Fach¬
kommission einverstandenerklärt hat.

Wir kommenzu dem folgenden Gegenstande:
„Antrag der I. Fachkommission zu der Petition des Kirchenvorstandes der
Pfarrgemeinde Küdinghoven um Bewilligung einer Beihilfe für Erhaltung
des Kirchturms und,"

wenn das hohe Haus damit einverstandenist, verbinden wir damit zugleich den weiteren
„Antrag der Pfarrgemeinde Saarbrücken auf Bewilligung einer Beihilfe
für die Wiederherstellung der Ludwigskirche."

Dann würde der Herr Berichterstatter gleich über beide Sachen berichtenund das hohe
Haus könnte über beide Sachen verhandeln und beschließen.

Ein Widerspruchgegen die Verbindung der beiden Gegenständeder Tagesordnung erfolgt
nicht. Ich stelle fest, daß das hohe Haus sie gemeinsam zu verhandeln wünscht, und gebe dem
Herrn Berichterstattervon Grootc über beide Gegenstände zugleich das Wort.

BerichterstatterAbgeordneter von Groote: Meine Herren! Es liegen die beiden von
dem Herrn Vorsitzendenbereits erwähnten Petitionen vor: „Einmal von der Pfarrgemeinde
Küdinghoven, welche nachträglich zu den bereits aufgewendeten Baukosten für Herstellung des
Turmes au der Kirche daselbst eine Beihilfe erbittet und sodann eine Petition der evangelischen
Gemeinde in Saarbrücken welche um die Erhöhung einer früher bewilligten Beihilfe für die
Wiederherstellungeiner Figurengruppe in der Kirche nachsucht.

Meine Herren! Die I. Fachkommission hält zunächst eine eingehendeVorprüfung dieser
beiden Petitionen durch den Piovinzmlausschußfür erforderlich und schlägt Ihnen daher vor, beide
Petitionen zunächst dem Provinzialausschussezu überweisen.

Vorsitzender Becker: Es meldet sich niemand zum Wort. — Ich schließe die Verhandlung
und stelle fest, daß das hohe Haus die beiden Petitionen, dem Antrage der Kommisston entsprechend,
dem Provinzialcmsschußzunächst überwiesenhat.
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Wir treten ein in die Beratung des achten Gegenstandesder Tagesordnung:
„Antrag der I. Fachkommission zum Vorbericht und zum Haupt-Haus-
haltungsplan der Provinzialverwaltung der Rheinprovinz sowie zu den
zu demselben gehörenden Haushaltsplänen der einzelnen Verwaltungs¬
zweige und Anstalten."

Berichterstatterist der Herr Abgeordnetevon Laer, dem ich das Wort gebe.
BerichterstatterAbgeordneter von Laer: Meine Herren! Der Vorberichtzu den Haus¬

haltsplänen ist Ihnen bereits bei Beginn unserer Verhandlungen durch den Herrn Landeshauptmann
in eingehenderWeise erläutert worden. Der Vorbcricht und dessen Erläuterungen haben, soweit
die Verhandlungen das erkennen lassen, den Beifall des hohen Hauses gefunden; und da auch in
der I. Fachkommissionirgend welche Einwendungen und Bedenken gegen diesen Vorbericht nicht
erhoben worden sind, so glaube ich, mich eines weiteren Eingehens auf diese Seite der Sache
enthalten zu dürfen.

Meine Herren! Nachdem nunmehr die einzelnen Haushaltspläne sämtlich festgestellt
worden sind, erübrigt es, den Haupt'Haushaltsplan durch Zusammenstellung dieser festgestellten
Haushaltspläne formell zu erledigen.

Die Haushaltspläne haben in den Fachkommissionenund in diesem hohen Hause irgend
eine Änderung nicht erfahren, so daß die Zusammenstellung lediglich nach den Vorschlägen des
Provinzialausschusseserfolgen kann. Es handelt sich hier ja in allen Fällen um endgültige
Beschlüsse dieses hohen Hauses, und ich kann mir deshalb auch wohl ein weiteres Eingehen auf
die einzelnen Positionen versagen. Ich darf nur in die Erinnerung zurückrufen,daß der Haus¬
haltsplan insgesamt abschließt mit einem Bettage von 13 299 000 Mark gegenüberdem vorjährigen
bezw. dem laufenden Haushaltsplan mit einem Betrage von 12 91? 000 Mark. Das Mehr von
382 000 Mark ist Ihnen bereits bekannt und, wie gefagt, durch die Beschlüsse des hohen Hauses
zu den einzelnenHaushaltsplänen auch bereits endgültig festgelegt.

Meine Herren! Was die Deckungsfrage betrifft, fo handelt es sich um eine Summe von
? 609 000 Mark, die nicht aus den eigenen Einnahmen des Haupt-Haushaltsplanes an sich gedeckt
sind. Es sind das gegenüber dem Bedarfe im laufenden Rechnungsjahre mit 7 236 000 Mark
mehr 373 000 Mark. Es handelt sich nun darum und es ist zur Erwägung gekommen, ob man
vielleicht aus den Überschüssen der Landesbankweitere Summen entnehmenkönnte, um einen Teil
dieses Betrages zu decken und dadurch eine Erhöhung der Provinzialabgaben zu vermeiden. Meine
Herren! Es ist nach eingehender Erwägung in der Fachkommission auch die Überzeugunggewesen,
daß eine weitere Entnahme von Überschüssenaus der Landesbank nicht zulässig ist. Es weiden jetzt
bereits nach den Vorlagen aus der Landesbank entnommen 584 502 Mark, also eine sehr
beträchtliche Summe, und es ist dabei zu erwägen, daß die Landesbank auch für ihre eigenen
Zwecke erhebliche Beträge nötig hat zur Bildung von Rücklagefonds und zur Erweiterung ihrer
Geschäftsräume, wie das in dem Vorberichte des einzelnen näher ausgeführt ist. Wenn die
Landesbank also weitere Überschüsse für die allgemeinen Zwecke der Provinzialverwaltung nicht
hergebenkann, fo erübrigt nur, auf die Provinzialabgaben zurückzugreifen.

In dem Vorberichte ist angenommen, daß den Provinzialabgaben für 1905 zugrunde
zu legen sei ein staatliches Steuersoll von 61,5 Millionen Mark, eine halbe Million Mark mehr
als für das Rechnungsjahr 1904 angenommen ist. Meine Herren! Diese Summe von 61,5
Millionen Mark ist ja vielleicht etwas vorsichtig gegriffen. Man darf wohl die Hoffnung hegen,
daß tatsächlich ein etwas höheres Steuersoll (Glocke des Vorsitzenden) festgestellt werden wird.
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Indessen glaubt die I. Fachkommission,Ihnen doch vorschlagenzu sollen, an dieser vorsichtigen
Bemessungfestzuhalten,um nicht von neuem in finanzielle Schwierigkeitenzu geraten, die wir jetzt
nicht so leicht überwinden könnten wie früher, weil wir keinen Reservefonds in der früheren
beträchtlichen Höhe mehr zur Verfügung haben.

Wenn wir also daran festhalten,diese Summe von 61,5 Millionen zugrunde zu legen,
so ergibt sich, daß die bisherige Besteuerungmit 12 °/o nicht ausreicht, um den Bedarf zu decken.
Wie bereits erwähnt, beläuft sich dieser Bedarf auf ? 609 000 Mark, und wir würden, um ihn zu
decken, zu einer Erhöhung der Prouinzialabgaben auf 12 ^2 Prozent übergehen müssen. Geschieht
das, so ergibt sich allerdings ein kleiner Überschuß, ein kleiner Mehreingang an Prouinzialabgaben,
der rechnungsmäßig 78 500 Mark beträgt. Diese Summe erscheint aber einerseits keineswegs
übermäßig hoch und andererseits erscheint es sehr erwünscht, durch diese Summe eine gewisse Reserve
anzusammeln. Es sind bereits, wie Ihnen bekannt ist, einige Ausgaben auf die zu erwartenden
Mehreinnahmen an Provinzialabgaben angewiesen,einzelne Ausgaben, die nicht im Haushaltsplan
enthalten sind, und es ist weiter anzunehmen,daß auch noch im Laufe dieses Jahres das Bedürfnis
nach außeretatsmäßigen Ausgaben sich geltend machen wird.

Dazu kommt, daß mit Sicherheit schon jetzt darauf gerechnet werden darf, daß das
Rechnungsjahr 1906 eine weitere Erhöhung des Bedarfes bringen wird.

Meine Herren! Die Erhöhung der Provinzialabgaben um ^2 Prozent ist ja zweifellos
eine Sache von großer Wichtigkeit. Da aber irgend welche Einwendungen bei den Verhandlungen
in diesem Hause nicht erhoben sind, so darf man wohl annehmen, daß die Überzeugungvon der
Notwendigkeitund Angemefsenheit dieser Erhöhung allgemein ist.

Die I. Fachkommissionschlägt Ihnen daher vor, dieser Erhöhung des Provinzialabgabe-
qucmtums durch Festsetzung der Prozentsumme auf 12 ^2 zuzustimmen.

Meine Herren! Die weiteren Vorschläge des Prouinzialausschusses zum Vorberichtc
betreffen zunächst zwei außeretatsmäßigc Ausgaben, die noch gedeckt werden müssen. Die eine
Ausgabe betrifft die Summe von 8000 Mark für das von dem Prouinziallandtage zur An¬
fertigung beschlossene Ölbild des früheren Herrn Landeshauptmannes, eine Sache, die an sich
bereits erledigt ist, für die aber jetzt formell nur die Deckung des bereits verausgabten Betrages
in Höhe von 8000 Mark gesucht weiden muh. Das zweite betrifft die Deckung eines Fehlbetrages
aus dem laufenden Rechnungsjahre. Wie Ihnen das bereits aus den früheren Vortrügen bekannt
ist, wird bei dem Haushaltsplan der Fürsorgeerziehungein nicht unerheblicher Fehlbetrag eintreten,
weil die Zahl der Zöglinge erheblich größer geworden ist, als bei der Aufstellungdes Haushalts«
Plans angenommenwerden konnte, uuc> weil auch die Kosten für den einzelnen Zögling sich infolge
des Umstmidcserhöht haben, oatz mehr, als angenommen, Zöglinge in höherem Lebensalter, das
heißt von über 18 Jahren, überwiesenworden sind.

Meine Herren! Der Antrag enthält dann weiter noch den Vorschlag, daß für den Fall,
daß der Haushaltsplan für das nächste Rechnungsjahr nicht rechtzeitigvom Prouinziallandtag sollte
festgestellt werden können, die Verwaltung auf Grund des jetzigen Haushaltsplanes weiter geführt
werden darf — ein Beschluß, den Sie in jedem Jahre gutgeheißen haben, der an sich durchaus
nichts bedenkliches enthält, und der notwendig ist, um für den immerhin möglichen Fall, daß der
Prouinziallandtagden nächstjährigen Haushaltsplan nicht rechtzeitig feststellen sollte, Vorsorge zu treffen.

Schließlich, meine Herren, ist noch ein Beschluß vorgesehen,daß die etwaigen Mehr¬
einnahmen aus Prouinzialabgaben zur Verfügung des Prooinziallandtages gehalten werden, soweit
nicht bereits über diese Mehreinnahmen durch Beschlußverfügt worden ist.
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Der Antrag der I. Fachkommission, den ich die Ehre habe, dem hohen Hause vorzulegen,
geht dahin, den Antrag des Provinzialausschussesseinem ganzen Wortlaute nach unverändert
anzunehmen. Der Antrag lautet:

„Der Provinziallandtag wolle
1. den Haupt-Haushaltsplan nebst den dazu gehörigen Haushaltsplänen für die einzelnen

Verwaltungszweigeund Anstalten feststellen; (Unruhe. Glocke des Vorsitzenden.)
2. genehmigen, daß zur Bestreitung der Ausgaben 12'/« °/° des berichtigtenSollauf¬

kommens an direkten Staatssteuern des Rechnungsjahres 1905 als Provinzialabgabe
erhoben werde;

3. beschließen, daß nach dem festgestellten Haupt-Haushaltsplane und nach den zu dem¬
selben gehörenden Haushaltsplänen der einzelnen Verwaltungszweige und Anstalten
auch nach dem 1. Januar 1906 bezw 1. April 1906 die Verwaltung so lange
weitergeführtund die zn 2 genehmigte Provinzialabgabe so lange weiter erhoben werde,
bis der Provinziallandtag neue Haushaltspläne genehmigthaben wird;

4. genehmigen,daß zur Bestreitung der Kosten der vom 43. Rheinischen Provinzial-
landtage am 12. Februar 1903 beschlossenen Anfertigung eines Ölbildes des Landes¬
hauptmanns a. D., WirklichenGeheimen Ober-Regicrungsrats Dr. Klein, 8000 Mark
aus den Zinsüberschüssen der Landesbank entnommen werden;

5. ferner genehmigen,daß der sich bei den Kosten der FürsorgeerziehungMinderjähriger
im Rechnungsjahre1904 voraussichtlich ergebende Fehlbetrag, soweit er aus Provinzial-
mitteln zu decken ist, aus den Mehreinnahmen der Provinzialabgaben bestritten werde;

6. endlich bestimmen,daß die nach Entnahme der Beträge etwa noch verbleibende Summe
an Mehreinnahme aus den Provinzialabgaben zur Verfügung des Provinziallandtags
gehalten werde."

Vorsitzender Becker: Ich eröffnedie Verhandlung — fchließe dieselbe, da sich niemand
zum Worte meldet, und darf ohne besondere Abstimmung feststellen,daß das hohe Haus dem
Antrage feiner I. Fachkommission beigetretenist.

Wir kommen zum neunten Gegenstand der Tagesordnung:
„Antrag der I. Fachkommission zum Bericht des Provinzialausschusses,
beteffend den Vermögensstand des Rheinischen Provinzialverbandes."

Berichterstatter ist Herr AbgeordneterDr. Kaufmann.
Berichterstatter Abgeordneter Dr. Kaufmann: Meine Herren! In Drucksache 2 hat

Ihnen der Provinzialausschuß den Bericht über den Vermögensbestanddes Provinzialverbandes
erstattet. Der Herr Landeshauptmann hat Ihnen ja auch schon die Zahlen in seinem umfang¬
reichen Berichte angegeben und dabei alle die Mitteilungen gemacht, die Sie interessieren. Ich
nehme an, daß Sie auch von dem schriftlichenBericht des ProvinzialausschussesKenntnis genommen
haben, und beantrage namens der I, Fachkommission, den Bericht durch Kenntnisnahmeals erledigt
zu erachten. (Bravo! und Heiterkeit.)

Vorsitzender Becker: Es meldet sich niemand zum Wort. — Dann schließe ich die Ver¬
handlung und stelle fest, daß das hohe Haus dem Antrage der I. Fachkommission stattgegebenhat.

Zur Verhandlung steht nunmehr Gegenstand Nr. 10 der Tagesordnung:
„Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial¬
ausschusses, betreffend die Errichtung einer Stiftung zur Erinnerung an
die silberne Hochzeit I. I. Majestäten des Kaisers und der Kaiserin."

19*
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Berichterstatterist der Herr AbgeordneteMichels, dem ich das Wort gebe^
BerichterstatterAbgeordneterMichels: Meine verehrten Herren! Der Bericht und der

Antrag des Provinzialausschusses,betreffenddie Errichtung einer Stiftung zur Erinnerung an die
silberne HochzeitIhrer Majestäten des Kaisers und der Kaiserin, ist von Ihnen der I. Fach¬
kommission zur Vorbereitungüberwiesenworden.

Ich habe die Ehre, über das Ergebnis der Beratung namens der I. Fachkommission zu
berichten, und zunächst festzustellen, daß die Fachkommisston durch einhelligenBeschlußdem hohen
Hause empfiehlt, dem Antrage des Provinzialausschussesdie Zustimmung zu erteilen. (Beifall.)

Am 27. Februar 1906 werden Ihre Majestäten die Feier Ihrer Silberhochzeitbegehen,
und es ist ein selbstverständlichesHerzensbedürfnis aller wohlgesinnten Untertanen, diesen Tag
festlich zu begehenund die ungeteilte Verehrung, welche wir unserm erhabenen Herrscherpaareent¬
gegenbringen,auch durch ein äußeres Zeichen der unwandelbaren Liebe und Anhänglichkeitzum
Ausdruckzu bringen.

Der Vorschlagdes Provinzialausschusses,zum Andenkenan die Feier eine Stiftung zur
Fürsorge für verkrüppelte Personen in der Rheinprovinzzu errichten, ist daher freudigbegrüßt worden.

Ihre Fachkommissionhat sich der Begründung des Antrages, der gedruckt in Ihren
Händen sich befindet, nach allen Richtungen angeschlossen.

Es wird Aufgabe der Stiftung sein, möglichst dahin zu wirken, daß diesen unglücklichen
Menschen durch Beihilfe zu den Pflege- und Unterrichtskostendie Aufnahme in einer der aller¬
dings erst seit kurzer Zeit bestehendenoder in der Gründung begriffenenAnstalten zu Kreuznach,
Bigge in Westfalen und Cöln ermöglicht werde. Fernerhin durch Gewährung von Beihilfen zu
den Kosten der Begründung einer selbständigen Existenz sowie durch Bewilligung von Kurkosten
zur Beseitigung oder Verbesserungder Krnppelhaftigkeit,zur Seite zu stehen.

Wie groß dieses Feld der Fürsorge ist, geht aus der vor einigen Jahren aufgenommenen
Statistik hervor, wonach von den in der Rheinprovinz lebenden 49 508 Krüppeln nur 26 210 sich
selbst erhalten können, wahrend der Rest auf ihre Familien und die Wohltätigkeit angewiesen ist.

Die Ausgestaltung der Stiftung wird so vorgeschlagen,daß vom Rechnungsjahre 1906
ab jährlich der Betrag von 10 000 Mark unter besonderemTitel als „Wilhelm II. und Auguste
Viktoria-Stiftung" in dem Haushalte für milde Stiftungen eingestelltwird mit der Maßgabe, daß
nicht verwendeteBeträge dem Fonds für das nächste Jahr überwiesenwerden.

Bei dem stets bewiesenen,allgemein mit tiefem Dank anerkannten Bestreben unseres
Allerhöchsten Herrscherpaares,sich der Armen, Bedrücktenund Notleidenden anzunehmenund den¬
selben tunlichstLinderung und Hilfe zu spenden, dürfte die Absicht, für diejenigen unglücklichen
und armen Krüppel zu sorgen, denen eine gesetzlicheFürsorge nicht zur Seite steht, als eine
glücklicheund sympathische von Ihren Majestäten aufgenommenweiden.

Wenn wir hoffen dürfen, daß diese Erwartung zutrifft, so würde der lebhafte Wunsch
des Rheinischen Provinziallandtages, Ihren Majestäten bei Gelegenheit der silbernen Hochzeit
einen erneutenBeweis tiefer Dankbarkeitund unwandelbarerTreue darzubringen,in Erfüllung gehen.

Ihre I Fachkommifston beehrt sich, einstimmigdie Anträge des Provinzialausschussesdem
hohen Hause zur Annahme zu empfehlen. Diese Anträge lauten:

„Der Provinziallandtag wolle
I. beschließen, zur bleibenden Erinnerung an das denkwürdige Fest der silbernen

Hochzeit Ihrer Majestäten des Kaisers und der Kaiserin einen Betrag von 10 000
Mark vom Jahre 1906 ab jährlich in den Haushaltsplan über die Unterstützung
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milder Stiftungen :c. als Stiftung zur Fürsorge für verkrüppelte Personen
einzustellen;

2. das Präsidium des Provinziallandtags in Verbindung mit dem Provinzialausschuß
beauftragen, Ihren Majestäten die Glückwünsche der Provinz zur silbernenHochzeit
darzubringen und dabei die AllerhöchsteGenehmigung nachzusuchen, daß dieser
Stiftung der Name „Wilhelm II, und Auguste Viktoria-Stiftung" beigelegtwerde."

Ich erlaube mir, diese Anträge Ihrer Beschlußfassung zu unterbreiten. (Beifall.)
Vorsitzender Becker: Es meldet sich niemand zum Wort. — Dann darf ich die Verhand¬

lung schließen und die einstimmigeAnnahme der Anträge der I. Fachkommission feststellen.
Wir kommen dann, meine Herren, zum

„Antrag der I. Fachkommission zum Bericht und Antrag des Provinzial-
ausschusses, betreffend die Darbringung einer Hochzeitsgabe bei Gelegen¬
heit der Vermählung Seiner Kaiserlichen und Königlichen Hoheit des
Kronprinzen."

Berichterstatter ist wiederum der Herr AbgeordneteMichels.
BerichterstatterAbgeordneterMichels: Meine Herren! Der Bericht und Antrag des

Provinzialausschusses,betreffend die Darbringung einer Hochzcitsgabe bei Gelegenheitder Vermäh¬
lung Sr. Kaiserlichen und KöniglichenHoheit des Kronprinzen, ist ebenfalls der I. Fachkommission
zur Voiberatung überwiesenworden, und ich habe die Ehre, auch diesen Antrag nach einhelligem
Beschlusse der Kommissiondem hohen Hause zur Annahme zu empfehlen.

Das freudige und für unfer Vaterland glückverheißendeEreignis der bevorstehenden
Vermahlung Sr. Kaiserlichen und Königlichen Hoheit des Kronprinzen gibt sicherlich dem Rheinischen
Provinziallandtag eine willkommene Gelegenheit, dem zukünftigenErben des Thrones namens der
Bewohner der Rheinprovinz eine Huldigung darzubringen.

Alle Vorgänge in der Familie unseres vielgeliebten Herrscherhauseswerden von den
getreuen rheinischen Untertanen mitempfunden,und so wird der Hochzeitstagdes Thronfolgers ein
hoher Freuden- und Festtag für Preußen und besonders für die Rheinprovinz sein, denn Seine
Kaiserliche und Königliche Hoheit der Kronprinz haben sich während des mehrjährigen Besuchsder
Hochschule zu Bonn in hervorragender Weise die Liebe und Anhänglichkeitder Rheinländer zu
erwerben gewußt.

Das Andenkenan den Hochzeitstagfür alle Zeiten durch eine würdige Hochzeitsgabe zu
sichern, ist zweifellosder lebhafte Wunfch der Rheinprovinz und ihrer Vertreter.

Um diesen Wunsch zu verwirklichenund auszuführen, hat der Provinzialausschußden
Ihnen unterbreiteten und überall sympatischaufgenommenenAntrag gestellt. Nach dem Antrage
ist beabsichtigt, im Verein mit der NachbarprovinzWestfalen dem Kronprinzen und feiner hohen
Braut einen Tafelschmuck in Silber zum Geschenk anzubieten. —

Derselbe soll in einer Reihe von Prunkstücken bestehen. Die Entwürfe zu denselben
rühren von dem DüsseldorferKünstler Herrn Professor Schill her, welchem Herr Professor Oeder
seinen Rat und seine Erfahrung zur Verfügung zu stellen die Güte hatte. Die Ausführung soll
von rheinischenund westfälifchenGoldschmiedenerfolgen, die Namen derselben: Beumers in
Düsseldorf, Gabriel Hermeling in Cöln und Oesthues in Münster bürgen für eine künstlerische
und wirkungsvolleAusführung.

Die Kosten des Geschenkes sind im ganzen auf rund 120 000 Mark veranschlagt, von
welchem Betrage jede der beiden Provinzen die Hälfte aufzubringenhätte.
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In Übereinstimmungmit Westfalen hat der Provinzialausschuß geglaubt, daß es richtig
sei, wenn den Städten und Landkreisen beider Provinzen Gelegenheitgeboten werde, als selbständige
Körperschaftenan der Hochzeitsgabe teilzunehmen.

Die Rundfrage hat, wie dieses nicht anders zu erwarten war, die einhellige Zustimmung
aller rheinischensowie westfälischenStädte und Kreise erfahren. Die Einwohnerzahl soll als
Maßstab für den Beteiligungsanteil gelten.

In der Rheinprovmz tragen Städte und Kreise 27550 Mark zu den Kosten bei. Der
Nestbestandsoll den Iinsüberschiissender Landesbank entnommen werden.

Da die Hochzeitsgabe selbst zu der voraussichtlich im Frühlinge stattfindendenVermählungs¬
feier nicht fertig gestellt werden kann, sollen dem hohen Paare Zeichnungender einzelnen Stücke
mit einer Glückwunschadressebeider Provinzen überreichtwerden.

Die I. Fachkommissionhat sich mit allen diesen Vorschlägen einverstanden erklärt und
beehrt sich ihrerseits einstimmig, dem hohen Hause die Annahme des Antrages des Provinzial-
ausschusses zu empfehlen. Derselbe lautet:

„Der Provinziallandtag wolle
1. beschließen, Seiner Kaiserlichen und Königlichen Hoheit dem Kronprinzenbei Gelegenheit

Seiner Vermählung mit Ihrer Hoheit der Herzogin Cecilie zu Mecklenburgals Hoch-
zeitsgabe gemeinsammit der Provinz WestfalenTafelprunlstückeuach den vorliegenden
Entwürfen darzubringen;

2. den Provinzialausschußbeauftragen, das Erforderliche wegen Anfertigung und Über¬
reichungder Hochzeitsgabe sowie wegen Darbringung der Glückwünsche des Proviuzial-
verbllndes zu veranlassen;

3. genehmigen, daß die auf die Rheinprovinz entfallenden Kosten, soweit sie nicht aus
den Beiträgen der Stadt- und Landkreise gedeckt werden, aus dem Zinsgewinn der
Landesbank entnommen werden."

Das hohe Haus wird gewiß bereitwilligstund einstimmigdiesem Antrage zustimmen,und
damit der Zuversicht und Hoffnung Ausdruckgeben, daß Seine Kaiserliche und Königliche Hoheit
der Kronprinz und seine hohe Braut die Herzogin Cecilie zu Mecklenburg, die von den beiden
Provinzen gemeinsamanzubietendeHochzeitsgabeals einen Beweis treuer Hingabe und Verehrung
der Bewohner von Rheinland und Westfalen huldreichstbetrachten. (Zustimmung und Beifall.)

Vorsitzender Becker: Ich eröffne die Verhandlung, — schließe dieselbe, da sich niemand
zum Worte meldet, und darf wohl feststellen,daß das hohe Haus einmütig den Anträgen der
I. Fachkommission zugestimmthat.

Meine Herren! Wir kommen zu der Entlastung der Rechnungen, und zwar zu den
Gegenständen unter Nr. 12, 13, 14 und 15. Das sind die Anträge der verschiedenen Fach¬
kommissionen auf Entlastung der Rechnungen.

Zur Geschäftsordnung hat Herr AbgeordneterFriederichs ums Wort gebeten. Ich gebe
ihm das Wort.

AbgeordneterFriederichs-Remscheid: Meine Herren! Gestützt auf frühere Gepflogenheiten
in diesem Hause darf ich mir wohl gestatten, den Antrag zu stellen, die Nummern 12, 13, 14
und 15 unserer Tagesordnung in einem Gange zu erledigen, und zwar durch Zurus. (Beifall.)

Vorsitzender Becker: Es ist der Antrag vom AbgeordnetenFriedrichs gestellt worden,
die Gegenständedurch Zuruf zu erledigen.
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Gegen den Antrag werden Bedenkennicht laut. Dann stelle ich das als Ihren Willen
fest und frage an, ob einer der Herren Berichterstatternoch das Wort wünscht. — Das ist nicht
der Fall, Ich darf wohl ohne weitere Abstimmungfeststellen, daß das hohe Haus die Entlastung
der sämtlichen Rechnungen in den Gegenständen 12—15 der Tagesordnung ausgesprochen hat,
(Zustimmung)

Damit sind wir am Ende unserer heutigen Tagesordnungund unserer diesmaligenSitzungen.
Ich habe die Ehre, dem Königlichen Herrn Kommissariuszu melden,daß der 45. Rheinische

Provinziallandtag seine Geschäftebeendet hat.

Stellvertretender Landtagstommifsarius, Königl. Regierungs-Präsident von Hartmann:
(Die Mitglieder erheben sich!)

Hochgeehrte Herren!
Sie sind am Ende Ihrer Beratungen angelangt. Die Ihnen von dem Provinzial-

ausschuß unterbreiteten Vorlagen haben Sie nach gründlicher Vorbereitung in den Kommissionen
unter der erfahrenen umsichtigen Leitung Ihres Vorsitzenden mit Sorgfalt und Sachlunde in kurzer
Zeit erledigt und in einsichtsvoller Würdigung der hervorgetretenen Bedürfnisseden Ausbau unserer
provinziellenEinrichtungensich angelegen sein lassen.

Indem ich Ihnen für Ihre bereite Hingabe an die bedeutendenkommunalenAufgaben
unserer Heimatprovinz den Dank und die Anerkennungder Stacitsregierung ausspreche, erkläre ich
namens Seiner Majestät des Kaisers und Königs den 45. Rheinischen Provinziallandtag hiermit
für geschlossen.

Vorsitzender Becker: Das Wort hat noch erbeten der Herr AbgeordneteFriederichs.
AbgeordneterFriederichs-Remscheid: Meine Herren! Die älteren Mitglieder des hohen

Hauses werden sich sagen, daß während dieser Tagung außergewöhnlich steißig und emsig gearbeitet
worden ist. Mit dem eisten Tage dieser Woche begann diese Tagung, mit dem Vormittag des heutigen
Tages hat sie schon ihren Abschluß gefunden. Es ist dies ermöglichtworden durch die sorgfältige
Ausarbeitung der Vorlagen, durch ihre gewohnte überzeugende Begründung und durch die energische
Tätigkeit unserer Kommissionen. Aber, meine Herren, bei alledem würde es nicht gelungen sein,
in so kurzer Zeit sachlichalles so zu erledigen ohne die vortreffliche,tatkräftige und gerechte
Leitung unserer Verhandlungen. (Beifall.)

Meine Herren! Lassen Sie uns nicht, wie leider das vorige mal nach Hause gehen,
ohne unseren pflichtschuldigen Dank auszusprechen, für diese hervorragende Leitung. (Beifall.)

Ich darf wohl im Namen der sämtlichen Mitglieder des hohen Hauses den Herrn
Vorsitzendenbitten, für sich, für seinen Stellvertreter und für die Herren Schriftführer unseren
aufrichtigenDank entgegenzu nehmen. (Lebhafter Beifall.)

Vorsitzender Becker: Meine Herren! Ich danke Ihnen, zugleich namens meines Herrn
Kollegen und der Herren Schriftführer herzlich für die liebenswürdigenDankesworte, die Sie eben
durch den beredten Mund des Herrn AbgeordnetenFliederichs uns haben zu teil werden lassen.

Meine Herren! Wenn unsere Geschäfte so glatt verlaufen sind, so hat das Hauptverdienst
daran die allseitige Unterstützung, die wir bei Ihnen, meine Herren, in der Geschäftsführung
gefundenhaben, und ferner der Umstand, daß während unserer ganzen Tagung das ganze Verhältnis
gegenseitig stets ein harmonisches,freundlichesund herzliches war. (Lebhafter Beifall.) Möge das
immer fo bleiben. (Beifall.)
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Und nun, meine Herren, lassen Sie uns unsere Beratungen schließen, wie wir sie begonnen
haben, mit der Versicherung der innigen Liebe, der Anhänglichkeit und Treue gegen unser erhabenes
Herrscherhaus. (Beifall,)

Se. Majestät unser teurer Kaiser und das ganze Kaiserhaus, es lebe hoch — und nochmals
hoch — und nochmals hoch. (Die Mitglieder, die auch diese Ansprache stehend entgegengenommen
haben, stimmten begeistertin das dreimalige Hoch ein)

Ich schließe die Sitzung.
Schluß 11'/« Uhr.
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